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Dicke seien „selbst an ihrem Zustand schuld, sie müssten ja einfach nur weniger
essen“. Dieses Vorurteil hören übergewichtige Männer, Frauen und Kinder

oft, aber neue Forschungsergebnisse belegen, dass dies nicht stimmt. „Beim Dick-
werden ist nicht Willensschwäche entscheidend, son-
dern der Lebenswandel“, sagt SPIEGEL-Redakteurin
Veronika Hackenbroch, die für den aktuellen SPIEGEL-
Titel zusammen mit ihren Kolleginnen Laura Höflin-
ger und Kerstin Kullmann recherchierte. Einer ihrer
Gesprächspartner war der Mediziner und Adipositas-
Experte Achim Peters. Im SPIEGEL-Interview sagt
er, dass vor allem Dauerstress, etwa Unzufriedenheit
mit der Arbeit, Armut oder Existenzangst, zu Über-
gewicht führe. Wie das Gehirn dabei Einfluss auf das
Essverhalten nimmt, haben Wissenschaftler durch
 Experimente nachweisen können. Ihre Schlussfolge-
rung: Diäten, die an den Lebensumständen nichts
 ändern, sind zum Scheitern verurteilt (Seite 98).

Lange Jahre standen Frank Schirrmacher, Mitherausgeber der „Frankfurter
 Allgemeinen“, und SPIEGEL-Redakteur Jan Fleischhauer politisch auf dersel-

ben Seite. Beide waren überzeugte Konservative, hielten den Kapitalismus für
ver teidigungswürdig. Fleischhauer denkt auch heute noch so, Schirrmacher hat
sich gewandelt, vom Verteidiger des Kapitalismus zu einem vehementen Skeptiker.
Nach früheren Debattenbeiträgen wie „Minimum“ und „Das Methusalem-Kom-
plott“ rechnet er in seinem neuen Buch „Ego“ mit einer Gesellschaft ab, die den
hemmungslosen Egoisten als vernünftigeren Menschen feiert und eine „moderne
Informationsökonomie“ begründet. In einem SPIEGEL-Essay stellt Schirrmacher
 seine Überlegungen vor und verteidigt sie anschließend in einem Gespräch mit
Fleischhauer (Seite 114).

Familienministerin Kristina Schröder hat weniger Zeit als üblich für Journalisten,
ihre Tochter gewöhnt sich in die Kita ein. Der SPIEGEL-Titel der vergangenen

Woche, mit seiner massiven Kritik an der Familienpolitik der Bundesregierung, sorgte
dafür, dass sich Schröder trotzdem eine Stunde Zeit nahm, um mit den SPIEGEL-
Redakteuren René Pfister und Alexander Neubacher über eine Studie zu diskutie-
ren, die ihrer Politik weitgehende Unwirksamkeit bescheinigt. Schröder: „Die
Politik darf nicht vorgeben, wie Familien zu leben haben“ (Seite 22). 

Zwei Wochen nach dem Einmarsch der französischen Armee ist die Stadt
 Timbuktu im Norden Malis immer noch eingeschlossen. Das malische Militär

riegelt alle Zufahrtswege in die Wüsten-
stadt ab, um die Rückkehr der Islamisten
zu verhindern. SPIEGEL-Redakteur
 Thilo Thielke ist es dennoch gelungen,
mit einem Buschpiloten in die legendäre
Stadt vorzudringen. Durch die Straßen
wehten noch die verkohlten Reste ver-
brannter Bücher. „Die Glaubenskrieger“,
sagt Thielke, „haben sich einfach in die
Wüste zurückgezogen. Nun ist der Krieg
in Mali ein Geisterkrieg“ (Seite 82).
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In diesem Heft

Europas zwei Auto-Welten Seite 58
Opel, Peugeot und Fiat kämpfen ums Überleben, während BMW, VW und
Mercedes Umsatzrekorde feiern. Vor allem in Asien werden immer mehr
 Autos verkauft, auf dem europäischen Heimatmarkt wird es für alle eng.

Stuttgart 21: Ausstieg auf Raten Seite 16
Mit weiteren 2,3 Milliarden Euro Zusatzkosten steht das Bahnhofsprojekt
Stuttgart 21 auf der Kippe. Jetzt haben drei Staatssekretäre des Bundes 
die Regie übernommen. Für den Notfall planen sie einen Ausstieg auf Raten.

Mavericks-Surfer
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Die eine hat ihn, die andere vermutlich bald nicht mehr: Weil die Universität
Düsseldorf ausgerechnet der Bildungsministerin den Doktortitel entzog, wird
die Kanzlerin wohl ihre Vertraute Schavan im Kabinett verlieren.
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Tödliche
Welle Seite 92

Die Riesenbrecher von Mave -
ricks, einem Revier in Kalifor-
nien, ziehen Surfer aus aller
Welt magisch an. Das Wasser
ist kalt und dunkel, die Wellen
sind so hoch wie ein sechsstö-
ckiges Haus. Jeder Sturz kann
tödlich sein. Das Risiko gehen
die Wellenreiter ein: Nichts,
so sagen sie, sei vergleichbar
mit dem Glücksgefühl, dem
„Monster“ zu entkommen.
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Ausverkauf der Kirchen Seite 108
Viele Gotteshäuser in Deutschland fallen dem Abrissbagger zum Opfer.
 Andere dienen als Tanzschule, Turnhalle oder Speiselokal. In Hamburg
wollen Muslime eine protestantische Kirche sogar zur Moschee machen.

Rapper Anhan

Der italienische Patient Seite 78
In zwei Wochen müssen die Italiener entscheiden, wer ihr Land aus der
 Krise führen soll. Bis dahin erleben sie einen absurden Wahlkampf, in dem
ihnen Steuerrückzahlungen und rosige Zeiten versprochen werden.

Der singende
Haftbefehl S. 121

Er war Drogendealer, 
betrieb in Hessen ein 
Wettbüro und ist heute 
einer der erfolgreichsten
Gangsta-Rapper Deutsch-
lands. Das Besondere 
am Deutschtürken Aykut 
Anhan, der sich als Sän-
ger Haftbefehl nennt, ist
seine originelle Kunstspra-
che: ein Mix aus Migran-
ten-Slang und Deutsch.
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Blitzkrieg in der Sahara Seite 82
Französische Soldaten vertreiben Islamisten im Eiltempo aus den Städten
im Norden Malis. Aber viele Gotteskrieger haben sich nur zurückgezogen –
nun fürchten die Menschen in den befreiten Gebieten ihre Wiederkehr.

Appgelenkt
Warum Tablets und
Handys beim Studie-
ren stören. Außerdem
im UniSPIEGEL:
 Marode Uni-Gebäude,
ein mutiger Blogger
und Studenten, die als
Sex-Lehrer arbeiten.
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Nr. 6/2013, Das Sorgenkind – Deutsch-

lands gescheiterte Familienpolitik

Deine, meine, eure Kinder
Gratuliere zu Ihrem schonungslosen Be-
richt. Es ist schwer zu begreifen, warum
das deutsche Establishment immer noch
so wenig von den Erfahrungen europäi-
scher Nachbarn lernt. Seit 2005 ist in Nor-
wegen zum Beispiel der Aufbau der Kita-
Versorgung für alle angemeldeten Kinder
ab dem zweiten Lebensjahr gelungen.
Seit Jahren gibt es ein Jahr Gehaltsfort -
zahlung nach der Geburt, eine sehr hohe
Frauen-Beschäftigungsquote und eine
Geburtenrate von 1,95 Kindern pro Frau.
Bei Akademikerinnen in Leitungsfunktio -
nen ist sie sogar noch höher. 

WOLFGANG BIERMANN, OSLO  

Die deutschen Familienpolitiker glauben
doch wohl nicht, dass Paare Kinder be-
kommen, um sie dann komplett beim
Staat erziehen und betreuen zu lassen?
Gebt uns Familien wieder Freiheit, und
lasst Kinder wieder bei Vater und Mutter
aufwachsen.

HEIKO SCHOLZ, FRANKENBERG (HESSEN)

Der Titel unterstellt subtil, dass alle berufs -
tätigen Eltern in diesem Land ein einziges
Lebensmodell leben wollen und sollen:
Mama und Papa gehen in Vollzeit von
morgens bis abends arbeiten, und ihre
Kinder sehen sie – wenn überhaupt – mal
kurz vor dem Frühstück und nach dem
Abendessen. Schon mal den Gedanken
gehabt, dass es Eltern gibt, die von ihrer
Familie auch im Alltag etwas haben möch-
ten und sich das auch eine ganze Stange
Einkommen und Rente kosten lassen? 

JÖRG ARMBRUSTER, ANSBACH (BAYERN)

Wir leben in einem unglaublich kinder-
feindlichen Land. Meiner Freundin wurde
in der Schwangerschaft gekündigt, wir
bekamen massive Probleme, als wir mit
Baby auf Wohnungssuche waren. Mit
 einem Haustier hätten wir leichter eine
Wohnung bekommen.

ANNETTE MURPHY, HAMBURG

Selbst im gebärfähigen Alter, kann ich
sagen: Mein Herz schlägt für Kinder,
doch der Verstand sät Zweifel, da unsere
 Gesellschaft Familien nicht genug Wert-
schätzung entgegenbringt. In den Köpfen
der Deutschen muss ein Paradigmen-
wechsel stattfinden. Kinder dürfen weder
Verlust, Verzicht noch Abstieg bedeuten. 

DIETLIND WIEGMANN, LÜBBECKE (NRW)

Der Ruf nach Kitas wird immer lauter,
und das Ehegattensplitting soll am besten
auch noch weg. Dabei unberücksichtigt
bleiben kranke Kinder, schwierige Kinder,
pflegebedürftige Alte und alle anderen
sozialen Aufgaben.  

ROSWITHA BLUMOSER, MÜNCHEN

Die Entscheidung für ein Kind bleibt eine
rein persönliche Sache. Der Ausbau von
Kitas wird keinen Einfluss auf den
Wunsch haben, Kinder zu bekommen.

EDUARD BIEDERMANN, HAMBURG

Wie viele Eltern konnten ihren Kindern
eine angemessene Erziehung und Ausbil-
dung zukommen lassen – einschließlich
Studium ohne Bafög –, weil das Ehegat-
tensplitting dies ermöglichte!  

ERIK D. MENGES, BAD SODEN

Unsere Familienpolitik ist seit Kaiser-
reich, Nazi-Ära und Bonner Republik so
testosterongesteuert, dass gebildete Frau-
en in einen Gebärstreik getreten sind.  

DR. ASTRID SCHREYÖGG, BERLIN

Als Alleinerziehende stelle ich fest, dass es
keinen schlechter bezahlten Beruf als den
der Mutter gibt, wenn man die eingesetzte
Arbeits- und Lebenszeit dem materiellen
und immateriellen Ertrag gegenüberstellt. 

CHRISTA THOMAS, MÜNCHEN

Glückliches Sonneberg, da gibt’s einen
24-Stunden-Kinderpark, da kann Mutter
endlich auch Nachtschicht schieben.
Schöne neue Kinderwelt.  

PROF. DR. GUSTAV SCHWEIGE, DUISBURG

Im Kern geht es doch darum, dass der
Staat dafür sorgen soll, das Heer der ab-
hängig Beschäftigten wachsen zu lassen,
damit möglichst immer ein Angebotsüber-
schuss an Arbeitsleistung erhalten bleibt,
der seitens der Wirtschaft dazu genutzt
wird, die Löhne drücken zu können.

BERND RÜBER, EINIG (RHLD.-PF.)

In Afrika heißt es: Kinder werden vom
ganzen Dorf erzogen. Es sind nicht deine,
meine, eure Kinder: Eine Gesellschaft
muss sie als unsere Kinder begreifen.  

SIGRID BEYER, OSTEN (NIEDERS.)

Das Kindergeld beziehungsweise der
 Kinderfreibetrag sind weder eine Sozial-
leistung noch ein Instrument der Familien -
politik. Sie dienen dazu, das Existenzmi-
nimum eines Kindes von der Besteuerung
auszunehmen, genau wie auch für jeden
Erwachsenen die ersten paar tausend Euro
Jahreseinkommen steuerfrei sind. 

DR. CHRISTOPH RÜCKER, FREIBURG

Ein Argument fehlte: Welcher verantwor-
tungsvolle Arbeiter mit Zeitvertrag setzt
Kinder in die Welt, wenn er nicht weiß,
wie lange er noch seine Miete zahlen kann?

HARALD TÄUSCHEL, DARMSTADT

Briefe
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„Schafft den ganzen bürokratischen
Wahnsinn ab, und bietet dafür 
kostenlose Kitas und Ganztags-
schulen ohne Büchergeld und 
sonstige Zuzahlung an. Das wäre
viel zielgenauer als tausend 
verwaltungsintensive Programme.“ 

ERWIN LENZ, DIETFURT (BAYERN)

Diskutieren Sie im Internet
www.spiegel.de/forum und www.facebook.com/DerSpiegel

‣ Titel Hat Übergewicht vor allem seelische Ursachen?

‣ Nichtwähler Gefährdet eine niedrige Wahlbeteiligung
die Demokratie?

‣ Bildung Ist das Votum der Universität Düsseldorf gegen
Annette Schavan zu hart?
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Nr. 5/2013, Debatte Sexismus: Warum die

Frauen nicht die Opfer des Berliner Politik-

betriebs sind

Tollhaus Deutschland
Ich bin entsetzt! Wie kann eine intelli-
gente Frau die These aufstellen, der klei-
ne Unterschied würde „wegmoralisiert“
werden, würde das Klima zwischen den
Geschlechtern etwas korrekter sein? Ein
moralpolizeilich gesichertes Umfeld wird
und soll es nie geben, aber das hat nichts
damit zu tun, dass die Männer ihre zum

Teil primitive Anmache etwas überden-
ken sollten! Und das zu verlangen ist
nicht intolerant, sondern einfach normal.

MARLIES FITZNER, KIRCHHEIM/TECK

Chapeau, Christiane Hoffmann! Wenn
man jedes Wort, das zwischen Politikern
und Journalisten an einer Bar einmal ge-
wechselt wurde, auf die moralische Gold-
waage legen würde, könnten beide Seiten
nie mehr ungezwungen miteinander re-
den. Als langjähriger Ressortchef Politik
einer überregionalen Zeitung hätte ich
eher den Beruf gewechselt, als in einem
„moralpolitisch gesicherten Umfeld“ ar-
beiten zu müssen, also einer Welt voller
Tabus. Die Reporterin Laura Himmel-
reich hat ihrer Zunft mit dem, was ihr
nach einjähriger Denkpause zu Brüderle
einfiel, einen Bärendienst erwiesen.

SIEGMAR SCHELLING, OLDENBURG (NIEDERS.)

Danke für Ihre Warnung vor dieser aber-
witzigen politischen Korrektheit und die-
ser Scheiß-Aussicht, in irgendeiner poli-
tisch absolut korrekten Zukunft nur noch
eine Arbeitsbiene oder ein Arbeitsbien
zu sein. In solch einer Welt würde ich
auch nicht leben wollen.

PROF. DR. HEINER GONSKA, DUISBURG

Ist Deutschland zu einem Tollhaus ge-
worden? Wegen einer harmlosen Bemer-
kung, die bei normalen Menschen höchs-
tens ein Schmunzeln hervorrufen würde,
wird nun eine Schmutzkampagne übels -
ter Art gegen Herrn Brüderle inszeniert.
Die Initiatoren dieser primitiven Aktion
hätten besser geschwiegen.

HERBERT GAISER, MÜNCHEN

Was für eine schizophrene Gesellschaft,
die mit höchsten Einschaltquoten „Bache-
lor“ und „Dschungelcamp“ glotzt und über
Sexismus debattiert, wenn ein Politiker eine
Frau galant als „dirndlfüllend“ bezeichnet.

DIRK WEISKE, STUTTGART

Mein Rat an den lebenden Herrenwitz
Rainer Brüderle: Trink, trink, Brüderle
trink, lass doch die Zoten zu Haus! Der
pfälzische Dirndl-Experte sollte sich statt
um das Ausfüllen von Dekolletés besser
um das Ausfüllen der zu großen Schuhe
eines Spitzenkandidaten kümmern.

MIA HERBER, WADGASSEN (SAARLAND)

Wäre die „Stern“-Redakteurin intellek-
tuell auch nur halb so gut drauf, wie sie
beleidigt war, so hätte sie Brüderle auf
seinen Dirndl-Ausspruch mit einem Blick
auf dessen Hose geantwortet: „Was man
von Ihrer Hose offensichtlich nicht sagen
kann.“ Dann wäre die Angelegenheit mit
einem Touché erledigt gewesen.

HANS-W. LÖSCHER, SCHLEHDORF (BAYERN)

Liebe Leidensgenossinnen: Nur Mut, und
dreht den Spieß um! Ich habe vor vielen
Jahren einem notorischen Po-Kneifer in
Nadelstreifen, als er mit mehreren Herren
aus der Chefetage zusammenstand, im
Vorbeigehen auch in den Po gekniffen,
und meine ebenfalls betroffenen Kolle-
ginnen haben zugeschaut! Der Herr Di-
rektor war zutiefst schockiert und sprach-
los, und wir hatten endlich Ruhe, aber
ich war dann auch bald meinen Job los!  

UTA BRAUNEIS, OBERTSHAUSEN (HESSEN)

Wo sind sie geblieben, die selbstbewuss-
ten Frauen wie Mae West, die die Welt
amüsierte mit Sprüchen wie diesem: „Is
there a gun in your pocket, or are you
just happy to see me?“ Ich bin kein Fan
von Rainer Brüderle, aber wir sollten die
Kirche im Dorf lassen.

USCHI DEMETER, MÜNCHEN

Die zigtausend empörten jungen Frauen
sehen sich nicht als Opfer, sondern sie
fordern zu Recht einen respektvollen
 Umgang miteinander. Es geht hier nicht
um körperliche Übergriffe. Herabsetzung
und Ausgrenzung beginnen immer auf
sprachlicher Ebene. Es gibt sie doch, die
vom Herrenwitz unabhängigen, kompe-
tenten und charmanten Gesprächspart-
ner, mit denen die Begegnung sogar bei
einem Glas Wein auf Augenhöhe verläuft!

DR. HEIDE BORCHERS, OYTEN (NIEDERS.)

Ihre Autorin argumentiert, dass Frauen
im Berufsleben auch ihre weiblichen Vor-
züge verwenden, um ihre Ziele zu errei-
chen. Doch sorgen gerade diejenigen, die
den Arbeitsalltag mit Geschlechtlichem
füllen, dafür, dass Frauen immer noch zu
oft nicht ernst genommen werden. 

SABINE PORZ, DUISBURG

Eine Anmache wird von einer Frau erst
dann als Sexismus empfunden, wenn ein
Mann von geringem sexuellen Marktwert
annimmt, dass er sich aufgrund seines
 kulturellen Marktwerts trotzdem nähern
darf. Brüderle kennt seinen Platz nicht,
andere Politiker fühlen sich ertappt und
reagieren beleidigt. Bei dieser Art des
 Sexismus geht es nicht um Herabsetzung
per se – es ist ein Versuch, sich auf dieser
Ebene gleichzumachen, und je ungleicher
die Protagonisten, desto aggressiver wird
das mitunter wahrgenommen. 

KRISTIN DAVIDSOHN, MÜNCHEN

Briefe
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Nr. 5/2013, Die neue Gas-Großmacht USA

verändert das geopolitische Gefüge

Innovativ ist ganz weit weg
Ihr Artikel ist geradezu grob naiv inno-
vationsverherrlichend. Fracking und die
zu erschließenden neuen Ressourcen ver-
hindern endgültig in den USA eine aus
Sicht der Nachhaltigkeit notwendige 95-
prozentige Reduzierung des fossilen Ener-
gieverbrauchs. Global lässt der Preisdruck
auf fossile Brennstoffe nach. Dieser führt
dazu, dass Unternehmen, deren Ge-
schäftsmodell auf fossilen Brennstoffen
basiert, sich auf ein Weiter-so einstellen

werden und dass die Länder, die den
 energieverschwendenden Wirtschaftsstil
übernehmen, animiert werden, weiterhin
nichteffiziente Technologien einzusetzen.

PROF. JUSTUS ENGELFRIED, HANNOVER

Statt die Nutzung dieser letzten großen
Ressource an fossiler Energie zu besteu-
ern, um den Verbrauch zu reduzieren und
um sie für zukünftige Generationen zu
bewahren, wird nun in den USA die
 Jahrhundertchance vertan, die immensen
Staatsschulden abzubauen und das maro -
de Sozialsystem zu verbessern.  
DR. FRANK LESCHHORN, BRISBANE (AUSTRALIEN)

Das US-Energiewunder ist mit Vorsicht
zu genießen. Das Niveau kann nur durch
zusätzliche Bohrungen gehalten werden. 

DIETMAR LE CALVEZ, LÜNNE (NIEDERS.)

Müssen wir, wie bei der Atomenergie,
auf die Milchmädchenrechnung der Poli-
tiker und Konzerne hereinfallen?

BETTINA LINK, HARDEGSEN (NIEDERS.)
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Erdgasförderfeld in Pennsylvania





Nr. 5/2013, Warum kommen die guten TV-

Serien aus den USA oder Skandinavien,

nur nicht aus Deutschland?

Würstchen ohne Senf
Ich könnte verzweifeln über die Arroganz
der Programmverantwortlichen. Aber sie
sind über jegliche Kritik erhaben und ant-
worten mit peinlich flachen Argumenten.
Dass sich die Zuschauer abwenden und
Jugendliche in Gelächter ausbrechen bei
den Worten ARD oder ZDF, muss sie ja
nicht wirklich berühren – als eine Art
 Beamte, die ihr Gehalt durch ein steuer-
ähnliches Verfahren einstecken können.  

HARTMUT SCHENK, BAD SCHWALBACH (HESSEN)

Traurig, aber wahr. Jemand hat mal ge-
sagt: Im Fernsehen haben die Würstchen
die Macht übernommen und als Erstes
den Senf abgeschafft.

DR. MICHAEL SEYFERT, BERLIN

Die Serienmacher von HBO sind wirklich
wegweisend. Die deutschen TV-Macher
sollten die Serien zu ihrer Inspiration stu-
dieren. Vielleicht können sie dann wieder
Lust an ihrer eigenen Kreativität entwi-
ckeln, statt innerhalb des öffentlich-recht-
lichen Schema F zu versauern.  

ANDREAS HÜTTMANN, MÖLLN

Nachdem ich die fünfte Staffel der US-
Kultserie „Breaking Bad“ verschlungen
habe, muss ich konstatieren: Ich habe so
was Gutes noch nie gesehen! Von dem,
was man von den öffentlich-rechtlichen
Fernsehmachern vorgesetzt bekommt,
fühle ich mich geradezu trivial eingeseift.  
WERNER WÖLFL, ILLERKIRCHBERG (BAD.-WÜRTT.)

Keine Zeile über politische Sendungen,
geschichtliche Aufarbeitungen, ausführ-
liche Berichte über Brennpunkte in der
Welt, um nur einige Themen zu nennen,
die die Öffentlich-Rechtlichen behandeln
und die mir ein Bild von der Welt geben.   

ANNELIESE BECK, MAINZ

Ich kenne das Fernsehen noch aus Zeiten,
in denen ein Exposé ein bezahlter Ar-
beitsschritt war. Heute nennt man es
Pitch. Pitches muss man nicht bezahlen!
Sollte sich aus einem dieser massenhaft
an die Sender gehenden Pitches tatsäch-
lich ein Auftrag entwickeln, haben sich

bis zum Drehbuch häufig vier oder mehr
fremde Autoren im entsprechenden Werk
verewigt, wobei eine möglichst hohe An-
zahl von Be-, Um- und Überarbeitungen
oft eine Prestigefrage ist. Wer sich als
Schreibkraft zur Umsetzung von Fremd-
ideen versteht und nichts verteidigt, was
ihm wichtig ist, erhält den Ehrentitel
„Profi“. Innovatives, Spannendes, Unkon-
ventionelles kann so kaum entstehen.

ULRIKE BLIEFERT, BERLIN

Im Zauderland dient Opportunismus als
Qualifikationsersatz, und Fehler werden
nicht produktiv verarbeitet, sondern
meist durch neue Fehler kaschiert: Man
wird aus Schaden dumm. In solchen
Strukturen macht zusätzliches Geld, wie
die nun eingeführte Zwangsabgabe, alles
nur noch schlimmer. 

ULRICH KLOTZ, FRANKFURT AM MAIN

Dieser Beitrag war längst fällig. Wir wer-
den für dumm verkauft oder – wenn wir
Qualität wollen – um den Schlaf gebracht.

VERONIKA VON STERNBURG, HAMBURG

Ohne Zaudern ist in dem Artikel jeder
Satz zu unterstreichen. Die Verlängerung
eines von mir produzierten Serienprojekts
wurde von den ARD-Bedenkenträgern
wegen zu hoher Qualität abgelehnt.

TIL ERWIG-KLÖBLE, BERLIN

Ich arbeite seit Jahren fürs Fernsehen,
und es wird immer spießiger, billiger, blö-
der. Die Drehbücher hat man alle schon
mal gelesen. Hauptsache nicht intelligent,
nicht politisch, nicht amoralisch, kritisch
oder böse. Merkel-Fernsehen. Ich sehne

mich nach Inhalten, Risiken und Neben-
wirkungen und nach Redakteuren, die
ihre Energie in Stoffentwicklungen ste-
cken, statt ihr Machtfeld abzustecken,
und nach Sendern, die dafür mit Leiden-
schaft die Gelder zusammenkratzen, statt
sie im Apparat versacken zu lassen oder
sich mit Quoten zufriedenzugeben.

JULE RONSTEDT, MÜNCHEN

Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe – bitte mit
Anschrift und Telefonnummer – gekürzt und auch elek-
tronisch zu veröffentlichen. Die E-Mail-Anschrift lautet:
leserbriefe@spiegel.de

In dieser Ausgabe befindet sich im Mittelbund ein acht-
seitiger Beihefter der Firma 1 & 1 Internet, Montabaur.

Briefe
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„Um Himmels Willen“-Darstellerinnen 

Nr. 5/2013, Panorama, Kommentar des

 emeritierten Juraprofessors George Turner

zum Plagiatsfall Schavan: „Die Uni ist schuld“

Groteske Entschuldigung
Der Kommentar geht weit unter die
 Gürtellinie. Turner zieht in einer über-
heblichen Art und Weise über das wis-
senschaftliche Niveau der Fachhochschu-
len und der ehemaligen Pädagogischen
Hochschulen her, dass man sich fragen
muss, wo die eigene Erhöhung herkommt.
Seine Parteinahme für Frau Schavan ist

schon bedrückend. Aber, Herr Turner,
Frau Schavan war 25 Jahre alt, als sie sich
an eine Dissertation wagte! Man kann
sich doch nicht auf den Standpunkt stel-
len, wie man es bei Kindern macht. 

PROF. DR. PETER KOBELT, BERLIN

Eine dem Bedarf geschuldete Fehlent-
wicklung bei der Besetzung der Lehrstüh-
le alter und neuer Universitäten in den
sechziger, siebziger Jahren nach mehr als
50 Jahren als Entschuldigung für Täu-
schung und Manipulation bei der Erstel-
lung wissenschaftlicher Arbeiten heran-
zuziehen und zur Schuldigen für akade-
mischen Betrug machen zu wollen ist für
sich genommen schon grotesk.  

WOLFGANG BEUTLER, KÖLN

Der Kommentar ist polemisch und von
gestern. Auch Habilitierte lehren und for-
schen an FHs. Die Professoren besitzen
langjährige Erfahrungen im universitären
Wissenschafts- und Forschungsbetrieb.
Die Diskussion um das Promotionsrecht
an Fachhochschulen ist daher überfällig.

PROF. DR. MANFRED KÖNIG, LUDWIGSHAFEN

Endlich spricht ein Insider das an, was
ich schon seit langem befürchtet habe.
Gerade in den siebziger, achtziger Jahren
wunderte man sich, wie es wohl für den
einen oder anderen Professor möglich
war, so viele Promotionen zu betreuen.  

DOROTHEE GÖTZ, BECHHOFEN (RHLD.-PF.)

Es ist wohl müßig, darauf zu verweisen,
dass die vieldiskutierten Plagiatsfälle der
letzten Monate und Jahre, die allesamt
deutlich schwerer als der Fall Schavan
wiegen, von habilitierten Lehrstuhlinha-
bern zu verantworten sind.  

PROF. DR. PATRICK OSTENDORF, BIELEFELD
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Ex-Bildungspolitiker Turner 

Nicht die Hochschule ist schuld, sondern
das System. Spätestens nach dem Fall zu
Guttenberg hätte man über eine externe
Qualitätskontrolle nachdenken müssen.
Die Unis sperren sich aber gegen definier-
te Kriterien, die von externen Gutachtern
bewertet werden. Lägen solche Kriterien
vor, so könnten sich auch FHs und For-
schungseinrichtungen daran messen.

PROF. ANDREAS MOCKENHAUPT, SIGMARINGEN





Panorama

E N E R G I E

Koalition macht Tempo
Die Regierungskoalition will die Schiefer-
gasförderung mit Hilfe der umstrittenen
Fracking-Methode in Deutschland noch vor
den Wahlen anschieben. Die zuständigen
Parlamentarier von CDU/CSU und FDP
haben sich deshalb auf Eckpunkte geeinigt,
wie eine Erschließung der noch unberühr-
ten Vorkommen sicherzustellen ist. Sie wol-
len damit das faktisch existierende Mora-
torium in Deutschland gegen das Fracking
aufbrechen. „Wir können uns kein ideo -
logisches Verbot leisten, weil Fracking Teil
der Energieversorgung sein kann“, sagt Mi-
chael Kauch, umweltpolitischer Sprecher
der FDP im Bundestag. Um die Bedenken

gegen die Fördermethode zu zerstreuen,
fordern die Koalitionäre unter anderem
Umweltverträglichkeitsprüfungen, die den
Rückfluss von giftigen Fracking-Chemika-
lien in das Grundwasser ausschließen sol-
len. „Es ist klarzustellen“, so schreiben sie,
„dass in Wasserschutzgebieten Erkundungs-
und Gewinnungsmaßnahmen von Erdgas
aus Schiefergas mittels Fracking ausge-
schlossen sind.“ Die zuständigen Ministe-
rien für Umwelt und Wirtschaft sind nun
bis nächste Woche dazu aufgerufen, Rege-
lungsvorschläge zu erstellen. „Wir wollen
noch in dieser Wahlperiode damit durch
sein“, so Kauch.

Protestaktion gegen Fracking in Berlin

N S - E N T S C H Ä D I G U N G

Israel kritisiert
deutsche Bürokratie

Im Streit um deutsche Rentenzahlun-
gen an Zehntausende ehemalige jüdi-
sche Ghettoarbeiter bahnt sich eine
Lösung an. Das federführende Bundes-
arbeitsministerium setzt sich dem
 Vernehmen nach dafür ein, allen noch
lebenden Betroffenen rückwirkend ab
1997 eine Rente auszuzahlen. Das
habe die zuständige Staatssekretärin
Annette Niederfranke in internen Ge-
sprächen angedeutet. Aufgrund einer
Klausel im Sozialgesetzbuch war die
Leistung für die meisten der Überle-
benden bislang nur vier Jahre rückwir-
kend gezahlt worden. Die zusätzlichen
Kosten für die Rentenversicherung
werden auf mindestens 500 Millionen
Euro geschätzt. Schwierigkeiten erge-
ben sich allerdings bei der rechtlichen
Umsetzung. Nach einer Sachverständi -
genanhörung wird im Arbeitsministe -
rium noch diskutiert, ob eine Geset-
zesänderung oder eine pauschale Ent-
schädigung vorzuziehen ist. Der israe-
lische Gesandte in Berlin, Emmanuel
Nahshon, mahnt die Bundesregierung
zur Eile: „Mit  jedem Tag, der vergeht,
sterben weitere Holocaust-Überlebende.
Wir sind nicht bereit zu akzeptieren,
dass die Entschädigung an bürokrati-
schen Hürden scheitert.“

12

D A T E N S I C H E R H E I T

Weitgehend schutzlos 
im Cyberspace

Die meisten Firmen sind nur unzu -
reichend gegen Hackerangriffe gefeit.
Das ergab eine Studie der Beratungs-
firma Ernst&Young, die 1836 Manager

aus 64 Ländern interviewte. Branchen-
übergreifend berichtete knapp ein
Drittel von ihnen, die Attacken auf
ihre IT-Netze würden kontinuierlich
zunehmen. 84 Prozent der Befragten
gaben gar zu, dass ihre Informations -
sicherung mangelhaft sei. Den Firmen
gelingt es offenbar nicht, mit dem ra-
santen technologischen Wandel Schritt
zu halten. Viele haben mobile End -
geräte, Cloud-Computing oder Social

Media in ihre Firmenstrategie inte-
griert, können diese Innovationen
 jedoch sicherheitstechnisch nicht
 genügend kontrollieren. 63 Prozent
der Unternehmen haben nicht einmal
ein formales Sicherheitskonzept – und
planen derlei auch künftig nicht. Nur
bei rund der Hälfte der befragten
 Firmen beschäftigt sich die Führungs -
ebene überhaupt mit dem Thema
Daten sicherheit. 
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Holocaust-Mahnmal in Berlin
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B U N D E S P O L I Z E I

Wirkung nicht entfaltet
Zu wenig Personal oder zu viele Aufga-
ben – das ist das Dilemma der Bundes -
polizei. Zu diesem Ergebnis kommt eine
vertrauliche „Evaluation der Neuorgani-
sation“ der Behörde. Grund für die
„Dienstpostenschere“ sei, dass die Bun-
despolizei in den vergangenen Jahren
mehr und mehr Kompetenzen übertra-
gen bekommen habe, etwa bei der Luft -
sicherheit und dem Schutz deutscher Bot-
schaften im Ausland. Außerdem haben
Bundesbeamte die ehemalige Bayerische
Grenzpolizei an der deutsch-österrei-
chischen Grenze ersetzt, wo der Andrang
von Flüchtlingen steige. Die durch die
Neuorganisation der Bundespolizei gewonnene Stärke kön-
ne deshalb „nicht ihre volle Wirkung entfalten“, heißt es in
dem Papier. Das Deutsche Forschungsinstitut für öffent liche
Verwaltung Speyer bemerkt zudem, das Bundespolizeipräsi-
dium werde mitunter zu sehr vom Bundesinnenministerium

in seinen Entscheidungsbefugnissen beschränkt. Um das
 Präsidium von Aufgaben zu entlasten, könnten etwa die
Spezialeinheit GSG 9 und der Flugdienst der Bereitschafts-
polizei angegliedert und diese zu einer „Direktion Spezial-
kräfte“ ausgebaut werden.

T E R R O R I S M U S

Auslieferung
unerwünscht

Bundeskanzler Helmut Schmidt hat
persönlich dafür gesorgt, dass die deut-
sche Justiz nicht gegen die Terroristin
Souhaila Andrawes vorging. Das be-
legt ein Vermerk im Bundesarchiv. An-
drawes war das einzige überlebende
Mitglied des palästinensischen Terror-
kommandos, das 1977 die Lufthansa-
Maschine „Landshut“ nach Mogadi-
schu entführt hatte. Schmidt entschied
in einer Besprechung am 7. Dezember,
„dass eine Auslieferung nicht stattfin-
den“ solle. Die deutsche Anti-Terror-
Einheit GSG 9 hatte die Geiseln befreit
und Andrawes an Somalias Behörden
übergeben. Schmidt wollte die Palästi-
nenserin nicht in die Bundesrepublik
holen, weil die Bundesregierung „Si-
cherheitsprobleme“ befürchtete, also
Anschläge, um Andrawes zu befreien.
Er glaubte zudem, dass bei einem
 Prozess gegen Andrawes „Taktik und
Vorgehen der GSG 9 enttarnt werden
müssten“. Öffentlich erklärte Bonn, ei-
nem Auslieferungsersuchen stehe eine
Absprache mit Somalia entgegen. 1994
stellte dann die Regierung Helmut
Kohl einen entsprechenden Antrag an
Norwegen, wo Andrawes inzwischen
lebte. Ein Hamburger Gericht verurteil-
te sie 1996 zu zwölf Jahren Freiheits-
strafe.

Deutschland
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„Verbindungsstelle 61“
Ein Verfahren gegen einen hochrangi-
gen Beamten des Bundesnachrichten-
dienstes (BND) sorgt für Unruhe im
Kanzleramt. Die Staatsanwaltschaft
Heidelberg ermittelt gegen den Leiter
der geheimen „Verbindungsstelle 61“
des BND in Mainz wegen des Ver-
dachts der Bildung einer bewaffneten
Gruppe und Verstoßes gegen das Waf-
fengesetz. Der BND selbst hatte An -
zeige gegen Joachim von S. erstattet,
nachdem die Innenrevision des Aus-
landsgeheimdienstes auf den Mann
 aufmerksam geworden war. Er ist seit
vielen Jahren Leiter jener geheimnis -
vollen Dienststelle, die selbst innerhalb
der Behörde nur wenigen bekannt ist
und deren Existenz auf Anfrage des
SPIEGEL zunächst geleugnet wurde.
Angeblich war der BND-Angehörige
dort unter anderem für die Schießaus-
bildung zuständig. Der Rechtsbeistand
des Beschuldigten erklärte, die Vorwür-
fe seien haltlos, wie Ermittlungen der
Polizei ergeben hätten. Es handle sich
um eine „bös artige Intrige“, ausgelöst
durch die Vorgesetzte seines Mandan-
ten, die das „Soldatische“ des alt -
gedienten BND-Manns abgelehnt habe.
Der Anwalt räumte ein, dass auf dem
Gang des Dienstsitzes seines Mandan-
ten eine Bilderreihe des Brandenburger
Tors im Lauf der Geschichte hänge,
 darunter eine Abbildung aus dem Jahr

1943 mit der Aufschrift „Führer be-
fiehl – wir folgen“. Ein BND-General
habe dem Beamten deshalb „national-
sozialistische Propaganda“ vorgewor-
fen. Joachim von S. sei daraufhin
„knallhart und unmittelbar“ in die
BND-Zentrale nach Pullach versetzt
worden. Dort habe er die Aufgabe
 erhalten, einen „Betreuungsabend für
Angehörige von BND-Mitarbeitern“
vorzubereiten. Sein Mandant sei der-
zeit krank, sagte der Rechtsbeistand.
Laut Insidern hat die „Verbindungs -
stelle 61“ die Aufgabe, Kontakt zu
 ausländischen Streitkräften und zu der
nahgelegenen Außenstelle des US-
Nachrichtendienstes CIA in Wiesbaden
zu halten. Die Staatsanwaltschaft Hei-
delberg verweigerte jeden Kommentar
zu den Ermittlungen. Ein BND-Spre-
cher sagte, man äußere sich grundsätz-
lich nicht zu Personalangelegenheiten.
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Deutschland

Was ein Shitstorm ist, hat sich mittler-
weile herumgesprochen: Nutzer pöbeln
massenhaft im Netz. Nun rückt eine
weitere Protestform ins Rampenlicht:
der Twittersturm. Ein Beispiel: die
jüngste Welle zum Thema Sexismus.
Die Nachrichtenlawine begann damit,
dass die Feministin Anne Wizorek in
der Nacht zum 25. Januar einen
„Hashtag“ namens „#aufschrei“ im
Kurznachrichtendienst Twitter verwen-
dete. Hashtags sind Schlagwörter mit ei-
nem vorangestellten Doppelkreuz. Twit-
terati verwenden sie, um einzelne The-
menstränge auffindbar zu machen. Die
Braunschweiger Programmiererin Lena
Schimmel wertet den Twittersturm zur-
zeit mit einer Aktivistengruppe aus. Ihr
Datensatz offenbart, dass rund 15000
Leute #aufschrei vom 25. bis zum 31. Ja-
nuar 2013 benutzt haben. Insgesamt
wurden 49000 Tweets und mindestens
30000 Weiterleitungen („Retweets“)
verschickt. Ein harter Kern war  dabei
besonders aktiv: Rund 20 Teilnehmer
schickten jeweils über hundert Nach-
richten. Nicht alle unterstützten dabei

feministische Anliegen, auf Platz sieben
der häufigsten Retweets lag der Macho-
spruch: „Meine Frau wollte auch etwas
zu #aufschrei twittern. Das WLAN
reicht aber nicht bis in die Küche.“ Die
Zahlen machen auch deutlich, dass TV-
Shows zum Twittern anregen. „Internet
und Fernsehen sind nicht voneinander
abgekoppelt, sondern schaukeln sich
teils gegenseitig hoch“, sagt Matthias 
Jugel von der Berliner Web-Analysefir-

ma Twimpact: Nach Talkshows zum
Thema Sexismus konnte er Aktivitäts-
spitzen auf Twitter beobachten, mit
teils über 60 Tweets pro Minute. Ähnli-
ches kennt er von Serien wie „Tatort“
(knapp 20000 Tweets pro Woche). Doch
während die „Tatort“-Stürme jeweils
nach drei Tagen verebben, findet er die
#aufschrei-Debatte außergewöhnlich
hartnäckig. „Die Anzahl der Beiträge
ist in der Form bisher in Deutschland
einmalig“, sagt auch Stefanie Aßmann
von der Hamburger Werbeagentur
 elbkind, die beispielsweise für eine
„Wetten, dass ..?“-Sendung gut 30000
Tweets beobachtet hat.
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26. Jan.25. Jan. 27. Jan. 28. Jan. 29. Jan. 30. Jan. 31. Jan.

Minütliche Tweets zu „#aufschrei“

22.45 Uhr
ARD-Talkshow

Anne Will

21.45 Uhr
ARD-Talkshow

Günther Jauch

24. Januar

„Der Herrenwitz“
„Stern“-Porträt über
Rainer Brüderle

Quelle: Twitter, Lena Schimmel
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Anatomie eines Twittersturms

Die in Brand geratenen Lithium-Ionen-
Batterien an Bord der Boeing 787
(Dreamliner) sind technisch offenbar
nicht ausgereift gewesen. Noch zwei

Monate vor den Bränden, die weltweit
zur Stilllegung der Dreamliner-Flotte
geführt haben, sah sich die in Köln
 beheimatete Europäische Agentur für

Flugsicherheit (EASA) nicht in der Lage,
einen Zertifizierungsstandard für die
extrem leistungsstarken und entflamm-
baren Akkus zu verabschieden. In ei-
nem Bericht attestierte die EASA einen
„Mangel an Reife“. Bei der Zulassung
des Flugzeugs im August 2011 war die
EASA nicht federführend gewesen,
 sondern hatte sich dem Votum der ame-
rikanischen Partnerbehörde FAA ange-
schlossen. Die wendete ein Sonderzu-
lassungsverfahren an, weil über das Ge-
fahrenpotential der Batterien bis dahin
kaum Erfahrungen in der Luftfahrt vor-
lagen. Zwei Ereignisse hätten das US-
Amt aber warnen können: So war 2011
eine Lithium-Ionen-Batterie an Bord ei-
nes Cessna-Privatjets in Brand geraten;
und der Flugzeugbauer Gulfstream ent-
schied sich beim Bau seines neuen Busi-
ness-Jets G650 wegen Sicherheitsrisiken
für einen anderen Akku. Boeing blieb
aber bei seiner Entscheidung, und das,
obwohl eine Dreamliner-Batterie im
Jahr 2006 das Labor eines Zulieferers
in Brand gesetzt hatte. Bei der EASA
beklagt man sich, über diesen Vorfall
von der FAA nicht unterrichtet worden
zu sein.

Boeing 787 (Dreamliner)

L U F T F A H R T

Unausgereift und brandgefährlich
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Was hat Rüdiger Grube schon
 alles ertragen müssen wegen
Stuttgart 21: Wutbürger be-

schimpften den Bahn-Chef als Betrüger
und Rosstäuscher. Sogar anonyme Mord-
drohungen bekam er, als ein Teil des
Stuttgarter Kopfbahnhofs abgerissen
 wurde. 

Einzig auf Angela Merkel (CDU) und
ihre Regierung konnte sich Grube stets
verlassen. Schließlich hatte die Kanzlerin
den Bau des unterirdischen Verkehrskno-
tenpunkts zur Schicksalsfrage für den
Standort Deutschland erhoben. 

Damit ist es nun vorbei. Vier Stunden
lang nahmen drei Staatssekretäre des

Bundes am vorigen Dienstag den Vor-
standsvorsitzenden der Deutschen Bahn
(DB) ins Verhör. Bei einem Treffen im
Berliner Bahn-Tower stellten sie nahezu
alle Vorlagen in Frage, die Grube zu Stutt-
gart 21 erarbeitet hatte.

Die Regierungsvertreter im Aufsichts-
rat des Staatskonzerns zweifelten dessen
Kostenprognosen an, sie bemängelten
schlampige Planungen und fehlende Al-
ternativkonzepte. Besonders hartnäckig
zeigten sich Verkehrsstaatssekretär Mi-
chael Odenwald und seine Kollegen aus
dem Finanz- und Wirtschaftsministerium,
als es um die Kosten für einen möglichen
Projektausstieg ging. Zwei Milliarden

Euro, kalkuliert die Bahn, wären bei einer
Stornierung von Stuttgart 21 fällig.

Merkels Beamte fanden das nicht plau-
sibel. Es gebe „Grund zu der Annahme,
dass die Preise künstlich hochgerechnet
wurden“, waren sich die drei einig. Grube
war fassungslos über das Misstrauen sei-
ner Kontrolleure. „Steht der Bund noch
hinter Stuttgart 21?“, wollte er von seinen
Gesprächspartnern wissen. Eine eindeu-
tige Antwort, so Teilnehmer der Runde,
bekam er nicht. Der Bahn-Chef fühlt sich
von der Politik, die das Projekt seit 1995
forciert hat, alleingelassen.

Eines der teuersten Bauvorhaben, die
der Bund je in Angriff nahm, hat kaum
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Rette sich, wer kann
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noch Chancen auf Verwirklichung. Die
CDU hat darüber schon eine Landes -
regierung und die Stadt Stuttgart ver -
loren. Nun könnte der Provinzbahnhof
auch noch den Bundestagswahlkampf
 belasten. Und daran hat keiner der betei-
ligten Akteure Interesse.

Rette sich, wer kann – nach diesem
Motto suchen die Projektpartner derzeit
größtmöglichen Abstand zur Baustelle
am alten Stuttgarter Kopfbahnhof. Nie-
mand will die Verantwortung für Termin-
chaos und Mehrkosten in Milliardenhöhe
übernehmen. Also geht es jetzt um den
Fahrplan für einen halbwegs eleganten
Ausstieg aus dem Vorhaben. Und um die
Frage, wie sich wenige Monate vor der
Wahl Kollateralschäden in der Hauptstadt
verhindern lassen.

Vor allem für die Regierungsvertreter
im Aufsichtsrat der Bahn, die zu 100 Pro-
zent dem Bund gehört, ist die Lage heikel.
Sie haben das abschreckende Debakel um
den Berliner Großflughafen BER vor Au-
gen: Dort sollen Wirtschaftsprüfer und
Anwälte untersuchen, ob neben der Ge-
schäftsführung auch der Aufsichtsrat für
die Finanzprobleme haftbar gemacht wer-
den kann. So weit soll es bei Stuttgart 21
gar nicht erst kommen – deshalb wird
DB-Manager Grube von seinen Kontrol-

leuren frühzeitig gebremst. Schließlich
geht es für die Kanzlerin und ihren Ver-
kehrsminister Peter Ramsauer (CSU)
auch darum, eine politische Blamage wie
jene der SPD-Ministerpräsidenten und
Flughafen-Bauer Matthias Platzeck und
Klaus Wowereit zu vermeiden. 

Und selbst die SPD wird nervös. Be-
sorgt verfolgen Strategen im Berliner Wil-
ly-Brandt-Haus, wie sich ihre Stuttgarter
Genossen immer noch für einen Neubau
verkämpfen – und bei den Bundestags-
wahlen für die Bundespartei große Stim-
menverluste riskieren.

Nur die Grünen profitieren. „Rams-
auer trägt bereits eine erhebliche Mitver-
antwortung beim Berliner Flughafen“,
sagt Parteichef Cem Özdemir, „ich bin
gespannt, ob und wie die Unionsspitzen-
kandidatin Merkel mit zwei Großprojekt-
Desastern am Bein in den Bundestags-
wahlkampf ziehen wird.“

Um Schlimmeres zu verhindern, ka-
men vorigen Donnerstag Staatssekretär
Odenwald und seine Kollegen Hans Bern-
hard Beus (Finanzen) und Bernhard Heit-
zer (Wirtschaft) zum Krisentreffen zusam-
men. Die drei Aufsichtsräte hatten akuten
Gesprächsbedarf; mit den Auskünften,
die sie zwei Tage zuvor von Grube erhal-
ten hatten, waren sie nicht zufrieden.

„Je länger ich mich mit dem Thema be-
schäftige“, sagt ein Aufsichtsrat, „desto
größer wird die Skepsis: Ist es wirklich
sinnvoll, an Stuttgart 21 festzuhalten?“

Die Staatssekretäre wollen möglichst
bald den Aufsichtsrat der Bahn zu einer
außerordentlichen Sitzung bewegen, im
Gespräch ist der 5. März. Das Kontroll-
gremium soll dann den DB-Vorstand
 beauftragen, mit den anderen Projektbe-
teiligten, Baden-Württemberg sowie der
Stadt und Region Stuttgart, über die Auf-
teilung der Mehrkosten zu verhandeln.

Vorstellbar wäre für die Bundesregie-
rung beispielsweise, dass die Partner vor
Ort die Kosten für die komplette Außen-

gestaltung des Bahnhofs übernehmen.
Die DB sei schließlich nicht dazu da, die
Landschaftsplanung in der Stuttgarter
 Innenstadt zu finanzieren, sagt einer der
Aufsichtsräte. „Wenn Stadt und Land es
schön haben wollen, müssen sie es eben
auf eigene Kosten machen.“

Es ist ein Spielen auf Zeit. Denn die
Berliner Regierungsvertreter können
ziemlich sicher sein, dass aus Stuttgart
kein weiterer Euro in das dort inzwischen
ungeliebte Projekt fließen wird. 

Am Ende würden die Mehrkosten
größtenteils bei der Bahn landen. Ent-
sprechend präzise wollen die Staatsse-
kretäre deshalb wissen, welche Risiken
den Bund als deren Alleineigentümer er-
warten. Sämtliche bislang bekannte Zah-
len wurden vom DB-Vorstand oder durch
von ihm beauftragte externe Berater er-
mittelt. Auf diese Angaben will sich der
Bund nicht länger verlassen. 

Das Misstrauen zwischen Aufsichtsrat
und DB-Management ist groß. Grubes
Leute hätten mindestens seit vorigem
Sommer von den milliardenschweren
Mehrausgaben wissen müssen, mutmaßt
ein Aufsichtsrat. Die Kontrolleure seien
aber erst kurz vor der Sitzung im De-
zember informiert worden.

Nun rächen sich solche Tricksereien.
Penibel wollen die Aufseher zum Beispiel
geklärt haben, warum es für über 1000
Versorgungsleitungen noch keine techni-
sche Lösung gibt. Oder weshalb der Er-
werb von mehr als 2700 benötigten Flur-
stücken noch nicht vollzogen ist.

Mindestens 2,3 Milliarden Euro mehr
als geplant soll der Bau nach jüngstem
Stand kosten. Müsste die Bahn diesen Be-
trag komplett übernehmen, wäre das Pro-
jekt für den Konzern wirtschaftlich nicht
mehr zu realisieren. Es gäbe Verluste. Das
räumte vorige Woche auch der Bahn-Vor-
stand gegenüber den Aufsichtsräten ein.

Entscheidend wird deshalb die Frage,
was finanziell weniger schmerzt – aufhö-
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Bahn-Chef Grube, Verkehrsminister Ramsauer: „Steht der Bund noch hinter Stuttgart 21?“



ren oder weitermachen? „Wenn sich her -
ausstellen sollte, dass ein Ausstieg aus dem
Projekt zu noch höheren Verlusten führen
würde als dessen Fortsetzung“, heißt es in
einer DB-Vorlage für den Aufsichtsrat,
könnte „die Gefahr einer negativen Ei-
genkapitalverzinsung“ hinnehmbar sein.
Dies erscheine „nach dem gegenwärtigen
Kenntnisstand zumindest möglich“. 

Die Staatssekretäre bezweifeln jedoch,
dass die angeblichen Ausstiegskosten von
zwei Milliarden Euro realistisch sind. Bei
Durchsicht der DB-Vorlagen fiel ihnen
auf, dass Positionen eingerechnet wur-
den, die mit Stuttgart 21 nicht in Verbin-
dung stehen oder ihrer Meinung nach viel
zu hoch bewertet wurden. 

So wird die Rückabwicklung der an die
Stadt Stuttgart verkauften Grundstücke
mit 795 Millionen Euro bewertet. In den
Büchern der Bahn waren die Grund -
stücke, als sie noch dem Unternehmen
gehörten, lediglich mit 25 Millionen Euro
verbucht. Auch finden sich unter den
Kosten 17,6 Millionen Euro für Ingenieur-
leistungen, die gar nicht bei Stuttgart 21
angefallen sind, sondern bei der Neubau-
strecke Wendlingen–Ulm. Mögliche Scha-
densersatzzahlungen an Bauunterneh-
men scheinen mit 486 Millionen großzü-
gig kalkuliert. Zugrunde gelegt wird in
der Bahn-Rechnung, dass die Unterneh-
men Anspruch hätten auf 30 Prozent des
Auftragsvolumens. „Völliger Nonsens“,
sagt ein Bahn-Insider. Der Konzern ver-
sichert, korrekt gerechnet zu haben. 

Bisher können die Regierungsvertreter
im Aufsichtsrat den Wahrheitsgehalt der
Zahlen der Bahn nur schwerlich überprü-
fen. Deswegen wird überlegt, externe
Kontrolleure zu beauftragen.

Deren Votum könnte in ein paar Mo-
naten den Ausschlag geben, ob in der
Hauptstadt für Stuttgart 21 der Daumen
gesenkt wird. Und dann?

In Baden-Württemberg kramen die
Gegner des Milliarden-Bahnhofs wieder

jene Alternativszenarien hervor, die sie
nach der verlorenen Volksabstimmung
2011 beiseite gelegt hatten.

Da ist zunächst die sogenannte Kom-
bi-Lösung, die Schlichter Heiner Geißler
im Sommer 2011 als Friedensvorschlag
präsentiert hatte. Bei dieser Variante
müssten in Stuttgart nur vier statt acht
Gleise für den Fernverkehr unter die Erde
verlegt werden, der Regionalverkehr wie-
derum verbliebe im alten, oberirdischen
Bahnhof. 

Daneben gibt es die Kopfbahnhof-Lö-
sung. Hinter dem Kürzel „K21“, das in
Stuttgart noch immer auf vielen gift -
grünen Jutetaschen prangt, verbergen
sich gut ein Dutzend Alternativkonzep -
te, die eines gemeinsam haben: Der un-

terirdische Bahnhof wird aufgegeben, 
die oberirdischen Gleisanlagen und das
historische Empfangsgebäude werden
 saniert. 

Tübingens grüner Oberbürgermeister
Boris Palmer, einer der prominentesten
Neubau-Kritiker, hält diesen Ansatz im-
mer noch für den besten. „Der jetzige
Bahnhof bliebe dabei einfach erhalten,
er ist ja voll funktionsfähig“, sagt er. 

Für die Kopfbahnhofprojekte spreche
vor allem deren Flexibilität. „K21 ist ein
modulares Baukonzept“, erklärt Palmer,
„das man auch stufenweise realisieren
kann.“ So ließe sich zunächst etwa der
bestehende Bahnhof sanieren, dann kön-
ne man Stück für Stück über weitere
Maßnahmen entscheiden, beispielsweise
über eine Anbindung der Neubaustrecke
Wendlingen–Ulm.

Insgesamt, so Palmer, wäre diese Va -
riante nach dem zuletzt bekannten Kos-
tenstand etwa zu einem Viertel der Stutt-
gart-21-Prognose zu haben, nämlich für
1,3 bis 1,7 Milliarden Euro. „Man könnte
sich am tatsächlichen Verkehrsbedarf und
den finanziellen Möglichkeiten von Stadt
und Land orientieren“, sagt der Grüne.
Stuttgart 21 sei ein „Alles oder nichts“-
Projekt. „Das ist nicht mehr zeitgemäß.“

Während Palmer und seine Verbünde-
ten in der Protestbewegung schon Pläne
schmieden, hält sich die Landesregierung
bewusst zurück. Man stehe weiterhin zur
Förderpflicht des Projekts, heißt es aus
dem Hause des grünen Verkehrsministers
Winfried Hermann, der Jahrzehnte gegen
Stuttgart 21 kämpfte. Doch die Stimmung
zwischen den Koalitionspartnern im
Ländle, den grünen Bahnhofsgegnern auf
der einen und den roten Bahnhofsbefür-
wortern auf der anderen Seite, ist ange-
spannt. 

Ein kritischer Blick, ein distanzierendes
Zitat von grüner Seite, und schon sind die
Stuttgarter Genossen alarmiert. Allen vor -
an SPD-Fraktionschef Claus Schmiedel,
der sich mit der Opposition ein Wettbie-
ten liefert, wenn es um die angeblich hor-
renden Kosten für einen Ausstieg geht.

Deshalb erklärte auch Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann Anfang der
Woche nur schmallippig: „Wir eröffnen
keine Ausstiegsdebatte.“ Der Streit um
Stuttgart 21 hat den Grünen ins Amt ge-
bracht. Doch Kretschmann will seinen
Koalitionspartner schonen. Die Exekutive
sehe sich an das Ergebnis der Volksab-
stimmung gebunden, die Ende 2011 den
Bahnhofsneubau bestätigt hatte.

Aus diesem Grund werden im Ver-
kehrsministerium offiziell auch keine
 Alternativkonzepte geprüft. „Wenn das
der Fall wäre und rauskäme, gäbe es
 sofort einen handfesten Koalitionskrach“,
klagt ein Insider. Dabei sei es eigentlich
nur eine Frage der Zeit, bis die Experten
in den Ministerien die Lizenz zum Nach-
rechnen erhielten. „Nur wenn unsere
Fachleute endlich anfangen, die Alterna-
tiven im Detail zu prüfen, können wir
die aktuelle Lage objektiv beurteilen“,
so ein Beamter.

So lange wollen die Mitglieder im Ak-
tionsbündnis gegen Stuttgart 21 nicht war-
ten. Hannes Rockenbauch, ein Stadtrat
aus Stuttgart, ist seit 2007 in der Protest-
bewegung engagiert. Er hat die nächsten
Schritte bereits durchgerechnet.

„Mit fünf bis zehn Millionen Euro
könnte man am aktuellen Bahnhof die
gröbsten Schnitzer der Bahn wieder aus-
bügeln“, sagt er, danach gebe es genü-
gend Zeit, um mit den Bürgern andere
Optionen zu diskutieren. Tempo sei nur
in einem Punkt vonnöten: „Wir fordern
einen sofortigen Baustopp.“

SVEN BÖLL, FRANK HORNIG, SIMONE KAISER,
ANDREAS WASSERMANN

D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 318

Niemand will die Verant-
wortung für Mehr-
kosten in Milliardenhöhe
 übernehmen.
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Neubaugegner in Stuttgart: „Wir fordern einen sofortigen Baustopp“
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SPIEGEL: Frau Ministerin, ist Ihre Familien -
politik wirkungslos?
Schröder: Natürlich nicht. 
SPIEGEL: Von Ihnen beauftragte Wissen-
schaftler sehen das anders. In ihrer Ex-
pertise schreiben sie, viele Familienleis-
tungen seien unwirksam und teilweise
 sogar kontraproduktiv, etwa was die Be-
rufstätigkeit von Frauen betrifft.
Schröder: Die von Ihnen zitierte Expertise
gibt es noch gar nicht. Was es gibt, sind
Teilberichte, die jeweils auch nur einen
Teil der wissenschaftlichen Arbeit ab -
bilden. 
SPIEGEL: Was Sie Teilberichte nennen, fin-
den wir alarmierend genug. Woran be-
messen Sie denn den Erfolg der deut-
schen Familienpolitik?
Schröder: An fünf Kriterien: bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, wirt-
schaftliche Stabilität von Familien, Erfül-
lung des Kinderwunsches, Wahlfreiheit
der Eltern, gute Entwicklung von Kindern.
An diesen fünf Zielen müssen sich die
 Familienleistungen ausrichten. So lautete
auch der Auftrag an die Wissenschaftler.
SPIEGEL: Die Franzosen sind stolz auf ihre
hohe Geburtenrate, die Skandinavier auf
die geglückte Gleichstellung von Vätern
und Müttern in Familie und Beruf. Wor -
auf wären Sie gern stolz?
Schröder: Ich stelle diese Ziele in keine
Rangfolge, denn ich stelle auch Familien-
modelle in keine Rangfolge. Alle sind glei-
chermaßen wichtig. Eine Familienpolitik,
die nur darauf ausgerichtet ist, junge Müt-
ter so schnell wie möglich Vollzeit an den
Arbeitsplatz zurückzubringen, verkennt
die Lebensplanung vieler junger Frauen.
Lediglich 18 Prozent der Mütter mit min-
derjährigen Kindern wollen Vollzeit ar-
beiten. 61 Prozent wünschen sich Teilzeit,
um Zeit mit ihren Kindern verbringen zu
können, und flexible Arbeitszeitmodelle.
Hier müssen wir doch ansetzen. 
SPIEGEL: Bei den Ausgaben für Familien-
leistungen liegt Deutschland international
mit vorn, bei der Geburtenrate hingegen
weit zurück. Das ist doch ein deutlicher
Hinweis darauf, dass die Familienpolitik
nicht gut funktioniert.

Das Gespräch führten die Redakteure Alexander Neu-
bacher und René Pfister in Berlin.

Schröder: In der Tat wünschen sich Fami-
lien in Deutschland mehr Kinder, als sie
bekommen. Wir müssen uns fragen, wor -
an das liegt. 
SPIEGEL: Wie lautet Ihre Antwort?
Schröder: Es gibt viele, vor allem persönli-
che Gründe, auf die die Politik überhaupt
keinen Einfluss hat, zum Beispiel der feh-
lende Partner. Familienpolitik ist komplex,
und die Entwicklung der Geburtenrate
folgt, wie wir wissen, langfristigen Trends.
Da kann Politik nur behutsam etwas zu-
tun, aber nicht die Menschen verändern.
SPIEGEL: Ihre Amtsvorgängerin Ursula von
der Leyen hat klar gesagt, sie wolle, dass
in Deutschland mehr Kinder geboren wer-
den. Ist das auch Ihr Ziel?
Schröder: Ich halte die Fixierung der Fa-
milienpolitik allein auf die Geburtenrate
für unangemessen. Es muss auch um an-
deres gehen, zum Beispiel darum, es El-
tern zu ermöglichen, das erste Lebensjahr
mit ihrem Kind zu verbringen. Oder dar -

um, dass manche finanziellen Nachteile
von Eltern gegenüber kinderlosen Paaren
ausgeglichen werden.
SPIEGEL: Erst hieß es, junge Eltern sollten
möglichst schnell in ihren Beruf zurück-
kehren, deshalb das Elterngeld. Nun aber
fördern Sie Eltern, die wegen der Kinder
zu Hause bleiben, indem Sie künftig ein
Betreuungsgeld zahlen. Wer soll das ver-
stehen?
Schröder: Das Betreuungsgeld ist nicht dar -
an geknüpft, dass Eltern zu Hause bleiben,
sondern kann auch für eine privat organi-
sierte Kinderbetreuung, zum Beispiel eine
Tagesmutter, eingesetzt werden. Die Poli -
tik darf nicht vorgeben, wie Familien zu
leben haben. Wir reden hier von Kindern
unter drei Jahren. Wir wissen aus Umfra-
gen: Rund die Hälfte der Eltern von Klein-
kindern möchte die Betreuung zu Hause
organisieren. Die andere Hälfte will einen
Kita-Platz. Ich fände es anmaßend, als

Staat der einen Hälfte zu sagen: Ihr macht
es falsch, und die anderen machen es rich-
tig. Das wissen die Familien besser.
SPIEGEL: Von der Leyen hatte ein klares
Leitbild: die bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf insbesondere für Frau-
en. Und jetzt kommen Sie und wollen es
allen recht machen.
Schröder: Ich nehme ernst, was Familien
wünschen und wollen. Die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf darf keine Ein-
bahnstraße sein. Und: Da gibt es ganz
 unterschiedliche Präferenzen. Die einen
wollen nach der Geburt ihres Kindes gern
schnell wieder arbeiten, so wie ich das ja
auch gemacht habe. Die anderen möch-
ten lieber noch einige Zeit für ihr Kind
aussetzen, was ich ebenfalls sehr gut ver-
stehen kann. Ich habe bislang selten ge-
hört, dass Menschen auf dem Sterbebett
rückblickend bedauert hätten, zu wenig
Zeit im Büro verbracht zu haben. 
SPIEGEL: Wenn Sie etwa mit dem Betreu-
ungsgeld die Frauen ermuntern, nicht ar-
beiten zu gehen, ist das doch auch eine
Form der Verhaltenslenkung, und zwar
eine folgenschwere. Die Karriere leidet,
das Einkommen entwickelt sich schlech-
ter, die Abhängigkeit vom Partner wächst.
Schröder: Trauen Sie den Frauen mehr
Selbstbewusstsein zu! Das Betreuungs-
geld kommt zeitgleich mit dem Rechts-
anspruch auf einen Kita-Platz. Jede Fa-
milie kann sich künftig aussuchen, ob sie
eine Sachleistung in Form eines Kita-Plat-
zes, für den der Staat 1000 Euro im Monat
bezahlt, in Anspruch nimmt. Oder eine
Barleistung von 150 Euro.
SPIEGEL: Haben wir das Geld für noch eine
weitere familienpolitische Leistung?
Schröder: Das Betreuungsgeld kostet in
diesem Jahr 55 Millionen Euro. 
SPIEGEL: Aber es wird ansteigen auf 1,2
Milliarden Euro im Jahr. 
Schröder: Warten wir doch erst einmal ab,
wie beliebt es wird.
SPIEGEL: Was ist mit dem Ehegatten-Split-
ting? Kostenpunkt: fast 20 Milliarden
Euro. Auch hier sagen Ihre Experten:
ziemlich unwirksam.
Schröder: Falsch, die Experten analysieren
das Ehegatten-Splitting unter mehreren
Gesichtspunkten und messen es nicht nur
eindimensional daran, ob es die Erwerbs-
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„Trauen Sie den Frauen mehr zu!“
Bundesfamilienministerin Kristina Schröder, 35, verteidigt ihre milliardenschwere 

Familienförderung und erklärt, warum sie es auch gut findet, 
wenn junge Mütter bei ihrem Kind bleiben, anstatt an der Karriere zu arbeiten. 

„Ich halte die Fixierung
der Familienpolitik allein
auf die Geburtenrate für
unangemessen.“



tätigkeit steigert. Das ist aber auch nicht
das Ziel des Ehegatten-Splittings. Wenn
eine Frau 4000 Euro verdient und ihr
Mann nichts, dann zahlt dieses Paar
gleich viel Steuern wie das Paar, bei dem
beide 2000 Euro verdienen. Dafür sorgt
das Splitting, und das ist auch gerecht. Im
Übrigen: Interessanterweise denkt nie-
mand daran, was der Staat eigentlich da-
durch spart, dass Ehepartner auch finan-
ziell füreinander einstehen.
SPIEGEL: Das Ehegatten-Splitting behandelt
die Familien sehr ungleich. Ein unverheira-
tetes Paar mit vier Kindern profitiert nicht,
ein kinderloses, aber verheiratetes Paar hin-
gegen schon. Finden Sie das etwa gerecht?
Schröder: Ich finde es richtig, dass der
Staat die Ehe unterstützt. Genauso sollte
der Staat aber auch unverheiratete Paare
mit Kindern unterstützen. Deshalb bin
ich dafür, das Ehegatten-Splitting stufen-
weise zu einem Familien-Splitting weiter-
zuentwickeln. 
SPIEGEL: Was darf das den Staat kosten?
Schröder: Finanzminister Wolfgang Schäub-
le und ich werden uns darüber  unterhalten,
wenn die Evaluation abgeschlossen ist.
SPIEGEL: Wann wird das sein?
Schröder: Die wesentlichen Ergebnisse wer-
den im Frühsommer vorliegen, dann wer-
den wir auch erste politische Schlüsse zie-
hen. Ich habe immer gesagt, Veröffentli-
chungen gibt es, wenn Ergebnisse vorliegen.
SPIEGEL: Ist der Finanzminister nicht eher
daran interessiert, den Wildwuchs in der
Familienpolitik zu beschneiden?
Schröder: Wolfgang Schäuble betrachtet die
Familienpolitik nicht als Steinbruch zur Sa-
nierung der Staatsfinanzen. Wir sind uns
einig, dass der Sparbeitrag der Familienpo-
litik für diese Legislaturpe riode erfüllt ist.
SPIEGEL: Ist es nicht an der Zeit, auch ein-
mal eine Familienleistung zu kürzen?
Schröder: Familien haben bereits genug
zur Sanierung der Staatsfinanzen beige-
tragen.
SPIEGEL: Das Familien-Splitting, das Sie
fordern, wird sehr teuer, Experten spre-
chen von über zehn Milliarden Euro pro
Jahr. Sie könnten das auch dadurch fi-
nanzieren, indem Sie das Ehegatten-Split-
ting für Paare ohne Kinder kürzen.
Schröder: Ich werde keine Ergebnisse vor-
wegnehmen, solange die Evaluierung
nicht vorliegt. Und Sie wissen auch, dass
es unterschiedliche Modelle des Familien -
Splittings gibt. 
SPIEGEL: Ist es eigentlich fair, dass die Gat-
tin eines Spitzenverdieners, die nicht ar-
beitet und keine Kinder hat, sich beitrags-
frei bei ihrem Mann gesetzlich kranken-
versichern kann?
Schröder: Die meisten Frauen und Männer,
die beitragsfrei mitversichert sind, ma-
chen eine Auszeit vom Beruf, weil sie
sich um ihre Kinder kümmern. Das halte
ich auch für richtig und auch für gerecht. 
SPIEGEL: Ein anderer großer Block der Fa-
milienförderung sind Kindergeld und Kin-
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CDU-Politikerin Schröder: „Ich finde einen Gouvernantenstaat anmaßend“
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derfreibeträge, die pro Jahr fast 39 Mil -
liarden Euro ausmachen. Warum ist es
Aufgabe des Staates, Spitzenverdienern
pro Monat knapp 200 Euro für Kinder
einzuräumen, die sie mühelos mit ihrem
eigenen Geld durchbringen könnten?
Schröder: Das Kindergeld ist vom Grund-
gedanken her keine Barleistung, sondern
eine verfassungsrechtlich gebotene Steu-
erfreistellung für das Existenzminimum
der Kinder. Nur diejenigen, die von einer
Steuerfreistellung zu wenig oder gar
nichts hätten, bekommen eine Barleis-
tung. Das wissen viele nicht. Deshalb är-
gern sich manche darüber, dass einige
praktisch mehr sparen als andere bekom-
men. 
SPIEGEL: Aber eigentlich ist das Kindergeld
doch dazu da, Kinderarmut zu vermei-
den …
Schröder: … und da ist es auch extrem ef-
fektiv. Bei vielen Familien trägt das Kin-
dergeld dazu bei, dass sie nicht in den
Bezug von Hartz IV rutschen.
SPIEGEL: Das ist doch Schönfärberei: In
Deutschland gelten 18 Prozent der Kinder
und Jugendlichen als armutsgefährdet;
wenn sie bei einer alleinerziehenden Mut-
ter aufwachsen, liegt die Zahl sogar bei
39 Prozent.
Schröder: Kein Mensch behauptet, dass
wir über das Kindergeld das Armutspro-
blem lösen. Dafür haben wir Sozialleis-
tungen. Aber wenn Sie sich die Entwick-
lung der Kinderarmut anschauen, dann
haben wir in Deutschland seit einigen
Jahren sogar einen leichten Rückgang.
Und dazu hat auch das Kindergeld beige-
tragen.
SPIEGEL: Ihre Experten sagen, die Armut
in den Familien ließe sich viel effizienter
bekämpfen, wenn man es Frauen erleich-

tern würde, nach der Geburt ihres Kindes
schnell in den Beruf einzusteigen. Das
Kindergeld setzt aber eher einen Anreiz,
zu Hause zu bleiben.
Schröder: Wollen Sie ernsthaft, dass alle
Frauen schon acht Wochen nach der
 Geburt wieder arbeiten müssen? Das
wäre zutiefst unmenschlich. Ich war zehn
Wochen nach der Geburt meiner Tochter
wieder im Büro. Ich weiß, was das be -
deutet. 
SPIEGEL: Wenn man mit Experten für Fa-
milienpolitik redet, dann ziehen diese im-
mer das gleiche Fazit: Es ist sinnvoll, Geld
in Infrastruktur zu stecken, also in Kitas
und Ganztagsschulen. Aber es ist wenig

sinnvoll, staatliches Geld als Transferleis-
tungen für die Familien zu verteilen. War -
um hören Sie nicht auf sie?
Schröder: Ich bin nicht bereit, die Familien -
politik allein an den Bedürfnissen des
 Arbeitsmarktes und der Arbeitgeber aus-
zurichten. Ich weiß nicht, in welchem
Staat Sie leben wollen. Ich finde einen
Gouvernantenstaat anmaßend, der den
Familien sagt, wie sie zu leben haben,
statt sie bei ihrer freien Entscheidung zu
unterstützen.
SPIEGEL: Der Gouvernantenstaat ist einer,
der Geld dafür auslobt, dass Frauen zu
Hause bei ihren Kindern bleiben.
Schröder: Unsinn! Den Gouvernanten-
staat will die SPD. Die sagt: Wer dem

Leitbild nicht entspricht, kurz nach der
Geburt wieder Vollzeit zu arbeiten, soll
auch nicht gefördert werden. Deswegen
sagt die SPD: Weg mit dem Kinderfrei-
betrag, weg mit dem Ehegatten-Splitting.
SPIEGEL: Sie verteidigen doch einen Le-
bensentwurf aus den fünfziger Jahren.
Welche junge Frau will heute noch dau-
erhaft Hausfrau sein? 
Schröder: Ich bitte Sie, worüber reden wir
denn? Natürlich wollen die meisten El-
tern arbeiten, wenn die Kinder älter als
drei Jahre sind. Genauso wollen die meis-
ten Eltern im ersten Lebensjahr ihres Kin-
des die Kinderbetreuung selbst überneh-
men. Der Streit dreht sich doch allein dar -
um, was mit Kindern zwischen dem ers-
ten und dem dritten Geburtstag geschieht.
Und da sage ich: Lasst doch bitte die Fa-
milien entscheiden, was die sinnvollste
Lösung ist.
SPIEGEL: Unter Ihrer Vorgängerin von der
Leyen galt Familienpolitik noch als Do-
mäne der CDU. Jetzt will der SPD-Kanz-
lerkandidat Peer Steinbrück auf diesem
Feld angreifen. Zeigt das nicht, dass in
Ihrer Amtszeit etwas schiefgelaufen ist?
Schröder: Wenn die SPD dafür sogar ihren
Kanzlerkandidaten braucht, ist mir das
recht. Das zeigt nur, dass die SPD Nach-
holbedarf hat. Kürzlich hat Steinbrück
gesagt, das Betreuungsgeld gefährde die
berufliche Selbstbestimmung von Frauen.
Was für ein Unsinn. Wer glaubt, nur weil
man uns Frauen 150 Euro hinhält, verges-
sen wir gleich sämtliche berufliche Am-
bitionen, der lebt in den fünfziger Jahren
und hat in der Tat ein Problem mit sei-
nem Frauenbild. Ich freue mich auf die
Auseinandersetzung mit der SPD.
SPIEGEL: Frau Ministerin, wir danken Ih-
nen für dieses Gespräch.
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Punktsieg für die SPD
In Umfragen zu den Kompetenzfeldern Familie,
Frauen, Gerechtigkeit liegt die SPD deutlich vor
der Union:

„Welcher Partei trauen Sie am ehesten zu,
diese Aufgaben zu lösen?“

Für eine gute Familien-
politik und Kinder-
betreuung sorgen

Die Chancen für
Frauen verbessern

Für ein gerechtes
Steuersystem sorgen

Für soziale
Gerechtigkeit sorgen

SPD

CDU/CSU

39

29

40

47

29

23

22

20

Infratest dimap für ARD-Deutschlandtrend vom Dezember 2012;
Angaben in Prozent; an 100 fehlende Prozent: sonstige Partei/keine Angabe
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SPD-Politiker Manuela Schwesig, Sigmar Gabriel: „Ich freue mich auf die Auseinandersetzung mit der SPD“

„Zehn Wochen nach der
Geburt meiner Tochter
war ich im Büro. Ich
weiß, was das bedeutet.“



Deutschland
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Der Kopf der Blogger, Agenturchef
Karl-Heinz Steinkühler, gilt seit Jahren
als enger Vertrauter von Hans-Roland
Fäßler, dem Wahlkampfberater von Stein-
brück. Aus einem Ruhrkonzern, in dem
Fäßler kürzlich den Vorstand für den Kan-
didaten Steinbrück begeistern wollte,
heißt es sogar, Fäßler sei der Miterfinder
des Blogs, gemeinsam mit Steinkühler.
Der setze die Idee nun für seinen Freund
um. 

Fäßler will zu dem ganzen Vorgang
nichts sagen, nur so viel: Er kenne die
Geldgeber des Peerblogs. Die seien alle-
samt unproblematisch. Der Kandidat da-
gegen kenne die Namen nicht. Müsse sie
auch gar nicht kennen. 

Der Spitzenkandidat wäre demnach so
ahnungslos, wie er behauptet: Als Stein-
kühler sich im Herbst mit ihm und Fäßler
getroffen habe, um die Idee zu präsentie-
ren, hätten die Geldgeber noch gar nicht
festgestanden, sagt Steinbrück. Danach
habe er mit Steinkühler gar nicht mehr

gesprochen, mit Fäßler zumin-
dest nicht mehr über den Blog.

Aber weil sein Berater die Na-
men kennt, könnte Steinbrück
jederzeit aufklären, wer ihn im
Wahlkampf mit dem Blog so
großzügig unterstützt. Er müsste
Fäßler nur anweisen, ihm die Fi-
nanciers zu nennen. Doch statt
sich selbst ein Bild zu machen
und dann für die vom Bundestag
gewünschte Transparenz zu sor-
gen, verharrte Steinbrück bis
Mitte vergangener Woche im an-
geblichen Zustand der Unwissen-
heit. Warum, mochte Fäßler
nicht erklären.

Auch der Gründer jener Inter-
netfirma aus München, der eine
Finanzierungszusage abgegeben
haben soll, wies jede Beteiligung
am Blog zurück. Er wisse schon
„von Herrn Fäßler“, dass sich der
SPIEGEL dafür interessiere, aber
er habe mit dem ganzen Thema
nichts zu tun, sagte Marcus Wols-
dorf, Ex-Eigner der Interhyp AG.
Für Nachfragen war er nicht
mehr erreichbar. Steinbrück im-
merhin bestätigte, dass er Wols-
dorf „schon lange“ kennt. Wols-
dorf sei Mitglied in seinem Bera-
terkreis aus Kultur, Wirtschaft,

Gewerkschaften und Kirche, mit dem er
sich dreimal im Jahr treffe. Das sei alles. 

Bei so wenig Durchblick, wer hinter
dem Blog steht, wollten dann wohl auch
seine Gegner am Mittwoch keine weite-
ren Einblicke mehr zulassen. Abends, ge-
gen 19 Uhr, legte eine Hackergruppe mit
dem Namen „Team M3DU5 A“ den Blog
stundenlang lahm. 

JÜRGEN DAHLKAMP, 
KONSTANTIN VON HAMMERSTEIN, 

GORDON REPINSKI

Doch zu diesem Zeitpunkt hatte die
„Süddeutsche Zeitung“ Steinbrücks Spre-
cher Michael Donnermeyer bereits einen
Fragenkatalog geschickt. Gleich die erste
Frage lautete: „Sind Herrn Steinbrück
die Geldgeber von peerblog.de nament-
lich bekannt?“ Und Donnermeyer, weit
weg im Urlaub, antwortete laut „SZ“:
„Der Peerblog ist natürlich mit Wissen
des Kandidaten eingerichtet, er kennt
auch eine Reihe der Unterstützer, ob er
alle kennt, kann ich nicht abschließend
sagen.“

Klare Frage, klare Antwort, und klar:
gefährlich für den Kandidaten, der doch
noch nie etwas von den Geldgebern ge-
hört haben wollte. Seit Dienstag lieferte
Steinbrücks Mannschaft dafür eine Erklä-
rung, besser gesagt: eine Sprachregelung.
Donnermeyer habe, obwohl nach den
Geldgebern gefragt, mit „Unterstützern“
tatsächlich die Blogger gemeint.

Eine merkwürdige Deutung, auch weil
es um die Identität der Blogger überhaupt

kein Geheimnis gab. Bisher schreiben ent-
weder Mitarbeiter der Düsseldorfer Kom-
munikationsagentur steinkuehler-com.de,
die für die zahlenden Unternehmer den
Blog produzieren, oder aber Gastauto-
ren – alle unter richtigem Namen.

Doch auch wenn Steinbrück die Na-
men der Zahler wirklich nicht kennt, hilft
ihm das nicht unbedingt weiter. Zu viel
weist darauf hin, dass der Peerblog nicht
so unabhängig vom SPD-Wahlkampfteam
ist, wie beide Seiten behaupten. 

Eigentlich hätte die vergangene Wo-
che eine gute sein können für die
neuen Internetfreunde des SPD-

Kanzlerkandidaten. Gerade war der Peer-
blog gestartet, die Netzseite, mit der fünf
Unternehmer Peer Steinbrück bis zur
Wahl am 22. September unterstützen
wollten. Und schon nach drei Tagen zähl-
te der Blog, der angeblich unabhängig
von der SPD läuft, gut 33000 Besucher
mit rund 121000 Seitenabfragen – so viele
Besucher hätten offizielle Partei-
seiten im Netz auch gern. Ein
schöner Erfolg, doch die Sache
hat einen Haken: Was als Wer-
bung für Steinbrück gedacht war,
brockt ihm den nächsten Image-
schaden ein.

Seit vergangenem Dienstag
steckt Steinbrück in Erklärungs-
not. Beim Auslandsbesuch in
London sagte er zu mitgereisten
Journalisten, er kenne die Un-
ternehmer nicht, die mit einer
sechsstelligen Summe den Peer-
blog finanzieren. 

Wenn das so stimmt, hätte
Steinbrück dem Blog seinen Na-
men und seine Zustimmung ge-
geben, ohne persönlich wissen
zu wollen, mit welchen Geld -
gebern er sich dabei einlässt.
War um? Das zu erklären wird
zum Problem und will so gar
nicht zum Image vom Wahl-
kämpfer mit dem offenen Visier
passen.

Die Frage, wer mit seinem
Geld die Peer-Personality-Show
bezahlt, beschäftigt die Öffent-
lichkeit, seit der Blog am Wo-
chenende gestartet ist. Schon da
hatte der SPIEGEL berichtet,
dass unter den Financiers ein
Münchner Internetpionier und ein Ham-
burger Kaufmann seien, die wie die an-
deren Zahler anonym bleiben wollten. 

Am Dienstag verlangte die Bundestags-
verwaltung Auskunft, woher das Geld
stammt, es geht um die Frage einer mög-
lichen verdeckten Parteispende. Bei der
SPD heißt es, man wisse das nicht; der
Blog habe mit der Partei nichts zu tun.
Auch Steinbrücks Antwort in London
war bemerkenswert klar: „Ich kenne die
Geldgeber nicht.“

S P D

Wenig Durchblick
Die neue Unterstützerseite im

Inter net bringt Kandidat Steinbrück
in Erklärungsnot: Angeblich 

kennt er die Geldgeber nicht – sein
engster Berater dagegen schon.
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Sozialdemokrat Steinbrück: Der nächste Imageschaden



Die Weinabteilung im Untergeschoss
bei Galeria Kaufhof in der Kölner
Innenstadt ist gut sortiert. Flaschen

aus allen Anbauregionen der Welt kann
man hier bestaunen. Die Regale sind mit
den Flaggen der Länder gekennzeichnet,
an einem Fach prangt ein blauer
Davidstern auf weißem Grund.

Auf den ersten Blick könnte
man denken, es handle sich um
Weine aus dem Staat Israel. „Wine
of Israel“ steht auch auf den
 Flaschen. Es braucht schon eine
gehörige Portion geografischen
und historischen Sachverstand,
um die wahre Herkunft heraus -
zufinden. „Produziert und abge-
füllt von der Golanhöhen-Kelle-
rei“ steht auf dem Etikett  eines
Gamla Cabernet Sauvignon 2008
für 14,99 Euro, die Ortsangabe lau-
tet „12900 Katzrin, Israel“.

Doch wo Israel draufsteht, ist
nicht Israel drin. Katzrin ist eine

Siedlung auf den Golanhöhen. Das gut
60 Kilometer lange Felsplateau gehörte
bis 1967 zu Syrien und wurde, genau wie
das palästinensische Westjordanland, im
Sechs tagekrieg von der israelischen Ar-
mee besetzt.

Die Weltgemeinschaft hat Israels Sou-
veränität über diese Gebiete nie aner-
kannt, trotzdem bauten die israelischen
Regierungen dort Kolonien. Heute leben
allein im Westjordanland einschließlich
Ost-Jerusalem rund 650 000 israelische
Siedler. Nach der Genfer Konvention ist
es verboten, in besetzten Gebieten Sied-
lungen zu errichten.

Doch wie wenig man sich in der Jeru-
salemer Regierungszentrale um das Völ-
kerrecht schert, hat jüngst noch einmal
Premierminister Benjamin Netanjahu be-
stätigt. „Die Tage, als Planierraupen Sied-
lungen dem Boden gleichmachten, sind
vorbei“, sagte er der Zeitung „Maariv“.

Auch wenn der Hardliner nach den
jüngsten Parlamentswahlen wohl eine Ko-

alition mit den liberalen Parteien
der Mitte eingehen wird, werden
Siedlervertreter in der neuen Re-
gierung ein gewichtiges Wort mit-
reden. Damit jedoch schwindet in
Berlin, Brüssel oder Washington
die Hoffnung, den Nahost-Frie-
densprozess aus dem Koma erwe-
cken zu können.

In der Europäischen Union rei-
fen daher Pläne, ebenfalls auf
Konfrontation zu gehen. Im Zen-
trum steht die Siedlungspolitik.
Bei ihrer Dezembersitzung be-
schlossen die 27 Außenminister,
„die geltenden Rechtsvorschriften
der EU und bilateralen Vereinba-
rungen, die auf Erzeugnisse aus
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Ende der Geduld
Israelische Siedler kennzeichnen Produkte aus den besetzten 

Gebieten irreführend als Waren aus Israel. 
Die EU will diesen Etikettenschwindel jetzt unterbinden.

Weinernte in einer israelischen Siedlung auf den Golanhöhen: „Galeria Kaufhof wünscht Frieden im Nahen Osten“ 
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Minister Westerwelle (r.), EU-Kollegen: Bitte um Orientierung 

MENAHEM KAHANA / AFP 



den Siedlungen anwendbar sind, konti-
nuierlich, umfassend und wirksam um -
zusetzen“. Im Klartext heißt das: Der
 Verkauf von Waren aus den besetzten
Gebieten soll unterbunden werden; zu-
mindest, solange sie falsch gekennzeich-
net sind.

Sanktionen gegen die Produkte aus den
Siedlungen würden die israelische Wirt-
schaft hart treffen. 220 Millionen Euro
jährlich beträgt der Wert der Siedlerex-
porte nach Europa, die Palästinenser set-
zen gerade einmal 15 Millionen Euro um.

Entsprechend gereizt reagiert Israel auf
die Brüsseler Pläne. Es gebe überall auf
der Welt Gebietsstreitigkeiten, heißt es
in einer Antwort der israelischen Bot-
schaft in Berlin. „Wenn eine solche Rege-
lung ausschließlich Israel herausgreift,
handelt es sich um eine ungerechte und
diskriminierende Maßnahme.“

Doch davon lässt man sich in Brüssel
nicht abschrecken. Im Auswärtigen Dienst
der EU durchforsteten Beamte jüngst das
gesamte Gesetzeswerk der EU, um heraus-
zufinden, welche Richtlinien und Verord-
nungen gegen die Siedlerprodukte ange-
wendet werden können. Die Liste liegt
dem SPIEGEL vor, und sie zeigt: Vor allem
bei Lebensmitteln gibt es Sanktionsmög-
lichkeiten.

Der Verkauf von Wein beispielsweise
ist in einem EU-Gesetz geregelt, der Ver-
ordnung 1234/2007. Zu den obligatori-
schen Angaben gehört demnach die Her-
kunft. Doch in der Praxis wird gegen die-
ses Gesetz ständig verstoßen. Den Rot-
wein von den Golanhöhen für Galeria
Kaufhof importiert in Deutschland die
Champagner und Wein Distributionsge-
sellschaft mbH & Co. KG in Schleswig-
Holstein. 

Zuständig für die Überwachung der
Kennzeichnungspflicht von Weinen sind
laut Verordnung „die zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten“. Sie „treffen
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass
ein nicht gemäß diesem Kapitel gekenn-
zeichnetes Erzeugnis … nicht auf den
Markt gelangt bzw. aus dem Markt ge-
nommen wird“. Das für den Import des
Golan-Rotweins von Galeria Kaufhof zu-
ständige schleswig-holsteinische Land-
wirtschaftsministerium sieht allerdings
keinen Grund, etwas zu tun. Die Her-
kunftsangabe werde vom israelischen
Handelsministerium in einem Dokument
bestätigt, damit liege keine Irreführung
vor, teilte eine Sprecherin mit. 

Auch bei Obst und Gemüse verlassen
sich die EU-Staaten auf die Angaben der
israelischen Exporteure. Es ist schwer zu
überprüfen, wo genau eine Orange oder
eine Olive geerntet wurde. Die EU-Be-
amten haben vor allem Datteln im Visier,
die von israelischen Siedlern im besetzten
Jordantal angebaut werden.

Umstritten sind auch die Produkte des
israelischen Kosmetikunternehmens Aha-

va. Es stellt Cremes und Duschgels aus
den Mineralien des Toten Meers her. Auf
den Packungen steht: „Dead Sea Labora-
tories. Israel“. In Wahrheit befindet sich
die Produktion am Rand des Toten Meers
im besetzten Westjordanland.

Die Firma weigert sich, auf detaillierte
rechtliche Fragen zu antworten. „Ahava
arbeitet mit den deutschen Behörden,
der Europäischen Kommission und im
Einklang mit dem Gesetz“, lässt das Un-
ternehmen lapidar ausrichten. Doch die
Gelassenheit ist nur gespielt. Ahava
 informierte sofort die israelische Bot-
schaft in Berlin über die Recherchen des
 SPIEGEL.

Weil der Importeur der Ahava-Produkte
in Wiesbaden seinen Sitz hat, ist die
 hessische Landeshauptstadt für die Kon-
trolle zuständig. Da die Firma ihren Haupt-
sitz offiziell innerhalb der anerkannten
Grenzen des Staates Israels habe, „ist kei-
ne Irreführung erkennbar“, schreibt das
städtische Verbraucherschutzdezernat.

In der EU-Zentrale sieht man das an-
ders. Wenn ein Gewerbetreibender „we-

sentliche Informationen auf zweideutige
Weise bereitstellt“, gilt das laut der  EU-
Richtlinie 2005/29 über unlautere Ge-
schäftspraktiken als „irreführende Un -
terlassung“. Die Brüsseler Beamten sind
zu dem Schluss gekommen, dass die
Kontrolleure vieler Mitgliedstaaten bei
den Siedlerprodukten ein Auge zudrü-
cken.

Eine Umfrage des SPIEGEL unter allen
27 nationalen Regierungen bestätigt die-
sen Verdacht. Schon die einfache Frage,
ob Produkte aus Siedlungen im West -
jordanland oder den Golanhöhen „aus
 Israel kommen“, bewerten die Hauptstäd-
te höchst unterschiedlich. Großbritannien,
Irland, Finnland, Schweden, Estland, die
Niederlande, Österreich, Spanien und

 Zypern beantworteten die Frage mit ei-
nem klaren Nein. Diese Länder halten
Etiketten mit der Aufschrift „Produkt aus
Israel“ oder „made in Israel“ für irrefüh-
rend. So schreibt etwa das britische Agrar-
ministerium: „Waren, die in das Vereinig-
te  Königreich aus israelischen Siedlungen
importiert werden, können gesetzlich
nicht als Produkte aus Israel bezeichnet
werden.“

Andere Mitgliedstaaten sind verunsi-
chert. In Deutschland will man alles ver-
meiden, was Assoziationen an die Nazi-
Kampagne „Kauft nicht bei  Juden“
weckt. Von der EU-Kommission erwartet
die Bundesregierung daher „Orientie-
rungshilfe bei der Auslegung des EU-
Rechts in Bezug auf eine rechtskonforme
und korrekte Kennzeichnung“.

Viele EU-Länder sehen überhaupt
kein Problem mit der Kennzeichnung.
Sie stellen sich auf den Standpunkt, dass
der Verkauf legal sei, sobald der Import
von den Zollbehörden genehmigt wurde.
Die Zollbeamten prüfen aber lediglich,
ob die Produkte unter das EU-Israel-

 As soziierungsabkommen fallen und die
 Importeure keine Einfuhrzölle zahlen
müssen. Für die korrekte Beschriftung
im Handel ist der Zoll nicht zuständig.

Auch die Galeria Kaufhof GmbH sieht
keinen Handlungsbedarf. Allein die Lie-
feranten seien für die ordnungsgemäße
Kennzeichnung verantwortlich, erklärte
das Unternehmen. Die Antwort sprach
es mit der israelischen Botschaft in Berlin
ab. „Die Lieferanten und die Botschaft
konnten uns glaubhaft versichern, dass
ihr Handeln legal ist“, schreibt der Fir-
mensprecher.

Im Übrigen, fügt er hinzu, „wünscht
sich Galeria Kaufhof wie die Mehrheit
der Menschen Frieden im Nahen Osten“.

CHRISTOPH SCHULT

Deutschland
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Kosmetikproduktionsstätte im Westjordanland: „Wo Israel draufsteht, ist nicht Israel drin“ 



Ein letzter Ausweg blieb den 15 Frau-
en und Männern. Lange hatten sie
debattiert und schließlich die Delin-

quentin verdammt: Festzustellen sei der
„Tatbestand einer vorsätzlichen Täuschung
durch Plagiat“, so lautete ihr  Verdikt.

13 Stimmen dafür, 2 dagegen, ein ein-
deutiges Stimmungsbild im Fakultätsrat
der Philosophischen Fakultät der Univer-
sität Düsseldorf. Und dennoch waren die
Professoren, Mitarbeiter und Studenten,
die hier wie eine Jury zusammensaßen,
nicht gezwungen, die Höchststrafe zu ver-
hängen. Ein Freispruch war unverändert
möglich. Die Frauen und Männer fragten
einander: Haben wir ausreichend berück-
sichtigt, wie verdammt lang her es ist,
dass Annette Schavan, 57, hier promo-
viert wurde, mehr als 32 Jahre? Müssen
wir nicht stärker berücksichtigen, dass sie
ohne Studienabschluss dasteht, wenn wir
ihr den Doktortitel aberkennen?

Dann stimmten sie noch einmal ab,
 geheim, nicht mehr über die Täuschung,
sondern über deren Folgen. Das war der
letzte Ausweg für die Mitglieder des
 Fakultätsrats, noch konnten sie Titel vor
Täuschung gehen lassen, einen Gnaden-
akt einem belastenden Verwaltungsakt
vorziehen. Tatsächlich kam nicht dassel-
be Ergebnis heraus wie bei der ersten Ab-
stimmung, aber die Abweichung war un-
erheblich. Wohl nur ein Mitglied votierte
anders als zuvor, das Ergebnis lautet dies-
mal: zwölf Stimmen für den Titelentzug,
zwei dagegen, eine Enthaltung.

Das war’s – der Knall, den noch vor
 einem Jahr niemand für möglich gehalten
hatte. Schavan, die loyale Kanzlerinver-
traute, die Politikerin mit Renommee und
ohne Affären, habe „systematisch und
vorsätzlich“ getäuscht. So werfen es ihr
nicht anonyme Plagiatsjäger im Internet
vor, so sagen es ihr nicht politische Geg-
ner nach. So hat es, mit diesen harten
Worten, das zuständige Gremium der zu-
ständigen Fakultät festgestellt, mit ein-
deutiger Mehrheit.

War’s das? Für die Doktorin Schavan
und auch für die Ministerin Schavan? 

„Die Entscheidung der Universität Düs -
seldorf werde ich nicht akzeptieren und
dagegen klagen“, sagte Schavan am Tag
danach, während ihrer fünftägigen Dienst-
reise durch Südafrika. Die Klage hatte sie
in den Wochen zuvor für den Fall der Fälle
angekündigt, und solange sie vor Gericht
nicht endgültig verloren habe, werde sie
auch nicht aus dem Kabinett ausscheiden.
Die Botschaft lautete: Ich werde mich nicht
geschlagen geben. Doch es könnte sein,
dass Schavan auf verlorenem Posten
kämpft, um die Doktorwürde und auch
um das Amt. Die Erfolgsaussichten vor
dem Verwaltungsgericht sind nicht groß,
das ist ihr juristisches Problem. Hinzu
kommt ihr politisches Problem: Angela
Merkel hält an ihrer Vertrauten fest, aber
die Kanzlerin muss im Wahljahr auch dieS
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Ministerin Schavan

B I L D U N G

Auf Abruf
Annette Schavans Chancen, in Amt und Doktorwürden 

zu bleiben, sind gering. Ein Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht dürfte sie kaum gewinnen – und die Unter-

stützung der Kanzlerin könnte sie schnell verlieren.



Der Dekan
beauftragt den
Promotionsaus-
schuss mit der 
Voruntersuchung 
der Dissertation.

Die Universität 
Düsseldorf (HHU) 
wird über den
Plagiatsvorwurf 
gegen Schavan  
informiert.

Der Vorsitzende 
des Ausschusses
erstellt einen
Bericht, der
den Verdacht
bestätigt.

Der Promotions-
ausschuss empfiehlt 
einstimmig, ein
Verfahren zur Ent-
ziehung des Doktor-
grades einzuleiten.

Der Fakultätsrat 
beschließt die
Aberkennung des 
Doktorgrades.

Schavan kündigt 
eine Klage vor 
dem zuständigen 
Verwaltungs-
gericht Düssel-
dorf an.

Der Weg zum Entzug  Das Plagiatsverfahren der Philosophischen Fakultät der Universität Düsseldorf im Fall Schavan

Der Fakultätsrat 
entscheidet, das 
Hauptverfahren zu 
eröffnen.

2. Mai 2012 22. Januar 2013 5. Februar

Macht verteidigen. Die Abwägung wird
im Zweifel gegen Schavan ausfallen.

„Prof. Dr. Schavan“ – so bezeichnet sie
sich selbst auf der Homepage ihres Minis-
teriums. So titulieren sie auch ihre Rechts-
anwälte in der Erklärung, die noch am
Abend der Fakultätsentscheidung verbrei-
tet wurde. Die Anwälte werden vor dem
Gericht mehrere Angriffe starten. Sie wer-
den das Procedere beanstanden, unter an-
derem weil kein externes Fachgutachten
eingeholt worden sei. Und auch die Ab-
wägung, die der Fakultätsrat getroffen
hat, werden sie kritisieren: Diese sei un-
verhältnismäßig und damit rechtswidrig. 

„Gemessen am Umfang der Doktor -
arbeit und ihrer Literaturnachweise“, han-
dele es sich um eine „geringfügige Zahl
behaupteter Zitierverstöße“, und diese be-
fänden sich „zudem fast alle im referie-
renden Teil der Arbeit“. Die Fehler recht-
fertigten keineswegs „die Rücknahme der
Promotion und damit des einzigen berufs-
qualifizierenden Abschlusses unserer
Mandantin“. Die Universität scheint auf
diesen juristischen Kampf eingestellt zu
sein. Die Erklärung, die der Dekan der
Philosophischen Fakultät, Bruno Bleck-
mann, vom Blatt las, war teilweise in Ju-
ristendeutsch formuliert: Der Fakultätsrat
habe „unter pflichtgemäßer Ausübung sei-
nes durch Promotionsordnung eingeräum-
ten Ermessens“ entschieden.

So schwer es Schavan und vielen ihrer
Unterstützer fallen mag, diese Tatsache
zu akzeptieren: Die Entscheidung über
den Entzug des Titels ist Ermessenssache.
Der Spielraum der Fakultät ist groß, die
Chance Schavans auf einen Sieg vor
 Gericht dementsprechend klein. Der Uni-
versität darf nur kein Verfahrensfehler
unterlaufen sein, im Übrigen genießt sie
weitgehende Entscheidungsfreiheit.

„Man muss sich ganz allgemein darüber
klar sein, dass etwa 90 Prozent der Ver-
waltungsgerichtsklagen abgewiesen wer-
den“, sagt der Bonner Wissenschafts-
rechtsexperte Wolfgang Löwer. Er be-
schäftigt sich so lange und intensiv mit
Plagiaten wie kaum ein anderer, aber
selbst Löwer sagt: „Bislang kenne ich kein
Verfahren, bei dem ein Verwaltungs -
gericht die Entscheidung einer Fakultät
beanstandet hätte.“ Die Rechtsanwältin
Daniela Schröder konstatierte in einem
Aufsatz 2010 eine „rigide verwaltungsge-
richtliche Rechtsprechung“. Und ihr Kol-

lege Christian Birnbaum sagt: „Ein Plagi-
atsüberprüfungsverfahren ist für die Be-
troffenen nur sehr schwer anzufechten.“
Der Anwalt vertritt eine andere promi-
nente Politikerin: Silvana Koch-Mehrin,
die FDP-Europaparlamentarierin, der die
Universität Heidelberg im Juni 2011 den
Doktortitel nahm. 

Um einen Entzug zu begründen, reiche
eine nicht geringe Anzahl ungekennzeich-
neter Textübernahmen aus, sagt Birn-
baum: „Solche Übereinstimmungen las-
sen sich nicht mit Zufall erklären, wenn
sie gehäuft auftreten.“ Ob das Plagiat be-
absichtigt gewesen sei, spiele keine Rolle.
„Absicht und bedingter Vorsatz sind Be-
griffe aus dem Strafrecht“, sagt Birnbaum,
„sie sind Verwaltungsjuristen fremd.“

Schavan räumte öffentlich bisher ledig-
lich Flüchtigkeitsfehler ein und versuchte,
die Kritiker davon zu überzeugen, dass
alles nicht so schlimm sei, jedenfalls nicht
schlimmer als in vielen anderen Doktor-
arbeiten jener Zeit. Sie schickte eine Er-
klärung nach Düsseldorf, dazu zwei Stel-
lungnahmen von Erziehungswissenschaft-
lern, doch es half ihr nicht.

Auf 60 Seiten hatte der Promotionsaus-
schuss problematische Stellen ermittelt,
viele Funde decken sich mit jenen, die ein
unbekannter Plagiatsjäger mit dem Pseu-
donym „Robert Schmidt“ zusammenge-
tragen hatte. An einigen Stellen bedient
sich Schavan aus fremden Quellen, ohne
dies zu kennzeichnen und den Autor zu
erwähnen. An anderen erweckt Schavan
den Eindruck, bestimmte Quellen im Ori-
ginal gelesen zu haben; der Fakultätsrat
hingegen vermutet, dass sie sich der Se-
kundärliteratur bedient habe, eine unbot-
same Abkürzung des akademischen Ar-

beitswegs. Die dritte Art von Übernahmen
steckt in teils seitenlangen Paraphrasen,
die mit einzelnen Fußnoten und Zitaten
versehen sind, aber nicht klar erkennen
lassen, dass es sich auch im Übrigen nicht
um Schavans eigene Gedanken handelt.

Mit anderen Worten: Es geht um Fuß-
noten, Anführungszeichen, Literaturan-
gaben. Darum drehte sich die Diskussion,
die in Düsseldorf in den vergangenen
 Monaten geführt worden ist. Aber seit
der Fakultätsrat sein Urteil gesprochen
hat, wird eine andere Diskussion in Berlin
geführt: Kann, sollte, muss Schavan aus
Merkels Kabinett ausscheiden? 

Kaum hatte die Düsseldorfer Universität
gesprochen, kamen die ersten Rücktritts-
forderungen. Von Empörung, wie sie sich
im Fall Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU)
aufstaute und schließlich in einem allge-
meinen Aufschrei entlud, war zunächst we-
nig zu spüren. Doch die Opposition ließ
keinen Zweifel daran, dass sie nicht warten
will, bis ein Verwaltungsgericht sein Urteil
gesprochen hat. Sie wird sich im Wahl-
kampf auf Schavan einschießen.

„Eine Wissenschaftsministerin, die we-
gen systematischer und vorsätzlicher Täu-
schung des Plagiats überführt wird und
der daraufhin ihre Promotion aberkannt
wird, ist nicht mehr tragbar“, befand Grü-
nen-Fraktionschef Jürgen Trittin. 

Die Union bekannte sich öffentlich zu
ihrer Ministerin, wenngleich in der nord-
rhein-westfälischen CDU bereits am Mitt-
wochabend Planspiele über deren Nach-
folge entwickelt wurden. Landeschef Ar-
min Laschet wäre geneigt, Schavan zu be-
erben – und die NRW-Schwäche in Mer-
kels Kabinett zu heilen. Eine zweite Va-
riante wäre, dass Staatsministerin Maria
Böhmer ins Wissenschaftsressort wechselt
und Laschet deren Job als Integrations-
beauftragter des Bundes übernimmt.

Überschaubar ist auch der Rückhalt,
den Schavan bei der CSU genießt. In Bay-
ern halten sie viele immer noch für die
Königsmörderin: die Frau, die Karl-Theo-
dor zu Guttenberg angeblich zu Fall brachte.

Anders ausgedrückt: Einige sprachen
sich für Schavan aus, andere dagegen,
 viele enthielten sich – erst einmal. Wenn
Schavan nicht freiwillig hinwirft, kommt
es in ihrem Fall am Ende ohnehin nicht
auf Mehrheiten an, sondern auf Merkel. 

JAN FRIEDMANN, BARBARA SCHMID,
FIDELIUS SCHMID, MARKUS VERBEET
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„Vorsätzliche Täuschung“ 
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Die Woche in Berlin hatte kaum be-
gonnen, da herrschte an drei Re-
gierungsstellen bereits der Aus-

nahmezustand. Im Umweltministerium
bekam eine Handvoll Abteilungsleiter
um kurz vor neun am Montagmorgen ein
Papier ihres Ministers Peter Altmaier
(CDU) auf den Tisch, mit der Bitte um ra-
sche Rückmeldung. In gut einer Stunde
wolle der Minister vor die Presse treten.
Es blieb gerade noch Zeit, die gröbsten
Fehler aus dem Manuskript zu tilgen.

Im Kanzleramt wunderte sich derweil
Ronald Pofalla. Ein Altmaier-Papier?
Spannend. Nur gelesen hätte es der Kanz-
leramtsminister schon gern. Genervt griff
er zum Handy und bat Wirtschaftsminis-
ter Philipp Rösler per SMS um den Text.
Doch auch der FDP-Chef musste passen.
Immerhin hatte Altmaier ihm frühmor-
gens eine dürre Nachricht gesimst: „Den-
ke, dass meine Vorschläge sehr in Ihre
Richtung gehen.“

So kann man sich täuschen. Ende ver-
gangener Woche ließ Rösler durchsickern,
was er von der „Strompreissicherung“
des Kollegen Altmaier hält: nichts. Seit-
her ist klar, dass auch auf der Dauerbau-
stelle der Energiewende bis auf weiteres
nichts vorangehen wird.

Rösler gegen Altmaier, Altmaier gegen
Rösler, dazwischen der ahnungslose Po-
falla. Selten ist ein zentrales Projekt einer
Bundesregierung schlechter gemanagt
worden als der Umbau der deutschen
Strom- und Wärmeversorgung – laut Um-
weltminister Altmaier immerhin die größ-
te wirtschaftspolitische Herausforderung
seit der Wiedervereinigung. 

Die Posse um Altmaiers Alleingang
zeigt einmal mehr: Sosehr die Koalition
auch beteuert, geschlossen hinter der
Energiewende zu stehen, so verbissen sa-
botieren sich die einzelnen Ministerien –
vor allem das Wirtschafts- und das Um-
weltressort. 

Röslers Beamte, zumeist Volkswirte
und Juristen, halten nichts von den Bir-
kenstock-Trägern und Freunden von
Holzfällerhemden im Umweltressort.
Dort lästert man gern über die versnob-
ten Schlipsträger und Rösler-Jünger. 

Der Kampf um die Energiewende ist
jedoch mehr als nur ein Kampf der Kul-
turen. Es geht um ein Milliardengeschäft
und um eine gesellschaftliche Weichen-
stellung, die auf Jahrzehnte hinaus wir-
ken wird. Doch nirgendwo gibt es einen
Verantwortlichen, der ein Machtwort
sprechen könnte – oder wollte.

Wenige Monate vor der Bundestags-
wahl wird deutlich: Eine erfolgreiche Ko-
ordinierung der Energiewende wird wohl
nur gelingen, wenn sich ein Super-Minis-
ter um das Vorhaben kümmern würde.
Deutschland braucht endlich ein Energie-
ministerium.

In den jetzigen Strukturen ist ein Ende
des Kleinkriegs ums große Thema jeden-
falls nicht abzusehen. Für den weiteren
Kampf rüsten die Kontrahenten Rösler
und Altmaier derzeit munter auf. Beide
haben im Herbst 40 neue Stellen für ihre
Häuser bewilligt bekommen. Die neuen
Beamten sollen helfen, den Gegner zu
überflügeln. 

Altmaier hat gleich eine ganze neue
Abteilung geschaffen, sie heißt „E“ wie
Energiewende. „Das ist natürlich ein ge-
zielter Affront gegen Rösler“, heißt es im
Umweltministerium. Doch im Wirt-
schaftsressort ist man von solchen Aktio-
nen unbeeindruckt. In der Antwort auf
eine Anfrage an die Bundesregierung
schrieb der zuständige Staatssekretär und
Rösler-Intimus Stefan Kapferer kürzlich:
Auch nach Altmaiers Hausumbau „wird
an den bestehenden Zuständigkeiten in-
nerhalb der Bundesregierung … nichts
geändert“. 

Seither blockt das Wirtschaftsministe-
rium alles, was vom Umweltministerium
angestoßen wird, und kontert mit eigenen
Entwürfen. Mit seiner Boykott-Haltung
ist Rösler allerdings nicht allein. Auch
Bauminister Peter Ramsauer (CSU) – qua
Amt ebenfalls verantwortlich für zentrale
Teile der Energiewende – hat es nicht son-
derlich eilig. Dabei kann die Regierung
ihre ehrgeizigen Klimaschutzziele bis
2020 nur erreichen, wenn rasch Gebäude
gedämmt und schnell Elektroautos auf
die Straßen gebracht werden. Für beides
ist Ramsauer zuständig. 

Beim Thema Gebäudesanierung frei-
lich setzte der Bauminister durch, dass
Altbauten, die am meisten Energie ver-
pulvern, weitgehend verschont bleiben.
Und die Bilanz der Elektromobilität ist
bislang ein Witz. Rund 4500 steckerbe-
triebene Fahrzeuge kurvten Ende 2011
durch Deutschland, 2956 Neuzulassungen
gab es 2012. Mit dem für das Jahr 2020
geplanten Ziel von einer Million Elektro-
autos könnte es eng werden. 

Im Umweltministerium fluchen sie
denn auch, das Ramsauer-Ressort sei ein
„Hort von Nichtstuern“. Auch der Hei-
delberger Professor Andreas Löschel, der
die Monitoringgruppe zur Energiewende
leitet, klagt: „Einer der größten Problem-
bereiche liegt im Bundesministerium für
Bauen und Verkehr.“

Ein weiteres Problem ist Ressort Num-
mer vier, das Landwirtschaftsministerium
von Ilse Aigner (CSU). Auch sie spielt un-
verhofft im Energiewende-Poker mit, seit
vor allem Bauern die öffentliche Förde-
rung von Bioenergie-Anlagen als attrak-
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Kleinkrieg ums Große
Stromsteuer, Strompreissicherung, Strompreisbremse: Bei der
Energiewende streiten mehrere Behörden um den richtigen 

Kurs. Hilft am Ende nur die Einrichtung eines Super-Ministeriums?
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meiden. So unterhält Altmaier Abteilun-
gen und Referate für Effizienz und Netze,
obwohl das eigentlich Röslers Domäne
ist. Aigner macht Energie und Verkehr,
Ramsauer Energie und Klimaschutz, Rös-
ler Elektromobilität und Energiefor-
schung.

Und die Missgunst ist groß. Als das
Umweltministerium begann, kommunale
Klimaschutzkonzepte zu entwickeln,
konterte das Bauministerium mit einem
ähnlichen Vorschlag für die Quartiers -
sanierung. „Die haben das eins zu eins
bei uns abgeschrieben“, jammert noch
heute einer von Altmaiers Leuten.

Klar ist allen Beteiligten, dass es so
nicht weitergehen kann. „Seit Monaten
nimmt die Bundesregierung billigend in
Kauf, dass die Umsetzung der Energie-
wende unter dem Kompetenzgerangel
zwischen den verschiedenen Häusern lei-

stallieren, der die Energiewende koordi-
niert. Hauptberuflich. Allerdings sollte
dieser auch über die entsprechende
Durchsetzungskraft verfügen. Eckart von
Klaeden (CDU), der sich in der Regie-
rungszentrale in vergleichbarer Funktion
um den Bürokratieabbau kümmert, ist da
eher ein abschreckendes Beispiel. Er wird
überall nur als „Ecki“ verspottet. Und ei-
nen Energiewende-Ecki braucht niemand.

Deshalb wird der Ruf nach einem Ener-
gieministerium immer lauter. Dort wären
alle Zuständigkeiten unter einem Dach
gebündelt. Die SPD ist fast geschlossen
dafür, die CSU und etliche Ministerpräsi-
denten ebenfalls. 

Wenn es aber konkret wird, gehen die
Meinungen wieder stark auseinander.
„Um die Energiewende schneller voran-
zutreiben, sollte die Zuständigkeit für die
erneuerbaren Energien nach der Bundes-

von der Partei geführt werden, die auch
nach Ansicht der Anhänger der anderen
Parteien die größte Kompetenz auf die-
sem Gebiet hat: Das sind nun mal die
Grünen.“

Ein netter Versuch. Ob die SPD das im
Falle eines Wahlsiegs auch so sieht, ist je-
doch fraglich. Streit wäre somit auch un-
ter Rot-Grün programmiert.

Nur eine Politikerin hat sich bislang –
wie meistens bei heiklen Fragen – noch
nicht festgelegt: Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Während sie lange Zeit strikt ge-
gen ein Energieministerium war, hat sie
ihre Linie inzwischen ein wenig aufge-
weicht. Denkbar sei so etwas, sagt Merkel,
aber erst, wenn der Atomausstieg end-
gültig vollzogen sei. Das wird 2022 der
Fall sein. Bestenfalls. 

SVEN BÖLL, JÖRG SCHINDLER,
GERALD TRAUFETTER

tive Einnahmequelle entdeckt haben.
Zwischendurch erinnert sie sich, dass sie
ja auch Verbraucherschutzministerin ist,
und fordert eine Teilverstaatlichung der
Netze, um die Stromkosten zu senken.

Zum Reigen der Minister, die das The-
ma für sich reklamieren, gehört auch An-
nette Schavan, die verstärkt im Energie-
bereich forschen lässt. Zudem dürfen der
liberale Entwicklungshilfeminister Dirk
Niebel und FDP-Außenamtschef Guido
Westerwelle als Zuständige für interna-
tionale Klimapolitik mitreden. Und ohne
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
geht bei der subventionsintensiven Ener-
giewende sowieso nichts.

Kanzleramtschef Pofalla mitgerechnet,
fühlen sich gleich neun Minister somit ir-
gendwie zuständig. Das ist gut die Hälfte
des gesamten Bundeskabinetts. Mehrfach-
zuständigkeiten lassen sich da kaum ver-

det. Das können wir uns einfach nicht
leisten“, schimpft Baden-Württembergs
Ministerpräsident Winfried Kretschmann.
„Wenn man die Energiewende nicht will,
muss man genauso weitermachen wie bis-
her“, sagt die Energieexpertin Claudia
Kemfert vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung.

Was fehlt, ist ein echter Koordinator,
der die Streithähne in den Ministerien
zur Ordnung ruft. Kanzleramtschef Po-
falla, dem diese Aufgabe eigentlich ob-
liegt, ist damit überfordert – wie mit vie-
len anderen Themen auch. Beamte aus
allen Häusern schimpfen über Pofallas
„Inkompetenz“ und „mangelnden Ge-
staltungswillen“. Während alle Welt sehe,
dass die Energiewende vor sich hin schlin-
gere, lasse er die Dinge einfach laufen.

Eine kleine Lösung bestünde darin, ei-
nen Staatssekretär im Kanzleramt zu in-

tagswahl vom Umwelt- ins Wirtschafts-
ministerium verlagert werden“, sagt FDP-
Generalsekretär Patrick Döring. Das se-
hen Röslers Leute genauso: „Auf diese
Weise haben wir ganz schnell ein Ener-
gieressort.“ 

Die Grünen dagegen wollen es umge-
kehrt machen. „Die zentralen Kompeten-
zen der Energiewende müssen im Um-
weltministerium gebündelt werden“, sagt
Ex-Amtschef Jürgen Trittin. Vor allem
die Zuständigkeit für Energiewirtschaft
und Netzausbau will er dem Wirtschafts-
ressort rauben. Ein solches Umweltminis-
terium XL müsste für ein deutschland -
weites Klimaschutzgesetz sorgen, dieses
überprüfen und somit auch „die energie-
relevanten Bereiche in anderen Ressorts“
steuern. 

Und natürlich sei eines klar, so Trittin
weiter: „Ein solches Ministerium sollte
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Mitte vergangenen Jahres bekam
Roland Jahn hohen Besuch: Zwei
Ministerialbeamte der Bundes -

regierung erschienen in seiner Behörde –
und sie waren bestens informiert über
Jahns Arbeit als Bundesbeauftragter für
die Stasi-Unterlagen.

Warum müssen Stasi-Opfer so lange
auf Einsicht in ihre Akten warten?, woll-
ten die Beamten von Jahn wissen und
hielten ihm entsprechende Statistiken vor.
Ob er womöglich falsche Schwerpunkte
setze? Jahn wehrte sich, verwies auf
 Personalmangel, auf Antragszahlen und
technische Probleme.

Dann vertagte man sich, die beiden
 Besucher machten sich wieder davon und
schrieben ihre Berichte. Jahn, 59, hätte
die Visite der Beamten des Kanzleramts
als Warnschuss verstehen können. Aber
er mag an solchen Gesprächen nichts
 Ungewöhnliches finden und bleibt bei
 seinem Stil: Jahn sieht sich vor allem als
„Anwalt der Opfer“. Er interpretiert sei-
nen Job eher wie ein Politiker, nicht wie
ein Verwaltungsmanager. 

Öffentlich schwärmt Bernd Neumann,
im Kanzleramt Staatsminister für Kultur

und Medien und damit auch für die  Stasi-
Unterlagen-Behörde zuständig, über den
in der DDR als Bürgerrechtler verfolgten
Jahn: ein „grader Kerl“ mit einer „tollen
Vita“. Intern ist der Christdemokrat aber
mehr als besorgt. Seine Ministerialen hat
er aufgefordert, sich genauer um die Be-
hörde zu kümmern, die offenbar in keiner
guten Verfassung ist. Sie gilt als Schlan-
gengrube. Dazu passt, dass das Finanz-
ministerium Jahns Budget- und Personal-
pläne kritisiert; und dass der Bundesbe-
auftragte mit dem Versuch gescheitert ist,
sein Amt umzubauen.

Niemand zweifelt an der moralischen
Integrität Jahns, des dritten Bundesbeauf-
tragten nach Joachim Gauck und Marian -
ne Birthler. Ob er allerdings der richtige
Mann ist, die Behörde zu leiten, fragt
man sich nicht nur im Kanzleramt.

Seit seiner Amtsübernahme im März
2011 befindet sich Jahn in Opposition –
zu Teilen seiner Belegschaft, zum Beirat
seiner Behörde. Und nun kommt auch
noch Ärger mit der Bundesregierung hin-
zu. Es geht um die künftige Aufarbeitung
der Stasi-Geschichte, um den Verbleib
der Spitzelberichte, die 2019 eigentlich

vom Bundesarchiv übernommen werden
sollen – und damit um die Existenz von
Jahns Behörde.

Umstritten ist bis heute der Umgang
mit 47 ehemaligen Stasi-Mitarbeitern, die
in den neunziger Jahren in den Dienst
der Stasi-Unterlagen-Behörde übernom-
men wurden: Deren Versetzung war von
Beginn an Jahns Lieblingsprojekt. Poli-
tisch war Neumann an Jahns Seite, aber
die vielen Interviews des Behördenchefs
zu den „Ex-Stasis“ fand er nicht gerade
hilfreich. In der Sache hat Jahn wenig
 erreicht: Vier Mitarbeiter gingen in Rente,
einer wurde erwerbsunfähig, einer ver-
starb. Erst drei wurden woanders unter-
gebracht. 

Sogar Beiratschef Richard Schröder hat
sich im Zoff um die „Gruppe 47“ gegen
Jahn gestellt. Der Feldzug gegen altge-
diente Mitarbeiter, kritisierte der Theo-
loge und Sozialdemokrat, schade der Auf-
arbeitung und dem Image der Behörde.
Auch an anderen Stellen kommt Jahns
ehrgeiziger Personal- und Amtsumbau
nicht voran. So wollte er eine größere
Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit schaf-
fen. Eine bessere Außenwahrnehmung,
vermuten Kritiker, sollte dazu beitragen,
dass die Behörde ihr Verfallsdatum 2019
überlebt und nicht ins Bundesarchiv über-
führt wird. Ziel sei es gewesen, betont
Jahn, die öffentlichen Aktivitäten besser
zu koordinieren. Die Strukturreform
wäre zu Lasten anderer Bereiche gegan-
gen, Bildung und Forschung sollten ge-
trennt werden. Zwei Mitarbeiter klagten
erfolgreich, die Umbaupläne wurden be-
erdigt. 

Probleme gibt es überdies im zentralen
Geschäft der Behörde – der Aktenaus-
kunft. Jahn hatte eine schnellere Bearbei-
tung von Anträgen versprochen. Neu-
manns Kontrolleure prüften die Daten
und stießen auf sinkende Erledigungs -
zahlen, die Antragsbearbeitung dauere
länger als bei Vorgängerin Birthler. Über
die Gründe streiten Jahns Leute nun mit
denen von Neumann. 

Mehr als 20 Jahre nach dem Ende der
DDR erwache das Interesse jüngerer Ge-
nerationen, Kinder und Enkel von Stasi-
Opfern verlangten zunehmend Auskunft
über das Vorleben ihrer Verwandten, ar-
gumentiert Jahn. Darum brauche er mehr
Stellen.

Seine Aufseher in der Bundesregierung
sehen das anders. Anträge auf Aktenein-
sicht etwa seitens der Medien gingen zu-
rück, so die Beamten, es komme zudem
nicht mehr oft vor, dass staatliche Arbeit-
geber eine eventuelle Stasi-Vergangenheit
ihrer Beschäftigten überprüfen müssten.
Deshalb würden Kapazitäten frei. 

Ein Personalabbau ist aus Sicht der Re-
gierung beschlossene Sache. Die Beamten
des Finanzministeriums gehen mit Jahns
Plänen hart ins Gericht: Die vorgelegte
Personalbedarfsplanung sei nicht aussage -
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Besuch in der Schlangengrube
Roland Jahn, Chef der Stasi-Akten-Behörde, hat die 

Kontrolleure des Kanzleramts am Hals – weil er seinen Job wie
ein Politiker, nicht wie ein Verwaltungsmann interpretiert.
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kräftig, die eingereichten Unterlagen er-
füllten nicht die geforderten Kriterien.

Generell sind den Aufsehern Jahns Vor-
stellungen zu unpräzise. Das gilt auch für
sein Vorhaben, in der früheren Stasi-Zen-
trale in Berlin-Lichtenberg einen „Cam-
pus der Demokratie“ einzurichten. Jahns
Idee hat Charme, weil sie den Umgang
mit der Stasi-Geschichte an Original-
schauplätzen konzentriert: In Lichtenberg
könnten Behördenzentrale, Archiv und
ein schon bestehendes Stasi-Museum
 zusammengeführt werden, ergänzt etwa
um Buchläden und Diskussionsräume.
Jahn schwärmt schon von einem Rolling-
 Stones-Konzert auf dem Dach der Ex-
 Stasi-Zentrale.

Den Ministerialen jedoch wären kon-
krete Vorlagen lieber. Leider gebe es bis-
lang nur „diverse Planungen“, klagen die
Beamten. Im Haushaltsausschuss des Bun-
destags herrscht ebenfalls Verwirrung:
Für Jahns Campus gebe es bislang weder
„die Zustimmung zur Aufnahme in die
Haushaltspläne“ noch „konkrete Bau -
unterlagen“, erklärt ein Abgeordneter. 

Die Zeit wird allerdings knapp: Der
Mietvertrag für die jetzige Behördenzen-
trale läuft Ende 2014 aus. Doch bislang
gibt es keinen genehmigten Raumbedarf,
mit dem der Bund auf die Suche nach ei-
ner neuen Bleibe gehen könnte. Die Ge-
spräche dazu liefen, beteuert Jahn. Es sei
alles auf gutem Weg. 

Ungenau sind offenbar auch Jahns
 Pläne für neun von zwölf Außenstellen
in den Bundesländern geblieben. Eigent-
lich sollte ihre Anzahl reduziert werden,
Vorgängerin Birthler hatte dazu Vorschlä-
ge gemacht. Jahn will diese Dependancen
nicht nur erhalten, er wirbt für deren Un-
terbringung an authentischen Orten des
SED-Unrechts. Eine aus historischer Sicht
interessante Idee, aber konkrete Zahlen?
Die Haushälter haben dazu bislang nur
Zeitungsartikel gelesen.

Manche Abgeordnete wittern hinter
solchen Ungenauigkeiten System. Spielt
Jahn auf Zeit? Bei einer Anhörung der
SPD-Fraktion mehrten sich die skepti-
schen Stimmen zur Arbeit des Behörden-
chefs. „Jahn will eine Behörde für die
Ewigkeit“, bekräftigt Bundestagsvize -
präsident Wolfgang Thierse (SPD) einen
schon länger gehegten Verdacht. „Die
 Behörde wird es so lange geben, wie die
Gesellschaft es will“, argumentiert Jahn.

Und nun? In dieser Legislaturperiode
sollte eine Expertenkommission Vorschlä-
ge erarbeiten, wie die Aufarbeitung der
Stasi-Geschichte künftig aussehen und
Jahns Behörde zurückgebaut werden
könnte. So ist es im Koalitionsvertrag von
Union und FDP vereinbart.

Aber es geschah nichts. 
Weder Neumann noch der Bundestag

haben Schritte unternommen, ein entspre-
chendes Gremium zu berufen.

STEFAN BERG

Was wollen Nichtwähler? Für die
politischen Parteien in Deutsch-
land wird die wachsende Grup-

pe der Bürger, die am Wahlsonntag lieber
zu Hause bleiben, zum Problem – auch
weil bislang kaum erforscht ist, was die
Nichtwähler tatsächlich umtreibt. Eine
neue Forsa-Studie im Auftrag der Sender-
gruppe ProSiebenSat.1 beleuchtet nun die
Motive dieser Gruppe. Das wichtigste Er-
gebnis: Nichtwähler sehen sich nicht als
Dauerverweigerer, sondern eher als „Wäh-
ler auf Urlaub“, die hoffen, bald wieder
an Wahlen teilnehmen zu können. 

Mit dem politischen System sind die
Nichtwähler im Großen und Ganzen zu-
frieden – aber nicht mit der Politik, wie
sie heute von den Parteien und ihren Ver-
tretern betrieben wird. Die Umfrage stellt
eine wachsende Entfremdung zwischen
der Politik und den Bürgern fest. Die gro-
ße Mehrheit der Nichtwähler findet die
Sprache der Politiker unverständlich.
Zwei Drittel der Nichtwähler können sich
nicht mehr mit einer Partei identifizieren.
Für 39 Prozent ist es egal, wie die kom-
mende Bundestagswahl ausgeht. Und gut
die Hälfte der Nichtwähler glaubt, dass
es für den Einzelnen nicht sehr wichtig
ist zu wissen, was in der Politik vorgeht. 

Der Frust über den Politikbetrieb frisst
sich offenbar immer tiefer in die Gesell-
schaft. In höherem Maße als die Wähler
verorten die Nichtwähler sich selbst in
der politischen Mitte. Die Bedeutung von
Wahlen schätzen vor allem die jüngeren
Nichtwähler gering ein. 

Wie holt man diese Bürger zurück an
die Urne? Durch die Senkung des Wahl -
alters? Oder durch Online-Wahlen und die
Stärkung der direkten Demokratie? Weder
noch, meinen die Autoren der Studie. Sie
empfehlen den Volksvertretern vor allem
eine „verständlichere Sprache“ – und weni -
ger Beamte in der Politik.

SPIEGEL: Herr Stoiber, Sie haben in Ihrer
Funktion als Beiratsvorsitzender der Pro-
SiebenSat.1 Media AG eine Studie über
Nichtwähler in Auftrag gegeben. Warum?
Stoiber: Weil mich das Thema seit länge-
rem umtreibt und weil die Entwicklung
besorgniserregend ist. Die absolute Zahl
der Nichtwähler hat sich bei den letzten
drei Bundestagswahlen fast verdoppelt,
die Prognose für 2013 ist eine Beteiligung
von rund 70 Prozent. Besonders die Jün-
geren verabschieden sich zunehmend, das
ist fatal. Damit können wir uns nicht ab-
finden, sonst bekommt unsere Demokra-
tie ein ernstes Problem. 
SPIEGEL: Was kann eine Studie an diesem
Trend ändern? 
Stoiber: Es ist die wohl umfassendste
Nichtwähler-Studie seit vielen Jahren.
Wir wollen damit endlich die fällige De-
batte über Ursachen und Konsequenzen
anstoßen. Nehmen Sie nur das Beispiel
Niedersachsen. Da kamen die Nichtwähler
gerade auf 40,6 Prozent aller Wahlberech-
tigten, fast so viel wie CDU und SPD zu-
sammen! In den Fernsehanalysen wurde
das dann in einem Satz erwähnt. Eine
Mehrheit gibt es halt auch, wenn nur noch
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„Raab ins Kanzlerduell“
Der CSU-Ehrenvorsitzende und ProSiebenSat.1-Beirat Edmund

Stoiber, 71, beklagt die wachsende Zahl der Nichtwähler 
und sucht nach Ideen, junge Leute für Politik zu interessieren.

Unionspolitiker Stoiber
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drei Leute wählen. Aber eine Demokratie
braucht auch aktive Demokraten, die
wachsende Entkopplung von Volk und
 Politik darf nicht verharmlost werden.
SPIEGEL: Andererseits gibt es ja keine
Wahlpflicht in Deutschland, viele ent-
scheiden sich dagegen, ihr Kreuz zu ma-
chen, weil ihnen das Angebot nicht be-
hagt. Manche Wahlforscher reden umge-
kehrt von schweigender Zustimmung.
Stoiber: Das ist Unsinn, das geht aus der
Studie ganz klar hervor. Es gibt eine
wachsende Entfremdung gerade bei den
Jüngeren. Zu viele haben das Gefühl,
Poli tik gehe sie nichts an. Und viele be-
mängeln auch die Sprache, in der wir Poli -
tiker unsere Inhalte vermitteln. Sie sagen,
sie verstehen uns schlicht nicht.
SPIEGEL: Fühlen Sie sich durch die Kritik
auch persönlich ertappt?
Stoiber: Wir müssen uns alle an die Nase
fassen. Auch die Medien tragen eine ge-
hörige Mitverantwortung. Der Wahlkampf
beginnt gerade erst, und schon ist wieder
allerorten von „Getöse“ und Schlimme-
rem die Rede. Die wichtigste Phase der
politischen Auseinandersetzung sollte ge-
schätzt und nicht diffamiert werden.
SPIEGEL: Für das ohnehin überschaubare
Nachrichtenangebot bei ProSiebenSat.1
heißt es also ab sofort: Noch weniger kri-
tische Politikberichterstattung?
Stoiber: Unsinn, im Gegenteil. Wir haben
als Beirat mit dem Vorstand gesprochen,
wie man politische Themen und Formate
an ein junges Publikum herantragen kann.
Ich persönlich habe mich dafür stark -
gemacht, dass Sat.1 wieder an alte Tra -
ditionen wie „Talk im Turm“ anknüpft.
Daraus ist ja schon Stefan Raabs „Abso-
lute Mehrheit“ geworden.
SPIEGEL: Dieser Talk war Ihre Idee?
Stoiber: Nicht das konkrete Format mit die-
sem Moderator, das hat der Sender ent-
schieden – und das hat uns offen gestan-
den auch überrascht. Aber siehe da: Die
Pilotsendung hatte 1,8 Millionen Zuschau-
er, davon waren die Hälfte junge Leute.
Raab hatte mit seinem Politik-Talk über
soziale Gerechtigkeit und Energiepolitik
mehr junges Publikum als Beckmann, Ill-

ner, Jauch, Maischberger, Plasberg und
Will in einer Woche zusammengenom-
men. Unsere Demokratie braucht den
Nachwuchs. Deshalb könnte ich mir gut
vorstellen, dass ProSiebenSat.1 Raab als
Moderator ins TV-Kanzlerduell entsendet.
SPIEGEL: Angela Merkel und die Kollegen
von ARD und ZDF werden begeistert
sein. Könnten Sie die Kanzlerin verste-
hen, wenn die sagen würde, ich lasse
mich nicht von einem Moderator befra-
gen, der sonst mit einem Wok unter dem
Hintern einen Eiskanal hinuntersaust?
Stoiber: Ich glaube nicht, dass sie so rea-
giert. Auch Angela Merkel hat doch ein
Interesse, ein Publikum über das der
 klassischen Talkrunden von ARD und
ZDF hin aus zu erreichen. Und sie hat
schon ganz andere Herausforderungen
gemeistert.
SPIEGEL: Sie wollen ernsthaft einen Un-
terhalter in den wichtigsten politischen
Schlagabtausch des Jahres schicken? Eine
solche Klamaukisierung trägt doch zu
noch mehr Politikverdruss bei.
Stoiber: Das wird kein Klamauk. Wer ein
Kanzlerduell moderiert, weiß, welche
 Bedeutung das hat. Ein Günther Jauch
zeigt ja, dass es geht: Er moderiert erfolg-
reich Unterhaltung und gleichzeitig eine
anerkannte Politiksendung. Mein Anlie-
gen ist, wieder mehr junge Menschen mit
Politik in Verbindung zu bringen. Da liegt
es nicht fern, auch an Moderatoren zu
denken, die die Jugend erreichen.
SPIEGEL: Sie selbst hätten sich doch niemals
einem Raab-Duell gestellt. Er hat bei Ih-
nen doch sicher auch mal angefragt? 
Stoiber: Hat er, für seine später sogar
preisgekrönte Sendung zur Bundestags-
wahl 2005. Meine damaligen Sprecher ha-
ben mir abgeraten. Das war allerdings
vor acht Jahren – die Welt ändert sich.
Heute würde ich anders entscheiden.
SPIEGEL: Haben die Studie und Ihre Raab-
Pläne nicht auch damit zu tun, dass Pro-
SiebenSat.1 nach dem Verkauf von N24
wegen seiner schwachen Politikbericht -
erstattung in die Kritik geriet?
Stoiber: Ich finde es jedenfalls bemerkens-
wert, dass der Vorstand eines börsen -

notierten Konzerns sich
auf die Studie eingelassen
hat und Platz für neue, in-
novative Politikprogram-
me schafft. Wie ernst das
Unternehmen die Arbeit
des Beirats nimmt, können
Sie auch daran sehen, dass
es im August zusätzlich
vier frische Politiksendun-
gen geben wird, mit jun-
gen Themen und Köpfen.
Wir müssen einfach die
nächste Generation errei-
chen und dafür auch neue
Wege gehen.

INTERVIEW: RENÉ PFISTER, 
MARCEL ROSENBACH
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Das Publikum hatte schon Platz
 genommen, auf dem Programm
stand eine Veranstaltung der „In-

terkulturellen Wochen“ in Frankfurt am
Main. Plötzlich stürmten drei Männer mit
weißen Masken die Lobby der Stadtbi-
bliothek. Sie hatten einen Ghettoblaster
dabei, tanzten zu Technomusik durch die
Reihen und hielten Transparente hoch.
Darauf stand: „Multikulti wegbassen“.

Weniger als eine Minute dauerte der
Auftritt am 30. Oktober, dann führte ein
Ordner die Störenfriede hinaus.

Seither sorgt ein Video von der Aktion
für Aufsehen. Über 21000-mal wurde auf
YouTube der Clip der rechten Aktivisten
abgerufen, die sich „Identitäre Bewegung
Deutschland“ nennen. Auf Facebook
gründeten sich mehr als 30 Ortsgruppen
der zuvor kaum bekannten Truppe, von
Stuttgart über Essen bis Ostfriesland.

Eine neue Generation von Rechtsradi-
kalen versucht den Imagewandel – und
kopiert dazu Methoden der linken Pro-
testkultur. Neben den „Identitären“ be-
schäftigen auch Aktivisten, die sich die
„Unsterblichen“ nennen, die Behörden.
Das Vorgehen ist stets gleich: Die Akteu-
re setzen sich weiße Masken auf, wie
man sie vom Internetkollektiv „Anony-
mous“ kennt, halten Transparente hoch
und marschieren in einem nächtlichen
Fackelzug durch eine Stadt. Danach wird
ein Kurzfilm ins Internet gestellt, unter-

Aktionen; in der Vergangenheit haben
auf diese Weise unpolitische Spaßgueril-
las überraschende Auftritte in der Öffent-
lichkeit organisiert. Dieses Vorgehen ha-
ben nun Rechtsradikale für ihre Zwecke
übernommen: Die Verabredung läuft
meist heimlich über interne Verteiler und
per SMS. Wenn sich ein Anhänger etwa
bei Facebook verplappert, wird die Aktion
abgesagt – so vermeiden die Rechten Pro-
teste von Linken und Behördenverbote.
Der Reiz des Konspirativen erhöht neben -
bei noch den Erlebnischarakter.

Hinter den Masken stecken oft gewaltbe-
reite Vertreter aus der rechten Szene. Auch
in der „Identitären Bewegung“, einem in
erster Linie virtuellen Bund, sollen Szene-
Größen agieren. Das Logo – der stilisierte
griechische Buchstabe Lambda in Schwarz
auf gelbem Grund – und der Slogan „Wir
sind die Guten“ haben in dem Milieu einen
ähnlich hohen Wiedererkennungswert wie
die weiße Maske der „Unsterblichen“. 

Mitglieder der NPD und deren Jugend-
organisation JN diskutieren bereits begeis-
tert, wie man sich Image und Aktionsform
stärker zunutze machen könnte. Die alt-
backenen Rechten betrachten die „Identi-
tären“ und die „Unsterblichen“ mit Wohl-
wollen, weil es ihnen gelingt, ein besonders
junges Publikum anzusprechen; auch jene,
die zuvor wenig Bezug zu rechtsradikalem
Gedankengut hatten. Winfriede Schreiber,
die Chefin des Landesverfassungsschutzes
Brandenburg, räumt ein: „Die Aktions-
form hat sich längst verselbständigt.“

Die Haupt-Website der „Unsterblichen“
läuft auf ausländischen Servern. Erst im
Januar haben die Betreiber das Portal
überarbeitet und bieten Flyer zum
Download an – mit konkreten Handlungs-
empfehlungen. Anna Groß von der In -
itiative no-nazi.net beobachtet die Web-
Präsenz der „Unsterblichen“ mit Sorge:
„Die Szene zeigt sich wieder aktions -
orientierter und dadurch auch militanter.“
Auch wenn sie sich manchmal bewusst
um ein harmloses Auftreten bemühe, um
ihre wahre Gesinnung zu verschleiern.

Auf den ersten Blick sympathisch sollte
wohl auch der Auftritt eines Menschen im
Bärenkostüm wirken, der durch Hanno-
ver spaziert, auf ahnungslose Migranten
zugeht, ihnen die Hand reicht und zum
Abschied freundlich zuwinkt. Im Internet
wurde die gefilmte Szene daraufhin mit
fröhlicher Musik unterlegt, während ein
perfider Text die fremdenfeindlichen Mo-
tive des „Abschiebärs“ schilderte. 

Immerhin: Zwei Bärenkostüme wur-
den inzwischen beschlagnahmt, die Poli-
zei leitete Ermittlungsverfahren gegen die
mutmaßlichen Täter ein. Ihr Verein, die
Neonazi-Gruppe „Besseres Hannover“,
wurde verboten.

SARAH MÜHLBERGER
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Die YouTube-
Nazis

Rechtsradikale kopieren 
Methoden der linken Protestkultur:

Sie tragen Masken wie bei 
„Anonymous“ und organisieren

Flashmob-Aktionen übers Internet.

Aufmarsch der „Unsterblichen“ in Bautzen

Reiz des Konspirativen

legt mit dramatischer Musik und rechten
Parolen.

So wird aus einer kaum beachteten
 lokalen Aktion ein theatralischer Clip,
der bundesweit Aufmerksamkeit erregen
kann. Zunächst harmlos wirkende Kapu-
zenpullis und Technomusik treten an die
Stelle der Springerstiefel- und Glatzen-
Ästhetik früherer Neonazi-Generationen.
Die Parolen aber sind oft dieselben.

„Das Gefährliche ist die symbolische
Machtergreifung auf der Straße“, sagt Jo-
hannes Radke, der mit Toralf Staud über
die „Neuen Nazis“ ein Buch geschrieben
hat. „Die Nazis wollen damit signalisie-
ren: Wir sind viele, wir sind militant, wir
können immer und überall auftauchen.“

Vorreiter dieser neuen Aktionsform
war die rechtsradikale „Widerstandsbe-
wegung in Südbrandenburg“, die auch un-
ter dem Namen „Die Unsterblichen“ auf-
trat und im vorigen Juni vom Branden-
burger Innenministerium verboten wurde.
Über 260 Beamte durchsuchten damals
27 Wohnungen, darunter auch die von
Marcel F. aus Lübbenau. Der „seit Jahren
aktive Neonationalsozialist“, so schrieb
der Brandenburger Verfassungsschutz
2011, sei „zentraler Akteur und Ideen -
geber“ der Truppe gewesen. 

Trotz des Brandenburger Verbots so-
wie Ermittlungsverfahren in anderen Bun-
desländern gab es seitdem immer wieder
Fackelumzüge. Einige Dutzend haben die
Behörden inzwischen gezählt: in Halber-
stadt in Sachsen-Anhalt und in Donau-
eschingen in Baden-Württemberg, in Ros-
tock und Hamburg-Harburg.

Eine geschickte Kameraführung, die
Wahl enger Gassen als Kulisse und nicht
zuletzt ein trickreicher Schnitt erwecken
oft den Eindruck, als marschierte ein gan-
zes Heer martialischer Fackelträger auf –
in Wirklichkeit sind es meist nur 50 bis 100,
manchmal sogar bloß 10 Teilnehmer. Im
Internet aber kommen die Videos mitunter
auf einige zehntausend Klicks, darunter
finden sich begeisterte Kommentare.

Flashmob heißen solche spontanen,
über Handy und Internet vorbereiteten





Skandal! Der FDP-Fraktionsvorsitzende Rainer Brüderle
hat eine Riesendebatte über Sexismus ausgelöst, weil er
einige anzügliche Worte gesagt und einen Blick auf einen

Busen geworfen hat. 
Skandal! Annette Schavan arbeitete bei ihrer Doktorarbeit

nicht korrekt, hat aber als Bildungsministerin nach Ansicht vie-
ler Repräsentanten der Wissenschaft einen guten Job gemacht.

Skandal! Kanzlerkandidat Peer Steinbrück verdiente neben-
bei 1,25 Millionen Euro, das aber legal, und er hat das Geld
korrekt versteuert. 

Skandal! Der damalige Bundespräsident Horst Köhler em-
pörte halb Deutschland, weil er auf einer Afghanistan-Reise
sagte, dass die Bundeswehr auch ökonomische Interessen ver-
trete, das aber stand so ähnlich auch in einem Papier des
 Verteidigungsministeriums. 

Skandal! Bundespräsident Christian Wulff verlor sein Amt,
weil ihm unterstellt wurde, er könne korrumpierbar sein, aber
dabei geht es letzten Endes nur um 400 Euro.

Wer sich die bundespolitischen Skandalfälle der ablaufenden
Legislaturperiode anschaut, findet eine Substanz, die recht
mickrig wirkt. Das gilt auch für das Wort von der „spätrömi-
schen Dekadenz“, mit dem der Abstieg des damaligen FDP-
Vorsitzenden Guido Westerwelle begann. Es gilt sogar für den
Rücktritt von Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg, der bei seiner Doktorarbeit getäuscht hatte. Im Ausland
war man amüsiert und verwundert, dass sich die Deutschen
wegen solcher Dinge empören. Entweder sind sie ungeheuer
kleinlich oder so verwöhnt, dass sie schon minimale Fehltritte
aufgreifen müssen, um sich einmal in Rage bringen zu können. 

Andere haben Wilderes zu bieten. Der österreichische Ex-
Minister Ernst Strasser wurde kürzlich vorläufig wegen Be-
stechlichkeit zu vier Jahren Haft verurteilt. Der Franzose
 Dominique Strauss-Kahn, einst Aspirant für die Präsidentschaft,
geriet in den Verdacht, ein Zimmermädchen zum Oralsex ge-
nötigt zu haben. Der frühere italienische Ministerpräsident Sil-
vio Berlusconi ist des Amtsmissbrauchs und der Beihilfe zur
Prostitution Minderjähriger angeklagt. Wegen Steuerhinterzie-
hung drohen ihm vier Jahre Gefängnis. 

Deutschland wirkt dagegen wie ein Idyll für Spielzeugeisen-
bahnen. Aber ruhig ist es deshalb nicht. Auch hier folgt ein
Skandal dem anderen, jedenfalls in der öffentlichen Wahrneh-

mung. Über die genannten Fälle haben alle politischen Medien
ausführlich berichtet, haben die Details zusammengetragen,
spitze Schlagzeilen gefunden und schmissig kommentiert. Der
SPIEGEL hat zu Westerwelle, Guttenberg, Wulff und Stein-
brück Titelgeschichten gemacht. Die Bürger zeigten sich von
alldem beeindruckt, die betroffenen Politiker rutschten in den
Umfragen ab. Wegen so wenig?

Ein Land spiegelt sich in seinen politischen Skandalen. In
der Empörung zeigt sich der Charakter, zeigen sich Gemüt
und Verhältnisse einer Nation. Genauso in der Nicht-Empörung,
in dem, was eine Öffentlichkeit ihren Politikern durchgehen
lässt. Der italienische Psychoanalytiker Sergio Benvenuto hat
im Jahr 2010 in „Lettre International“ über Italien geschrieben,
Berlusconi mache Politik für die Sportsbar, für „das Reich der
political incorrectness“, wo es derbe zugeht, wo man Politiker
hasst, es sei denn, sie sind so unpolitisch wie Berlusconi. Damit
erklärte Benvenuto, warum der sich trotz der deftigen Skandale
so lange halten konnte. 

Die Sportsbar ist sicherlich nicht der Ort, für den in Deutsch-
land Politik gemacht wird. Trotz der Fußballbegeisterung ist
dieses Milieu nicht stilbildend und nicht politisch einflussreich.
Deutschlands Zentrum ist der Bio-Supermarkt, wo Frauen und
Männer mit ihren Einkäufen an einer besseren Welt arbeiten.
Hier herrschen die Prinzipien Verantwortlichkeit, Empfind-
samkeit, Korrektheit. Dies ist eine saubere Welt, keine ver-
ruchte wie die Sportsbar. Für das, was ein politischer Skandal
ist, hat der Bio-Supermarkt eine weit niedrigere Schwelle.

Wo liegen die Empfindlichkeiten? In den Fällen Schavan
(CDU) und Guttenberg (CSU) geht es um Rechtschaf-
fenheit. Die Politiker sollen nicht lügen, sie sollen

nicht Titel tragen, die sie nicht verdient haben. Sie sollen auch
nicht ihren eigenen Worten zuwiderhandeln. Guttenberg und
Schavan sind mit einem hohen moralischen Anspruch ange -
treten.

Horst Köhlers Worte konnten skandalisiert werden, weil es
in der Bundesrepublik eine hohe Sensibilität in Kriegsfragen
gibt. Nach den beiden Weltkriegen, die von Deutschen entfes-
selt wurden, will diese Nation mit Kampfeinsätzen nichts mehr
zu tun haben. Wenn es dann noch um Wirtschaftsinteressen
gehen soll, ist das absolut unerträglich, weil die Deutschen
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Polemiker Westerwelle
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Plagiator Guttenberg

E S S A Y

Wir ewig Braven
Warum in Deutschland aus kleinen Verfehlungen große Skandale werden

Von Dirk Kurbjuweit

Deutschland



Krieg allenfalls aushalten, wenn er moralisch einwandfreien
Zwecken dient, Menschenrechten oder Demokratieförderung.
Wirtschaftsinteressen sind der Wirtschaftsnation Deutschland
suspekt. In Skandalen enthüllt sich häufig auch Doppelmoral. 

Bei Wulff (CDU) und Steinbrück (SPD) geht es um Geld
und den Verdacht, Politiker könnten sich einen Lebensstil gön-
nen, der sie von der breiten Masse entfernt, was gerade für ei-
nen Sozialdemokraten ein Problem ist. Wulff steht zusätzlich
unter dem Verdacht, korrupt gehandelt zu haben. Deutschland
sieht sich gern als ein sauberes Land, in dem die Dinge gut
funktionieren, weil nicht geschmiert wird. Deutschland sieht
sich auch gern als ein halbwegs egalitäres Land, in dem Reich-

tum verpönt ist. Soziale Empfindlichkeit wurde auch Guido
Westerwelle zum Verhängnis. Er fiel in Ungnade, weil er pole-
misch war. Sein Wort von der „spätrömischen Dekadenz“ stell-
te er in einen Zusammenhang mit Hartz IV und „anstrengungs-
losem Wohlstand“. 

Das zusammen ergibt das Bild von einer Nation, die korrekt
sein will, mit Geld, mit Krieg, mit Biografien, die sozialen Zu-
sammenhalt schätzt und keinen wütenden Streit will. Korrekt-
heit, Friedlichkeit und Konsens zeigen sich in den Skandalen
als Leitprinzipien. Was nicht überraschen kann, was aber alle
enttäuschen dürfte, die hoffen, Deutschland könne allmählich
ein lässigeres Land werden. Wir sind die ewig Braven.

Oder sind das alles nur die Medien, die Nichtigkeiten auf-
bauschen und Skandale simulieren, wo es keine wahren Skan-
dale gibt? Das ist ein häufiger Vorwurf gegen Journalisten.
Nicht das Geschehen bringe das
Land in Aufwallung, sondern des-
sen professionelle Bearbeitung. Der
Skandal als Mittel der Verkaufsför-
derung.

Richtig ist, dass der kleine Skan-
dal in Deutschland großen Raum
finden kann. Das liegt zum einen
daran, dass die wichtigen politischen Fragen hierzulande nicht
pola risieren. Über die europäische Krisenpolitik, die Energie-
wende und die Auslandseinsätze der Bundeswehr herrscht weit-
gehend Konsens der staatstragenden Parteien CDU, CSU, SPD,
Grüne und FDP. Zum anderen passieren in der Bundespolitik
kaum schwerwiegende politische Skandale. Der letzte war Hel-
mut Kohls Spendenaffäre, die im Jahr 1999 erste Schlagzeilen
machte. Würde Finanzminister Wolfgang Schäuble dabei er-
wischt, dass er Steuern hinterzieht, wären Steinbrücks Neben-
verdienste oder Schavans Doktor arbeit Stoff für hintere Seiten.
Aber so ist das nicht, und das kann man ja nicht beklagen. 

Es gibt eine Lust an der Zuspitzung in den Medien, das ist
nicht zu leugnen. Es darf dabei nicht zu Verfälschungen oder
Diffamierungen kommen, aber eine Schlagzeile oder ein Titel-
blatt kann nicht allen Aspekten gerecht werden. Ein ausgewo-
gener Kommentar lässt den Leser oft ratlos. Und Jagdfieber
bei der Recherche ist geradezu ein konstituierendes Element
der Demokratie. Die Fakten müssen an die Öffentlichkeit, da-

mit sich die Bürger ihre Meinung bilden können. Auch deutsche
Journalisten gehören zur Welt des Bio-Supermarkts. Sie sind
Geschöpfe einer Welt, die auf Korrektheit getrimmt ist, und
sie befördern diese Korrektheit in ihren Berichten. Sie sind
eben Deutsche. Dann müssen sie selbst auch korrekt handeln,
das ist unerlässlich.

Diese Empfindsamkeit kann natürlich lächerlich wirken oder
kleinlich, aber im besten Fall dient sie der Prävention, dient
sie der Bestätigung von Standards, die dieses Land zu einem
der reichsten und bestfunktionierenden der Welt gemacht ha-
ben. In der Aufwallung gegenüber dem Kleinen liegt auch die
Angst vor dem Großen, sie ist ein Frühwarnsystem. Italieni-
schen Verhältnissen wäre das deutsche Gemüt nicht gewachsen,
also sind so viele darauf bedacht, sie nicht einreißen zu lassen.
Der Bio-Supermarkt ist auch ein nervöser Ort: Hoffentlich
 passiert nichts Schlimmes mit der Welt und schon gar nicht
mit diesem schönen Land.

Ohne Frage liegt in der überscharfen Korrektheit auch
eine Biederkeit, Betulichkeit. Das ist nicht unbedingt
anziehend, und auch hierzulande gibt es eine große

Sehnsucht nach Italien und manchmal auch nach der Wildheit,
aber in der Not wäre man dann doch lieber der deutschen
Justiz ausgesetzt oder dem deutschen Gesundheitssystem. Man
will Sicherheit, Berechenbarkeit.

Was Sex angeht, gibt es bislang keinen deutschen Berlusconi
und keinen deutschen Strauss-Kahn. Es geht hierzulande nicht
schillernd zu, und über „normale“ außereheliche Affären wird
selten berichtet, obwohl es sie natürlich gibt in der deutschen
Politik. Aber sie sind für die Medien nur selten ein Thema,
ganz anders als in den USA, wo Ehebruch eines der großen
Skandalthemen ist. Entweder interessieren sich die Deutschen
nicht besonders für Sex, oder sie sind in dieser Frage entspannt,
also liberal oder sogar lässig. Dafür spricht, dass Horst Seehofer
bayerischer Ministerpräsident und Vorsitzender der CSU wer-
den konnte, obwohl er ein uneheliches Kind hat. 

Anders ist es beim Thema Sexismus, wie man jetzt anhand
der Debatte um Brüderle sieht. Die Deutschen erweisen sich
hier als empfindlich, und das zu Recht. Auch wenn der Anlass
klein wirkt, so stehen doch große Fragen dahinter: die Chan-
cengleichheit von Frauen, das Recht auf Würde für alle in jeder
Situation. Die Skandal-Empfindlichkeit ist auch ein Seismograf
für unterschwelliges Unbehagen in einer Gesellschaft.

Das Erstaunliche ist, dass manche
Politiker ihre Deutschen so wenig
kennen, dass sie nicht verstehen,
was sie ihnen zumuten können und
was nicht. Nachdem die Republik
von seinen Nebenverdiensten erfah-
ren hatte, führte sich Peer Stein-
brück zunächst so auf, als hätte er

es mit einer Sportsbar zu tun und nicht mit einem Bio-Super-
markt sozial demokratischer Ausrichtung. Er verteidigte sich
polternd, bis die Umfragewerte schlecht waren und er Einsicht
zeigte. Brüderle hat das immer noch nicht geschafft und macht
sich damit voll ends unmöglich.

Auch wenn die Verfehlungen deutscher Politiker in manchen
Ländern lässlich wirken würden, so stellen sie nach hiesigen
Maßstäben die Eignung eines Politikers für sein Amt in Frage.
Verdruckst heit oder Arroganz sind keine angemessenen Reak-
tionen. So dienen die Skandale, auch wenn ihre Substanz gering
ist, der Auslese. In der Krise zeigt sich, wer sich für ein hohes
Amt eignet und wer nicht. Wulff nicht, Brüderle auch nicht. Scha-
van sollte zurücktreten, weil ihre Glaubwürdigkeit zerstört ist. 

Dass die Standards in Deutschland so hoch sind, ist kein
Grund, sich besser zu fühlen. Sie sind Ausdruck einer Notwen-
digkeit. In der Sportsbar geht es sicherlich oft lustiger zu als
im Bio-Supermarkt, aber die Deutschen müssen vor allem kor-
rekt sein, um sich aushalten zu können. �
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Schnäppchenjäger Wulff 

In der Empörung zeigt sich der

Charakter, zeigen sich Gemüt und

Verhältnisse einer Nation. 

Ex-Präsident Köhler 



Vor Gericht 
erstrittenes

Schmerzensgeld
Eine Auswahl von Urteilen

2500 €

Psychische
Beeinträchtigung durch
anonyme Telefonanrufe

Bäckereibesitzerin wird
rund sechs Wochen lang von

ehemaliger Mitarbeiterin
terrorisiert.

AG Ludwigshafen/Rhein, 

1998

5000 €

Depressionen
und Angstzustände

nach Erpressung

Eine Frau gibt ein Jahr lang ihre
gesamten Einkünfte an eine

Erpresserin und verrichtet Arbeiten
in deren Haushalt, um die
Veröffentlichung intimer

Briefe zu verhindern.

LG Trier, 2001

20000 €

Sexueller Missbrauch 
eines Minderjährigen

Der Fußballtrainer eines
Jungen in der C-Jugend miss-
braucht das ihm anvertraute

Kind sexuell.

LG Darmstadt, 2006

20000 €

Mehrfacher sexueller
Missbrauch an einem

achtjährigen Mädchen über 
einen Zeitraum von zwei Jahren

Schwere psychische und physische 
Störungen bei dem Kind, dessen

Schweigen der Täter unter anderem
mit der Drohung erpresst, die

Mutter zu töten.

LG Köln, 2004

5000 €

Schwere Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts

Zeitungsartikel stellt Beamten
als faule „Lachnummer“ dar
und macht ihn im Kollegen- 

und Bekanntenkreis lächerlich.

OLG Frankfurt/Main, 1993

Quelle: Hacks/ Wellner /Häcker: 

„Schmerzensgeldbeträge 2012“

Hartnäckig verfolgten die Täter die
schöne junge Frau mit Über -
griffen. 86-mal schlugen sie zu.

„Rücksichtslos“, so bestätigte später das
Hamburger Oberlandesgericht der Wehr-
losen, hätten sich die Beschuldigten über
sie hergemacht. 

Das Schmerzensgeld, das der Ham -
burger Anwalt Matthias Prinz zugunsten
des Opfers nach langem Prozess im Ja-
nuar 2011 erstritt, brach alle Rekorde:
400000 Euro. Es war die Wiedergut -
machung für die Seelenqualen
einer Prinzessin. Madeleine
von Schweden, 30, die jüngs-
te Tochter von König Carl
Gustaf und Königin Silvia,
bekam Genugtuung von der
deutschen Justiz für 86 un-
angemessene Intimberichte
in der „Welt der Frau“ und
der „Frau mit Herz“.

Prinzessin müsste man sein. 
Seit vergangenem Dienstag

dürfen auch mit Prominenz und
Reichtum ungleich schlechter be-
dachte junge Frauen in Deutsch-
land hoffen, im schlimmsten Fal-
le von fürstlichen Tarifen im
deutschen Rechtswesen pro-
fitieren zu können. Das
Landgericht in Wuppertal
verurteilte einen Vergewal -
tiger, der sein Opfer tagelang
gefangen gehalten und brutal
gequält hatte, der schwer ge-
schädigten Frau 100000 Euro
Schmerzensgeld zu zahlen. 

Der Vorsitzende Richter Siegfried
Mielke machte den Fall der schwedi-
schen Prinzessin ausdrücklich zum
Maß seiner Entscheidung: „Ein
Mitglied eines Königshauses“
habe wegen unzulässiger
 Presseberichte 400000 Euro
bekommen. Da sei es „unan -
gemessen“, was Frauen in
Deutschland üblicherweise
als Kompensation bei un-
gleich schlimmeren Über -
griffen erwarten dürften.

Der Wuppertaler Spruch
könnte tatsächlich eine Wende

im Recht der Wiedergutmachung für Ver-
brechensopfer bringen. Denn der Preis
von 100000 Euro für die schwerverletzte
Psyche einer jungen Frau ist eine spekta-
kuläre Entscheidung. Opferentschädigung
wird in Deutschland bislang eher in klei-
ner Münze betrieben, selbst wenn es um
den Wert der sexuellen Selbstbestim-
mung geht. 

Das mussten zuletzt die Opfer der lan-
ge verheimlichten Übergriffe von katho-
lischen Priestern und anderen Kirchen-
männern erfahren. Hunderte Männer und
Frauen, die in ihrer Kindheit in kirchli-
chen Einrichtungen sexuell missbraucht
worden sind, haben die Seelenqualen von
einst häufig auch als Erwachsene nicht
überwunden. 

Doch als Wiedergutmachung hat die Kir-
che sich bislang nur zu Zahlungen von bis
zu 5000 Euro bereitgefunden, in seltenen
Fällen auch mehr. Ein Betroffener, Wilfried
Fesselmann aus Gelsenkirchen, begehrte
auf: Er verlangte 900000 Eu -
ro – etwa so viel Geld, wie
der Kaplan, der ihn

einst zum Sex gezwungen hat, in 15 Jahren
an Gehalt bekommen haben soll. 

Sobald es nicht um Handfestes wie
 Ersatz von Arztkosten, Verbandmaterial
oder Verdienstausfall geht, sind Gerichte
engherzig. So gilt es unter deutschen Ju-
risten traditionell als unmoralisch, innere
Werte wie seelische Integrität, Ehre und
psychische Unversehrtheit in klingende
Münze umzurechnen. Die entsprechen-
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buchs wurden bislang restriktiv und ohne
einheitlichen Maßstab angewendet. Nur
die Sorge um das Gemüt ausländischer
Prinzessinnen – ob in Schweden oder
 Monaco –, ließ deutschen Richtern bis-
lang das Herz aufgehen. 

Unter Bürgerlichen wird der Preis im-
materiellen Schadens üblicherweise vom
Gericht aus Tabellen abgelesen, die von
fleißigen Anwälten oder Richtern zusam-
mengestellt werden und die bislang vor
Gerichten übliche Tarife widerspiegeln.

Der immaterielle Wert eines verlo -
renen Fingers wird mit 1500 Euro

 angegeben, ein Bein kann 45000
Euro kosten, bei einer Quer-
schnittslähmung können
500000 Euro fällig werden. 

Der Kurs für schwere
 Verletzungen der sexuellen
Selbstbestimmung etwa
durch eine Vergewaltigung
lag bislang selten über 20000

Euro. Besonders großzügig
galt da schon die Gabe jenes

ehemaligen Essener SPD-Rats-
herrn, der 2011 wegen Vergewalti-

gung einer Freundin zu zwei Jahren
Haft mit Bewährung verurteilt wurde. Das
milde Urteil wurde auch damit begründet,
dass der Mann als Entschuldigung dem
Opfer 50000 Euro überwiesen hatte. 

Gemessen an Tarifen, die in den Verei-
nigten Staaten zum Ausgleich für Gewalt-

verbrechen zuerkannt werden, sind das
Peanuts. Dennoch gewinnt eine

Lobby an Einfluss, die noch weit
mehr will.

US-Rechtspolitiker fordern
die Berücksichtigung von
 Opferrechten und Entschädi-
gungen bereits bei den poli-
zeilichen Ermittlungen und
im Strafprozess. Die Gesetze
sollen demnach so ausge -

staltet werden, dass die Straf-
gerichte mit dem Urteil auch

gleich Schmerzensgelder fest -
setzen können, ohne dass die Opfer

Zivilverfahren anstrengen müssen. „Pa-
rallel Justice“ heißt das Konzept, das
Rechtswissenschaftler wie der nieder -
sächsische Kriminologe Christian Pfeiffer
nun hierzulande populär machen wollen.
Das Urteil von Wuppertal, so Pfeiffer, sei
„eine Ermutigung, die Diskussion auch in
Deutschland voranzutreiben“.

THOMAS DARNSTÄDT
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J U S T I Z

Vorbild
Madeleine

Opfer sexueller Gewalt durften
in Deutschland bislang nur

mit bescheidenen Entschädigungen
rechnen – ein Wuppertaler

Urteil könnte das nun ändern.





Wehler, 81, gilt spätestens seit seiner
„Deutschen Gesellschaftsgeschichte“ als
Doyen der deutschen Historiker. In dem
fünfbändigen Werk untersuchte er die Jah-
re 1700 bis zur Wiedervereinigung 1990.
Doch was ist charakteristisch für die Ära
seither? Ungleichheit in allen Schattie-
rungen, diagnostiziert Wehler in seinem
neuen Buch*.
Die schlimmste ist nach Meinung des eme-
ritierten Bielefelder Historikers das seiner
Ansicht nach dramatische Ausein -
anderdriften von Arm und Reich in der
Bundesrepublik: „Die Verteilungsgerech-
tigkeit ist verlorengegangen.“ Wirklich?

SPIEGEL: Herr Wehler, Deutschland geht
es wirtschaftlich so gut wie selten zuvor.
Da überrascht es, wenn Sie dem Land
plötzlich wachsende „soziale Ungleich-
heit“ unterstellen.
Wehler: Das eine schließt das andere ja
nicht aus. Seit Ende der neunziger Jahre
hat sich vor allem die Einkommens- und
Vermögensverteilung krass verändert.
Eine sehr kleine deutsche Oberschicht
koppelt sich vom Rest völlig ab. Die da-
durch entstehenden Verteilungsprobleme
werden bislang allenfalls abgepuffert
durch den Umstand, dass wir nun mal
das fünftreichste Land der Erde sind. Wer
in Not gerät, trifft auf einen perfektio-
nierten Sozialstaat.
SPIEGEL: Im Entwurf des aktuellen Armuts-
und Reichtumsberichts der Bundesregie-
rung heißt es: „Die vorliegenden Daten
belegen eine positive Entwicklung der Le-
benslagen in Deutschland.“ 
Wehler: Die Fakten des Berichts sind un-
umstößlich. Dennoch versucht die Regie-
rung, mit solchen Phrasen die interpreta-
torische Oberhoheit zurückzugewinnen.
Ein schönes Beispiel für die Verlogenheit
der Politik. Getäuscht wird am Ende der
mündige Staatsbürger, dem man eine ehr-
liche Debatte offenbar nicht zumuten
möchte.
SPIEGEL: Es ist ja unbestritten, dass die Rei-
chen des Landes immer reicher werden,
schon weil Arbeit viel stärker besteuert
wird als Kapital. Das heißt aber doch
nicht, dass die Armen ärmer werden.

* Hans-Ulrich Wehler: „Die neue Umverteilung: Soziale
Ungleichheit in Deutschland“. Verlag C.H. Beck, Mün-
chen; 192 Seiten; 14,95 Euro.
Das Gespräch führte der Redakteur Thomas Tuma.

Wehler: Immerhin stagnieren seit rund
zehn Jahren die Reallöhne …
SPIEGEL: … was unsere globale Wettbe-
werbsfähigkeit eher erhöht hat – loben
viele Fachleute im In- und Ausland.
Wehler: Das ist richtig und wurde von den
Gewerkschaften ja auch lange mitge -
tragen. Ich frage mich aber: Wie lange
kann das gutgehen, diese extreme Ver-
zerrung nach oben, ohne dass es politisch
gefährlich wird? In den Jahren seit 1992
haben sich die Privatvermögen zwar auf
knapp zehn Billionen Euro fast verdop-
pelt. Aber eine steigende Zahl von Bun-
desbürgern hat gar keine Ersparnisse
mehr. Das meiste Geld kommt bei den
ohnehin schon Reichen an. Die Oetkers
hier in Bielefeld zum Beispiel verfügen
mittlerweile über viele Milliarden Euro
privater Mittel. Das sprengt jedes Vor -
stellungsvermögen, auch wenn ich des-

halb nicht dazu aufrufe, die Villen zu
 stürmen.
SPIEGEL: Sie warnen vor „einem der dra-
matischsten Vorgänge der modernen Zeit-
geschichte“. Geht’s nicht eine Nummer
kleiner? Deutschland hat heute nur noch
rund drei Millionen Arbeitslose, gilt als
ökonomisches Vorbild und Konjunktur-
lokomotive ganz Europas …
Wehler: … und macht nun leider eine ähn-
liche Entwicklung durch, wie sie in den
USA oder Großbritannien schon zu so-
zialen Exzessen geführt hat – dort früh
befeuert von der neoliberalen Wirtschafts-
und Finanzpolitik eines Ronald Reagan
oder einer Margaret Thatcher.
SPIEGEL: In London oder Paris brannten
bereits die Vorstädte. Im Vergleich dazu
hält sich das revolutionäre Potential in
der Bundesrepublik doch wirklich in
Grenzen.
Wehler: Das deutsche Wirtschaftswunder
hat in der Nachkriegszeit einen sehr sta-
bilen Sockel von generellem Wohlstand
geschaffen, der weiter wuchs. Die Leute
gewöhnten sich an lange Jahre relativ
konstanten Wachstums. Trotz des jetzt
wachsenden Unmuts ist es da zunächst
schwer, eine echte Protesthaltung auszu-
lösen. Mir wäre schon lieb, wenn der Är-
ger deutlicher artikuliert und debattiert
würde.
SPIEGEL: Die obersten 10 Prozent der hie-
sigen Bestverdiener zahlen rund 50 Pro-
zent der Einkommensteuer, die untere
Hälfte weniger als 5. Das ist doch gelun-
gene Umverteilung …
Wehler: … und darüber hinaus schafft es
die Finanzelite sogar, 180 Milliarden Euro
in die Schweiz zu schaffen. Diese Steuer-
hinterziehung dürfen Sie nicht vergessen!
Das Statistische Bundesamt kann über
Vermögen jenseits von zwei Millionen
Euro kaum noch Angaben machen, weil
es schlicht zu wenig Daten dazu erhält.
Das ist doch absurd.
SPIEGEL: Viele Einkommensmillionäre
müssen heute aber mit weit mehr Trans-
parenz leben, etwa die Chefs der im Deut-
schen Aktienindex Dax gelisteten Kon-
zerne, die nun regelmäßig ihre Gehälter
veröffentlichen – und sich auch dafür
rechtfertigen müssen.
Wehler: Zu Zeiten der Wiedervereinigung
verdienten die Vorstände der 30 Dax-
Konzerne im Schnitt umgerechnet rund
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„Extreme Verzerrung“
Der Historiker Hans-Ulrich Wehler hält das Auseinanderdriften von Arm und Reich 

für die gefährlichste Herausforderung, vor der Deutschland steht.

Wer hat wie viel?
Verteilung des Nettovermögens in
Deutschland, 2008

1,2 %
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sind im Besitz

der ärmeren

Hälfte der

Haushalte

52,9%
des Vermögens 

verteilt sich auf

das reichste

Zehntel der

Haushalte

Quellen: EVS 2008; Entwurf des 4. Armuts- und Reichtumsberichts

Quellen: SOEP; DIW Berlin

berechnet in Preisen von 2005

Veränderung des verfügbaren
Einkommens
in Deutschland 2010 gegenüber
2000, in Prozent

unterstes
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oberstes
Zehntel
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500000 Euro, und keiner jammerte, er
müsse verhungern. 2010 erhielten sie im
Schnitt 2,7 Millionen Euro – inklusive Ak-
tienoptionen, Boni und versteckter Pen-
sionszusagen, die der SPIEGEL vor eini-
ger Zeit ja ausgegraben hat. Solche ob -
szönen Steigerungen zeigen, dass  dieser
bisweilen grenzenlos habgierige Turbo-
kapitalismus jede Relation ver loren hat.
SPIEGEL: Es gibt eine statistische Größe,
die gesellschaftliche Ungleichheiten misst,
den sogenannten Gini-Koeffizienten. Der
Wert eins definiert totale Ungleichheit,
null ist völlige Gleichheit. Deutschland
schneidet in puncto Einkommensun-
gleichheit mit 0,3 besser ab als etwa Groß-
britannien, Japan, die USA oder Italien.
Wehler: Ich bin ja kein fanatischer Kritiker
der Bundesrepublik und sehe diese Ver-
werfungen in anderen Ländern durchaus.
Dennoch finde ich es überraschend, wie
geduldig, ja phlegmatisch die Bundes -
bürger bislang damit umgehen, dass sich
auch hier die Schere weiter öffnet, zumal
das Thema Ungleichheit ja nicht nur Geld-
fragen betrifft.
SPIEGEL: In Ihrem Buch kritisieren Sie auch
eine sich immer stärker abschottende
Wirtschaftselite. Lassen Sie da nicht wie-
derum außer Acht, dass in der Internetära
heute viele junge Leute deutlich schneller
zu Geld und Einfluss kommen können?
Wehler: Das Internet hat etwas aufgebro-
chen, richtig. Allerdings hat das wenig
Einfluss auf die klassische Wirtschafts -
elite. Juristenkinder studieren Jura, Me-

dizinersprösslinge Medizin. Bildung ist
für eine Karriere zwar Voraussetzung,
lässt sich aber dazukaufen mit Nachhilfe,
Auslandsaufenthalten und teuren Top-
Unis. Es geht vielmehr um einen klassen-
spezifischen Habitus aus Elternhaus, Um-
gangsformen, Freundeskreis und der dar -
aus resultierenden Souveränität, die man
sich als Unterschichtenaufsteiger kaum
aneignen kann.
SPIEGEL: So hat es schon der französische
Soziologe Pierre Bourdieu erklärt. Aber
selbst große Konzerne sind doch heute
offen: EADS-Chef Tom Enders ist Sohn
eines Schäfers, René Obermann wuchs in
einfachen Verhältnissen bei seinen Groß-
eltern auf, BMW-Chef Norbert Reithofer?
Metzgersohn wie auch Adidas-Chef Her-
bert Hainer …
Wehler: Ich gönne jedem von denen sei-
nen Aufstieg, der angesichts ihrer Her-
kunft viel mühsamer gewesen ist. Aber
sie bleiben doch Ausnahmen. 
SPIEGEL: In Westdeutschland dürften mehr
Akademiker der Arbeiterklasse entstam-
men als in der Spätphase des selbst -
ernannten Arbeiter-und-Bauern-Staates
DDR …
Wehler: … was vielleicht mehr über die
DDR verrät als über die Bundesrepublik.
SPIEGEL: Für eine viel schwierigere Paral-
lelgesellschaft als die Superreichen halten
Sie offenbar die in Deutschland lebenden
Türken. Sind ausgerechnet Sie als alter
Linker eine Art Sarrazin ohne dessen al-
berne Genetikthesen?

Wehler: Nein, aber ich bin ihm damals bei-
gesprungen, weil sein Buch „Deutschland
schafft sich ab“ viele Fehlentwicklungen
richtig beschreibt. Die Türken sind hier,
um für sich zu bleiben. Im Gegensatz zu
vielen Spaniern, Griechen oder Italienern,
die als Gastarbeiter kamen und ihre Kin-
der bald auf weiterführende Schulen
schickten, sind die Türken erstaunlich re-
sistent geblieben gegen jede Form von
Aufstiegsdenken oder Weiterbildungs -
angeboten.
SPIEGEL: Sie pauschalisieren.
Wehler: Ich sag’s mal krass: 95 Prozent der
ungesteuert eingewanderten Türken wa-
ren anatolische Analphabeten, für die
hier auch nur Jobs bei der Müllabfuhr
blieben. Manche deutsche Stadtviertel
sind längst homogene türkische Kleinstäd-
te geworden – nicht nur in Berlin. Türki-
sche Studenten finden Sie leider weiter-
hin sehr selten.
SPIEGEL: Da kann auch der Staat versagt
haben …
Wehler: … aber anders, als Sie denken:
Der Staat hätte schon bei der Aufnahme
viel selektiver vorgehen müssen. Nun
sind sie da, das müssen wir als Staatsbür-
ger akzeptieren. Aber die Türken  werden
immer extrem unterstützungs bedürftig
bleiben. Kanada zum Beispiel nimmt
auch viele Einwanderer auf, lässt sich de-
ren Qualifikation aber vorher  belegen.
SPIEGEL: Die SPD will Ihr Thema, die so-
ziale Gerechtigkeit und Ungleichheit, nun
zum Wahlkampfhit machen.

41D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 3

CHRISTIAN BURKERT / DER SPIEGEL

Wissenschaftler Wehler: „Das sprengt jedes Vorstellungsvermögen“



Wehler: Das habe ich Peer Steinbrück je-
denfalls dringend geraten.
SPIEGEL: Und ausgerechnet dem soll man
dieses Sujet abnehmen?
Wehler: Sein Start ist misslungen. Ich
fürchte mittlerweile, dass er die schiere
Summe an Fehlern nicht mehr wettma-
chen kann, auch wenn ihn seine Partei
nun trimmen wird auf Menschlichkeit,
Gerechtigkeit und so weiter. Ob Stein-
brück das noch glaubwürdig vermitteln
kann, weiß ich nicht.
SPIEGEL: Steinbrücks SPD steht auch für
die Agenda 2010 und damit für die Hartz-
Gesetze. Sie hat zudem tatkräftig mitge-
holfen, die Finanzmärkte zu deregulieren,
denen wir die von Ihnen beklagten Arm-
Reich-Exzesse mitverdanken. 
Wehler: Steinbrück hat sich auch als guter
Krisenmanager erwiesen. Aber es ist eine
anthropologische Konstante, dass sich
Menschen Regeln geben, wenn sie auf
Dauer miteinander klarkommen wollen.
Wenn man eine kampferfüllte Arena wie
den von Turbokapitalisten dominierten
Markt von Regeln befreit – und nichts
anderes war ja die Deregulierung unter
Rot-Grün –, dann kann das nicht gut -
gehen.
SPIEGEL: Was sollen die Sozialdemokraten
in der Gerechtigkeitsdebatte ihren Wäh-
lern überhaupt versprechen?
Wehler: Höhere Steuern. Das sind jeden-
falls die greifbarsten Instrumente. Ein-
kommensteuer. Erbschaftsteuer. Es ist
ja zum Beispiel völlig absurd, wie viele
Billionen hierzulande vererbt werden.
Die Bundesrepublik ist zudem eines der
wenigen Länder, das sich den Luxus er-
laubt, auf eine Vermögensteuer zu ver-
zichten.
SPIEGEL: Mit höheren Steuern, egal wer
sie am Ende zahlen soll, hat noch nie-
mand eine Wahl gewonnen. Welche
Chance geben Sie Steinbrück und der
SPD?
Wehler: Wenn die FDP endlich mal abge-
straft würde und die Grünen stark blei-
ben, könnten es die Sozialdemokraten
noch so eben schaffen.
SPIEGEL: Was ist für die Bundesrepublik
gefährlicher: gefühlte Ungerechtigkeit
oder tatsächliche Ungleichheit?
Wehler: Das Gefühl von Ungerechtigkeit
dürfte schwerer wiegen.
SPIEGEL: Ungleichheit an sich ist doch auch
nicht schlimm, oder?
Wehler: Nein, nur ihre konstante Verschär-
fung. Und die erleben wir zurzeit.
SPIEGEL: Trotz all Ihrer Sehnsucht nach
Umverteilung akzeptieren Sie, dass es in
einer Marktwirtschaft immer Gewinner
und Verlierer geben wird, oder?
Wehler: Ja klar. Ich bin ein großer Freund
von Wettbewerb. Was glauben Sie, wie
ich mich selbst früher über die 400- und
800-Meter-Strecken gezwiebelt habe.
SPIEGEL: Herr Wehler, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

Es war ein Routineeinsatz, der die
Streife des Berliner Polizeiab-
schnitts 53 am 10. September 2011

zum U-Bahnhof Hallesches Tor führte.
Ein Mann war beim Schwarzfahren er-
wischt worden, die Beamten sollten seine
Personalien feststellen. Nachdem sich der
Delinquent als Ecevit S., geboren 1973 in
der Türkei, ausgewiesen hatte, ließ man
ihn ziehen. Der Vorgang kam als Lappalie
zu den Akten.

Heute, knapp eineinhalb Jahre später,
ist aus dem Schwarzfahrer vom Halle-
schen Tor ein deutsch-türkisches Politi-
kum geworden. Am 1. Februar sprengte
sich Ecevit S. vor der US-amerikanischen
Botschaft in Ankara in die Luft; bei dem
Anschlag wurden ein türkischer Wach-
mann getötet und drei Menschen teils
schwerverletzt. Deutschen Behörden war
der Selbstmordattentäter als politischer
Heißsporn sehr wohl bekannt; zudem hat-

te er sich bis wenige Monate vor der Tat
in der Bundesrepublik aufgehalten.

Entsprechend schroff warf am vorigen
Montag der türkische Premier Recep
Tayyip Erdogan Deutschland und ande-
ren EU-Ländern Nachlässigkeit bei der
Terrorabwehr vor. „Terroristen, die in der
Türkei die blutigsten Morde begehen“,
wetterte Erdogan, dürften in Europa frei
herumreisen. Aus Sicht Ankaras gehen
deutsche Sicherheitsbehörden nicht ent-
schlossen genug gegen Verdächtige wie
Ecevit S. vor, gegen den ein türkischer
Haftbefehl bestand. Deutschland sei ein
„zentraler Komplize“ des Terrorismus,
kommentierte die regierungsnahe türki-
sche Zeitung „Zaman“.

Die Verstimmung der Türken bekam am
vergangenen Mittwoch auch Bundesinnen-
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) zu
spü ren, als er sich in Ankara mit den stell-
vertretenden Vizepräsidenten Beşir Atalay

Deutschland
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Deckname „Murat“
Der Fall des Selbstmordattentäters von Ankara belastet

die deutsch-türkischen Beziehungen: Der 
Linksradikale war jahrelang im Visier deutscher Ermittler.
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Extremist S.: „Klassische Karriere als Führungskader in Deutschland“



und Bekir Bozdag traf: Deutschland müsse
mehr gegen verbotene Terrororganisatio-
nen wie die DHKP-C und die kurdische
PKK unternehmen, forderten die türki-
schen Politiker – und regten einen „intensi -
ven Dialog“ an.Friedrich wies die Vorwürfe
zurück: Die Mitgliedschaft in den Organi-
sationen sei auch in Deutschland strafbar.

Unbestritten war der spätere Attentäter
der deutschen Justiz schon länger bekannt:
Im April 2011 leitete die Bundesanwalt-
schaft sogar verdeckte Ermittlungen gegen
ihn ein, wegen des Verdachts auf „Mit-
gliedschaft in einer ausländischen, terro-
ristischen Vereinigung“. Die Fahnder hiel-
ten den damals 38-Jährigen für einen
Funktionär der Revolutionären Volksbe-
freiungspartei-Front (DHKP-C), einer links -
extremistischen Terrortruppe, die Deutsch-
land als Rückzugsraum im bewaffneten
Kampf gegen den türkischen Staat nutzt.

Den Ermittlungen zufolge soll sich S.,
zuletzt in Nordrhein-Westfalen, um das
Eintreiben von Spenden für die in der
Bundesrepublik seit 1998 verbotene Or-
ganisation bemüht haben. Indes reichten
die Indizien gegen S. für eine Festnahme
offenbar nicht aus. 

Oder verschliefen die Fahnder den rich-
tigen Moment für einen Zugriff? Im ver-
gangenen Herbst tauchte Ecevit S. ab.

Auf die Radarschirme deutscher Behör-
den geriet er noch einmal zwischen Weih-
nachten und Neujahr. Da meldete sich
die türkische Polizei beim Bundeskrimi-
nalamt (BKA) und, fast zeitgleich, der
türkische Geheimdienst MIT beim Bun-
desamt für Verfassungsschutz. Es gebe
Hinweise, dass der Terrorverdächtige Ece-
vit S. in die Türkei eingereist sein könnte,
um dort einen Bombenanschlag zu ver-
üben. Am 2. Januar antwortete das BKA,
man könne über den Aufenthaltsort keine
Angaben machen, seit Mitte Oktober sei
S. nicht mehr lokalisiert worden. Ein
Schreiben gleichen Inhalts verschickten
am 15. Januar die Verfassungsschützer. 

Dennoch stellt sich nun die Frage, ob
der Anschlag von Ankara womöglich in
der Bundesrepublik geplant wurde. Er-
mittler überprüfen deshalb das ehemalige
Umfeld von S. im Kölner Raum, fahnden
nach Kontaktmännern, die bislang nicht
auffällig wurden.

Dabei versuchen sie, auch die Biografie
des Linksradikalen möglichst lückenlos
zu rekonstruieren: Laut Justizunterlagen
geriet Ecevit S. bereits Ende der neunzi-
ger Jahre in seiner Heimat unter Terror-
verdacht. Im August 1997 wurde er in
 Istanbul verhaftet, die türkische Polizei
beschuldigte den damals 24-Jährigen, sich
an zwei Raketenwerferanschlägen auf ein
Gebäude der Sicherheitsdirektion und ein
Offizierscasino beteiligt zu haben. In der
Untergrundorganisation DHKP-C habe
er den Decknamen „Murat“ geführt; in
seiner Wohnung seien Waffen und Rake-
tenwerfer gefunden worden.

Nach mehr als drei Jahren Untersu-
chungshaft trat Ecevit S., der nach eige-
nen Angaben gefoltert wurde, in einen
Hungerstreik. Gemeinsam mit Dutzen-
den anderen Häftlingen protestierte er
damit gegen die geplante Verlegung in
sogenannte F-Typ-Gefängnisse, in denen
er Repressalien durch das Wachpersonal
fürchtete. Nach acht Monaten Hunger-
streik kam er – schwerkrank – gegen Auf-
lagen aus der Untersuchungshaft frei.

Danach, so berichtete S. später, sei er
zwei weitere Male von der türkischen
 Polizei festgenommen worden; die Beam-
ten hätten ihn als „lebende Bombe“ be-
zeichnet. Im Frühjahr 2002 schließlich,
kurz vor Beginn des Prozesses gegen ihn,
sei er bei Freunden untergetaucht.

Am 10. Juni verurteilten ihn die Militär -
richter des 4. Staatssicherheitsgerichts in
Istanbul in Abwesenheit zum Tode, we-
gen „Mitgliedschaft in der illegalen, be-
waffneten Terrororganisation DHKP-C“
und Beteiligung an Anschlägen. Die Stra-
fe wurde später in lebenslange Haft um-
gewandelt, zur Vollstreckung erließen die
Behörden einen Haftbefehl.

S. versteckte sich weiter – bis ihm im
September 2002 die Flucht in die Bundes-
republik gelang.

Mit einem Besuch bei einem Lands-
mann im Kölner Stadtteil Mülheim be-
gann das deutsche Kapitel in der Biogra-
fie des Ankara-Bombers. Er habe Krebs
und brauche dringend eine deutsche
Adresse, damit er sich in einem Köl-
ner Krankenhaus behandeln  lassen
könne, habe der Gestrandete ihm
damals erzählt, erinnert sich Ali Y.,
77. Der Rentner willigte ein. Er habe
Ecevit S. allerdings nur flüchtig un-
ter einem Alias gekannt und nichts
von seiner radi kalen Vergangenheit
gewusst: „Wohnen konnte er hier
nicht, zu wenig Platz.“ 

Die Wohnung des Rentners diente
S. auch als Postadresse für seinen Asyl-
antrag. In einer Turkish-Airlines-Ma-
schine sei er mit Hilfe eines falschen
Passes von Ankara nach Düsseldorf
gekommen, berichtete S. in seinem
Asylprozess. Die Papiere habe er weg-
geworfen, den bei der Einreise benutz-
ten Namen wolle er nicht preisgeben. 

Mit Urteil vom 2. Juni 2005 lehnte
das Verwaltungsgericht Köln den An-
trag als unbegründet ab und verwies auf
die  Terroranschläge, die S. in der  Türkei
begangen haben soll. Gleichwohl sahen
die Behörden – wegen womöglich drohen-
der Folter – von einer Abschiebung ab. 

Schon bald interessierte sich auch der
deutsche Verfassungsschutz für den Tür-
ken. Zunächst soll er als Leiter eines ana-
tolischen Ausbildungs- und Kulturzen-
trums in Duisburg fungiert haben, das der
DHKP-C zugerechnet wurde. Dann habe
S. eine „klassische Karriere als Führungs-
kader der linksextremistischen Organisa-
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tion“ gestartet, berichtet ein hochrangiger
Verfassungsschützer. Eine „weitere Radi-
kalisierung“ wollen die Ermittler in den
Jahren, die S. in der Bundesrepublik zu-
brachte, aber nicht bemerkt haben. 

Vom Ruhrgebiet zog der Türke nach
Brüssel, wo er als Führungskader in der
dortigen Dependance der DHKP-C aktiv
war. Nach kurzer Zeit kehrte er zurück
nach Deutschland – und agierte in der
Führung der „Berliner Sektion“. 

Für den deutschen Sicherheitsapparat
muss schon früh klar gewesen sein: Ecevit
S. war mehr als nur ein harmloser Mit-
läufer der verbotenen DHKP-C. Seine
Aktivitäten brachten ihm 2009 ein Ermitt-
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft
Berlin ein, wegen des Verstoßes gegen
das Vereinsgesetz. Bei einer Razzia fan-
den Fahnder Flugblätter der DHKP-C
und anderes Propagandamaterial. Das
Verfahren wurde eingestellt. 

Körperlich immer noch unter den Fol-
gen des Hungerstreiks von 2002 leidend,
zog S. zuletzt nach Köln. Wegen neuro-
logischer Ausfälle habe er sich in psycho-
logische Behandlung begeben, erklärt
sein damaliger Anwalt. Nach einer „Si-
cherheitsbefragung“, Ende 2011, verlor er
seine Aufenthaltsberechtigung und wurde
fortan in Deutschland nur noch geduldet.
Er musste sich wöchentlich bei der Polizei
melden und durfte Köln nicht verlassen.

Als DHKP-C-Aktivist beeinträchtigte
ihn das offenbar kaum: In Köln stieg er

gar zum Gebietsleiter der Organisation
auf, in Düsseldorf meldete er im Herbst
2012 eine Demonstration vor dem türki-
schen Generalkonsulat an. 

Nach dem Selbstmordanschlag von
 Ankara veröffentlichte die DHKP-C ein
Bild von S. auf ihrer Internetseite. In der
rechten Hand hält er eine Maschinen -
pistole vom Typ Skorpion, in der linken
offenbar den Auslöser für seinen Spreng-
stoffgürtel.

JÜRGEN DAHLKAMP, HUBERT GUDE, 
SVEN RÖBEL, FIDELIUS SCHMID
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US-Botschaft in Ankara nach dem Anschlag

Fahndung nach Kontaktmännern in Köln
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Michael M. hat seine Uhr zurück.
Eine Armbanduhr aus Plastik,
schlicht, schwarz, das Zifferblatt

zeigt den Kölner Dom. „Zum 50. Geburts-
tag“, so lautet die Gravur.

Einbrecher hatten die Uhr ein Jahr zu-
vor in seinem Haus im rheinländischen
Wesseling erbeutet. Die Polizei fand sie
bei einer Razzia in einem Kölner Wohn-
heim. Das Erinnerungsstück hat er dank
der Ermittler zurück, aber nicht sein altes
Leben. M. und seine Frau fühlen sich in
ihrem Zuhause nicht mehr sicher. Frem-
den gegenüber sind sie misstrauisch. Die
Angst, dass es wieder passieren könnte,
lässt sie nicht mehr los.

Sie haben eine Alarmanlage installiert.
Sobald es dunkel wird, lassen sie die Roll -
läden herunter. Dann sitzen sie in ihrem
Haus und hoffen, dass die Einbrecher
nicht wiederkommen. Wenn sie verrei-
sen, sprechen sie sich mit den Nachbarn
ab. Einer bleibt immer da. „Wir leben
wie im Gefängnis“, sagt M., „und die
 Täter laufen frei herum.“

Die Zahl der Wohnungseinbrüche in
Deutschland steigt. Einbrüche sind ein
Massendelikt, das Polizei und Justiz nicht
in den Griff bekommen. In manchen west-
deutschen Metropolen werden weniger
als 10 von 100 Taten aufgeklärt. Während

die meisten Täter ungeschoren davon-
kommen, beginnt für viele Betroffene
 ein langer Leidensweg: Unruhe, Angst,
Schlaflosigkeit. 

Die Beute der Einbrecher betrug 2011
im Durchschnitt 4500 Euro. Die Opfer
können den Wertverlust meistens ver-
kraften, zumal viele den Schaden zu -
mindest teilweise von einer Versicherung
ersetzt bekommen. Die psychischen Fol-
gen hingegen wiegen meist deutlich
schwerer.

Nur zwei Stunden lang hatten M.
und seine Frau das Haus verlassen,
zum Einkaufen. Es war der 25. No-
vember 2011, ein Freitag. Gegen
18.30 Uhr kamen sie zurück. Er
parkte den Wagen, sie ging ins
Haus. „Plötzlich schrie meine Frau,
ich lief hinein“, sagt M. Alle Schrän-
ke waren durchwühlt, Kleider lagen
auf dem Boden, die Terrassentür
stand offen. „Es war schrecklich“,
sagt Michael M. Das Bild bekommt
er nicht aus dem Kopf.

M. rief die Polizei. Eine Dreivier-
telstunde warteten sie auf den
Streifen wagen. Die Spurensiche-
rung kam gegen 21 Uhr, ein Rou -
tinefall für die Kripo. Die Täter wa-
ren durch den Garten gekommen,

sie hatten versucht, die Terrassentür auf-
zuhebeln. Als ihnen dies nicht gelang,
schlugen sie ein Loch in die Scheibe und
öffneten von innen. Sie erbeuteten eine
Kassette mit Schmuck, Armband uhren,
Bargeld und Autoschlüssel. 

Wesseling liegt im Rhein-Erft-Kreis.
Dort gab es im ersten Halbjahr 2012 rund
25 Prozent mehr Einbrüche als im Vor-
jahreszeitraum. Die Zahlen für viele an-
dere Städte in Nordrhein-Westfalen sehen
nicht besser aus, Spitzenreiter ist Münster,
wo sich die Zahlen im selben Zeitraum
mehr als verdoppelt haben. Im Bundes-
vergleich zeigt sich ein starkes Nord-Süd-
Gefälle (siehe Grafik Seite 46). In Schles-
wig-Holstein war es 2011 sechsmal wahr-
scheinlicher als in Bayern, Einbruchsopfer
zu werden. 

Es gibt wohl kaum ein Delikt, das so
viele Menschen verunsichert. Fast jeder
kennt jemanden, den es schon getroffen
hat. Nordrhein-Westfalens Innenminister
Ralf Jäger (SPD) hat den Kampf gegen
Einbrecher deshalb zum Prioritätsbereich
für die Polizei erklärt. Es gibt die landes-
weite Aktion „Riegel vor“, Beamte bera-
ten kostenlos, wie Fenster und Türen ge-
gen Einbrecher gesichert werden können.

Regelmäßig appelliert die Polizei, Auf-
fälligkeiten zu melden. 80 Prozent der
Täter werden nach Hinweisen aufmerk-
samer Nachbarn gefasst. Um Anwohner
zur Wachsamkeit anzuregen, stellt die
Kölner Polizei einen Streifenwagen mit
Aufdrucken an Brennpunkten auf, sogar
in Mundart: „Achtung! In Ihrem Veedel
wird eingebrochen!“ Es hilft nichts.

Köln zählt zu den Großstädten mit den
meisten Einbrüchen pro 100000 Einwoh-
ner – bei äußerst niedriger Aufklärungs-
quote. Im ersten Halbjahr 2012 konnte die
Polizei nur in 4,8 Prozent der Fälle den
Täter ermitteln. Trotzdem müssen Krimi-
nalhauptkommissar Peter Frauenkron, 49,
und seine Kollegen mit immer weniger
Fahndern auskommen. Die werden häu-

K R I M I N A L I T Ä T

Flipper, Socken,
Schraubendreher

Die Zahl der Wohnungseinbrüche steigt. Viele Opfer leiden
schwer an den Folgen: Sie fühlen sich in ihrem Zuhause 

nicht mehr sicher, finden kaum noch Schlaf, manche ziehen um.

Kommissar Frauenkron

„Im Winter steigen regelmäßig die Fallzahlen“
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Einbruchsopfer D.

„Meine Wohnung war immer mein Nest“ 



figer anderswo eingesetzt, gegen Extre-
misten und Gewalttäter oder zur Bewa-
chung einstiger Sicherungsver wahrter. 

Frauenkron leitet die Ermittlungsgrup-
pe „Dunkle Jahreszeit“ im Kölner Ein-
bruchsdezernat. Die Einheit wurde ins
Leben gerufen, um Banden und Intensiv-
täter zu ermitteln. Es ist der Versuch, „vor
die Lage zu kommen“, wie er es aus-
drückt. Es ist ein mühsames Unterfangen,
gerade jetzt im Winter. „Mit der Zeitum-
stellung Ende Oktober steigen regelmäßig
die Fallzahlen“, sagt Frauenkron. Weil es
dann früher dunkel wird, haben die Ein-
brecher eine Stunde mehr Arbeitszeit. 

Frauenkron ist ein großer, kräftiger
Mann mit sorgfältig gestutztem Kevin-
Kuranyi-Bart. Er spielt Trompete in einer
Big Band. Wenn der Frust zu groß wird,
geht Frauenkron in den Keller und bläst
die Trompete, bis ihm der Schweiß vom
kahlen Schädel rinnt. „Das entspannt“,
sagt er. 

Der 49-Jährige lebt seinen Beruf. Jeden
Morgen, noch bevor er ins Büro fährt,
klappert er die Straßen ab, in denen seine
Verdächtigen wohnen. Er guckt, welche
Autos dort stehen, wer gerade zu Besuch
ist, was sich verändert hat. Erfolg ist für
Ermittler wie ihn angesichts der miesen
Aufklärungsquote ein relativer Begriff. 

Jeder Haftbefehl ist ein Erfolg, weil er
Einbrüche verhindert. Mitte Dezember
schnappte die Kölner Kripo das „Phantom“,
einen Mann, der für 122 Taten verantwort-
lich sein soll. Er lebte in seinem Audi A6
mit bulgarischem Kennzeichen und besaß
neben einer Goldwaage auch ein Diamant-
Prüfgerät für die Bewertung seiner Beute.
Frauenkron nahm ihn persönlich fest.

Rund zwei Drittel aller im Raum Köln
ermittelten Tatverdächtigen sind Roma.
Sie kommen vor allem aus Osteuropa.
Früher waren etwa 80 Prozent der Täter
Ortsansässige. Heute ist es nahezu um -
gekehrt. „Die Täter nutzen Europa sehr
effizient“, sagt Frauenkron, „sie verfügen
über ein dichtes Netz von Kontaktleuten,
Wohnungen und Hehlern.“

Die Polizei ist den überregional agie-
renden Tätern kaum gewachsen – zu die-
sem Ergebnis kommt eine Arbeitsgruppe,
die Innenminister Jäger eingesetzt hatte.
Den sehr mobilen Einbrechern stehe ein
träger Behördenapparat gegenüber, der
durch örtlich begrenzte Zuständigkeiten
und mangelnden Informationsaustausch
behindert werde. 

„Bei Wohnungseinbrüchen werden Tat-
verdächtige besonders häufig nicht ver-
urteilt“, sagt Tillmann Bartsch, 35, vom
Kriminologischen Forschungsinstitut Nie-
dersachsen (KFN). Nach einer KFN-Un-
tersuchung wurden bei 1000 Einbrüchen
158 Tatverdächtige gefasst, aber nur 29
angeklagt und 22 verurteilt. Bei anderen
Delikten ist die Quote deutlich höher. 

Manche Verdächtige sind noch Kinder.
Frauenkron erinnert sich an einen 13-Jäh-
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rigen: „Der hatte im Ranzen Flipper,
 Socken und Schraubendreher.“ Es sind
die typischen Einbruchwerkzeuge. Der
Flipper ist ein längliches Stück Plastik,
das zwischen Rahmen und Tür geschoben
wird, um den Schnappverschluss zu öff-
nen, der Schraubendreher dient als  Hebel,
die Socken werden zur Vermeidung von
Fingerspuren über die Hände gezogen.

Die Täter von heute sind wahllos. Sie
gehen selbst in Wohnungen, wo kaum
 etwas zu holen ist, es muss nur schnell
gehen. Wenn sie gestört werden oder es
zu lange dauert, hauen sie ab. Gekippte
Fenster oder schlecht gesicherte Türen
sind in Sekundenschnelle offen. „In fünf
Minuten ist die ganze Wohnung durch-
wühlt“, sagt Frauenkron.

Diese fünf Minuten können ein Leben
von Grund auf verändern. Bei ihren Un-
tersuchungen zur Einbruchskriminalität
haben Wissenschaftler des KFN die Fol-
gen für die Opfer analysiert. Für 39 Pro-
zent der Befragten war der Einbruch ein
Schock, 29 Prozent fühlten sich auch ei-
nen Monat nach der Tat zu Hause nicht
sicher, 24 Prozent litten unter Angst, 17
Prozent beklagten Schlafstörungen.

Knapp 18 Prozent der Betroffenen be-
lastete der Einbruch so massiv, dass sie
sich eine neue Wohnung suchten. So wie
Helmut und Renate G. aus Düsseldorf.
Sie waren vergangenes Jahr zu Besuch
bei ihrer Tochter in Hamburg, zum 823.
Hafengeburtstag im Mai. Als sie zurück-
kamen, hing die Wohnungstür schief in
den Angeln, ein Zettel von der Polizei
klebte dran. „Ich bin total aus den Fugen
geraten“, sagt Renate G., 73.

Der Schmuck, den sie von ihrer Freun-
din geerbt hatte, war weg. 60000 Euro
sei er wert gewesen, aber die Versiche-
rung habe keinen Cent bezahlt, weil sie
keine Rechnungen vorlegen konnte. 

Dass mit dem Schmuck nun Stücke
 fehlen, an denen schöne Erinnerungen
hängen, sei indes viel schlimmer als der
materielle Verlust. Einen Ring, einziges
Andenken ihres Mannes an seinen Zieh-
vater, nahmen die Einbrecher ebenfalls
mit.

„Wenn Fremde in der Wohnung wa-
ren, dann ist das ein fieses Gefühl“, sagt
Renate G. So fies, dass das Ehepaar es
nicht mehr ausgehalten hat. In aller Eile
suchten die beiden eine neue Wohnung,

in Hamburg, in der Nähe der Tochter.
Sie ist kleiner und teurer, aber Haupt -
sache, weit weg. Viel geholfen hat es
nicht. Noch heute schreckt die 73-Jährige
nachts hoch, sieht den Schatten eines
Mannes im Türrahmen. Manchmal liegt
sie stundenlang wach und horcht auf das
kleinste Geräusch. Schritte auf dem Flur
machen sie nervös. Immer wieder über-
prüft sie, ob sie auch wirklich abgeschlos-
sen hat. Das Gefühl, in den eigenen vier
Wänden beschützt zu sein, ist ihr abhan-
dengekommen. Sie sagt: „Ich fühle mich
nicht mehr wohl.“

Bei Stephanie D., 35, aus der Düssel-
dorfer Friedrichstadt kamen die Täter
kurz nach Mitternacht, als sie mit ihren
Kindern in der Nachbarschaft Geburtstag
feierte. Die Diebe brachen das Fenster ih-
rer Hochparterrewohnung auf und nah-
men alles mit, sogar die Fußballschuhe
ihres Sohnes. „Meine Wohnung war im-
mer mein Nest, das ist jetzt vorbei“, sagt
die alleinerziehende Mutter. 

Es sind Geschichten wie diese, die
Kommissar Frauenkron bewegen. An ei-
nem Mittwoch hat er mehr als hundert
Polizisten im Theatersaal des Kölner Poli -
zeipräsidiums versammelt. Es ist fünf
Uhr morgens, eine Razzia steht an. Ziel
ist ein Wohnheim am Poller Holzweg.

Frauenkron spricht von einer „prophy-
laktischen Maßnahme“, die Bewohner
sollen merken, „dass wir sie auf dem
 Zettel haben“. Er sagt: „Das Heim gilt
als gefährliche Örtlichkeit im Sinne des
 Polizeigesetzes. Bei Antreffen von Straf-
tätern und Verdacht auf Diebesgut sind
Maßnahmen zu treffen.“ 

Um sechs Uhr geht es los. 
Es ist dunkel, leichter Nieselregen fällt.

Polizisten klopfen an die Türen, Schein-
werfer der Bereitschaftspolizei tauchen
das Gelände in gleißendes Licht. Die Be-
wohner sind ungehalten. „Immer sollen
wir vom Poller Holzweg schuld sein.
Schon die Adresse macht uns verdächtig“,
schimpft eine Frau. 

Außerhalb der Hörweite der Beamten
gibt es auch andere Töne. „Scheiße, Mann,
von Hartz IV kann man nicht leben“, sagt
ein Jugendlicher. „Was sollen wir denn
machen? 350 Euro reichen nicht für Essen,
Trinken und Rauchen.“

Knapp zwei Stunden dauert die Ak -
tion. Zwei Männer werden festgenom-
men, weil sie sich illegal in Deutschland
aufhalten, gegen zwei weitere besteht ein
Haftbefehl wegen diverser Einbrüche. In
einem Schrank findet die Polizei Mode-
schmuck und Uhren, eingeknotet in ein
Tuch, offensichtlich Diebesgut. 

Im Büro sichtet Frauenkron die Asser-
vate. Sie sind wertlos, Zeug, das offenbar
kein Hehler haben wollte. Nur die schlich-
te schwarze Uhr mit dem Zifferblatt vom
Kölner Dom fällt ihm auf. Sie wird zum
Opfer führen, aber nicht zum Täter.

ANDREAS ULRICH
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Einbrüche

1 Düsseldorf.....569 .....10 %

2 Köln.................505 ....... 6%

3 Bonn ...............432......19 %

4 Dortmund......403 ....... 7 %

5 Duisburg ........338......16 %

6 Essen..............325...... 11 %
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4
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Unsicherer Westen Wohnungseinbrüche in Deutschland je 100 000 Einwohner, 2011

Quelle: BKA
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Werner Schwarz, 52, ist Bauer in
Schleswig-Holstein und hat eine
 Webcam im Schweinestall installiert,
um den Deutschen zu zeigen, woher
ihr Schnitzel kommt.

SPIEGEL: Die konventionelle Tierhal-
tung gilt nicht gerade als transparente
Branche. Warum zeigen Sie Live-Bil-
der aus Ihrem Sauenstall?
Schwarz: Die Werbung zeigt
Schweine, die auf einer grü-
nen Wiese unter einem blü-
henden Apfelbaum tollen. Das
ist ein verklärtes Bild. Ich will
Verbrauchern vorführen, wie
moderne Tierhaltung wirklich
funktioniert. Das ist nun mal
keine Schmusetierhaltung.
SPIEGEL: Was sieht man auf
den Aufnahmen?
Schwarz: Wir haben eine Web-
cam in der Abferkelungsanla-
ge installiert. Man sieht Mut-
tersauen mit ihren Ferkeln. Der
perforierte Boden trennt Ex-
kremente vom Tier. Die Sau

befindet sich in einem Ferkelschutzkorb.
In den ersten Tagen sind die Ferkel sehr
unbeweglich. Die erschöpfte Sau lässt
sich in einer größeren Box fallen, und
die Ferkel können dann nicht schnell
genug fliehen. Der Korb soll verhin-
dern, dass die Ferkel erdrückt werden.
SPIEGEL: Die Sau hat nicht viel Platz.
Geben viele Bauern deswegen so un-
gern Einblick in ihren Stall?

Schwarz: Nein, die Gründe sind andere.
Die hygienischen Richtlinien sind sehr
streng, was Besucher betrifft, wir kön-
nen also keine Filmteams in unseren
Stall lassen. Eine neue Kamera ist
ziemlich keimfrei, deswegen konnten
wir sie installieren. Wir haben nichts
zu verstecken. Wir wollen Trans -
parenz.
SPIEGEL: Sie haben viel Ablehnung er-
fahren, viel Kritik auf Facebook. 
Schwarz: Ich kann verstehen, dass die
Bilder für jemanden, der das nicht
kennt, erschreckend sind. Aber die
meisten möchten mehrmals in der
 Woche Fleisch essen. Und die sollten
wissen, wie die Tiere gehalten werden. 
SPIEGEL: Wie geht es weiter?
Schwarz: Ich wünsche mir, dass mehr
Bauern ihre Ställe öffnen und der Ver-
braucher auch einen Mastbetrieb oder
einen Hühnerstall sehen kann. So kann
er selbst entscheiden, welches Fleisch
er kauft. Und wir können ernsthaft
über unsere Tierhaltung diskutieren.

www.bauernverbandsh.de

Warum wollen wir keine Schweine sehen, Herr Schwarz?

Was war da los, Frau Udompornpermthawee?
Cha-On Udompornpermthawee, 59,

Kosmetikerin aus Thailand, über Kon-

kurrenz: „Die Frauen in Thailand sind

sehr schön. Wer mithalten will, sollte

sich hässliche Haare wegmachen las-

sen. Mit dieser Fadentechnik entferne

ich Haare aus dem Gesicht, von den

Beinen oder Armen. Bei einer Gesichts-

behandlung klipse ich die Kopfhaare

nach hinten, verteile Babypuder auf

der Haut und reiße dann die Härchen

mit zwei Fäden über Kreuz aus. Ich ar-

beite sehr schnell, damit es den Kun-

den nicht weh tut. Jeden Morgen stelle

ich meine Plastikstühle auf die Straße.

Die Passanten können stehen bleiben

und bei der Behandlung zuschauen,

das ist gut fürs Geschäft. Früher haben

nur Frauen diesen Beruf erlernt, jetzt

machen es hier in Bangkok auch immer

mehr Männer. Manche drücken ihre

Kunden einfach auf einen Stuhl, ob-

wohl die eigentlich weitergehen wollen.

Das würde ich nie tun.“

Udompornpermthawee (l.)
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Letzter Vorhang
EIN VIDEO UND SEINE GESCHICHTE: Zwei Fernsehmoderatoren werfen ihren Job hin – live auf Sendung.

Sie sollten lachen nach dem letzten
Beitrag, es war eine dieser Haus -
tiergeschichten, an jedem Dienstag

 endeten die 18-Uhr-Nachrichten ihres
Fernsehsenders mit Haustieren. Haustier-
geschichten mochte ihr Chef. Unproble-
matisches Zeug. Die Moderatoren sollten
den Zuschauern noch ein kleines, gutes
Feierabendgefühl liefern, das war ihr Job.

Man sieht Cindy Michaels steif und
ernst hinter ihrem polierten Moderato-
renpult sitzen. Tony Consiglio hat kaum
Farbe in seinem Gesicht. Noch
könnten sie weitermachen, ihren
Job zu Ende bringen, nach Hau-
se fahren, wie an all den ande-
ren Tagen. So wie in dem gan-
zen verdammten Jahr zuvor, in
dem sie sich ständig gefragt hat-
ten, ob sie es nun tun sollten
oder lieber nicht.

„Wir haben uns fast jeden Tag
gefragt: ,Ist heute der Tag?‘“,
sagt Cindy Michaels. Ist heute
der Tag, an dem wir unseren Job
hinwerfen? Sie ist am Telefon in
ihrem Haus in Bangor, an einem
Nachmittag, sie hat nun viel
Zeit. 

Cindy Michaels ist 46 Jahre
alt, sie war Nachrichtenchefin
beim Lokalfernsehen in Bangor,
einem Städtchen im Bundesstaat
Maine, an der Ostküste der
USA, mit gut 33 000 Einwoh-
nern. Der Sender, für den sie arbeitete,
betreibt die lokalen Ableger der großen
Networks ABC und Fox. Cindy Michaels
produzierte sechs Programme am Tag mit
einem Dutzend Leuten. Darunter Tony
Consiglio, 28 Jahre alt, ein Mann mit
 hoher Stirn, der auch Sportreporter beim
Sender war und spätabends noch eine
zweite Nachrichtensendung moderierte. 

Die meisten hatten mehr als eine Auf-
gabe beim Sender, Cindy Michaels ent-
warf sogar die Möbel für das neue Studio
selbst. Sie bastelte Pokale, um ihre Mit-
arbeiter zu motivieren. Jeden Tag habe
sie zwölf Stunden gearbeitet, sagt sie,
aber das sei nicht das Problem gewesen.

Cindy Michaels machte Fernsehen in
einer Kleinstadt, in der Provinz, aber sie
wollte kein Provinzfernsehen machen.
Nicht nur jedenfalls. Sie wollte nicht nur
Haustiergeschichten senden. Nicht nur
Berichte aus Bangor und Ausflugstipps
für Maine. Sie mochte diese Sachen, sagt

sie, „ich mag meine Stadt, ihre Geschich-
ten“. Aber sie reichten ihr nicht. 

Cindy Michaels wollte, zum Beispiel,
auch über den Klimawandel berichten,
über die Gefahr der globalen Erwärmung
und wie sie sich auswirkt in ihrer Stadt.

Globale Erwärmung? Was für ein
Quatsch, fand ihr Chef. Er ist kein Jour-
nalist, sondern der Geschäftsführer des
Senders. Ihr Chef habe nicht an die glo-
bale Erwärmung geglaubt, sagt Cindy Mi-
chaels. Zu oft habe er sich in ihre Planung

eingemischt und entschieden, welche Bei-
träge gesendet wurden und welche nicht.
Das war das Problem. Sie war die Nach-
richtenchefin, es war ein Angriff auf ihre
journalistische Freiheit, so sah sie es.

Tony Consiglio war ihr bester Freund
im Sender, mit ihm sprach sie über ihren
Frust. „Tony ging es genauso“, sagt Cindy
Michaels. Er will selbst nicht mehr über
die Sache reden.

Cindy Michaels wollte auch die großen
Geschichten in ihren Sendungen erzäh-
len, so verstand sie ihren Job. Ein biss-
chen CNN für Bangor. Echte Nachrichten. 

Warren Buffett, der Finanzinvestor, hat
im vergangenen Jahr mehr als 60 Lokal-
zeitungen in den USA gekauft, er glaubt
offenbar, dass dort die Zukunft des Jour-
nalismus liegt, in der Provinz. Aber er
meint wohl einen anderen Journalismus
als Cindy Michaels’ Chef.

„Und, zum Abschluss für heute: Das
ist Tonys und meine letzte Show hier auf

ABC7“, sagte Cindy Michaels an jenem
Dienstag. „Im Namen von Cindy und
mir: Wir haben immer sehr gern die
 Nach richten zu Ihnen nach Hause ge-
bracht“, sagte Tony Consiglio. Dann war
es vorbei.

Gegen Mittag hatten sie beschlossen,
dass dieser Tag der letzte sein sollte. Cin-
dy Michaels schrieb die Moderation, au-
ßer Tony und ihr wusste niemand Be-
scheid. Ihr Chef verließ das Büro vor den
18-Uhr-Nachrichten. Nach einer norma-

len Kündigung hätte ihr Chef sie
nie wieder auf Sendung gehen
lassen, sagt Cindy Michaels.
Aber sie wollten unbedingt ei-
nen Abschied. 

Sie war ziemlich verschwitzt
während der Sendung, daran er-
innert sie sich. Sie hatte Angst.
Was sollte sie nun mit ihrem Le-
ben machen? Womit Geld ver-
dienen? Ihr Sohn geht noch aufs
College.

Cindy Michaels glaubt, dass
es ziemlich vielen Leuten in ih-
ren Jobs so geht, wie es ihr und
Tony lange ging. Hinwerfen
oder nicht? Ist das richtig, was
ich tue, ist es das, was ich mal
wollte? Die meisten Leute ent-
scheiden sich anders als sie, in
der Wirklichkeit jedenfalls.
Aber viele haben diese Phan -
tasie.

Cindy Michaels zeichnet nun viel, Frau-
enakte, verkauft sie auf Ebay für 35 Dol-
lar das Stück. Sie würde gern wieder
beim Fernsehen arbeiten, bei einer poli-
tischen Sendung, das wäre ihr Traum. 

Ihre Nachrichten damals, auf dem Lo-
kalsender, sahen nur die Zuschauer in
Bangor und in ein paar Orten der Umge-
bung. Bis auf die eine, die über ihre eige-
ne Kündigung. Das Abschiedsvideo war
schon am Tag nach der Sendung auf You-
Tube, nur das Ende ihrer letzten Show,
55 Sekunden. Inzwischen hat es mehr als
fünf Millionen Klicks. 

Cindy Michaels’ Sohn rief an aus Kali-
fornien. 

Du warst cool, Mama, sagte er.
WIEBKE HOLLERSEN
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Consiglio, Michaels im YouTube-Video

Video: Die TV-Kündigung 

(YouTube)
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Auf dem Schreibtisch von Christian
Gärtner, Chef des Jobcenters
Brandenburg an der Havel, steht

ein kleines Kugelpendel. Mit solchen Mo-
dellen beweisen Physiklehrer, dass Ener-
gie nicht verlorengeht. Ein Gestell mit
ein paar Kugeln, die an Stangen hängen.
Man stößt das erste Pendel an, es klickt,
der Schwung fließt in die Kugelreihe und
sorgt dafür, dass das letzte Pendel abhebt.
So ähnlich funktioniert das Bewegungs-
modul, das sich Gärtner für seine älteren
Langzeitarbeitslosen ausgedacht hat. 

Es ist ein Experiment. Was passiert mit
der Energie, die man einem älteren Men-
schen gibt, der seit langer Zeit ohne Ar-
beit ist? 

Bleibt er stehen, oder schwingt er?
Ende vergangenen Jahres hat das Job-

center Brandenburg eine Gruppe Hartz-
IV-Empfänger jenseits der fünfzig mit
Schrittzählern ausgerüstet und sie auf
eine virtuelle Reise zum Mount Everest
geschickt. 270 000 Schritte braucht man
bis zum Gipfel. Wer als Erster oben ist,
gewinnt. Die Aktion läuft im Rahmen der
50plus-Initiative und heißt „Everbest“.

Es wäre ein Wettrennen der Lahmen,
wenn Christian Gärtner nicht selbst mit-
machen würde. Sein Projektname ist
„Chef“, momentan liegt er auf dem drit-
ten Platz. 

Gärtner redet viel davon, dass er Ver-
trauen schaffen will, aber die Wahrheit
ist wohl, dass er auch nicht weiterweiß.
Jeder dritte deutsche Arbeitslose ist ein
Langzeitarbeitsloser, eine Million sind es,
und viele sind alt. Es ist schwierig, sie in
die Arbeitswelt zurückzuholen. Gärtner
möchte diese Menschen in seiner Nähe
behalten. Der kleinste gemeinsame Nen-
ner ist das Laufen. Der aufrechte Gang.

Brandenburg an der Havel ist ein deut-
sches Modell, eine Industriestadt ohne
 Industrie. Früher gab es hier mal ein
Stahlwerk mit 10 000 Arbeitern, heute
gibt es die größte Nervenklinik und den
drittgrößten Knast im Bundesland. Übrig
geblieben sind die alten Menschen und
die alten Industriegebäude. Jeder dritte
Brandenburger jenseits der fünfzig ist ar-
beitslos. In der ehemaligen Getriebe -
fabrik sitzt das Jobcenter. 

Der Leiter des Jobcenters schiebt den
Schoß seines Jacketts zur Seite und zeigt
den Schrittzähler, den er am Hosenbund
trägt. Heute hat Christian Gärtner noch
nicht besonders viele Schritte gesammelt.
Er ist vor seiner Potsdamer Wohnung in
den BMW gestiegen, nach Brandenburg
an der Havel gefahren und dann vom
Parkplatz in sein Büro gelaufen. Jetzt
sitzt er am Schreibtisch, fährt den Com-
puter hoch, um die Karte der Mount-
 Everest-Besteigung zu zeigen. Ursprüng-
lich ist das Programm für eine Schweizer
Bank entwickelt worden, die damit ihre
Mitarbeiter fit halten wollte. Es gibt ver-
schiedene Szenarien. Gärtner hätte seine
Arbeitslosen auch auf eine Safari in die
Sahara schicken können oder in den
Dschungel am Amazonas. Aber es ist
Winter, da schien ihm der Himalaja die
passende Wahl.

Christian Gärtner ist 57 Jahre alt, er
kommt aus dem Osten, er hätte selbst ein
Fall für sein 50plus-Modul sein können.
Theoretisch. Er war in seinem ganzen Le-
ben nicht einen Tag arbeitslos, sagt er

und lächelt, man spürt, dass er nicht an
einen Zufall glaubt. Er braucht keinen
Energiestoß, er platzt fast vor Energie.
Viermal die Woche geht er schwimmen.
Eine Stunde jeweils, 2500 Meter. Dazu
kommt das Tanzen, freitagabends zwei
Stunden im Fortgeschrittenenkurs und
dann am Sonntag im Boogie-Club. 

„Tanzschritte“, sagt Gärtner, „sind auch
Schritte.“ 

Gärtner hüpft durch den Schneematsch
zum Seminarraum, in dem sich jeden
Donnerstag die Mount-Everest-Besteiger
treffen, um ihre Werte in die Computer-
programme einzutragen. 15 Arbeitslose
nehmen am Bewegungsmodul teil, dazu
Gärtner und seine beiden Projektleiter
Steffen Osbeck und Bernd Otte, die je-

weils eine Gruppe führen. Sie nennen es
„Seilschaften“, weil es um Zusammenhalt
geht, um Teamfähigkeit, um Solidarität.
Osbeck hat mal Psychologie studiert, Otte
war mal Lektor in einem Technikverlag.
Sie laufen wie Dorfschullehrer zwischen
den Bankreihen entlang. 

Manche Bergsteiger haben sich für die
Dauer des Experiments Künstlernamen
gegeben. Vorn links sitzt Frau Fuß. Sie
ist 58 und hatte zuletzt einen Ein-Euro-
Job in einem Pflegeheim, wo sie alten
Leuten vorgelesen und zugehört hat. Ne-
ben ihr Birgit, die 55 ist und zuletzt als
Reinigungskraft gearbeitet hat. Hinten
rechts Kochi, 52, der alles Mögliche aus-
probiert hat. Vorn rechts Verena, 55, die
im Zickzackkurs durch ihr bisheriges Be-
rufsleben geflogen ist; sie war Verkäufe-
rin, Kranführererin, Zivilangestellte der
Nationalen Volksarmee, Lagerarbeiterin
und Altenpflegerin.

Verena führt im „Everbest“-Wett-
kampf. Sie hat momentan 113 000 Schritte
und fast das erste Camp erreicht.

Christian Gärtner baut sich vor der
Gruppe auf, wippt leicht auf den Zehen-
spitzen, lächelt, eine Hand fährt über den
Schlips. Er sieht aus wie ein Schuldirektor,
der kurz das Klassenzimmer betritt. Er
stellt sich vor, wünscht allen viel Glück,
lächelt, wippt. Eine leichte Unsicherheit
durchzieht Gärtners Auftritt. Er wirkt bei-
nahe ängstlich.

Er kennt die Menschen im Raum nicht,
die Namen nicht und nicht die Geschich-
ten hinter den Namen. Frau Fuß’ letzter
Mann war spielsüchtig, ihre Tochter ist
depressiv. Verena ist vor vielen Jahren
mal jemand in den Kran gerannt, den sie
steuerte, der Mann wurde so schwer ver-
letzt, dass er starb. Kochi hat zweimal
dieselbe Frau geheiratet, weil er hoffte,
sie betrüge ihn beim zweiten Mal nicht
mehr. Birgits Ex-Mann hat angefangen
zu trinken, als er seine Arbeit im Stahl-
werk verlor. Bärbel hat Bluthochdruck
und Schuppenflechte, wahrscheinlich psy-
chosomatisch. Ihre Mutter ist im vorigen
Jahr in der Badewanne ertrunken, ihr
Mann hat Krebs. 

Sie geben diese Geschichten lieber
preis als ihre Namen, vielleicht, weil die
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5 724 512 Schritte
Wie lassen sich ältere Langzeitarbeitslose im Arbeitsmarkt unterbringen? Das Job-

center Brandenburg schickt Hartz-IV-Empfänger auf eine virtuelle Reise zum Mount
Everest, um sie fit zu machen für Jobs – falls es je welche gibt. Von Alexander Osang
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Früher gab es hier ein 
Stahlwerk, jetzt gibt 
es noch die Nervenklinik
und den Knast. 



Arbeitsvermittler Gärtner

Sie sollen Seilschaften gründen 
und laufen, viel laufen. Den ganzen Tag.

Langzeitarbeitslose Bärbel



Geschichten besser erklären können, wer
sie sind und warum sie in ihrem Alter mit
Schrittzählern durch Brandenburg laufen
müssen wie Duracell-Hasen.

Die abenteuerlichste Reise in diesem
schmucklosen Seminarraum hat Harald
Krenzke zurückgelegt. Er ist in Branden-
burg aufgewachsen. Als er 21 war, ver-
haftete ihn die Staatssicherheit. Ein Mili-
tärgericht verurteilte ihn zu anderthalb
Jahren. Als er rauskam, stellte er einen
Ausreiseantrag. Mitte der Achtziger ver-
ließ er das Land. Erst nach Gießen, dann
nach West-Berlin, wo Krenzke mit seiner
Frau einen kleinen Rewe-Markt eröffnete.
Sie bekamen zwei Töchter, und als die
Mauer fiel, wechselten sie nach Teltow.
Seiner Frau ging der Streit zwischen Ost-
lern und Westlern auf die Nerven. Sie lös-
ten auf, was sie in Berlin hatten, und gin-
gen auf die venezolanische Ferieninsel
Isla Margarita, um eine Strandbar zu er-
öffnen. Die Strandbar lief nicht so gut
wie erwartet, seine Frau trank mitunter
mehr als ihre Gäste, sagt er. Zweieinhalb
Jahre hielt er durch, dann ging er. Seine
Frau blieb mit den Töchtern. Von den
120000 Mark, mit denen er aufgebrochen
war, nahm er 2000 Dollar mit nach Hause. 

Auf dem Geburtstag eines ehemaligen
Kumpels lernte er seine jetzige Frau ken-
nen. Er zog zurück nach Brandenburg.
Er hilft im Sommer auf dem Bau aus und
bewirbt sich ab und zu bei einem Fuhr-

unternehmen. Aber wenn sie sein Alter
hören, melden sie sich nicht mehr, sagt
Krenzke.

Er versteht das, sagt er. Die Zeitreise
hat ihn erschöpft. Er ist nur noch schwer
für Motivationskurse zu begeistern.
Krenzke läuft sowieso, er hat heute schon
zehnmal so viele Schritte gemacht wie
Jobcenter-Chef Gärtner. Aber er macht
es nicht, weil er die Aktion so gut findet.
Er macht es, weil er Sprit sparen will. 

Christian Gärtner hat festgestellt: Es
ist wichtig, die Tagesabläufe der Lang-
zeitarbeitslosen aufzubrechen. Sie brau-
chen einen Rhythmus. Es ist gut, dass sie
sich einmal in der Woche treffen. „Als
Kollegen“, sagt er. „Sozusagen.“

An der Wand seines Dienstzimmers
hängt eine große Weltkarte, auf der Gärt-
ner markiert hat, wo er schon überall war.
Es sind viele Länder, Südamerika mag er
am liebsten. Mitte Februar geht es wieder
dorthin, er macht mit seiner Frau eine
Kreuzfahrt von Santiago de Chile nach
Buenos Aires. Im nächsten Jahr will er
dann von Ecuador durch den Panama -
kanal nach Kuba segeln.

Schwer zu sagen, wie motivierend die
Entdeckerkarte auf seine Seilschaft wirkt.
Frau Fuß war noch nie im Ausland. Ein-
mal, kurz nach dem Mauerfall, fuhr sie
mit ihrem Sohn nach West-Berlin, sagt
sie. Im vergangenen Jahr hat ihre Tochter
sie mit in den Ostseeurlaub genommen,

weil noch ein Platz im Auto frei war. An-
sonsten ist sie nie aus Brandenburg weg-
gekommen. Warum auch? Sie hat alles,
was sie braucht, nur der Bus in ihren Vor-
ort könnte öfter fahren, dann würde sie
vielleicht auch wieder Arbeit finden. Sie
ist zu unbeweglich. 

Sie läuft am Straßenrand in ihren Ort
zurück, auf den Feldern liegt eine Schnee-
kruste, dazwischen verwitterte Flachbau-
ten, zugewachsene Werkstätten und hier
und da ein paar neue Hallen, in denen
gearbeitet wird, eine wilde, rohe Land-
schaft. Kanadische Indianer haben hier
eine Zigarettenfabrik gebaut, die Iren
eine Schweinefarm und die Holländer
 irgendwas mit Pflanzen, sagt sie. Nur für
sie gibt es nix. 

„Indianer!“, sagt sie, „komisch, wa?“
Sie steht vor dem Wohnblock, in dem

sie ihre vier Kinder großgezogen hat,
grau, vier Stockwerke hoch, sie wohnt
im ersten, zweieinhalb Zimmer. Das Haus
sieht aus, als würde es bei einem kräfti-
gem Windstoß zusammenfallen. 

„Nich schön“, sagt Frau Fuß, „aber ’n
Stücke Heimat.“

Direkt hinterm Haus hat jemand eine
Art provisorische Koppel angelegt, darin
steht ein kleines Pferd, es dampft. Im
Sommer stinkt es gewaltig, aber niemand
protestiert, weil sie Angst vor dem Pfer-
debesitzer haben. Einen Mann, der sie
verteidigen könnte, hat sie nicht mehr.
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Langzeitarbeitslose Frau Fuß

Einmal, nach dem Mauerfall, fuhr sie
mit dem Sohn nach West-Berlin.



Der erste war Melker, der zweite Stra-
ßenbahnfahrer. Wo die Liebe hinfällt,
sagt Frau Fuß. Wenn sie Schritte sammelt,
dann auf dem Weg zu ihrer Tochter, die
im Nachbarort wohnt und Hilfe braucht,
weil sie Burnout hat, sagt Frau Fuß. Sie
hätte den Ein-Euro-Job im Pflegeheim
gern weitergemacht. Aber er wurde nicht
verlängert. Wichtig ist, dass man sich
nicht gehenlässt, sagt sie. 

„Man muss auf Kleidung und Frisur ach-
ten. Vor ein paar Jahren hatte ich immer
eine Krause, aber ich vertrag die Chemie
nicht mehr“, sagt Frau Fuß. Sie könnte
ewig so reden. Was sie am meisten stört,
ist das Schweigen. Man verlernt das Spre-
chen. Erst langsam fügen sich die Wörter,
die am Anfang ungeordnet aus ihr heraus-
quellen, an ihren richtigen Platz. 

Wenn Christian Gärtner mit seiner
Frau am Freitagabend in die Tanzschule
„Balance“ in der Potsdamer Waldstadt
geht, dann fällt der Stress von ihm ab.
Dann lässt er Jobcenter Jobcenter sein.
Natürlich hat er den Schrittzähler dabei.
Seit 1997 tanzen die Gärtners, inzwischen
sind sie auf dem Fortgeschrittenenniveau
11 angekommen.

„Boogie oder Jive?“, fragt die Tanzleh-
rerin Milena am Anfang.

„Jive“, sagt Gärtner. „Da krieg ich
mehr Schritte zusammen.“ 

Gärtner hat an diesem Freitag bis 21
Uhr erst 3000 Schritte zurückgelegt, ein
richtiger Bürotag. Er ist im Wettbewerb
auf den sechsten Platz zurückgefallen, das
ist natürlich nichts. Er muss jetzt das An-
genehme mit dem Nützlichen verbinden.
Sie spielen „Matilda“ von Harry Belafonte. 

„Matilda, Matilda, Matilda, she take me
money and run Venezuela“, singt Harry
Belafonte, und man muss gleich an Ha-
rald Krenzke und sein Strandbar-Aben-
teuer denken. Sechs ältere Paare stehen
auf der Tanzfläche, richtig mit dem Her-
zen dabei sind nur die Gärtners. Die an-
deren Männer halten ihre Partnerin wie
eine Schlagbohrmaschine, Gärtner führt
seine Frau wie ein kostbares Instrument.
Die beiden haben sich auf der Verwal-
tungsschule Dr. Kurt Fischer in Franken-
berg, Sachsen, kennengelernt. Gärtners
Frau ist Geschäftsführerin bei der Was-
serwirtschaft. Es geht ihnen gut. Vor ein
paar Jahren sind sie aus der Plattenbau-
wohnung in eine Stadtvilla auf dem Her-
mannswerder gezogen, direkt am Wasser.
Mit Bootssteg.

Was haben sie zu DDR-Zeiten ge-
macht?

Sie schauen sich an, blinzeln.
„Kommunalverwaltung“, sagt Gärtner.

„Wir waren immer in der Verwaltung.“
Was immer er einst verwaltet hat, nun

verwaltet er die Arbeitslosigkeit. Je
schlechter es dem Brandenburger Arbeits-
markt geht, desto wichtiger ist Gärtner.
Man kann ihm das nicht vorwerfen, es
ist einfach so. 

„Ihr Lieben“, ruft die Tanzlehrerin.
„Cha-Cha-Cha.“

Nach dem Cha-Cha-Cha hat Christian
Gärtner 6563 Schritte auf der Uhr. Dann
kommt noch ein Wiener Walzer. Ein
Tanz, 211 Schritte. Am Ende der Tanz-
stunde sind es 6995. 

Auf seiner Stirn glänzen Schweißper-
len. Man muss an den Film „Nur Pferden
gibt man den Gnadenschuss“ denken, der
einen Dauertanzwettbewerb verzweifel-
ter Amerikaner während der Großen
 Depression beschreibt. Andere deutsche
Jobcenter verpflichten ihre Kunden zu
Nichtraucherseminaren, zur gemeinsa-
men Gewichtsabnahme, zum Chorgesang.
Wäre Tanzen nicht auch was für Lang-
zeitarbeitslose?

„Warum nicht?“, sagt Gärtner. „Die
Haltung ist auch im Job ein entscheiden-
des Kriterium. Man kann nicht in Filz -
latschen zur Arbeit gehen.“

Um die Jahreswende, als das Projekt
zur Hälfte herum ist, treffen sich nur we-
nige Leute im Seminarraum. „Chef“ Gärt-
ner ist auf Platz 9 zurückgefallen, ver-
spricht aber aufzuholen. Projektleiter
Otte liegt noch weiter hinten. Sein Hund
ist schon 14 Jahre alt, der ist faul, sagt
Otte. Ottes Modulname ist „Eddy“, so
heißt auch sein Hund. Neuer Spitzenrei-
ter ist ein Mann namens Voigt, der nie
zu ihren Treffen erscheint. 

„Der hat seinen Schrittzähler seinem
Goldhamster umjebunden“, sagt Kochi,
der Pausenclown der Langzeitarbeits -
losen. Verena lacht besonders laut. Sie
hat aufgehört, ihre Schritte zu zählen, als
sie auf dem Gipfel war. 

„Ick mach sowieso bald die Fliege,
tschüssi, Assi-Leben“, sagt Verena, die
sich gestern bei einer Krankenpflege -

firma beworben hat. Es sieht gut aus,
sagt sie. 

„Du wirst ein Punkt, Verena“, sagt Otte.
In seinem Büro hängt ein großer Jahres-
kalender, in den er die Langzeitarbeits -
losen aus dem 50plus-Projekt einträgt, die
auf dem Arbeitsmarkt vermittelt werden
konnten. Jede Vermittlung ist ein grüner
Punkt. Kein Punkt im November, keiner
im Dezember. Die Zahl der älteren Ar-
beitslosen ist wieder leicht gestiegen im
vergangenen Jahr. Vielleicht gibt es gar
nicht den Arbeitsmarkt für die Branden-
burger 50plus-Generation, den er sich vor-
stellt, und die ganzen Module von Chris-
tian Gärtner sind so was wie die „Truman
Show“. Sie spielen Hoffnung, weil nie-
mand ohne Hoffnung leben kann. Bernd

Otte hat die 25 wichtigsten Arbeitgeber
angeschrieben, um bei ihnen Informa -
tionsveranstaltungen zum 50plus-Pro-
gramm zu machen, nur zwei haben über-
haupt geantwortet.

„Du mit deine grünen Punkte“, sagt
 Verena.

Otte lächelt. In ein paar Wochen ist er
auch wieder arbeitslos. Die Projektmana-
ger 50plus werden immer nur für zwei
Jahre eingestellt, die anderen, mit denen
er 2011 angefangen hat, sind inzwischen
längst woanders untergekommen. Nur
Otte ist noch da, er ist zu alt. Er macht
jetzt noch zwei Jahre arbeitslos, dann
geht er in Rente. Otte hat keine Angst,
dass er in ein Loch fällt, sagt er. Er hat
den Hund, die Frau und einen Wohnwa-
gen auf Usedom. Nächste Woche stellen
sich die drei neuen Projektmanager vor.
Eine arbeitslose Juristin, ein arbeitsloser
Betriebswirtschaftler und eine alte Be-
rufsschullehrerin. Christian Gärtner legt
Wert darauf, dass sie aus der Arbeits -
losigkeit kommen, weil das Verbindung
zu den Klienten schafft.

Sie haben Anknüpfungspunkte, sagt
Gärtner. Man könnte sagen, sie beschäf-
tigen sich alle gegenseitig. 

Ohne Otte hätte Krenzke bei der Be-
steigung des Mount Everest nicht mitge-
macht, sagt er. Krenzke mag Otte, weil er
„kein Scheiß erzählt“, wie Krenzke sagt. 

Harry Krenzke ist am 24. Dezember
10 317 Schritte gegangen, am 25. 4760 und
am 26. 9391, Silvester machte er 10 000
Schritte, Neujahr nur 5000. Er ist jetzt
Vierter, aber er ist nicht stolz drauf.

Wenn Krenzke nach Hause kommt,
zieht er sich schon im Treppenhaus die
Schuhe aus. Er will den Dreck, der sich
bei der ganzen Lauferei an seinen Sohlen
sammelt, nicht in die Wohnung tragen.
Es ist erst Mittag, seine Frau arbeitet,
Krenzke läuft auf Strümpfen durch die
stille, kleine Wohnung bis ins Esszimmer,
ein schmaler Raum mit einem Tisch, an
der Wand der Spruch: „Friss und furz,
das Leben ist zu kurz“. Hier sitzt er oft. 

Krenzke holt eine Kiste mit den Doku-
menten seines Lebens aus der Schrank-
wand. Die Genehmigung der Opferrente
für politisch Verfolgte der DDR liegt ganz
oben. Er war 21 Jahre alt, als sie ihn in
den Knast steckten. Ein Freund, der Sol-
dat war, hatte ihm in der Kneipe erzählt,
dass er in den Westen abhauen wolle,
Krenzke borgte ihm 30 Mark fürs Taxi.
Das war alles. Krenzke wollte nie in den
Westen, aber man geriet im Osten schnell
in riesige Zusammenhänge. Aus dem Taxi -
geld wurde Beihilfe zur Fahnenflucht.
Krenzke erzählt die Geschichte ohne poli -
tische Wut, wie ein Mann, der insgesamt
zu viel einstecken musste. In der Kiste
liegt auch ein Zeitungsausschnitt von der
Kai-Pflaume-Show „Nur die Liebe zählt“.

Als er wieder in Brandenburg war, holte
Krenzke seine beiden Töchter nach. Die
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Nach dem Cha-Cha-Cha
hat er 6563 Tagesschritte
auf der Uhr. Dann noch
ein Walzer, 211 Schritte.



jüngere wollte wieder zurück nach Vene-
zuela, die ältere nicht. Sie hatte ein Kind
von einem Venezolaner. Ein ganz armer
Hund, sagt Krenzke. Seine Tochter wollte,
dass ihr Kind in einem sicheren Land auf-
wächst. Der Vater blieb in Venezuela.
2001 war das. Vier oder fünf Jahre später
erzählte eine Bekannte die traurige
 Geschichte der Redaktion von „Nur die
Liebe zählt“, und die organisierten eine
überraschende Familienzusammenfüh-
rung in einem Fernsehstudio. Krenzke
war eingeweiht, verriet aber nichts. Es
war eine große Show, aber nach vier
 Wochen flog sein Schwiegersohn zurück
nach Südamerika und kam nie wieder.

„Wat soll er auch hier?“, fragt Krenzke.
Kai Pflaume war der Letzte, der ein

Interesse an ihm hatte. Bis Christian Gärt-
ner kam. Wahrscheinlich sind sich „Nur
die Liebe zählt“ und die Aktion „Ever-
best“ gar nicht so unähnlich.

An einem Donnerstag Ende Januar
trifft sich die Gruppe zum letzten Mal im
Seminarraum. Kochi steht mit Verena
und Bärbel auf dem Hof. Die Frauen re-
den über einen RTL-Beitrag, in dem
Hartz-IV-Empfänger berichteten, dass sie
ihrem Jobcenter seltsame Fragen beant-
worten mussten, beispielsweise ob sie
 unter Verstopfung leiden. Kochi erzählt,
dass er mal in einer Maßnahme war, in
der alle Teilnehmer Namen von Märchen-
figuren bekamen, und wenn der entspre-
chende Name gerufen wurde, warf je-
mand eine kleine Wollkugel nach dir. 

„Ick hab jedacht, ick bin in der Klapse
jelandet“, sagt Kochi. 

Von der anderen Seite des Hofes nä-
hert sich Gärtner mit einem Fernsehteam
des RBB. Sie würden gern mit ein paar
Teilnehmern darüber reden, was ihnen
das Mount-Everest-Projekt gebracht habe.
Gärtner hat bereits geredet, er hat von
körperlicher Fitness und aufgebrochenen

Tagesabläufen berichtet. Die Teilnehmer
seiner Seilschaft aber wollen nicht vor
die Kamera. Kochi, dessen Foto ganz am
Anfang des Projekts mal in einer Berliner
Boulevardzeitung auftauchte, sagte, er
sei auf dem Brandenburger Weihnachts-
markt angepöbelt worden, weil er bei
dem Marsch mitmachte. Außerdem ist er
vor ein paar Jahren am Herrentag mal
ziemlich angesoffen in einen Beitrag des
Regionalfernsehens geraten, obwohl er
krankgeschrieben war. 

Im Seminarraum verteilt Projektleiter
Osbeck Fragebogen. Fühlen Sie sich bes-
ser als vorher? Würden Sie noch einmal
teilnehmen? Glauben Sie, dass Sie durch
die Aktion fitter für den Arbeitsmarkt
wurden?

Harald Krenzke kreuzt überall „nein“
an. Er ist derselbe Mann, der er Anfang
Dezember war. Krenzke, so viel ist klar,
schwingt nicht, Gärtners Energieschub ist
glatt durch ihn hindurchgeflossen. 

Zehn Tage nachdem die Aktion abge-
schlossen wurde, treffen sich alle Teilneh-
mer noch einmal, um den Marienberg zu
besteigen. Es ist eher ein Hügel als ein
Berg. 

„Eine Analogie auf den Mount Eve-
rest“, sagt Projektleiter Steffen Osbeck.
Er hat für jeden eine Urkunde und ein
kleines Geschenk dabei. Einen Regen-
schirm. Damit sie auch bei schlechtem
Wetter laufen können. Es sind alle gekom-
men, auch Verena, die nun doch kein grü-
ner Punkt auf Ottes Liste geworden ist.

Die Leute von der Krankenpflegefirma
haben sich nicht zurückgemeldet. 

Auf dem Gipfel steht ein Mann im An-
zug. Das ist Christian Gärtner. Er ist den
Berg mit dem Auto hinaufgefahren. Er
ist immer schon da, wie der Igel im Mär-
chen von Hase und Igel. Gärtner lächelt.
Gerade hat er mit Heinrich Alt von der
Bundeszentrale der Arbeitslosenbehörde
in Nürnberg telefoniert. Mit ganz oben
sozusagen. Es gibt gute Nachrichten.

„Herr Alt bat mich, Ihnen zu danken,
dass Sie nicht den Mut verloren haben.
Wir sind auf dem richtigen Weg“, sagt
Gärtner. Die Leute schauen durch ihn
hindurch, sie lassen ihn reden, und man
versteht die Parallelwelt, in der sie sich
bewegen. Eine Welt, in der man Regen-
schirme dafür bekommt, dass man zwei
Monate lang mit Schrittzählern durch
eine brandenburgische Stadt läuft. Eine
Welt, die von wohlmeinenden Hobbytän-
zern wie Gärtner gestaltet wird. Eine
Welt, in der Heinrich Alt aus der Nürn-
berger Arbeitsamtszentrale so was ist wie
der Bundeskanzler. Eine Phantasiewelt,
zusammengesetzt aus Modulen, Projek-
ten und grünen Punkten, die sich selbst
genügt. 

Nur innerhalb dieser Welt kann man
verstehen, warum die 15 Langzeitarbeits-
losen freiwillig bei der Aktion mitge-
macht haben. Es ist eine Aufgabe. Als ein
paar Brandenburger Kommunalpolitiker
dem Jobcenter für seine Aktion Zynismus
vorwarfen, fühlten sich auch die Hartz-
IV-Empfänger angegriffen.

Einmal an diesem Vormittag sagt Kochi
zu Gärtner: „Ich bin ja jetzt auch schon
eine Weile dabei.“ In diesem Moment
klingt seine Arbeitslosigkeit wie eine Art
Beruf. 

Die Gruppe trinkt in der Gaststätte auf
dem Gipfel noch einen Kaffee. Osbeck
wertet die Fragebogen aus. Die meisten
fühlen sich nicht wohler als vor dem
Marsch, aber auch nicht schlechter. Os-
beck hat aus der Aktion herausgepresst,
was herauszupressen war, statistisch. Er
hat zusammengezählt, dass sie insgesamt
5 724 512 Schritte liefen. Das ergebe eine
Strecke von 3435 Kilometern.

„Ich habe mal nachgeschaut, wohin uns
das bringen würde“, sagt er. „Bis nach
Baku.“

Baku.
„Dit is bei den Russen“, sagt Harald

Krenzke. „Schönen Dank.“ 
Christian Gärtner sitzt am Kopf der Ta-

fel wie der Westbesuch. Er redet mit den
Leuten in seiner Nähe über unverbind -
liche Dinge wie Obstbäume und den An-
gelsport. Neben ihm liegt seine Urkunde.
335 495 Schritte ist er gelaufen, aber er
muss immer weiter. Was tun. Menschen
bewegen. Er macht jetzt erst mal seine
Kreuzfahrt, und wenn er wiederkommt,
starten sie ein neues Bewegungsmodul.
Vielleicht geht es in die Sahara.
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Wanderer Krenzke, Mitwanderer: Eine Phantasiewelt aus Modulen und grünen Punkten

In manchen Maßnahmen
heißen die Leute wie
 Märchenfiguren und müssen
mit Wollkugeln werfen.



Der Rüssel ist ab, und die Kirche
ist schuld, und wenn das so wei-
tergeht, wird auch die Energie-

wende scheitern, sagt Erwin Reisch, Funk-
lochbewohner. Aber von Anfang an: Im
Wohnzimmer der Reischs in Stuttgart-
Schönberg steht ein Porzellanelefant in
der Schrankwand, ein Erbstück. Es ist
die einzige Ecke des Hauses, in der
Reischs Mobiltelefon ein bisschen Kon-
takt zum Telekom-Mobilnetz hat. Es
reicht nicht, um Gespräche zu führen,
aber SMS  kommen an. Also legt Erwin
Reisch, 57, von Beruf Fach-
zeitschriftenverleger, den
Apparat sehr oft dorthin.
Und einmal kam dabei das
tönerne Tier zu Fall. Und
der Rüssel brach ab. 

Das wäre ja egal. Wenn
es nicht ein Zeichen wäre.
Ein Zeichen dafür, dass die
Moderne ins Stolpern gera-
ten ist in Schönberg und
dass die Kirche sich auszu-
loggen scheint aus der digi-
talen Gesellschaft.

Einen Hügel weiter liegt
Stuttgart-Birkach, von wo
bisher der Sendemast auf
der Franziskakirche für
Empfang sorgte. Doch die
evangelische Gemeinde
wollte keine Mobilfunkan-
tenne mehr auf ihrem Got-
teshaus haben. Im vergan-
genen Oktober wurde die
Antenne stillgelegt, und seit-
her findet die Telekom keinen Ersatz-
standort. Deshalb kommen im Villenvier-
tel Schönberg, Hanglage gegenüber, keine
Strahlen mehr an. Ein Funkloch mitten in
der Hightech-Metropole. Ein Funkloch un-
weit des Fernsehturms, dieser himmelwei-
senden Siegessäule der Technik.

Seither starren die Menschen in Schön-
berg mit wachsendem Zorn auf die Dis-
plays ihrer Mobiltelefone, wo statt fünf
kleiner Balken meistens „Kein Netz“
steht. Sie treten auf ihre Balkone und
schwenken die Geräte in der Luft, auf der
Suche nach Anschluss. Sie fahren im Auto
den Hügel hoch, nur um zu telefonieren
oder Sprachnachrichten abzuhören. Un-
ternehmer berichten in der Lokalpresse
von geschäftsschädigender Wirkung, weil
sie mobil nicht mehr zu erreichen sind.
Schüler sind genervt, weil sie auf dem

Nachhauseweg nichts von ihren Face-
book-Freunden erfahren. Rentner fürch-
ten sich, weil sie keinen Notruf mehr
 senden können, falls sie mal hinfallen.

Erwin Reisch weist aus dem Fenster sei-
nes Wohnzimmers rüber zur Franziska-
kirche. Als Kind hat er den Kindergarten
besucht, der direkt neben der Kirche liegt.
In diesen Kindergarten wollten nun man-
che Birkacher Eltern ihre Kinder nicht
mehr schicken, wegen der Strahlung. Bür-
ger standen mit Transparenten vor der
Kirche, manche kamen mit selbstgebas-

telten Strahlenmessgeräten vorbei. Gro-
ßer Unfrieden. Norbert Veit, Mitglied des
Birkacher Kirchengemeinderats und zu-
ständig für Baufragen, sagt: „Der Wider-
stand wurde immer mehr. Und so be-
schlossen wir, dass wir eine Kirchenge-
meinde sind und keine Mobilfunkanstalt.“

Die Stuttgarter Öffentlichkeit, viel-
leicht beseelt vom Kampf gegen den neu-
en Bahnhof, scheint in einem Zustand
hemmungsschwacher Protestlust zu sein.
Deshalb ist für Erwin Reisch, einen Mann
mit Hang zu raumgreifenden Thesen, das
Funkloch, das ihn umgibt, nur das Sym -
ptom einer größeren Verwerfung. Wie
soll denn der Staat, fragt er, künftig noch
gestalten, wenn Anwohner alles bekämp-
fen, was vor ihrer Haustür liegt? Er
spannt den Bogen weiter: „Wie soll die
Energiewende gelingen, wenn die großen

Nord-Süd-Stromtrassen, die es dafür
braucht, am lokalen Widerstand schei-
tern?“ Ein Gemeinwesen müsse sich doch
fragen: „Was ist das höhere Gut? Ein
 Mobilnetz als Daseinsvorsorge für alle
oder die irrationalen Ängste von ein paar
Kirchgängern?“ 

Sein iPhone in der Schrankwand vi-
briert. Eine Kurznachricht kam durch.

Es wird Erwin Reisch nicht trösten,
dass das Urteil der Birkacher gegen die
Antenne keine einsame Entscheidung
von Sonderlingen war, sondern einer of-

fiziellen Empfehlung der
Mutterkirche folgte. Die
evangelische Gesamtkirche
Stuttgart rät ihren vielen
Teilgemeinden seit einiger
Zeit, bestehende Verträge
mit Mobilfunkanbietern
nicht zu erneuern. Es gebe
in den Kirchgemeinden, so
heißt es beim evangeli-
schen Dekanat, überall nur
noch dieses eine Thema,
Mobilfunk, das mache „al-
les kaputt“. 

Waren die Kirchen vor
zehn Jahren noch begeis-
tert gewesen von der neuen
Geldquelle – die Mobil-
funkfirmen bezahlen or-
dentlich Miete für die
Standorte –, sehen sie ihre
Rolle mittlerweile als Ent-
schleuniger, als Sand im
Getriebe. Man wolle dem
„Wahn der totalen Erreich-

barkeit entgegenwirken“, so die offizielle
Auskunft. Die Kirche, zumindest die
evangelische in Stuttgart, will offenbar
nicht mehr mitstricken am immer dichte-
ren Netz der Informationsgesellschaft. 

Erwin Reisch hat den Rüssel seines Ele-
fanten wieder festgeleimt.

Und Norbert Veit, Kirchengemeinderat,
steht vor dem Altar der Franziskakirche
und erzählt, dass ein gewisser Herzog
Carl Eugen von Württemberg die Kirche
für seine Mätresse und spätere Gemahlin,
Franziska von Leutrum, habe bauen las-
sen, siebzehnhundertirgendwas. Hört
man ihm zu, so klingt es beinah, als sei
alles viel einfacher gewesen, damals, als
die Leute, statt zum Handy zu greifen,
 einen Brief aufsetzten oder einen berit-
tenen Boten aussandten. Lange her.

GUIDO MINGELS

Gesellschaft
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Rüssel ab
ORTSTERMIN: Stuttgart-Schönberg hat keinen Handy-Empfang, 
und die Kirche ist schuld.
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Geschädigter Reisch, Franziskakirche: Verloren im Funkloch

STUTTGART
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Trends

L E B E N S V E R S I C H E R U N G E N

Einseitige Gewinne
In der Auseinandersetzung um die Lage
der Lebensversicherungen legt die Bun-
destagsfraktion der Grünen eine brisan-
te neue Kalkulation vor. Demnach ha-
ben die Anteilseigner der Assekuranzen
in den vergangenen Jahren trotz Finanz-
krise ordentlich abkassiert. „Aktionäre
und andere Besitzer von Unternehmens-
anteilen konnten die Rendite auf ihr
eingesetztes Kapital fast verdreifachen.
Die Verzinsung für die Kundenverträge
hat sich dagegen deutlich verringert“,
fasst der finanzpolitische Sprecher der

Grünen, Gerhard Schick, die Ergebnisse
zusammen (siehe Grafik). Jetzt sollen
Kunden sogar noch weiter zurückste-
cken. Die Regierung will die Unterneh-
men teilweise von der Pflicht befreien,
Buch gewinne aus Wertpapieren an
 Lebensversicherungskunden auszuzah-
len – diese sogenannten Bewertungsre-
serven sollen stattdessen als Puffer für
schlechte Zeiten dienen (SPIEGEL
6/2013). Eine entsprechende Gesetzes-
vorlage liegt im Vermittlungsausschuss.
Schick will sie nicht akzeptieren. Wenn
vor gesorgt werden müsse, „wäre es an -
gesichts der ungleichen Renditen unfair,
dass es  wieder nur die Kunden trifft“,
sagt er. „Auch Aktionäre und Manage-
ment sollten ihren Beitrag leisten.“

Online-Modekollektion 

O N L I N E - H A N D E L

Teurer Shopping-Spaß
Einfach mal bestellen und im Zweifel zurückschicken – das
könnte für passionierte Online-Shopper in Zukunft teuer
werden: Drei Viertel der Online-Händler planen, die Kosten
für Warenrücksendungen künftig auf ihre Kunden zu über-
tragen. Das geht aus einer Untersuchung an der Universität
Regensburg hervor. Möglich wird das durch eine neue EU-
Verbraucherrechte-Richtlinie, nach der Unternehmen ihren
Kunden die Rücksendung künftig in Rechnung stellen können.

76 Prozent aller befragten Unternehmen gaben an, davon
Gebrauch machen zu wollen, darunter viele kleinere Ver-
sandhändler. Denn jede Retoure kostet die Unternehmen
viel Geld, sie müssen mit Kosten zwischen 10 und 20 Euro
pro Retoure rechnen. Den Kunden ist das bislang egal: Die
Studie zeigt, dass vier von zehn Kunden bei der Bestellung
eine Rücksendung schon mit einkalkulieren. Bis zu 30 Pro-
zent der Artikel gehen zurück. Unter Branchenkennern gel-
ten gerade die deutschen Kunden als rücksendefreudig. Sie
bestellen etwa Fernseher vor Fußballweltmeisterschaften und
schicken sie direkt danach zurück, oder sie bestellen Klei-
dungsstücke in drei bis vier Größen und Farben. Zehn Pro-
zent aller Retouren können zudem nicht mehr verwendet
werden. 
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Entwicklung der Rendite 
für Eigentümer und Aktionäre
bei Lebensversicherungen,
in Prozent

3,68

14,2

1,75

5,5

Garantiezins

Verzinsung von
Kundenverträgen

zum Vergleich:

Quelle: Bundestagsfraktion Bündnis 90 /Die Grünen
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Allianz will Tennet-Netz
Der Münchner Allianz-Konzern möch-
te sich an Teilen des Tennet-Stromnet-
zes beteiligen und mit Milliardeninves-
titionen helfen, Offshore-Windparks in
der deutschen Nord- und Ostsee anzu-
schließen. Entsprechende Pläne hat
der Versicherungskonzern kürzlich
beim Bundeswirtschaftsministerium in
Berlin vorgestellt. Auch mit Tennet
wurden bereits intensive Verhandlun-
gen geführt – bislang jedoch ohne Er-

gebnis. Offenbar will sich der nieder-
ländische Netzbetreiber nicht auf eine
klare Strategie festlegen und verhan-
delt nun parallel auch mit weiteren
 Investoren. Offiziell wollten sich beide
Seiten nicht äußern. Tennet war in
den vergangenen Monaten massiv in
die Kritik geraten, weil das Unterneh-
men die dringend benötigten Strom -
anschlussleitungen für große Offshore-
Windparks nicht rechtzeitig bereit -
stellen konnte. Teilweise verzögern
sich Projekte um mehr als ein Jahr,
weil die Niederländer das entsprechen-
de Kapital bislang nicht aufbringen
konnten. 

G E L D A N L A G E N

„Das Angebot war einfach zu gut“

D E U T S C H E  B A N K

Post aus Nigeria
Erneut hat sich die Deutsche Bank ju-
ristischen Ärger eingehandelt: In Ma-
drid wurde jetzt ein Mitarbeiter des
Konzerns verhaftet, weil er einer
 Betrügerbande geholfen haben soll,
die gutgläubige Bürger um etliche Mil-
lionen Euro erleichtert hat. Die Grup-
pe um den Nigerianer Prince Emeka
Nwanbu ging nach dem Muster der
 sogenannten nigerianischen Briefe vor.
Den Opfern wurde per Post erklärt,
Verwandte hätten ihnen ein großes
Vermögen vererbt oder aus anderen
Gründen überschrieben. Ehe das Geld
überwiesen werden könne, müssten
die Begünstigten jedoch verschiedene
Gebühren und Steuern zahlen. Von
den versprochenen Millionen sahen
die Geschädigten nie etwas. In mindes-
tens sechs Fällen lotsten die Betrüger
ihre Opfer in die Niederlassung der
Deutschen Bank in Madrid, um sich ei-
nen seriösen Anstrich zu geben. Dort
forderte ein damaliger Mitarbeiter des
Konzerns sie zu Vorabzahlungen auf.
Die Geschäfte liefen nicht über Syste-
me der Deutschen Bank. Der Mann
wurde bereits 2010 verhaftet, jetzt
wird auch sein damaliger Vorgesetzter
verdächtigt. Spanische Ermittler nah-
men ihn vor drei Wochen fest, gegen
Auflagen kam er frei. Spaniens Natio-
naler Gerichtshof hat die Deutsche
Bank verpflichtet, 12,2 Millionen Euro
für drohende Schadensersatzzahlun-
gen zu hinterlegen. Ob die tatsächlich
für das Fehlverhalten ihres früheren
Mitarbeiters einstehen muss, wird vor
Gericht geklärt. Ein Sprecher des
 Instituts sagte, es gebe „keinerlei Vor-
würfe bezüglich eines Fehlverhaltens
seitens der Bank“. Sie kooperiere mit
den Behörden.

Hotel „Vier Jahreszeiten“ in Hamburg
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Umspannwerk im Emsland
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Der Unternehmer und Milliardär 
Kurt Dohle, 77, über ein 
ganz  besonderes Schnäppchen

SPIEGEL: Normalerweise managen Sie
die von Ihnen gegründete Supermarkt-
kette Hit. Nun kaufen Sie für 35 Millio-
nen Euro das Hamburger Fünfsterne-
hotel „Vier Jahreszeiten“. Wollen Sie
raus aus der Provinz?
Dohle: Wir haben Supermärkte in der
ganzen Republik, nicht nur in Orten,
die Sie Provinz nennen. Aber wir be-
treiben seit Jahren eine private Ver -
mögensverwaltung, und der Hotelkauf
war schlicht eine gute Gelegenheit,
Geld gewinnbringend anzulegen. 
SPIEGEL: Das heißt, die Margen im Ho-
telgeschäft sind höher als im Handel?
Dohle: Wir sind Kaufleute und wissen,
dass man mit Fünfsternehäusern

 eigentlich kein Geld verdienen kann.
Aber das Angebot, das uns die Fair-
mont-Gruppe gemacht hat, die das
„Vier Jahreszeiten“ derzeit betreibt,
war einfach zu gut: Wir bekommen
eine jährliche Rendite von 4,5 Prozent.
Wo kriegen Sie das noch?
SPIEGEL: Können Sie den Betreibern
denn mit Ihrer Erfahrung aus dem
Handel helfen?
Dohle: Wir haben nur die Immobilie
 gekauft, Fairmont wird das Hotel die
nächsten 30 Jahre betreiben. Und das
ist auch gut so, denn mit unserem
 ursprünglichen Kerngeschäft hat diese
Investition nichts zu tun. 
SPIEGEL: Na ja, Sie besitzen unter ande-
rem auch einen Golfplatz – was wer-
den Sie als Nächstes kaufen?
Dohle: Das reicht jetzt erst mal. Mehr
planen wir derzeit nicht.



Es ist viel von Blut die Rede, wenn
es um die Krise der europäischen
Automobilindustrie geht, einer

Branche, an der rund zwölf Millionen Ar-
beitsplätze hängen. 

Fiat-Chef Sergio Marchionne beispiels-
weise schimpft, der deutsche Konkurrent
Volkswagen werde durch seine Rabatte
unter den Konkurrenten „ein Blutbad“
anrichten. Und der französische Industrie-
minister Arnaud Montebourg kündigte an,
Frankreich werde „bis zum letzten Bluts-
tropfen“ um seine Industriestandorte
kämpfen.

Tatsächlich sind die meisten europäi-
schen Fahrzeughersteller schwer verwun-
det. 2012 ist der Autoabsatz in Europa
auf den tiefsten Stand der vergangenen
17 Jahre gefallen. Allein seit 2007 ist der
Verkauf um 25 Prozent geschrumpft. Bes-
serung ist nicht in Sicht.

Die Massenhersteller Opel, Ford, Re-
nault, Peugeot und Fiat arbeiten in
Europa mit Verlusten. Ihre Werke sind
oft nur noch zur Hälfte ausgelastet. Ford
schließt zwei Autofabriken in Groß -
britannien und eine Anlage in Belgien,
Peugeot will sein Werk nahe Paris dicht-
machen, Opel die Produktionsstätte in
Bochum. 

So weit, so schlimm. Zum Ärgernis
aber wird der Niedergang aus Sicht der
Betroffenen dadurch, dass es auch Ge-
winner gibt. 

Da sind zunächst einmal die deutschen
Konkurrenten, der VW-Konzern, BMW
und Daimler. Sie verkaufen insgesamt so
viele Autos wie noch nie, trotz des schwa-
chen Geschäfts in Europa. Und da ist der
koreanische Konkurrent Hyundai, der die
Franzosen und Italiener als Angreifer von
außen ebenfalls herausfordert.

Die Wirtschaftskrise in den Südlän-
dern, die Automüdigkeit vieler Europäer,
für die ein Fahrzeug kein Statussymbol
mehr ist, sondern ein Fortbewegungsmit-
tel, das man sich bei Bedarf mal eben
ausleihen kann – all dies verhindert nicht,
dass die Automobilindustrie weltweit
eine Wachstumsbranche bleibt.

In China, Indien, Russland, Brasilien
und vielen anderen Märkten außerhalb
Europas steigt der Bedarf. Knapp 70 Mil-
lionen Fahrzeuge wurden im vergange-
nen Jahr weltweit verkauft. 2020 wird ein
Absatz von 90 Millionen erwartet. 

Davon profitieren die deutschen und
der koreanische Hersteller. Sie sind längst
auf diesen Wachstumsmärkten vertreten,
meist nicht nur mit einem Vertriebsnetz,
über das importierte Fahrzeuge verkauft
werden, sondern auch mit einer eigenen
Produktion. 
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Geteiltes Europa
Es gibt eine neue Zweiklassengesellschaft: BMW, Daimler 

und VW fahren Rekordgewinne ein, während die Konkurrenten Opel, 
Peugeot und Fiat ums Überleben kämpfen. 

Wirtschaft



Quelle: ACEA

Problemzone
Europa
Pkw-Neuzulassungen
in Westeuropa
und Veränderung
gegenüber 2007,
in Prozent

VOLKSWAGEN
(u. a. VW, Audi, Seat, Škoda)

2888615
(+0,1%)

FIAT 
(u. a. Fiat, 

Chrysler, 

Alfa Romeo)

768315
(–35,6 %)

HYUNDAI 
(Hyundai, 

Kia)

681771
(+37,9 %)

PSA 
(Citroën, Peugeot)

1406720
(–27,6 %)

GM 
(u. a. Opel, Chevrolet)

943 367 (–37,5%)

FORD

888 456
(–26,3 %)

RENAULT
(Renault, Dacia) 

966332 (–19,2 %)

So öffnet sich die Schere immer weiter.
In der Automobilindustrie gibt es ein ge-
teiltes Europa. Die einen fahren Milliar-
dengewinne ein, die anderen leiden unter
existenzbedrohenden Verlusten. Und
wenn ein europäischer Politiker und ein
Unternehmenschef in dieser Situation
von Blut sprechen, dann ist es nicht weit
zum Nationalismus. 

Frankreichs Industrieminister Monte-
bourg behauptete, bei Hyundai und des-
sen Schwestermarke Kia in Korea würden
die Arbeiter gegen einen Zwölfstunden-
tag streiken. Die Franzosen würden sich
„an einer Form sozialer Härte beteiligen,
wenn sie Hyundai und Kia kaufen“.

Frankreichs Regierung forderte gar die
EU-Kommission auf, die Autoimporte aus
Korea zu überwachen. Seit ein Freihan-
delsabkommen die Zölle gesenkt hat, sei-
en die Importe stark gestiegen.

Der Vorstoß der Franzosen ist ein Ab-
lenkungsmanöver, mehr nicht. Denn nur
zwölf Prozent der Autos, die Hyundai in
Europa verkauft, kommen aus koreani-
schen Fabriken. Mehr als die Hälfte pro-
duziert Hyundai mittlerweile in seinem
Werk in Tschechien. Mit Zöllen ist dieser
Konkurrent kaum aufzuhalten. 

Und der Erfolg der Koreaner basiert
nicht auf unlauterem Wettbewerb, son-
dern auf einem einfachen Rezept: Sie
 bauen gute Autos zu erschwinglichen
Preisen. Eine Garantie von
fünf Jahren bei Hyundai
und sogar sieben bei Kia
hilft, Vorurteile über man-
gelnde Qualität der Korea-
ner abzubauen. 

Peugeot, Fiat und Opel
fehlen die richtigen Model-
le. Vor allem aber haben es
die Konzernführungen jah-
relang versäumt, ihre Mar-
ken zu globalisieren. 

Das lässt sich jetzt, in
der Krise, kaum nachho-
len. Der Aufbau eines Ver-
triebsnetzes in China etwa
dauert Jahre und kostet
mehrere hundert Millionen
Euro. Angesichts der ho-
hen Verluste müssen die
Firmen ihre Investitionen
aber kappen. Die Krisen-
konzerne können deshalb
zurzeit nur versuchen, den
Niedergang zu bremsen,
mehr nicht.

Da ist es fast schon
 verständlich, dass sie die
 Erfolgreichen attackieren.
Neben Hyundai ist VW ein
Lieblingsziel für die An-
griffe aus Frankreich und
Italien. „L’Express“ erschien
mit der deutschen Über-
schrift „Volkswagen über
alles“. 

„Das macht mir Sorgen“,
sagt VW-Chef Martin Win-
terkorn im SPIEGEL-Ge-
spräch (siehe Seite 60). Die
Wolfsburger wollen bis 2018
der größte Autokonzern
der Welt werden. Die Kon-
kurrenten schließen Fabri-
ken, VW eröffnet neue in
China, Russland und Mexi-
ko. Gerade erst lobte die
„New York Times“, wie das
US-Geschäft der Deutschen
wieder floriere.

Andere stellen tradi -
tionsreiche Marken wie
Saab ein. Der VW-Konzern
hat nunmehr acht Pkw-

Marken (Volkswagen, Audi, Porsche,
Seat, Škoda, Bentley, Lamborghini, Bu-
gatti), drei Lkw-Hersteller (MAN, Scania,
Volkswagen Nutzfahrzeuge) und einen
Motorradproduzenten (Ducati) unter sei-
nem Konzerndach versammelt. 

Eine Billigmarke, die Einfach-Autos für
Entwicklungsländer produziert, will VW
noch gründen. Und wenn der Konkurrent
Fiat noch weiter in die Krise rutscht,
möchten die Wolfsburger gar dessen
Tochter Alfa Romeo übernehmen. Fiat-
Chef Marchionne ist sauer. Mehrfach
schon hat er gesagt: „Alfa Romeo steht
nicht zum Verkauf.“ Zu gern würde er

Fiat mit Peugeot und Opel
verheiraten, um so gegen
Volkswagen anzutreten.
Aber Marchionnes Wunsch-
partner wollen nicht. 

Dennoch kann es dem
VW-Konzern nicht gleich-
gültig sein, wenn in Frank-
reich und Italien Ressenti-
ments geschürt werden. Sie
können dem Image schaden
und damit auch dem Auto-
verkauf: „Das Schlimmste,
was einem Erfolgreichen
passieren kann, ist, dass er
gehasst wird“, sagt VW-
Chef Winterkorn. Sein Un-
ternehmen soll nicht in den
Ruf geraten, die Konkur-
renten plattzuwalzen. 

Winterkorn versucht es
mit kleinen Nettigkeiten. So
ließ er den VW-Manager
Karl-Thomas Neumann, den
Opel als neuen Chef ver-
pflichtet hat, frühzeitig aus
dessen VW-Vertrag aus -
steigen.

Die Rüsselsheimer müs-
sen nun nicht bis Ende Juni
warten, bis der neue Chef
antritt. Und VW legte auch
keine Beschwerde bei der
EU ein, weil der französi-
sche Staat der Bank von
Peugeot Garantien über bis

zu sieben Milliarden
Euro gewährte. Die
Wolfsburger hätten dies
als möglicherweise uner-
laubte Staatshilfe an-
prangern können.

Selbst der Aufsichtsrats-
vorsitzende des VW-Kon-
zerns, Ferdinand Piëch, gibt
sich zurückhaltend. Als er
darauf angesprochen wur-
de, dass Fiat-Boss Mar -
chionne dem europäischen
Automobilmarkt schlimme
Gemetzel prophezeit, sagte
Piëch nur: „Für uns wird es
unblutig sein.“

DIETMAR HAWRANEK

SASCHA SCHUERMANN / DAPD

Kundgebung im Opel-Werk Bochum

Massenhersteller arbeiten mit Verlusten 
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Konzernlenker Winterkorn, Modell des neuen Golf

S P I E G E L - G E S P R Ä C H

„Ich werde weniger bekommen“
VW-Chef Martin Winterkorn, 65, ist in die Defensive geraten: Im Inland sorgt sein 

Rekordgehalt für Unmut, im Ausland stoßen seine Expansionspläne auf Kritik. 
An diesen will er trotz der Absatzkrise in Europa festhalten – an seinem Gehalt nicht.
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SPIEGEL: Herr Winterkorn, 2011 haben Sie
als Chef des VW-Konzerns 17 456 206
Euro verdient. Für das vergangene Jahr
wird Ihr Gehalt nach den bisher gül ti -
gen Vergütungsregeln sogar rund 20 Mil-
lionen erreichen. Halten Sie das für an-
gemessen?
Winterkorn: Wenn ich wirklich 20 Millio-
nen bekäme, wäre das den Menschen si-
cherlich nicht mehr zu vermitteln. Bei al-
lem Erfolg des Konzerns können die Stei-
gerungen nicht ins Uferlose weitergehen.
Deswegen finde ich es richtig, dass der
Aufsichtsrat die Regeln für die Vorstands-
vergütung jetzt ändert. 
SPIEGEL: Warum gibt es im VW-Konzern
überhaupt Regeln, die solche Wahnsinns-
gehälter ermöglichen?
Winterkorn: Bei uns geht es beim Bonus
nicht ums nächste Quartalsergebnis, son-
dern um vier langfristige Kriterien: Ab-
satz und Gewinn, aber genauso die Zu-
friedenheit von Kunden und Mitarbeitern.
Für alles gibt es ehrgeizige Ziele. Damals
hat aber niemand damit gerechnet, dass
sich der Konzern so hervorragend ent -
wickeln würde. Außerdem sind wir heute
ein anderes Unternehmen. Porsche, MAN
und Scania sind inzwischen vollständig
in unsere Bilanz integriert. Auch dadurch
ist der Gewinn beispielsweise gestiegen. 
SPIEGEL: Das klingt, als wären die 17,4 Mil-
lionen eine Art Betriebsunfall. Wenn es
so ist, hätten Sie doch wie der einstige
Porsche-Chef Wendelin Wiedeking einen
Teil des Gehalts spenden können. Warum
haben Sie dies nicht getan?
Winterkorn: Meine Vorstandskollegen und
ich hatten zuvor mehrere Millionen Euro
gespendet. Gehen Sie davon aus, dass ich
privat sehr viel tue, um Menschen zu hel-
fen, denen es nicht so gut geht. Aber ich
rede nicht groß darüber. Spenden allein
können nicht die Lösung sein. Sinnvoll
ist es, dass der Aufsichtsrat die Vorstands-
entlohnung neu regelt. 
SPIEGEL: Was bedeutet Geld für Sie? Brau-
chen Sie die Millionen, um sich eine Yacht
oder einen Picasso zu kaufen, oder be-
stimmt die Gehaltssumme vor allem Ih-
ren Platz in der Rangliste der Top-Mana-
ger, in Europa stehen Sie auf Platz eins?
Winterkorn: Also, ich besitze keine Yacht
und auch keinen Picasso. Wenn ich mir
mal etwas gönne, dann ist es eine schöne
Uhr. Aber: Der Bonus steht schon auch
für den Erfolg des Konzerns. Dafür haben
nicht nur die Vorstände, sondern alle Mit-
arbeiter gesorgt. Deshalb haben Volkswa-
gen-Mitarbeiter in Deutschland auch einen
Rekordbonus von 7500 Euro bekommen. 
SPIEGEL: Sie lenken ab von Ihren 17 Mil-
lionen. Ein Unternehmen wie VW lebt
auch davon, dass es sozial akzeptiert wird.
Es sollte sich mit der Manager-Bezahlung
nicht außerhalb des Rahmens bewegen,
der allgemein als vertretbar angesehen
wird. Sehen Sie da keine Gefahr für das
Image von Volkswagen? 

Winterkorn: Natürlich müssen wir da auf-
passen. Aber ich bin überzeugt, dass die
Dinge bei uns im Gleichgewicht sind. Wir
haben in den letzten Jahren nicht nur gut
verdient, sondern auch rund 100000 neue
Arbeitsplätze geschaffen, davon fast
30000 in Deutschland. Im Unternehmen
hat sich niemand über meine Bezahlung
beschwert. Fragen Sie bei unserem Be-
triebsrat nach. 
SPIEGEL: Es gibt ein einfaches Mittel, Ge-
haltsexzesse zu verhindern: eine Ober-
grenze. Bei BMW, Adidas, Lufthansa,
Daimler und Siemens gibt es die. Warum
wehren Sie sich gegen eine Obergrenze?
Winterkorn: Ob das neue Modell, das der
Aufsichtsrat ausarbeitet, eine feste Ober-
grenze haben wird, kann ich Ihnen heute
nicht sagen. Aber die Kriterien werden
sicher so festgelegt, dass das Gehalt eine
bestimmte Größenordnung nicht über-
schreitet. Ich gehe davon aus, dass ich für
das Jahr 2012 weniger bekomme als im
Jahr 2011. Und dafür habe ich viel Ver-
ständnis. 
SPIEGEL: Sie persönlich haben 2011 insge-
samt sogar 18340726 Euro verdient. Denn

neben dem Posten als Vorstandsvorsit-
zender bei VW sind Sie auch noch Chef
der Porsche Automobil Holding SE. Für
diesen Nebenjob erhielten Sie knapp eine
Million Euro. Wie viel Zeit haben Sie für
diesen Posten aufgewendet?
Winterkorn: Wir haben bei der Porsche SE
jede Woche eine Vorstandssitzung. Auch
diese Aufgabe nehme ich selbstverständ-
lich sehr ernst.
SPIEGEL: Kann VW nicht erwarten, dass
der Vorstandschef sich für 17 Millionen
Gehalt voll und ganz seinem Hauptjob
widmet? 
Winterkorn: Blicken Sie auf unsere Rekord-
ergebnisse. Da beantwortet sich die Frage
von selbst. Ich bin Vorstandsvorsitzender
des Volkswagen-Konzerns, Vorstandsvor-
sitzender der Marke Volkswagen und Kon-
zernentwicklungschef. Von den Aufsichts-
ratsposten bei den Töchtern Audi, Scania
und anderen will ich gar nicht erst reden.
Im Kern geht es immer darum, diesen
Konzern mit seinen zwölf Marken und
über 550000 Mitarbeitern effizient zu füh-
ren. Da kann man nicht auseinanderrech-
nen, wie viel Zeit jede einzelne Aufgabe
in Anspruch nimmt. Glauben Sie mir,
Volkswagen kommt nicht zu kurz.
SPIEGEL: Bei Volkswagen gibt es derzeit
auch genug zu tun. Das wichtigste Auto
des Konzerns, der neue Golf, verkauft
sich offenbar schlecht. Die Händler ge-
währen schon jetzt hohe Rabatte, als hät-
ten sie eine nicht mehr ganz so frische
Ware im Angebot.
Winterkorn: Also jetzt mal langsam! Der
neue Golf ist hervorragend angelaufen.
Wir haben schon jetzt Aufträge für mehr
als 120 000 Fahrzeuge. Wir müssen in
Wolfsburg Sonderschichten fahren. Und
Morgan Stanley hat uns gerade in einer
Studie bescheinigt, dass Volkswagen in
Europa der Hersteller ist, der mit die ge-
ringsten Preisnachlässe gewährt.
SPIEGEL: Im Internet findet man Händler,
die den Golf mit einem Rabatt von über
18 Prozent anbieten.
Winterkorn: Es gibt ein paar schwarze Scha-
fe, die diesen Blödsinn machen. Aber ich
weiß doch, was draußen los ist. Bei jedem
Heimspiel vom VfL Wolfsburg treffe ich
mich vorher mit zehn Händlern aus der
Stadt der Gastmannschaft. Die berichten
mir, wie das Geschäft läuft, wie zufrieden
sie mit dem neuen Golf sind. Er wird oft
zu Preisen von mehr als 30000 Euro be-
stellt. 
SPIEGEL: Die neue A-Klasse von Merce-
des-Benz ist ein ernster Herausforderer
für den Golf. Bei der Umfrage des ADAC
wurde sie zum beliebtesten Auto der
Deutschen gewählt. Der Golf landete auf
Platz zwei. Schmerzt Sie das? 
Winterkorn: Ich sehe das sportlich. Als der
ADAC seine Umfrage startete, war die
A-Klasse schon einige Monate auf dem
Markt, der Golf dagegen erst 14 Tage. Die
Menschen konnten den Golf also kaum
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Erfolgsgeschichte
Volkswagen-Konzernzahlen

Umsatz  1.–3. Quartal 2012

Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum

144,23 Mrd. €
+24,0%

20,16 Mrd. €Gewinn  1.– 3. Quartal 2012

Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum +47,7%

Mitarbeiter weltweit, 30.9.2012

Veränderung gegenüber 31.12.2011

549 300
+ 9,4%

Pkw-Absatz weltweit, 2012

zum Vergleich

9,07 Mio.

Toyota 9,75 Mio.

General Motors 9,30 Mio.

Quellen: manager magazin, Humboldt-Universität

Die Top-Verdiener
unter den CEOs von im Stoxx Europe 50 
gelisteten Unternehmen, Jahresvergütungen 
2011, in Millionen Euro

Martin Winterkorn VW 18,3*

Vittorio Colao Vodafone 14,3

Joseph Jimenez Novartis 12,7

Bob Dudley BP 11,1

Alfredo Sáenz Abad Banco Santander 10,2

Frank Chapman BG Group 10,1

Andrew Witty GlaxoSmithKline 9,5

Josef Ackermann Deutsche Bank 9,4

Peter Voser Royal Dutch Shell 9,3

Paul Walsh Diageo 8,9

Dieter Zetsche Daimler 8,7
* inkl. Porsche SE

D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 3



richtig auf den Straßen sehen. Im Übrigen
ist das beliebteste Auto immer das, das
am meisten gekauft wird. Da müssen wir
uns beim Golf keine Gedanken machen.
SPIEGEL: Dennoch hat die Autokrise in
Europa jetzt auch Volkswagen erreicht.
Im Werk Emden, wo der Passat gebaut
wird, führen Sie zeitweise eine Viertage-
woche ein. Das erinnert an die Krise An-
fang der neunziger Jahre. Wie schlecht
geht es Volkswagen in Europa? 
Winterkorn: Es gibt keine Viertagewoche
in Emden. Wir lassen lediglich an einigen
wenigen Tagen die Produktion ruhen.
Aber, Sie haben recht, der europäische
Automarkt ist derzeit brutal schwach. Vie-
le Einzelmärkte sind auf einem histori-
schen Tiefststand, Italien, Frankreich und
Spanien beispielsweise. Dort besteht auch
keine Hoffnung auf eine schnelle Erho-
lung. Natürlich tut uns das als Nummer
eins in Europa weh. Aber wir wachsen
weiter, unter anderem in China, in den
USA, Südamerika, Indien und Russland. 
SPIEGEL: Die Märkte dort bedient der VW-
Konzern zunehmend durch Fabriken vor
Ort. Den Werken in Deutschland hilft der
Boom in Übersee wenig. Die produzieren
vor allem für den Markt in Europa. 
Winterkorn: Wir liefern nicht nur über
200000 Autos pro Jahr aus Deutschland
nach China, sondern auch viele hundert-
tausend Motoren, Getriebe, Lenkungen
und Achsen. Das sichert Arbeitsplätze
hier in Deutschland. Auch deshalb ent-
scheidet sich die Zukunft von Volkswa-
gen immer mehr in China, Russland, In-
dien, den USA und Südostasien.
SPIEGEL: Dass VW in Europa unter Druck
steht, zeigen die Rabatte, die nicht irgend-
welche schwarzen Schafe unter den Händ-
lern geben, sondern Volkswagen selbst
anbietet. Sondermodelle des Polo gibt es
mit einem Rabatt von 2780 Euro, beim
Tiguan sind es 2690 Euro, beim Sharan
3210 Euro. Für den Transporter Multivan
gibt es einen Nachlass von 3200 Euro und
„zusätzlich 1000 Euro Rabatt pro Kind“. 
Winterkorn: Natürlich versuchen wir ge-
nauso wie unsere Wettbewerber, unsere
Marktposition in Europa durch Sonder-
modelle weiter zu stärken. Diese Krise
hier ist ein Härtetest für alle Hersteller.
Aber wir gehören nicht zu den Ra-
batttreibern.
SPIEGEL: Konkurrenten wie Fiat,
Opel und Peugeot sind stark auf
Europa beschränkt. Sie leiden hier
unter hohen Verlusten. Dem VW-
Konzern geht es wegen seiner
 Erfolge in Wachstumsmärkten ins-
gesamt sehr gut. Da liegt der Ver-
dacht nahe, dass Volkswagen mit
den Rabatten die Wettbewerber 
aus dem Markt drängen will. Fiat-
Chef Sergio Marchionne warf

* Dietmar Hawranek und Armin Mahler in der
Wolfsburger VW-Zentrale.

Ihnen vor, VW wolle ein „Blutbad“ an-
richten.
Winterkorn: Wir wollen niemanden an die
Wand drücken. Aber wir müssen uns
auch nicht dafür schämen, dass wir mit
unseren Autos erfolgreich sind. Jetzt zahlt
es sich aus, dass wir inzwischen über ein
Baukastensystem verfügen, mit dem wir
die unterschiedlichsten Modelle unserer
Marken auf einer technischen Basis pro-
duzieren können. Diese Autos sehen völ-
lig unterschiedlich aus und fahren sich
auch völlig unterschiedlich. Aber die Ein-
zelkosten werden um 20 Prozent sinken,
die Fertigungszeit verringert sich noch
stärker. Das gibt uns den Spielraum, in

Innovationen sowie neue Technologien
zu investieren und auch mit Sondermo-
dellen gutes Geld zu verdienen.
SPIEGEL: Volkswagen wird auch in Frank-
reich mittlerweile als Aggressor betrach-
tet. In „L’Express“ erschien ein Artikel
über den Expansionskurs des VW-Kon-
zerns mit der deutschen Überschrift:
„Volkswagen über alles“. 
Winterkorn: Ja, das ist mir bewusst, und das
macht mir Sorgen. Aber nehmen Sie Italien.
Die Italiener haben tolle Marken wie Lan-
cia und Alfa Romeo. Vor zehn Jahren wur-
den dort noch über eine Million Autos im
Jahr gebaut, jetzt sind es nur noch 400000.
Für diesen Niedergang kann man uns doch
nicht ernsthaft verantwortlich machen.
SPIEGEL: Können Sie angesichts der Krise
in Europa Ihr Ziel noch erreichen, den
VW-Konzern bis 2018 zum größten Auto-
hersteller der Welt zu machen?
Winterkorn: Wir stehen zu diesem Ziel.
Wir sind immer davon ausgegangen, dass
das Wachstum nicht primär in Europa
stattfindet, sondern in China, Russland,
Süd- und Nordamerika. Aber wir müssen
auch dort noch härter kämpfen. Wenn ei-
nes unserer Modelle in Deutschland einen

Autotest verliert, bin ich sofort am Tele-
fon und will wissen: Was war da los? Den
gleichen Einsatz müssen wir auch in allen
anderen Märkten zeigen. Auch dort gilt
es, Schwächen abzustellen. 
SPIEGEL: Ein Wachstumssegment in diesen
Märkten sind die sogenannten Billigautos,
Fahrzeuge für weniger als 8000 Euro. Der
VW-Konzern hat kein Angebot in dieser
Klasse. Wann ändern Sie das? 
Winterkorn: Das ist noch nicht endgültig
entschieden. Aber es läuft darauf hinaus,
dass wir ein Budget-Car in der Preisklasse
zwischen 6000 und 7000 Euro entwickeln
werden. Allein in China können über drei
Millionen Fahrzeuge im Jahr in diesem
Segment verkauft werden. In Indien sind
es eine Million. Auch Afrika ist ein viel-
versprechender Markt. 
SPIEGEL: Volkswagen kann vieles, ein bil-
liges Auto entwickeln bislang aber nicht.
Wie soll das gelingen?
Winterkorn: Wir müssen sicher neue Wege
beschreiten. Die Grundsatzentwicklung
wird in Deutschland gemacht: Wie sieht
das Auto aus, welche Motoren hat es?
Aber dann wird es in China zusammen
mit einem unserer Partner weiterentwi-
ckelt und ab 2015 gebaut werden. 
SPIEGEL: Es gibt noch eine weitere Heraus-
forderung: das Thema Benzin sparen. Die
EU bereitet eine gesetzliche Regelung
vor, wonach die Automobile eines Her-
stellers bis 2020 im Schnitt nur noch 95
Gramm CO2 ausstoßen dürfen, das sind
weniger als vier Liter Benzin auf 100 Ki-
lometer. Kann VW das schaffen?
Winterkorn: Das ist extrem ehrgeizig. Aber
wir nehmen diese Herausforderung an.
Der Volkswagen-Konzern wird das 95-
Gramm-Ziel bis 2020 schaffen. Wir er-
warten allerdings, dass Elektrofahrzeuge
und Plug-in-Hybride bei der Berechnung
berücksichtigt werden, wie das in den
USA und China auch der Fall ist. 
SPIEGEL: Ihr Vertrag läuft bis 2016, dann
wären Sie 68. Wollen Sie ihn noch mal
verlängern, Rente mit 70?
Winterkorn: Der Job ist schon aufreibend.
Wir sind beispielsweise vor kurzem an ei-
nem Sonntag nach Detroit zur Auto-Show
geflogen. Montagnachmittags ging es wei-
ter nach Mexiko zur Eröffnung unserer

neuen Motorenfabrik. Dienstag -
morgens sind wir in Wolfsburg ge-
landet zur Vorstandssitzung. Am
Nachmittag sind wir nach Schweden
geflogen, wo wir neue Modelle
 getestet haben. Aber die Aufgabe
macht mir auch unendlich Spaß. Ich
werde sie sicher noch eine Weile aus-
üben, solange ich mich fit fühle. Die
nächste Generation des Golf …
SPIEGEL: … die 2018 auf den Markt
kommen soll …
Winterkorn: … will ich schon noch
entscheidend mitprägen.
SPIEGEL: Herr Winterkorn, wir dan-
ken Ihnen für dieses Gespräch.

Wirtschaft

D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 362

S
T

E
F
A

N
 T

H
O

M
A

S
 K

R
O

E
G

E
R

 /
 D

E
R

 S
P

IE
G

E
L

Winterkorn, SPIEGEL-Redakteure*: „Härtetest für alle“ 

„Der Job ist schon 
aufreibend. Aber die 
Aufgabe macht mir 
auch unendlich Spaß.“



Der Milliardär George Soros und
der französische Staatspräsident
François Hollande, laut Partei-

buch Sozialist, sind sich einig: Die Welt
steht vor einem Währungskrieg. Und
Europa droht dabei unterzu -
gehen. 

Die Europäer sollen endlich
mit voller Kraft in die Schlacht
ziehen, findet Soros, der sein Ver-
mögen unter anderem mit Wet-
ten gegen das britische Pfund
machte. „Europa ist ein Außen-
seiter“, ätzte der 82-Jährige
kürzlich bei einem Dinner im
schweizerischen Davos zwischen
Vorspeise und Hauptgang. Und
zwar deshalb, weil die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) sich als
letzter Vertreter einer veralteten
Notenbankpolitik geriere.

Hollande sagt es weniger
deutlich, meint aber das Glei-
che. „Eine Währungszone muss
eine Wechselkurspolitik haben,
ansonsten wird sie mit einem
Wechselkurs enden, der nicht
dem wirklichen Zustand seiner
Volkswirtschaft entspricht“, er-
klärte der Sozialist vergangene
Woche vor dem EU-Parlament
in Straßburg. 

Der Adressat dieser Sätze
sitzt in Frankfurt am Main, es
ist Mario Draghi, der Präsident
der EZB. Er soll, so Hollandes
Botschaft, den Kurs des Euro
schützen. Tatsächlich gerät der
Notenbankchef unter Druck.
Quantitative Lockerung heißt
die neueste Mode in der inter-
nationalen Finanzwelt, bei der
er nicht so recht mitmachen
will: Zentralbanker kaufen ih-
rer Regierung für Hunderte Milliarden
Staatsanleihen und andere Wertpapiere
ab und pressen über niedrige Zinsen rie-
sige Geldmengen ins Finanzsystem. So
wollen sie die heimische Wirtschaft an-
kurbeln und die eigene Währung billig
halten, damit der Export boomt. Nur so
könnten die Staaten aus ihren hohen
Schulden herauswachsen, glaubt Soros.

Doch wer seinen Wechselkurs künst-
lich nach unten drückt, verschafft sich
Wettbewerbsvorteile auf Kosten anderer.
Wenn die wiederum ihre Währung mani-
pulieren, droht eine Schlacht, die am
Ende nur Verlierer kennt.

Am aggressivsten ging bisher Japan
vor. Notenbankchef Masaaki Shirakawa
kündigte jetzt unter dem Druck einer
neuen Regierung an, künftig unbegrenzt
Staatsanleihen und Wertpapiere auf -
zukaufen. Das Land sei dabei, die Geld -
politik „mutig umzubauen“, erklärte
 Premier Shinzo Abe die Maßnahme fei-
erlich. Tatsächlich hat der Yen in den
 vergangenen zwei Monaten zwölf Pro-
zent an Wert gegenüber dem Dollar
 verloren. 

Doch auch die US-Notenbank Fed
druckt seit der Finanzkrise in bisher un-
vorstellbarem Ausmaß Geld: Unter den

Kürzeln QE 1 und QE 2 pumpte sie über
eine Billion Dollar in die Wirtschaft. 

China verteidigt seine Währung schon
seit Jahren über die Kopplung des Wech-
selkurses an den Dollar, die Schweizer
Notenbank lässt eine Aufwertung des
Franken nur noch bis zu einer bestimm-
ten Grenze zu, weil Investoren das Geld
der Eidgenossen seit Ausbruch der Staats-

schuldenkrise in Europa als eine der letz-
ten sicheren Währungen betrachteten. 

So rolle ein „Tsunami“ des billigen Gel-
des über die Welt, erklärte die brasiliani-
sche Präsidentin Dilma Rousseff schon
vor einem Jahr. Für Schwellenländer wie
Brasilien sind die Folgen katastrophal,
weil ihre Waren auf den Weltmärkten im-
mer teurer werden. 

Doch auch Europa könnte zu den gro-
ßen Verlierern gehören. Denn seit sich
die Euro-Krise ein wenig beruhigt hat,
steigt der Kurs der Gemeinschaftswäh-
rung – und gefährdet damit die wirtschaft-
liche Erholung in den Krisenländern.
Auch die Bemühungen, die Wettbewerbs-
fähigkeit der französischen Wirtschaft zu
steigern, könnten zerstört werden, warnt
Hollande.

Nur: Wie soll sich Europa wehren? Zen-
tralbanken, so besagt es die reine Lehre,

sollen eigentlich Inflation be-
kämpfen. Doch je mehr Geld
sie drucken, desto weniger sind
die einzelnen Scheine irgend-
wann wert – diese schmerzliche
Erfahrung hat vor allem Deutsch-
land im vergangenen Jahrhun-
dert machen müssen. Beson-
ders laut warnt deshalb auch
Bundesbank-Chef Jens Weid-
mann vor einer „Politisierung“
der Wechselkurse und vor „be-
denklichen Übergriffen“. 

Auch EZB-Boss Draghi will
bei dem internationalen Wett-
lauf um die günstigste Währung
nicht mitmachen. Zwar hat auch
die EZB, zu Weidmanns Entset-
zen, in der Finanzkrise bereits
mehrfach Programme zum Kauf
von Staatsanleihen aufgelegt.
Doch im internationalen Ver-
gleich wirken sie mickrig – und
weiter will Draghi offenbar
nicht gehen. Er sehe keinen An-
lass für einen Kurswechsel, sagt
er, „nur weil andere Notenban-
ken sich ändern“. 

Andererseits: Wer mitten im
Schlachtfeld steht, muss sich
 irgendwann zwangsläufig ver-
teidigen. „Sonst würde der
Euro-Kurs explodieren“, sagt
Jörg Krämer, Chefvolkswirt der
Commerzbank. Ufern die
Kämpfe aber aus, kann es nur
Verlierer geben. „Wir würden
einen internationalen Abwer-
tungswettlauf erleben“, warnt

Krämer. „Das würde zwangsläufig einher-
gehen mit immer höheren Inflationsraten
und einer beschädigten Weltwirtschaft.“

Es gibt wohl nur eine Lösung für das
Problem. Ein internationales Friedens -
abkommen. Zwischen den Generälen die-
ses neuen Krieges – den internationalen
Notenbankern. 

MARTIN HESSE, ANNE SEITH
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Mitten im
Schlachtfeld

Notenbanken in aller Welt 
schwächen ihre Währung, um der
Wirtschaft zu helfen. Frankreichs

Präsident Hollande will 
auch den Kurs des Euro drücken. 
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Staatschef Hollande, EZB-Chef Draghi: „Bedenkliche Übergriffe“
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Es war schwere Kost, die Prälat Peter
Kossen den Kirchgängern in Lohne
vor einigen Wochen auftischte. Nach

einem kurzen Schlenker zum heiligen
Martin kam der Gottesmann in seiner Pre-
digt auf irdische Ärgernisse: „Erschrecken-
de Menschenverachtung“ mache sich in
Niedersachsens Mästerhochburgen breit,
so Kossens Beobachtung. 

Rund um die Schlachthöfe im Raum
Cloppenburg und Vechta agierten Firmen
mit „mafiösen Strukturen“. Selbst bislang
unbescholtene Bürger „verdienen kräftig
mit“, indem sie bulgarischen und rumä-
nischen Migranten „abbruchreife Häuser“
zu Wucherpreisen vermieten. 

Kossen, ein Kind der Region und ei-
gentlich ein Mensch leiser Töne, war da-
mit noch nicht fertig. Mitarbeiter hatten
ihm von Schichtarbeiterinnen erzählt, die
sich zu dritt ein und dasselbe Bett teilen
mussten. „Moderne Sklaverei“, befand
Kossen. Zwei Tage später lag ein abgezo-
genes Kaninchen vor der Tür des Präla-
ten. Der Kopf hing noch dran. 

Der „Gruß aus der Fleischbranche“
(Kossen) ist der jüngste Höhepunkt einer
hitzig geführten Debatte um die Zukunft

Schlachthof in Wietze bei Celle ist nicht
ausgelastet. Ihm fehlen Mäster und Ställe. 

Dem Landvolk, der größten nieder-
sächsischen Bauernvertretung, werden
die Proteste allmählich unheimlich. Im
Gegensatz zum konservativen Traditions-
verband sind Niemann & Co. zahlen -
mäßig zwar Zwerge. Ihre Wirkung ist je-
doch enorm.

Als zu Erntedank auch evangelische
Pastoren in die Kritik einstimmten und
fragten, wofür angesichts fragwürdiger
und minderwertiger Produkte überhaupt
noch gedankt werde, forderte die alar-
mierte Verbandsspitze ihre Mitglieder
zum Beichten auf: „Ungerechtfertigte und
überzogene Kritik“ von Kirchenvertre-
tern sei bitte zu melden.

Das sei ein „Aufruf zur Denunziation“,
kritisierte Christian Meyer von den Grü-
nen. Mit ihm könnten es die Bauern -
vertreter bald als neuem Landwirtschafts-
minister zu tun bekommen.

Landvolk-Präsident Werner Hilse wie-
gelt ab: Die Kirche könne eben nicht je-
den Pastor im Griff haben. Mit dem
 Hannoveraner Bischof Ralf Meister aber
bestehe Einigkeit, dass alles im Prinzip
nur eine Frage des Stallmanagements sei.
Wenn Hilse da mal nicht irrt.

Angesichts der über 250 Millionen Tiere,
die pro Jahr in Niedersachsen geschlachtet
werden, sagt Meister: „Wir sind in Dimen-
sionen, da geht es nicht mehr verantwort-
lich.“ Offenbar existiert „kein Gott für
arme Säue“, wie die „taz“ titelte.

Die Einmischung der Kirchen hat den
Kulturkampf auf dem Dorf jedenfalls
noch befeuert. „Die Predigt von Peter
Kossen, die war Gold wert“, sagt etwa
Matthias Brümmer von der Gewerkschaft
Nahrung Genuss Gaststätten. Er verfolgt
seit Jahren, wie auf Schlachthöfen die
Stammbelegschaft abgebaut und durch
vermeintlich selbständige Werkvertrags-
nehmer ersetzt wird. „Legalen Sozialbe-
trug“ hat Kossen das genannt. Immerhin
wollen die Landkreise Vechta und Clop-
penburg nun neue Mindest-Wohnstan-
dards durchsetzen.

Und die Bauernlobby? Arbeitet weiter
an ihrer Kommunikationsstrategie. Nach
der Politik und der Kirche scheint aller-
dings nicht mal mehr auf die Schulbuch-
verlage Verlass.

„Bitte melden Sie uns problematische
Darstellungen moderner Landwirtschaft“,
bat das Landvolk seine Mitglieder. Anlass
für die Ermittlungen war der Hinweis ei-
ner Bäuerin. Ihr war eine „extrem diskri-
minierende“ Beschreibung in einem
Deutschbuch aufgefallen. Das vermeint-
lich tendenziöse Kapitel begann mit
 einem Lied über die Würde des Schweins.
Von Reinhard Mey.

NILS KLAWITTER 
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Kulturkampf 
auf dem Dorf

In Niedersachsen nimmt die 
Auseinandersetzung um die 

Agrarindustrie militante Züge an.
Selbst die Kirchen haben 

sich mittlerweile eingeschaltet.

der Landwirtschaft. Sogar Stallneubauten
sind schon angezündet worden.

Und nirgends gärt es derzeit so sehr
wie in Niedersachsen, dem Mekka der
Mäster, wo sich Feinde und Freunde der
Massentierhaltung unversöhnlich gegen-
überstehen. 

Bisher päppelten Politiker – ob rot oder
schwarz – Niedersachsens Fleischbranche
im Übermaß. In keinem anderen Bundes-
land koppelten sie EU-Mittel so einseitig
an Größenwachstum und Wettbewerb.
Nirgendwo sonst verfing das Großbauern -
motto „Wachsen oder weichen“ so wie
zwischen Cuxhaven und Göttingen. 

Nur: Welchen Preis hat dieses Wachs-
tum? Ewig stinkende Felder, nitratge-
schwängertes Grundwasser und Scharen
von Billiglohnmigranten – das sind die
Kehrseiten der deutschen Fleischwirt-
schaft. Da sie längst mehr Schweine und
Hühner produziert, als wir essen, will sie
jetzt auch den Weltmarkt beglücken. Zu-
nehmend haben Anlieger diese Art der
Landwirtschaft satt, wollen sich „Schweine -
geld für Investoren“ und eine „versaute
Umwelt“ durch Megamastställe nicht
mehr bieten lassen.

Eine Anleitung zum Ungehorsam gibt’s
bereits online, vom Netzwerk „Bauern-
höfe statt Agrarfabriken“. 180 Initiativen
gegen Großstall-Vorhaben wurden in -
zwischen gegründet, die meisten davon
in Niedersachsen, wo sich längst auch
CDU-Bürgermeister in den Protest ein-
reihen. „40 Anlagen sind bereits verhin-
dert“, so die Berechnung von Netzwerk-
sprecher und Widerstandsberater Ecke-
hard Niemann. 

Wie groß die Vorbehalte gegen neue
Industrieställe sind, spüren inzwischen
auch Branchengrößen wie Broiler-König
Franz-Josef Rothkötter. Sein neuer, mit
6,5 Millionen Euro subventionierter

Biobauer auf Geflügelhof bei Uelzen 

„Gruß aus der Fleischbranche“
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Wie ein Skelett liegt die einstige
„Exxon Valdez“ am Strand der
indischen Küstenstadt Alang.

Von der schwarz-roten Stahlwand stehen
nur noch wenige Meter, der Bug ist schon
fort. Mit Schneidbrennern rücken die
Werftarbeiter dem 34000 Tonnen schwe-
ren Stahlkoloss zu Leibe, wie Ameisen,
die sich über ein totes Tier hermachen.

Noch rund zwei Wochen, dann wird
nichts mehr übrig sein von dem einstigen
Schreckenstanker, der 1989 die größte Öl-
katastrophe der USA verursachte. Über
41 Millionen Liter Öl flossen damals in
den Prince William Sound vor Alaska. Die
„Exxon Valdez“ wurde nach dem Unglück
zum Erzfrachter umgebaut und zuletzt in
„Oriental N“ umgetauft. Die indische Ab-

wrackfirma Priya Blue kaufte den Frach-
ter im vergangenen Frühjahr für 16 Mil-
lionen Dollar – um ihn zu verschrotten.

Am 2. August wurde das Schiff bei
Hochwasser auf den Strand von Alang ge-
setzt. Dort, auf dem größten Schiffsfried-
hof der Welt, zerlegen es jetzt über 300
Werftarbeiter, für ein paar Rupien am Tag. 

Als bekannt wurde, dass das Skandal-
schiff seine letzte Ruhe in Alang finden
soll, war der Aufschrei groß. Zwar enthält
es nicht mehr Giftstoffe als andere Schiffe,
doch Umweltschützer nutzten die Promi-
nenz des früheren Tankers, um vor dem
Obersten Gerichtshof gegen seine Einfuhr
zu klagen – ohne Erfolg. 

Der Prozess hat noch einmal die kata-
strophalen Zustände in vielen Billiglohn-

werften Südasiens ans Licht gebracht, in
denen die alten Schiffe abgewrackt und
ausgeweidet werden. Erst im Oktober
starben sechs Arbeiter bei einem Feuer
in Alang, als sie den Öltanker „Union
Brave“ am Strand auseinandernahmen.
Einer von ihnen hatte mit dem heißen
Schneidbrenner eine Leitung getroffen,
in der noch Öl stand. 

In Pakistan kamen 2011 mehr als 20
Werftarbeiter ums Leben, über 150 wurden
verletzt. Und allein im indischen Alang
sind seit 2001 173 Arbeiter auf den über
170 Werften gestorben, erschlagen von
herunterfallenden Stahlteilen oder ver-
brannt bei Explosionen. Zum Teil kraxeln
die Arbeiter barfuß über die Schiffe. Gif-
tiger Müll wird oft am Strand verbrannt. 

Das Geschäft der „Eisenfresser“, wie
die Abwracker genannt werden, boomt,
nicht nur in Indien. Die globale Schiff-
fahrtskrise zwingt die Reeder, ihre Flotte
auszudünnen, ältere Schiffe sind nicht
mehr rentabel. 2012 wurden weltweit
mehr als tausend Schiffe verschrottet, so
viele wie nie zuvor. Allein in Indien lan-
deten 527, gefolgt von Bangladesch, Paki -
stan und China. Die teuren Stahlriesen
werden inzwischen zum Teil schon nach
15 Jahren aus dem Verkehr gezogen. 
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Gefragter Schrott 
Das Geschäft der Abwrackwerften in Südasien boomt. 

Der Schutz der Umwelt und das 
Leben der Werftarbeiter zählen dort wenig.

JASON EDWARDS

Arbeiter auf dem Schiffsfriedhof im indischen Alang



Auch Europas Reeder verklappen ihre
Schrottschiffe bevorzugt in Südasien, wo
Umwelt- und Arbeitsschutz wenig gelten,
der Stahl dafür umso mehr. Rund 400 Dol-
lar pro Tonne Schiff zahlen die Abwra-
cker, der hochwertige Schiffsstahl ist eine
begehrte Ressource. Indien deckt bereits
neun Prozent seiner Stahlnachfrage aus
dem Schiffsrecycling. 

Die sechs Kilometer lange Straße zum
größten Schiffsfriedhof der Welt gleicht
einem riesigen Basar. Töpfe, Betten, Fern-
seher – alles, was die Mannschaften der
abgewrackten Schiffe einmal an Bord be-
nutzt haben, wird hier gestapelt und ge-
schichtet.

Was sich nicht mehr verkaufen lässt,
verbrennen die Händler einfach: alte Bat-
terien etwa oder angebrochene Farbtöpfe.
Ätzender Rauch wabert über die Straße,
hinzu kommen die Abgase der Laster, die
hier vorbeidonnern, beladen mit Stahl-
teilen der zerlegten Schiffe. 

Ein Schild am Ende der Straße begrüßt
Besucher in der „Schiffs-Recycling-Werft
Alang Sosiya“. Für Journalisten endet die
Reise an einem von Polizisten bewachten
Checkpoint. Seit Reporter in den neun -
ziger Jahren erstmals über Umwelt -
verschmutzung und sklavereiähnliche Ar-
beitsbedingungen berichteten, bemüht
sich die Obrigkeit des Bundesstaats Gu-
jarat, negative Berichte zu unterdrücken.
Seit dem jüngsten Unfall auf der „Union
Brave“ patrouillieren Streifenwagen zwi-
schen den angrenzenden Baumwollfel-
dern, damit sich Schaulustige nicht der
hohen Mauer nähern, die den Strand ab-
riegelt. 

Auch Chetan Patel kann man nicht in
seinem Betrieb am Strand besuchen, son-
dern nur in einem nahen Hotel. Patel ist
Chef des Abwrackers Shree Ram, eines
der größten Betriebe vor Ort. Er gehört
zu jenen reich gewordenen Bossen, die
Alang gern vom Schmuddel-Image befrei-
en würden und sich um bessere Arbeits-
bedingungen bemühen.

Asbest werde bei ihm fachgerecht ent-
sorgt, versichert Patel, Maschinenöl in spe-
zielle Tanks abgelassen und radio aktives
Material, etwa aus Rauchmeldern, sicher
entfernt. Prüfen lässt sich das indes nicht. 

Vor kurzem hätten japanische Investo-
ren den Indern vorgeschlagen, in Alang
feste Docks zu bauen, um das umstrittene
Zerlegen am Strand zu beenden, sagt er.
Doch er und seine Nachbarn haben ihre
Parzellen dort nur für ein halbes Jahr
vom Staat gemietet. Alle sechs Monate
müssen sie ihre Verträge ver längern las-
sen. „Welcher Unternehmer wäre da be-
reit, mehrere Millionen Dollar in neue
Anlagen zu investieren?“, fragt Patel. 

Seine Werft hat einen „grünen Pass“,
der die Einhaltung von Iso-Normen be-
stätigt. Auch andere Betriebe in Alang
würden auf umweltverträglichere Metho-
den umstellen, das Bewusstsein wachse.

Doch einen gültigen internationalen Stan-
dard für das Abwrackgewerbe gibt es bis
heute nicht.

„Von allen Recyclern in Alang kann
wahrscheinlich jeder zweite irgendein
Zertifikat vorlegen“, sagt Gerd Leopold.
Von seinem Büro in Winsen an der Luhe
bei Hamburg aus kauft Leopold für den
indischen Schiffsrecycler und -händler
Priya Blue Frachter und Tanker auf, auch
den Erwerb der früheren „Exxon Valdez“
wickelte er ab. Priya Blue zähle zu den
„führenden Green Recyclern“ in Alang,
sagt Leopold. Aber Reeder, die an Um-
weltschutz und Sicherheit ernsthaft inter -
essiert seien, würden ihr Gewissen nicht
mit Papier beruhigen, sondern die Werf-
ten selbst in Augenschein nehmen oder
dafür Experten engagieren.

Den Umweltingenieur Henning Gra-
mann etwa. Er untersucht im Auftrag von
Reedern und Werften Schiffe auf Schad-
stoffe. Vor allem bei skandinavischen Eig-
nern wachse die Bereitschaft, für eine sau-
bere Entsorgung auf Geld zu verzichten,
doch für das Gros der Branche gilt das
nicht: „Viele Reeder haben finanzielle
Sorgen, da steht freiwilliger Umwelt-
schutz nicht ganz oben auf der Liste.“ 

Dabei ist die gängige Verschrottungs-
praxis auf dem Papier längst illegal. Weil
sich an Bord fast immer Asbest, PCB, Öl-
reste oder Schwermetalle finden, behan-
delt die Basler Konvention Schiffe wie je-
den Giftmüll: Der Export in Staaten, die
nicht der OECD angehören, ist verboten.
Reeder, die ihre Dampfer etwa nach In-
dien zum Zerlegen bringen wollen, müss-
ten die Erlaubnis der Behörden einholen
und versichern, dass alle Giftstoffe ent-
fernt worden seien. „Das geht gar nicht,
weil ein Schiff ohne Treib- und Schmier-
stoff nicht mehr fährt“, sagt Gramann. 

Die Konvention ist in der Praxis ohne-
hin untauglich, sie ist schlicht nicht durch-
setzbar, wenn die Entscheidung, ein Schiff
zu verschrotten, auf See jenseits nationaler
Hoheitsgewässer fällt. Die meisten Schiffe
treten ihre letzte Reise daher mitten auf
dem Ozean an. Abhilfe sollte die „Hong

Kong Convention“ schaffen. Das Abkom-
men erlaubt den Export, aber nur unter
Auflagen: Jedes Schiff muss eine Gefahr-
stoffliste an Bord haben, jede Werft einen
Recyclingplan erstellen, um das wahllose
Auseinanderreißen der Schrottdampfer zu
verhindern. Die Konvention wurde 2009
verabschiedet – und bisher von keinem
Land ratifiziert. 

Die EU-Kommission hat daher im März
2012 eine eigene, schärfere Verordnung
vorgeschlagen, um Reeder und Werften
in die Verantwortung zu zwingen. Schiffe
unter europäischer Flagge dürften danach
nur noch auf Werften entsorgt werden,
die es auf eine „grüne Liste“ der EU ge-
schafft haben. Die Schrottwerften müssten
befestigte Kais oder Docks vorweisen und
Sondermülldeponien. Überwachen sollen
das nicht lokale Behörden, sondern inter -
nationale Inspektoren im EU-Auftrag. 

Nicht nur die Reederlobby protestiert.
Auch in den Abwrackländern regt sich
Unmut, vor allem in China. Das Land
sieht sich als Vorreiter beim „grünen“ Re-
cycling. Wenn erst die Hong Kong Con-
vention in Kraft ist, hofft man hier auf ei-
nen Vorsprung vor der Billigkonkurrenz.

Eifrig schaffen die Chinesen, bisher
Nummer eins im Schiffbau, nun Abwrack-
betriebe. Doch einseitige EU-Vorgaben
„werde ich nicht akzeptieren, unser Staat
wird sie nicht akzeptieren“, sagt Xie De-
hua, Präsident des chinesischen Abwrack-
verbands. Die EU wolle immerhin ihren
Schrott loswerden. Das ist indes nur Teil
der Wahrheit. Chinas Abwracker haben
viel Geld in neue Anlagen investiert, aber
der Stahlpreis im Land sinkt, die Werften
müssen um jedes Schiff kämpfen.

Yang Guiwang ist Chef der Tianjin-Tian-
ma-Werft. Der Staatsbetrieb ist vor kurzem
umgezogen, direkt ans Gelbe Meer. Mehr
Platz, längere Piere, größere Kräne – nach
drei Monaten war die Industriebrache in
eine fertige Werft verwandelt. 

An der Pier liegen vier rostige Ozean-
riesen, einer davon, die 1982 in Deutsch-
land gebaute „Direktor“, ist schon weit-
gehend entkernt. Um den Austritt von Öl
zu verhindern, läuft ein schwimmender
Plastikring um den Schiffsrumpf. Was
von dem Kühlfrachter übrig ist, liegt sor-
tiert auf sechs fußballfeldgroßen Beton-
quadraten: Stahltrümmer, Motorenteile,
Metallreste. Die Arbeiter tragen Helm.
Wenn Giftstoffe wie Asbest beseitigt wer-
den, sagt Yang, rückten sie mit Schutz -
anzügen und Gasmasken an. 

Doch Yang hat ein Problem: Gegen In-
dien mit seinen niedrigeren Löhnen
kommt er nicht an. „Ein Freund von mir
ist chinesischer Reeder“, sagt er. „Um ei-
nes seiner Schiffe habe ich wochenlang
verhandelt. Ich bot ihm am Ende 352 Dol-
lar pro Tonne, der Inder bot 357 Dollar.
Ich habe den Kürzeren gezogen.“ 

ISABELL HÜLSEN, WIELAND WAGNER, 
BERNHARD ZAND
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Werftbetreiber Yang

Keine Chance gegen Indiens Billiglöhne

Wirtschaft
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Brennholzverbrauch
in privaten Haushalten, 
in Millionen Kubikmetern

Quelle: Mantau

Wer Waldspaziergänge liebt, ist
es gewohnt, auf Jogger, Pilz-
sammler oder auch mal auf ein

Reh zu treffen. In Ahrensbök jedoch, ei-
ner idyllisch gelegenen Gemeinde in
 Ostholstein, poltern neuerdings regelmä-
ßig Streifenwagen durchs Gehölz. Die
Ordnungshüter fahnden nach Brennholz-
räubern.

„Das sind keine Einzelpersonen, die
sich mal eben was einpacken“, sagt Forst-
ingenieur Eckehard Heisinger, „das sind
gut organisierte Banden. Eine Holzma-
fia.“ Die Räuber kommen meist nachts
im Lkw und klauen die Drei-Meter-Stü-
cke, die die Försterei am Wegesrand für
die zahlende Kundschaft lagert. „Es geht
eindeutig um Brennholz“, sagt der Förs-
ter. Der Verlust geht in die Hunderttau-
sende. Nicht nur in Ahrensbök.

Angesichts der enormen Nachfrage ist
der Holzklau lukrativ geworden, denn
Deutschland heizt sich kräftig ein – und
befeuert damit auch die Preise. Bereits
ein Viertel aller Haushalte wärmt sich zu-
mindest zeitweise am Holzofen.

2011 wurden über 400 000 Öfen ver-
kauft. Rund 180000 Pelletheizungen brin-
gen die deutsche Seele auf Temperatur,
auch wenn die Hightech-Geräte weniger
gemütlich im Keller stehen und nicht im
Wohnzimmer. Vor 15 Jahren gab es noch
fast keine.

Besonders Großstädter holen sich die
Lagerfeuerromantik mit wachsender Be-
geisterung zurück in ihre genormten vier
Wände. Wirtschaftlich ist die Republik
zurzeit auf dem Gipfel, Lifestyle-tech-
nisch geht’s wieder Richtung Neandertal.
Es knackt und knistert archaisch.

Andererseits: Angesichts stetig steigen-
der Öl- und Gaspreise rechnet sich so ein
Kamin durchaus. 1000 Liter Heizöl kosten
derzeit etwa 900 Euro. Um den gleichen
Brennwert mit Holz zu erreichen, zahlt
man zwischen 130 und 600 Euro – je nach-
dem, ob man den Stoff frisch und unge-
schnitten oder trocken und in Scheiten
bezieht. 

So stieg der Verbrauch von Energieholz
in Privathaushalten innerhalb von zehn
Jahren von 12 auf knapp 34 Millionen Ku-
bikmeter. Im Jahr 2010 nutzten Privatleu-

Wirtschaft

L I F E S T Y L E

Buchen sollst 
du suchen

Flackernde Kaminfeuer 
sorgen für Gemütlichkeit. 

Doch der Boom 
 befeuert auch die Preise 

für Brennholz.

70

te erstmals mehr Holz als die Industrie.
Als Förster Heisinger vor 20 Jahren in
Ahrensbök anfing, kostete der Raumme-
ter dort 5 Mark. Heute bringt ungeschnit-
tenes Holz für Selbstabholer 25 Euro. 

Für die Städter, die keinen Platz haben,
die frischen Prügel zwei Jahre lang zu
trocknen, bieten die Förstereien bereits
einen Trockner-Service: Das Holz wird
in Containern zu Biogasanlagen gebracht
und mit deren Abluft ein paar Tage lang
durchgepustet.

Die Nachfrage ist so groß, dass es in
Ballungszentren schon mal zu Engpässen
kommen kann. In den Förstereien und
Heimwerkermärkten rund um die Groß-
städte poltern die Raummeter im Herbst
nur so auf die Anhänger. Wer leer aus-
geht, muss teuer an der Tanke kaufen –
oder raus aufs Land fahren.

Sorgen, dass die Wälder abgeholzt wer-
den, braucht man sich indes nicht zu ma-
chen. Im Gegenteil. Nachhaltiges Wald-
management und mehr Platz für große
Bäume führen dazu, dass alljährlich 120
Millionen Kubikmeter neuer Wald ent-
stehen. Geschlagen werden dagegen pro
Jahr allenfalls 75 bis 85 Millionen Kubik-
meter.

Noch dazu ist der nachwachsende Roh-
stoff CO2-neutral. Bei einer effektiven
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Verbrennung entsteht nur so viel Kohlen-
dioxid wie bei seiner Verrottung im Wald.
Doch ganz ohne schlechtes Gewissen
geht’s natürlich auch beim Zündeln nicht:
Besonders der gefährliche Feinstaub
kriecht durchs Rohr und verpestet die
Umwelt.

2010 wurden die Grenzwerte für Kamin -
emissionen verschärft. Bis Ende des
 Jahres müssen die meisten Ofenbetreiber
älterer Modelle nachweisen, dass die
Grenzwerte eingehalten werden. Erst
wenn der Nachweis nicht möglich ist, wer-
den diese Geräte entweder nachgerüstet
oder gehen nach einer Übergangsfrist
vom  Abzug. 

Allerdings kommt es auch bei den
 modernen effizienten Geräten immer auf
die Bedienung an. Papier und behandel-
tes Holz lassen Fachleute hyperven -
tilieren. Wer zu nasses Holz verbrennt,
verpestet die Luft derart, dass er sich für
den anstehenden Streit mit den Nach-
barn gleich mal einen Anwalt suchen
 sollte.

Schließlich ist das Zündeln auch eine
Kunst an sich. Nur Anfänger nehmen Na-
delholz, das brennt zu schnell ab und
sprüht Funken wegen des hohen Harz -
gehalts. Die Eiche macht heiß, lodert aber
nicht so schön und ist teuer. Birke ent-
flammt elegant, hat aber keinen so guten
Brennwert. Altes Obstholz ist dagegen
gut, aber selten.

Deshalb weiß der wahre Kamin -
kenner: Buchen sollst du suchen. Sie
 haben einen hohen Brennwert, ein schö-
nes Flammenbild und sind erschwing -
lich. 

Bleibt der Disput ums korrekte Anzün-
den. Seit „Winnetou“, das weiß jedes
Kind, stellt man das Anmachholz luftig
aneinander und legt nach, wenn’s züngelt.
Neuerdings schwören Kaminfans, dass es
besser brennt, wenn man das Kleinholz
auf statt unter die großen Scheite legt.

Die leidenschaftliche Diskussion in
 Internet-Kaminforen erfreut die Forst-
wirtschaft – wenn da nur die Räuber
nicht wären. Unter Hochdruck experi-
mentiert die Industrie bereits mit GPS-
fähigen Microchips, die den Baumstäm-
men unter die Fasern gerammt werden.
Andere markieren das Holz mit eigens
entwickelten Spezialfarben. Doch was
ist eigentlich mit der guten alten Wege-
schranke, die einst nur der Förster öffnen
konnte?

Die hat sich überlebt. Die Reviere sind
dreimal so groß wie früher, die Kunden
zu vielfältig. Außerdem holen die Groß-
kunden ihre Ware rund um die Uhr ab.
Oftmals kommen sie auch mitten in der
Nacht, wegen der Auslastung der Lkw.
Förster Heisinger hat schon alles erlebt:
„Wenn niemand öffnet, reißen die kur-
zerhand mit dem Kran die ganze Schran-
ke raus.“ 

MICHAELA SCHIESSL
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DGB attackiert Börsenberichte

ARD-Sendung „Börse vor acht“

V E R L A G E

Holzklasse ins
Doppelzimmer

Die Führungskräfte des Axel-Springer-
Verlags („Bild“, „Welt“) machen einen
Kollektivausflug ins Silicon Valley, um
dort unter anderem Vertreter der
 Internetbranche zu treffen. Ende März
sollen rund 80 leitende Angestellte ge-
meinsam mit dem Vorstand um Mathi-
as Döpfner nach San Francisco reisen.
Die Rahmenbedingungen empfinden
manche der Teilnehmer als Zumutung.
So soll die Anreise an die US-West -
küste in der Economy-Class erfolgen.
Auch sollen ausnahmslos alle Gelade-
nen in Doppelzimmern untergebracht

werden: Döpfner wird sich demnach
ein Zimmer mit seinem Vorstands -
kollegen Jan Bayer teilen. Während
 einige noch über die Unterbringung in
einer eher mäßig beleumundeten Lage
der Stadt mäkeln, freuen sich andere
auf den „Studenten-Spirit“, wie es ein
Mitreisender formuliert. 

Aufhören!
DIE „GOLDENE KAMERA“ im ZDF

geht gar nicht mehr.

Es war nicht leicht, die ARD-Show
„Hansi Hinterseer – Wintertraum
in Schladming“ intellektuell zu
 unterbieten. Das ZDF schaffte die
Übung gekonnt: Es zeigte einfach
die Verleihung der „Goldenen Ka-
mera“, eines komplett phantasielo-
sen Phantasiepreises, den der Axel
Springer Verlag und seine TV-Zeit-
schrift „Hörzu“ in einer Zeit erfun-
den haben, als Fernsehen noch aus
drei Programmen bestand und
überwiegend in Schwarzweiß
 sendete. Damals war das Show-
Konzept vielleicht sogar lustig:
 Glamour-Surrogate, Horden von
Wichtigtuern, die sich gegenseitig
beklatschen und ein paar Holly-
wood-Gesichter, die gerade nichts
Besseres zu tun haben, Geld brau-
chen oder ohnehin einen Film be-
werben. Aber, liebes ZDF, diese
Show ist das kümmerliche Echo ei-
ner Ära, deren Ende du wohl nicht
mitgekriegt hast.
Man lässt sich als öffentlich-rechtli-
cher Sender nicht mehr darauf ein,
die beste Hauptabendsendezeit ei-
ner Firma (auch ein Verlag ist eine
Firma) als Reklameplattform zur
Verfügung zu stellen. Bei der ARD
heißt die „Goldene Kamera“ übri-
gens „Bambi“ und kommt von
Burda. Man gibt für so etwas keine
Gebührengelder aus. Und vor al-
lem: Man inszeniert es dann nicht
auch noch derart sedierend, dass
selbst hartgesottene Pflegeheimbe-
wohner ins Koma fallen. Bilanz:
Kosten – hoch. Quoten – niedrig.
Image – wie … Image?
Und das in einer Zeit, da „Wetten,
dass ..?“ wegen Schleichwerbe -
affären ins Gerede kommt und die
Öffentlich-Rechtlichen mit guten
Programmen beweisen sollten, dass
sie den neuen Haushaltsbeitrag
wert sind. Es ist peinlich, zumal das
ZDF sich ausgerechnet an jenen
Verlag verkauft, dessen „Bild“-Zei-
tung bei nächster Gelegenheit wie-
der Gebührenverschwendung wit-
tert. Für Springer und „Bild“, und
das wirkt schon wieder raffiniert, ist
die „Goldene Kamera“ also doppelt
hilfreich: als Reklameplattform und
Beweis für die Unfähigkeit der Öf-
fentlich-Rechtlichen zugleich.JO

H
N

 M
A

C
D

O
U

G
A

L
L
 /

 A
F

P
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Börsensendungen berichten von steigen-
den und fallenden Kursen, vom Auf und
Ab des Dax. Anstoß hat daran bislang
niemand genommen. Nun jedoch mel-
det sich der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) zu Wort. Die Börsensen-
dungen im Ersten seien eine „besondere
Problemzone“, klagt der DGB-Bezirks-
vorsitzende Nord, Uwe Polkaehn, in ei-
nem Brief an den ARD-Vorsitzenden
Lutz Marmor. Sie seien „fixiert auf Ka-
pitalinteressen“ und transportierten
eine Sicht auf Wirtschaft und Politik,
„die sich zu viel am ,Shareholder‘ ori-
entiert und zu wenig an dem Gebot des
Grundgesetzes: Eigentum verpflichtet“.

Gelegentlich, so Polkaehn, sehe er die
Börsenberichte „am Rande zur Schleich-
werbung für Analysten und Spekulan-
ten“. Mit dem Leben der Menschen
habe das „kaum noch etwas zu tun“.
Wie’s besser geht, weiß Polkaehn auch:
Die „reinen Börsenberichte zur Prime-
time sollten auf ein Drittel gestutzt“
werden. Nötig sei ein Format, „das Ar-
beitnehmerinteressen und auch den Ver-
braucherschutz ins Zentrum“ rückt.
Glaubt man dem umtriebigen Funktio-
när, wäre so auch der ARD geholfen:
„Die Zielgruppe eines solchen Formats
ist nach meiner Einschätzung um ein
Vielfaches größer.“



Seine Armbanduhr ging immer vor.
Sie zeigte ihm in Berlin die Uhrzeit
von Doha, der Hauptstadt des Emi-

rats Katar. Dort hat der Nachrichtensen-
der al-Dschasira seinen Sitz, für den Ak -
tham Suliman, geboren in Damaskus, seit
2002 als Deutschland-Korrespondent be-
richtete. 

„Doha-Zeit war Dschasira-Zeit“, sagt
er. „Für diesen Sender zu arbeiten war
eine Ehre.“

Vor anderthalb Jahren stellte Suliman,
42, seine Uhr auf deutsche Zeit um. Von
al-Dschasira hatte er sich damals bereits
innerlich gelöst. Nicht allein, weil Beiträ-
ge aus Europa in der Zentrale immer sel-
tener gewünscht waren. Sondern eher,
weil der TV-Reporter Suliman nicht län-
ger das Gefühl hatte, unabhängiger Jour-
nalist sein zu dürfen.

Im vergangenen August hat er gekün-
digt. „Vor dem Beginn des Arabischen

Frühlings waren wir eine Stimme des
Wandels“, sagt er heute, „eine Plattform
für Kritiker und Oppositionelle aus der
ganzen Region. Inzwischen ist al-Dscha-
sira ein Propagandasender.“

Suliman steht mit seiner Verbitterung
nicht allein. Der arabische TV-Sender
musste in jüngster Zeit eine Fülle promi-
nenter Abgänge verkraften.

Reporter und Moderatoren in Metro-
polen wie Paris, London, Moskau, Beirut
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Studio in Dschasira-Sendezentrale in Doha

T V - S E N D E R

Bröckelnde Insel
Al-Dschasira galt als journalistische Hoffnung der arabischen Welt. Nun drängen die

Besitzer auf einseitige Berichterstattung. Prominente Mitarbeiter haben 
gekündigt, der frühere Berliner Korrespondent spricht von einem „Propagandasender“.
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Dabei hatte sich Scheich Hamad Bin
Chalifa al-Thani, Emir von Katar und Fi-
nanzier des Senders, derlei plumpe Ein-
flussnahme ursprünglich verboten. Im
modernen Hauptquartier der Fernsehsta-
tion in Doha zieren freigeistige Zitate von
Bob Dylan oder Mahatma Gandhi die
Wände. 

Mittlerweile jedoch tut sich der Emir,
der selbst autokratisch regiert und miss-
liebige Journalisten auch mal einsperrt,
bei seinem Lieblingsprojekt zunehmend
schwer mit unabhängigen Geistern.

Ein prominenter Korrespondent, der
bis vor einem Jahr für den Sender in Bei-
rut berichtete, sagt: „Al-Dschasira be-
zieht in jedem Land, aus dem es berichtet,
klar Stellung – aber nicht etwa gestützt

auf journalistische Prioritäten, sondern
auf die Interessen des Außenministeriums
von Katar. Um meine Integrität als Re-
porter zu bewahren, musste ich kündi-
gen.“

Der Emir, so Kritiker, vertraue fast nur
noch seinen eigenen Leuten: Der Gene-
raldirektor des Senders ist nun ein Ver-
wandter des Emirs, ebenso der Chef des
Verwaltungsrats. Die müssen offenbar
 politischen Vorgaben aus dem Palast fol-
gen – statt den Interessen der Zuschauer.
Schließlich ist Katar dank seines Ölreich-
tums mit dem zweithöchsten Pro-Kopf-
Einkommen der Welt gesegnet, ein be-
deutender geopolitischer Akteur mit kla-
rer politischer Agenda.

Also fanden beispielsweise die heftigen
Proteste gegen das benachbarte Regime
in Bahrain – enge Verbündete des Emirs –
auf al-Dschasira so gut wie nicht statt. 

In Syrien hingegen, wo Katar die isla-
mistisch angehauchten Assad-Gegner mit
Geld und Waffen unterstützt, sind Jour-
nalisten des Senders ganz nah dran an
den Rebellen. So viel Nähe kann in jeder
Hinsicht gefährlich, ja sogar tödlich sein,
wie zumindest ein im Internet verbreite-
tes Video suggeriert.

Die Bilder zeigen eine Kreuzung nahe
Daraa, im Süden Syriens. Ein Mitglied
der oppositionellen „Freien Syrischen Ar-
mee“ läuft in einer Schutzweste über eine
Straße am Ortsrand von Bursa al-Harir,
das seit neun Monaten von den Truppen
des Assad-Regimes umlagert ist. Ein zwei-
ter Mann läuft hinterher, er trägt nur ei-
nen Pullover. Von einem Kontrollposten
der syrischen Armee einige hundert Me-
ter entfernt, wird das Feuer auf ihn eröff-
net. Mehrere Schüsse strecken den Mann
im Pullover nieder.

Sein Name ist Mohammed al-Musalma,
er ist 33 Jahre alt. Unter dem Decknamen
Mohammed al-Hourani hat er seit April
2012 für al-Dschasira gearbeitet. Er wurde
vom Netzwerk regelmäßig bezahlt und
galt als einer der erfahrensten „Bürger-
journalisten“ in Daraa und Umgebung.
Musalma gehörte zu den zahlreichen lo-
kalen Aktivisten, die so viel wie möglich
filmen und hoffen, etwas aufzunehmen,
was al-Dschasira senden mag. 

Über eine derart breite Straße zu ren-
nen, obwohl Scharfschützen des feind -
lichen Lagers das Areal einsehen können,
ist extrem gefährlich – gerade in Daraa,
wo die Kämpfe in den vergangenen Wo-
chen massiv zugenommen haben und
sich die Fronten schneller als andernorts
in Syrien verschieben. 

Dass der Mann keine klare Presse -
bezeichnung trug, ist zu verstehen, davon
wird allen Reportern in Syrien abgeraten,
weil sie sonst gezielt attackiert werden.
Aber etablierte Medienorganisationen
statten ihre Mitarbeiter zumindest mit
schusssicheren Westen aus. Al-Dschasira
hingegen scheint das für lokale Aktivisten

Medien
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oder Kairo haben al-Dschasira verlassen,
obwohl deren Büros meist an edlen
Adressen liegen und die Arbeitsbedingun-
gen als luxuriös gelten.

Sie sind gegangen, obwohl der Sender
in den Vereinigten Staaten gerade ge-
schätzte 500 Millionen Dollar investiert,
damit er künftig dort von noch mehr Zu-
schauern wahrgenommen werden kann,
auf einem der wichtigsten Fernsehmärk-
te der Welt, wo mit CNN sein interna-
tional wichtigster Wettbewerber zu Hau-
se ist.

Doch das Netzwerk mit seinen welt-
weit mehr als 3000 Mitarbeitern, 65 Kor-
respondentenbüros und Zuschauern in
etwa 50 Millionen Haushalten der arabi-
schen Welt hat ein Problem: Mehr als je
zuvor muss sich der Sender den Vorwurf
gefallen lassen, einer klaren politischen
Agenda zu folgen und nicht den Grund-
sätzen journalistischer Unabhängigkeit.

So etwas gibt es natürlich auch im Wes-
ten. Aber dann wäre al-Dschasira eher
eine arabische Variante von Fox News,
das in den USA die Agenda des konser-
vativen Medienmoguls Rupert Murdoch
verfolgt, als ein arabisches CNN. 

Dabei war das arabische Angebot von
al-Dschasira, zu Deutsch „die Insel“, 1996
mit einem hehren Ziel angetreten: Es
wollte ein objektives Medium in einer
Welt strikter Zensur bieten. 

Sicher, der Sender spielte Botschaften
von Osama Bin Laden ab, was ihm wü-
tende Kritik aus Amerika einbrachte, ein
„Terrornetzwerk“ zu sein. Aber er lud
auch als einziges arabisches Medium re-
gelmäßig israelische Politiker zu Debatten
ein. Seine Korrespondenten zögerten
nicht, Iraks Präsidenten Saddam Hussein
einen „Diktator“ und Ägyptens Herr-
scher Husni Mubarak ein „Weichei“ zu
nennen. Und die Journalisten des Senders
unterstützten Dissidenten wie die islamis-
tischen Muslimbrüder, die unter Muba-
raks Regime jahrelang im Gefängnis ve-
getieren mussten. Fernsehpreise waren
der Lohn für so viel Mut und Aufklärung. 

Aber seit dem Arabischen Frühling
sind quer durch die Region viele Dissi-
denten von einst selbst an die Macht ge-
kommen, wo sie sich oft wenig demokra-
tisch verhalten. Al-Dschasira schmeichelt
den neuen Machthabern unverhohlen.

Protestieren nun Ägypter gegen den
amtierenden Präsidenten Mohammed
Mursi und die Herrschaft seiner Muslim-
brüder, heißen die Demonstranten in
Dschasira-Beiträgen neuerdings oft „Kra-
wallmacher“, ganz im Stil der alten staats-
treuen Regierungssender.

Mursis Dekrete müssten hingegen auf
Anweisung der Senderbosse als Perlen
der Weisheit geschildert werden, sagt Ex-
Korrespondent Suliman. „Eine solche
 Bevormundung wäre früher undenkbar
gewesen. Wir sind in Ägypten ein Hof-
sender für Mursi geworden.“ 

Globale Ausstrahlung
Der arabische TV-Nachrichtensender 
al-Dschasira

GEGRÜNDET

1996 vom Emir von Katar, 
Scheich Hamad Bin Chalifa al-Thani

zum Vergleich: CNN 
Der erste 24-Stunden-Nachrichtensender, 

Vorbild auch für al-Dschasira, wurde 1980 

vom US-Medienunternehmer Ted Turner 

gegründet.

MITARBEITER WELTWEIT

über 3000 Mitarbeiter 
in 65 Vertretungen

4000 Mitarbeiter in 45 Vertretungen

REICHWEITE

ca.  260 Millionen Haushalte 
in über 130 Ländern

ca. 365 Millionen Haushalte 

in 200 Ländern und Regionen

SPARTEN UND MULTIMEDIA

Al-Dschasira Network 
insgesamt 10 Sender, 
Internet- und Mobildienste
Start von al-Dschasira English: 2006

CNN Network

insgesamt 25 Sender, Internet- und 

Mobildienste 

Start von CNN International: 1985
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wie den Erschossenen – die dem Sender
nebenbei als günstige Teilzeitkorrespon-
denten dienen –, nicht vorzuschreiben. 

Suliman sagt, er und einige Kollegen hät-
ten Monate vor Musalmas Tod bei einem
Besuch in der Zentrale in Doha das The-
ma angesprochen: „Wenn nicht mehr un-
terschieden wird zwischen Aktivisten und
Journalisten, ist das eine Gefahr für alle.“

Der Chefredakteur habe eine klare
Trennung gelobt, so Suliman. Doch es ge-
schah nichts, außer dass das erschüttern-
de Video auf der Internetseite von al-
Dschasira gelöscht wurde, wo es zunächst
zu sehen war. 

Schon nach dem Tod des festangestell-
ten Kameramanns Ali Hassan al-Dschabir
in Libyen im Frühjahr 2011 hatte der Sen-
der eine Debatte über den besseren
Schutz seiner Mitarbeiter versprochen,
sagt Suliman. Auch damals tat sich nichts.

Trotz mehrfacher Anfragen wollte der
Sender sich zu den Vorwürfen nicht äu-
ßern. Die negativen Schlagzeilen kom-
men für al-Dschasira zu einem ungünsti-
gen Zeitpunkt. Mehrere Jahre lang hat
sein englischsprachiger Ableger versucht,
auf dem lukrativen amerikanischen
Markt Fuß zu fassen. Doch die führenden
US-Kabelunternehmen boten ihm kaum
Zugang. 

Anfang des Jahres nun erwarb der Sen-
der für 500 Millionen Dollar Current TV,

mitgegründet vom Ex-US-Vizepräsiden-
ten Al Gore. Der linke Polit-Kanal hat zwar
bei den Zuschauern gefloppt und sendete
zuletzt fast unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit, kann aber in mehr als 40 Millio-
nen US-Haushalten empfangen werden. 

„Natürlich ist der Preis viel zu hoch für
so einen Nischensender, aber der Emir
von Katar wollte endlich in Amerika ex-
pandieren“, sagt US-Journalismusprofes-
sor Philip Seib von der University of Sou -
thern California. Schließlich spüre al-
Dschasira im arabischen Heimatmarkt
mehr Konkurrenz durch lokale Sender
und internationale Mitbewerber. Insofern
erscheine die Expansion in den USA als
logische Konsequenz. 

Ob sich die gewaltige Investition aus-
zahlt? In den Vereinigten Staaten
schrumpft der Markt für Auslandsnach-
richten weiter. Und Vorbehalte bleiben
bestehen: Ann Coulter, eine stramm rech-
te US-Kolumnistin, giftete: „Al-Qaida hat
wohl nur 400 Millionen Dollar geboten.“ 

Derlei Vorurteile könnte der Sender
nur durch erstklassigen Journalismus
überwinden. 160 neue Stellen für bis zu
zehn neue US-Büros hat al-Dschasira bis-
lang ausgeschrieben, umgehend gingen
über 8000 Bewerbungen ein. Schließlich
hat die Medienkrise auch viele amerika-
nische Journalisten ihre Jobs gekostet. 

Doch auch in den USA gärt Unmut
über die Gängelung aus Doha. So be-
schwerten sich Sendermitarbeiter bereits
darüber, dass eine Rede des Emirs bei
den Vereinten Nationen unbedingt Top-
Meldung in den Abendnachrichten von
al-Dschasira sein sollte. 

„Im Mediengeschäft ist es überall gleich:
Wer bezahlt, gibt den Ton an, ob Rupert
Murdoch bei Fox News oder der Emir
von Katar bei al-Dschasira“, sagt TV-Ex-
perte Seib. Nur wollte der Nachrichten-
sender aus Doha einst nicht einfach ein
Geschäftsmodell sein, sondern laut Selbst-
beschreibung „eine Stimme für alle, die
keine Stimme haben“. 

ALEXANDER KÜHN, CHRISTOPH REUTER, 
GREGOR PETER SCHMITZ
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Journalist Suliman 

„In Ägypten ein Hofsender“ 



Bergengruen, 52, leitet seit zwei Jahren
die ARD-Produktionstochter Studio Ham-
burg. Zuvor war er Fernsehfilmchef des
Südwestrundfunks und brachte preis -
gekrönte Werke wie „Mogadischu“ oder
„Bis nichts mehr bleibt“ (über Scientology)
auf den Weg.

In dem Stück „Im Zauderland“ (SPIE-
GEL 5/2013) hält es der SPIEGEL mit
der klassischen Western-Dramaturgie

der fünfziger Jahre: Es gibt nur Schwarz
oder Weiß, Gut oder Böse. Die Guten,
das sind die mutigen ausländischen TV-
Verantwortlichen und ihre revolutionären
Serien à la „Homeland“. Die Bösen, das
sind die ängstlichen deutschen Programm-
macher mit ihren Nonnen-Serien. 

Platter geht es wohl kaum. Natürlich
sind TV-Verantwortliche zu beglückwün-
schen, denen Formate wie die Polit-Serie
„Borgen“ oder die CIA-Thriller-Serie
„Homeland“ gelingen. Oder „Downton Ab-
bey“ mit der wunderbaren Maggie Smith.
Diese Serien werden von Könnern auf den
Punkt geschrieben und inszeniert und sind
großartig gespielt. Aber ein künstlerisches
Wagnis, das besonderen Mut von den Ma-
chern erfordert, sind diese drei Serien nicht. 

In Wirklichkeit revolutioniert keine da-
von das Fernsehen. Weder thematisch,
noch ist die Erzählweise dieser Serien re-
volutionär. Alle drei sind klassisch-chro-
nologisch erzählt, ohne experimentelle
Dramaturgie oder Bildsprache. 

Damit erübrigt sich dann auch die Be-
hauptung, dass deutsche TV-Redakteure
zu ängstlich seien, um derlei Serienstoffe
anzunehmen. Im Gegenteil, sie suchen
solche gut gemachten Sujets für Deutsch-
land. Es ist aber überall auf der Welt das
Gleiche: Gute Serien zu erfinden und her-
zustellen ist das Schwierigste, was es gibt,
und so haben wir – wie in den meisten
Ländern auch – viel Mittelmaß und einige
herausragende Serien. 

Die Serie „KDD – Kriminaldauerdienst“
mit ihren schonungslosen Bildern aus der
Wirklichkeit des deutschen Polizeialltags
zum Beispiel, die querdenkerische Rechts-
anwältin „Danni Lowinski“ am Rande
des Nervenzusammenbruchs oder die Co-
medy-Serie „Der Tatortreiniger“ mit ih-
rem rabenschwarzen Humor – das alles
ist modernes, kreatives Fernsehen. Und
die fulminante DDR-Saga „Weissensee“
wird auch fortgesetzt, über die zweite

Staffel hinaus, die demnächst ausgestrahlt
wird. Dabei ist eines in der Tat auffällig:
Keine der genannten deutschen Serien
greift ein politisches Thema wie „Home-
land“ oder „Borgen“ auf. Doch das wird
zu Unrecht kritisiert, denn in Deutsch-
land werden solche politischen, gesell-
schaftlichen und zeitgeschichtlichen The-
men stattdessen in Fernsehfilmen  erzählt,
einer Gattung, die im US-Fernsehen weit-
gehend verdrängt wurde. 

Diese Kultur des Fernsehfilms ist eine
der großen Besonderheiten und Leistun-
gen des deutschen Fernsehens. Der poli-

tische Hannover-Filz und das Thema
Zwangsprostitution verbanden sich zu ei-
nem Niedersachsen-„Tatort“, der mehr
als zehn Millionen Zuschauer erreichte.
Der zweiteilige „Turm“ entwarf ein fas-
zinierendes Panorama der untergehenden
DDR. Und mittlerweile fünf deutsche
Fernsehfilme haben sich mit den Folgen
des Afghanistan-Kriegs beschäftigt, der ers-
te wurde lange vor „Homeland“ gezeigt.

Oder der ARD-Film „Homevideo“: Er
erzählt weitaus kompromissloser über
Mobbing im Internet als „Homeland“ über
den „war against terror“, auch wenn die
US-Serie durchaus drastische Bilder findet. 

In manchen anderen Punkten ist sie
aber seriell geglättet: Mit seinen schönen
Kamerabildern oder mit der Besetzung
zweier schlanker, gutaussehender Haupt-

darstellerinnen, die auch nach Sexszenen
noch perfekt gestylt aus dem Bett steigen.

Und das ist nicht das einzige Zuge-
ständnis, das die Macher von „Home-
land“ an den Publikumsgeschmack ma-
chen. Eigentlich müssten wir auch die
Drahtzieher des islamistischen Terrors
miterleben, ihnen zuhören, ihre Motive
verstehen. „Homeland“ aber erspart uns
diese Anstrengung weitgehend. 

Die vom SPIEGEL als das bessere Fern-
sehen gepriesenen US-Serien haben indes
noch einen anderen großen Schönheits-
fehler. Ob „The Wire“, „Mad Men“ oder
„Girls“ – zu diesen Serien haben die meis-
ten Amerikaner gar keinen Zugang. Sie
laufen im Pay-TV und sind damit denen
vorbehalten, die genug Geld verdienen,
um dafür zu bezahlen. 

Neidlos anerkennen müssen wir Produ -
zenten hingegen, dass die amerikanischen
Serien ein Vielfaches der Budgets von
deutschen Serien haben. Manchmal kos-
tet in den USA der Pilotfilm so viel wie in
Deutschland die ganze Staffel. Das sieht
man auch, es lässt sich aber nicht ändern.

Denn nur Serien, die in der Weltspra-
che Englisch gedreht werden, lassen sich
überall in der Welt verkaufen. Wir kön-
nen das mit unseren deutschen Schauspie-
lern nicht. Und weder die öffentlich-recht-
lichen noch die privaten Sender werden
Serien finanziell je so opulent ausstatten
wie die Produzenten in den USA, weil
sie sich dann von vielen anderen fiktio-
nalen Programmen verabschieden müss-
ten, zum Beispiel von Fernsehfilmen. 

Wir sollten endlich das typisch deut-
sche Schablonendenken beiseitelegen,
was eine künstlerisch wertvolle und was
eine schlechte Serie ist. Denn das verhin-
dert Kreativität. „Gut und Böse, das lang-
weilt mich“, sagt David Simon, Erfinder
der Serie „The Wire“. Das wäre doch viel-
leicht ein Ansatz. �
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Perfekt gestylt
Die chronische Kritik am vermeintlich einfallslosen deutschen

Fernsehen ist ungerecht – findet Carl Bergengruen.
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Szene aus US-Serie „Homeland“ mit Darstellerin Claire Danes: „Kein künstlerisches Wagnis“ 
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Panorama

Ä G Y P T E N

„Die Gewalt ist
organisiert“

Dalia Abd al-Hamid, 31,
ist Mitgründerin der
Gruppe „Einsatz gegen
sexuelle Belästigung“,
die Ägypterinnen bei De-
monstrationen vor Verge-
waltigung schützen will.

SPIEGEL: Schon bei den Protesten vor
zwei Jahren sind am Kairoer Tahrir-
Platz Frauen sexuell belästigt worden.
Jetzt ist von „Vergewaltigungsecken“
die Rede. Was hat sich verändert?
Abd al-Hamid: Es gibt nun viel mehr An-
griffe, fast jeden Abend kommen neue
Fälle hinzu. Allein am 25. Januar, dem
Jahrestag der Revolution, haben wir
19 Opfer betreut. Die Täter gehen au-
ßerdem wesentlich brutaler vor. Sie ge-
brauchen Waffen. Sie zerren die Opfer
in dunkle Ecken oder Zelte, wo sie
ausgezogen, begrapscht und vergewal-
tigt werden. In einigen Fällen wurden
Frauen mit Messern vaginal verletzt.
SPIEGEL: Sind die Angriffe spontan?
Abd al-Hamid: Diese Gewalt ist organi-
siert. Ich habe einige der Übergriffe
beobachtet, aus einem der umstehen-
den Gebäude heraus. Eine Gruppe
von Männern beginnt damit, ein oder
zwei Frauen einzukesseln und von der
Menge zu isolieren. Dann stiften die
Täter Männer aus der Masse zum Mit-
machen an. Das funktioniert, weil se-
xuelle Gewalt in weiten Teilen der
ägyptischen Gesellschaft akzeptiert ist.
SPIEGEL: Wer steckt hinter diesen Über-
griffen – sind es Kriminelle oder An-
hänger der Muslimbrüder?
Abd al-Hamid: Wir wissen das nicht, wir
wissen aber, welches Ziel dahinter
steht: Die ägyptischen Frauen, die bei
der Revolution eine wichtige Rolle ge-
spielt haben, sollen eingeschüchtert
werden. Sie sollen aus dem öffent -
lichen Raum verschwinden.
SPIEGEL: Bei Massendemonstrationen
stellt Ihre Gruppe Wachen auf. Kön-
nen Sie Vergewaltigungen verhindern?
Abd al-Hamid: Wenn wir mitbekommen,
dass eine Frau eingekesselt wird, ver-
suchen wir sofort, sie zu befreien und
an einen sicheren Ort, etwa in ein
Zelt, zu bringen. Schon mehrmals wur-
den die Zelte dann von einem Men-
schenmob angegriffen. Oft kommen
wir zu spät an die Frauen heran. Wir
haben Kleidung dabei, weil viele Op-
fer nackt sind. Die Polizei unternimmt
gar nichts.

E
Y

E
V

IN
E

Obama an Bord der Air Force One 

E U R O PA

Militärbund im Norden
Während die von Brüssel favorisierte
Idee einer europäischen Armee in
Deutschland, Frankreich und Groß -
britannien abgelehnt wird, wollen die

nordischen Staaten zumindest in diese
Richtung marschieren: Die drei EU-
Länder Schweden, Finnland und
 Dänemark planen zusammen mit den
Nato-Mitgliedern Norwegen und Is-
land, ihre Armeen stärker als bisher
zu ver zahnen. Bereits 2009 gründeten
die fünf Staaten eine nordische Vertei-
digungskooperation, die jetzt mit neu-

em Leben erfüllt werden
soll. Bei der Zusammen -
arbeit geht es laut einem in-
ternen Papier des finnischen
Außenministers Erkki Tuo-
mioja um Ausbildung,
Übungen, Beschaffung von
Rüstungsgütern und interna-
tionales Krisenmanagement.
Es sollen Kosten gespart
und außerdem gemeinsame
militärische Fähigkeiten ent-
wickelt werden. Ziel sei es,
so das Papier, „die Sicher-
heitsstrukturen der EU zu
verstärken“. 

U S A

Obama kommt
US-Präsident Barack Obama plant ei-
nen Besuch in Berlin. Er favorisiert im
Moment einen Termin in der zweiten
Junihälfte, im Anschluss an den G-8-
Gipfel in Nordirland – und kurz vor
dem 50. Jahrestag der berühmten
Rede von John F. Kennedy an die Ber-
liner. Die Visite ist überfällig. Dass
Obama in seiner ersten Amtszeit Ber-
lin mied, verärgerte die Bundesregie-
rung. Für Enttäuschung sorgte auf
deutscher Seite auch, wie halbherzig

der Präsident bislang die Bemühungen
um ein Freihandelsabkommen zwi-
schen den USA und der Europäischen
Union unterstützt. Nach Schätzungen
von Ökonomen könnte ein solches
Projekt bis zu 1,5 Prozent mehr Wirt-
schaftswachstum auf beiden Seiten des
Atlantiks bringen. Kanzlerin Merkel
befürwortet die Idee, der britische Pre-
mier David Cameron ebenfalls. Doch
die Obama-Regierung zögert, weil sie
insbesondere die Skepsis der neuen
französischen Regierung kennt und
Widerstand im heimischen Kongress
fürchtet. Merkels Leute hoffen, dass
sie Obama im Vorfeld des Besuchs
überzeugen können.
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Lachen hilft
Mehr als ein Vierteljahrhundert tobte in Sri Lanka ein Bürger -

krieg, bis zu 100 000 Menschen starben, unzählige sind noch

heute traumatisiert. Um ihnen zu helfen, tourten im Januar

Mitglieder der Organisation „Clowns ohne Grenzen“ durch 

die einst umkämpfte Region an der Ostküste der Insel. In 24

Shows ließen sie 7000 Kinder und Erwachsene ein paar

Stunden lang lachen. 

T U N E S I E N

Tödlicher Hass
Die schweren Krawalle in Tunesien zei-
gen, wie unversöhnlich sich Islamisten
und Säkulare dort gegenüberstehen:
Nach der Ermordung des linken Oppo-
sitionellen Chokri Belaïd soll nun eine
Übergangsregierung aus parteilosen
Technokraten Neuwahlen vorbereiten.
Belaïd war am vergangenen Mittwoch-
morgen vor seinem Haus in Tunis
 erschossen worden. Der Bruder des
 Ermordeten beschuldigte umgehend
 Islamistenführer Rachid Ghannouchi,
 hinter dem Mord zu stecken; der volks-
tümliche Belaïd war einer seiner hef-
tigsten Kritiker. Schon zuvor hatten Sa-
lafisten liberale Politiker bedroht, doch
einen Mord an einem so hochrangigen
Politiker hat es in Tunesien seit 1952
nicht gegeben. Die Behörden sprachen
von einem Einzeltäter. Dennoch kam

es in Tunis zu stundenlangen Straßen-
schlachten: Tausende Demonstranten
zogen – gefolgt von einem Krankenwa-
gen mit Belaïds Leichnam – vor das
 Innenministerium, die Sicherheitskräfte
setzten Tränengas und Schlagstöcke
ein. Im ganzen Land griffen wütende
Demonstranten Parteilokale der Isla-
misten an. Die Regierung war schon

seit Wochen gelähmt, weil die beiden
weltlichen Koalitionsparteien sich nicht
mit der weitaus stärkeren religiösen
Nahda-Partei über eine Umbildung
 einigen konnten. Mit der nun angekün-
digten Technokratenregierung will
 Premierminister Hamadi Jebali offen -
kundig eine Staatskrise verhindern und
weitere Ausschreitungen abwenden.

THOMAS VICTOR
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Demonstranten in Tunis am vergangenen Mittwoch
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Gerüchte kursierten seit Tagen, und
es gab rätselhafte Twitter-Mittei-
lungen eines gewissen Berlusco-

ni2013. Am vergangenen Sonntag war es
so weit. Silvio Berlusconi ließ die Bombe
platzen, er verkündete „la proposta
shock“, sein Wahlversprechen, von Kriti-
kern längst „proposta sciocca“ getauft,
dummer Vorschlag. 

In der alten Messehalle von Mailand
war das, mittags um 12.32 Uhr, Berlusconi
erklärte, dass er die Immobiliensteuer
nicht nur abschaffen wolle, nein, er werde
sie sogar zurückzahlen. An jeden Italie-
ner, schon im März, wenn nötig in bar:
„Auf jeder Postfiliale könnt ihr euer Geld
abholen. Wenn ihr mich wählt.“ 

Spitze Schreie des Entzückens drei
 Wochen vor der Wahl. „Silvio“, rief eine
Frau, „du bist ein Mythos!“ 

Die Finanzmärkte erstarrten. Europa
glaubte, dieses Kapitel hinter sich zu ha-
ben. Aber da war er wieder, der Untote
der italienischen Politik, der begnadete
Populist und Stimmenfänger.

Es geht um die Grundsteuer auf das
 Eigenheim. 80 Prozent aller Italiener woh-
nen im eigenen Heim und müssen sie zah-
len. Mario Monti hatte sie wieder einge-
führt, damit wollte er Italiens hochver-
schuldeten Staatshaushalt sanieren, eine
Woche vor Weihnachten wurde sie fällig. 

Berlusconis Fans riss es von den Stüh-
len, sie schwenkten ihre „Volk der Frei-
heit“-Fahnen (Popolo della Libertà, PDL),
die Wahlkampfhymne von 2008 erklang,
„Meno male che Silvio c’è“ – „Gut, dass
es Silvio gibt“, an einer neuen Hymne
wird noch gearbeitet. 

„Stimmenkauf“, rief Monti und „Kor-
ruption“; „Demagogie“, rief das Mitte-
links-Lager um Pier Luigi Bersani, und
sie klangen wie Spielverderber. 

Einen Tag später setzte Berlusconi
noch einen drauf: Er versprach eine Am-
nestie für Steuerbetrüger. Auch von de-
nen gibt es viele in Italien. Die Summe
der jährlich hinterzogenen Steuern ent-
spricht in etwa sechs Prozent der Staats-
verschuldung, 120 Milliarden Euro. 

Es wäre die sechste Kandidatur des Silvio
Berlusconi, sein „letzter großer politischer
Kampf“, wie er selbst sagt. Dieses Jahr
wird er 77 Jahre alt, zwei Prozesse laufen
derzeit gegen ihn – Berlusconis Rückkehr,
das ist der eigentliche Schock im italieni-

schen Wahlkampf. Kaum mehr als ein Jahr
ist es her, als Italien von den Rating-Agen-
turen wegen der politisch instabilen Lage
abgestraft worden war und Berlusconi am
12. November 2011 wegen Handlungsun -
fähigkeit seinen Rücktritt einreichte. 

Ausland
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Kopf oder Bauch?
In zwei Wochen wählen 50 Millionen Italiener ein neues Parlament. Auf 

dem Spiel stehen Mario Montis Reformkurs und eine Rückkehr 
von Silvio Berlusconi. Es ist eine Entscheidung zwischen Gefühl und Vernunft.
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Rivalen Berlusconi, Monti 

„Zum Siegen verurteilt“



Doch nun ist die Mumie zurück. Und
bestimmt plötzlich den Wahlkampf. Ein
Satz von Berlusconi wie der vom Sonntag
genügt, und prompt stürzen die Börsen
ab und die Risikoaufschläge für italieni-
sche Staatsanleihen steigen. Und so ist
sie wieder da, die Sorge um den italieni-
schen Patienten, die Angst vor Anste-
ckung, Euro-Krise, politischer Selbstläh-
mung – die Angst vor dem alten Italien.

13 Monate hatte Europa dank Mario
Monti ein anderes Italien erleben können.
Ein Land der Reformen, in dem Verkrus-
tungen aufgelöst wurden. 13 Monate sorg-
te Monti für eine stille Kulturrevolution,
das Vertrauen der Märkte kehrte zurück,
soziale Unruhen blieben aus. Zum ersten
Mal seit langer Zeit, so schien es den
Nachbarn, wurde in Rom eine Form von
Politik betrieben, die mehr mit Max We-
ber zu tun hatte als mit Federico Fellini.
Ein geduldiges Umsetzen des Notwen -

digen, kein Jahrmarkt der Eitel- und Ge-
fälligkeiten. 

Aber jetzt läuft es wieder gut für Ber-
lusconi. Er sei halt ein Kämpfer, sagt er,
„zum Siegen verurteilt“. Je länger der
Wahlkampf dauert, je peinlicher die Ent-
hüllungen im Skandal um die älteste
Bank der Welt, Monte dei Paschi di Siena,
für die er die linke Stadtregierung von
Siena verantwortlich macht, desto besser
werden seine Umfrageergebnisse. 

Im Januar noch lag sein Wahlbündnis
deutlich hinter dem des eigentlichen Fa-
voriten dieser Wahl, dem Sozialdemokra-
ten Pier Luigi Bersani, 61, von der De-
mokratischen Partei (PD). Jetzt schrumpf-
te der Abstand, je nach Umfrageinstitut,
auf weniger als fünf Prozentpunkte. Sein
Widersacher Monti kommt nur auf 13 Pro-
zent, knapp halb so viel.

Berlusconi ist immer noch ein Ver-
kaufsgenie, Wahlkampf kann er wie kein

anderer. Und immer noch gehören ihm
Fernsehsender. Es vergeht kaum ein Tag,
an dem er nicht in einer Talkshow sitzt,
im dunkelblauen Zweireiher mit über -
einandergeschlagenen Beinen, und sei-
nem Volk unterhaltsam die Welt erklärt.
Er rühmt sich seiner Heldentaten, erzählt,
wie er seine neue Freundin, die 27-jährige
Francesca, eroberte, wie er als Eigen -
tümer des AC Milan rund 20 Millionen
Euro für Mario Balotelli hingeblättert hat. 

Immer noch ist es seine Unverfroren-
heit, sein Gespür für die Ängste und Sehn-
süchte des kleinen Mannes, die verführen.
Er lobt Benito Mussolini ausgerechnet am
Holocaust-Gedenktag, droht Angela Mer-
kel mit dem Austritt aus der Euro-Zone.
Er klagt über „linke, feministische Rich-
terinnen“, weil sie ihn zu monatlich drei
Millionen Euro Unterhaltszahlungen an
seine Ex-Frau verurteilt hatten. All das
ist Populismus wie aus dem Lehrbuch,
aber es hat ihm Stimmen gebracht. 

Am 24. und 25. Februar haben 50 Mil-
lionen Italiener die Wahl. Die Frage ist,
ob sie erneut dem Mann glauben werden,
der ihnen seit bald 20 Jahren ein italieni-
sches Wirtschaftswunder verspricht, in
Wirklichkeit aber das Land finanziell in
den Ruin getrieben hat? Oder ob sie ihr
Langzeitgedächtnis anschalten, von dem
sie selbst jedoch behaupten, es funktio-
niere nicht immer verlässlich? 

Sie haben die Wahl zwischen zwei Kon-
zepten von Politik. Zwischen dem Re-
formkurs Montis und den Verführungs-
künsten eines Berlusconi. Zwischen Ver-
nunft und Gefühl, Kopf und Bauch.

Die Entscheidung wäre einfach – wenn
nicht jeder zwischen diesen Polen hin-
und hergerissen wäre. Und viele Familien
können es sich kaum leisten, auf die
Früchte langfristiger Reformen zu warten.
Wie heißt das Sprichwort? „Meglio un
uovo oggi che una gallina domani – lieber
heute ein Ei als morgen die Henne“.

Wenn die Not groß war bei den alten
Römern und niemand im Senat mehr wei-
terwusste, dann wurde ein Ehrenmann
zum „dictator“ ernannt. Für kurze Zeit
konnte er unbehelligt von Mehrheiten
schalten und walten, wie er wollte. Dann
musste er wieder abtreten, der Allmäch-
tige, und das tat er in der Regel auch.

Der 69-jährige Mario Monti ist das, was
in der jüngsten Geschichte Italiens dieser
Figur am nächsten kommt. Er wurde di-
rekt vom Staatspräsidenten ins Regie-
rungsamt bestellt, als eine Art Sonderge-
sandter der politischen Vernunft und
Kommissar des ökonomischen Impera-
tivs. Es ist kein größerer Kontrast denk-
bar als der zwischen Monti und Berlus-
coni. Zwischen dem erznüchternen Wirt-
schaftsprofessor und dem Cavaliere, dem
Verführer in allen Lebenslagen. 

Über ein Jahr lang hatten Monti und
sein Technokraten-Kabinett Zeit, sich um
Reformbaustellen zu kümmern, die von
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Italiens Parteien nie eröffnet worden wa-
ren. Weil es immer um Stimmen und
 Gefallen, nie um das Interesse künftiger
Generationen ging. Ein Gehalt dafür
lehnte Monti ab. Als wollte er mit diesem
kleinen Opfer auch die Leidensbereit-
schaft seiner Landsleute beschwören.

Unmittelbar nach Montis Vereidigung
am 16. November 2011 zeigten die Finanz-
märkte Milde. Der gefürchtete „Spread“,
der Risikoaufschlag auf Staatsanleihen,
verkleinerte sich. Seither ist er auf einem
hohen, aber nicht kritischen Niveau ge-
blieben – bis zu jenem Sonntag jedenfalls,
als Berlusconi in Mailand sein Wahlge-
schenk verkündete.

Montis Bilanz jedoch kann sich durch-
aus sehen lassen. Er hatte sich nicht we-
niger vorgenommen als die „Generalüber-
holung“ der italienischen Gesellschaft
samt ihren Übeln und Krankheiten wie
Korruption, Misswirtschaft und Mafiaver-
strickungen. Italien müsse sich an seine
eigene Nase fassen, sagte er oft, „nur wir
allein sind schuld an unserer Misere“. 

Monti hat das Land zurück auf das in-
ternationale Parkett gebracht, wo es unter
Berlusconi nur noch belächelt wurde. Er
hat einen anderen Stil eingeführt, Re -
spekt statt Spott gegenüber den Institu-
tionen des Staates, gegenüber Gerichten
und dem politischen Gegner.

Der Professor aus dem norditalieni-
schen Varese, sorgfältig im Erklären der
Notstände und effizient in ihrer Behe-
bung, schnürte ein 30-Milliarden-Spar -
paket, boxte eine Rentenreform nach
deutschem Vorbild durch, mit einem Ren-
teneintrittsalter von 66 Jahren und ein-

geschränktem Vorruhestand. Es war ein
kleiner Schritt für die Menschheit, aber
ein Riesenschritt für Italien. Der Beweis
nämlich, dass es sich doch bewegt, das
Belpaese. Denn bisher gehörte zum Kenn-
zeichen bespotteter italienischer Eigen-
heit die Möglichkeit, sich in bestimmten
Fällen sehr früh in den Ruhestand zu ver-
abschieden. Renten und Pensionszahlun-
gen sind ein Grund für Italiens Schulden. 

Als Monti übernahm, stand Italien vor
dem Kollaps. Britische und US-Analysten
wetteten auf die Staatspleite und ein Sze-
nario wie in Griechenland. „Italien ist ein
anderes Land geworden“, bilanzierte die
„Neue Zürcher Zeitung“ nach 100 Tagen
Monti. Doch schon bald schien Italienern
das Anderssein unheimlich zu werden.
Taxifahrer, Apotheker wehrten sich als
Erste erfolgreich gegen das Stutzen ihrer
Privilegien. Noch keine Regierung hat
sich gegen die Front der tassisti durchset-
zen können. Monti hätte den Eiser nen
spielen müssen. Doch dafür hatte er kein
Mandat.

Beispielhaft ist der Versuch, die Zahl
der Provinzen (und damit der Provinz-
politiker) von 86 auf 51 zu verringern. Es
ist niemandem wirklich zu erklären, wes-
halb es im Städtchen Isernia eine Präfek-
tur gibt, die dazu noch 14-mal so viel kos-
tet wie die in Mailand. 

Nach Auffassung des zuständigen Mi-
nisters Patroni Griffi könnten die Auf -
gaben von den Verwaltungsebenen Kom-
mune und Region übernommen werden.
Doch sogleich machten alle betroffenen
Provinzen, rechts wie links, historische
Besonderheiten geltend, strengten Klagen

an, verwiesen auf Ausnahmeregelungen
und das Recht auf Mitbestimmung. Ohne
„eine ernsthafte Debatte aller institutio-
nellen, politischen und sozialen Akteure“
ginge da gar nichts, so eine Erklärung der
Gewerkschaften in Lazium. 

Kein Wunder, dass Montis Reformeifer
nach der Halbzeit zu erlahmen begann.
Noch ein paar Razzien gegen Steuerhin-
terzieher in Skiorten, dann kam nicht
mehr viel. Eine Liberalisierung des Ar-
beitsmarkts samt gelockertem Kündi-
gungsschutz sollte das Zweiklassensystem
beenden – geschützte ältere Angestellte
versus junge Prekäre ohne Rechte. Sie
gelang nicht, wurde kaputtverhandelt im
Parlament, kein großer Wurf nach dem
Vorbild der deutschen Agenda 2010 kam
heraus, sondern ein Kompromiss. Die Ju-
gendarbeitslosigkeit hat inzwischen fast
37 Prozent erreicht.

Monti hat vieles auf den Weg gebracht,
aber nicht vollendet; das Anti-Korrup -
tions-Gesetz blieb auf der Strecke, die
Wahlrechtsreform. Der Abbau des aufge-
blähten Staatsapparats ging nicht voran,
mit seinen Günstlingsposten und den sich
ewig querstellenden Gewerkschaften.
Nur einen winzigen Bruchteil der Staats-
ausgaben konnte er kürzen, gerade mal
4 von 800 Milliarden Euro, 11 weitere sind
für 2013 geplant. Aber schon dieses zag-
hafte Umsteuern erforderte einen Tita-
nenkampf im Parlament. Hunderte Än-
derungsanträge, 33 Vertrauensfragen.

Es hat einen Ruck gegeben. Aber die
italienische Gesellschaft hat über die Jahr-
hunderte eine Meisterschaft darin entwi-
ckelt, jeden Ruck elegant aufzufangen. 
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Kolosseum in Rom: Das Land ein bisschen gerettet, ein bisschen aufgerüttelt, aber natürlich ist es immer noch das alte 

D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 3



In der Realwirtschaft haben Montis Re-
formen ihre Wirkung noch nicht gezeigt.
Die Produktivität hinkt weiter hinter den
Konkurrenten her, auch die Lohnstück-
kosten sind nicht merklich gesunken. 

So wird Berlusconi, einer der reichsten
Männer des Landes, nicht müde, im Fern-
sehen den Sozialrebellen zu mimen: „Die-
ser Mann dort hat in 13 Monaten die Ar-
beitslosigkeit um eine halbe Million er-
höht. Das ist die Wirklichkeit, nicht das
Geschwätz der Leute.“

Vor allem aber ist das versprochene
Wachstum ausgeblieben. Und das, ob-
wohl – Kritiker sagen: weil – Monti sich
an das Glaubensbekenntnis der merkel-
schen Wirtschaftslehre gehalten hat. Er
ließ einen Kommissar die Staatsausgaben
durchkämmen und kürzte die Ausgaben.
Er erhöhte die Mehrwertsteuer auf 22 Pro-
zent und führte eben die verhasste Steuer
aufs Eigenheim wieder ein. All das, um
das Staatsdefizit für 2013 auszugleichen
und die EU-Vorgaben zu erfüllen.

Sein Sparkurs hat Monti viel Sympa-
thien gekostet und wenig eingebracht. Ita-
lien hat ein weiteres Jahr der Rezession
vor sich. 2012 sank die Wirtschaftsleistung
um 2,1 Prozent, für dieses Jahr werden
minus 1 Prozent vorhergesagt.

Ausländische Investoren fahren zum
Urlaub nach Italien, nicht, um dort zu in-
vestieren. Im Weltbank-Index geschäfts-
freundlicher Länder rangiert Montis Re-
publik auf Platz 73, abgeschlagen hinter
Botswana und Kirgisien. 

Gerade im Süden des Landes bedarf
es Märtyrerqualitäten, um eine Investi -
tion durchzusetzen. Shell hat im Novem-
ber das Projekt einer Flüssiggasanlage auf
Sizilien begraben. Der britische Gasriese
BG gab ein ähnliches Projekt in Brindisi
auf, nach 250 Millionen Euro Planungs-
kosten und elf Jahren des Widerstands
auf allen Ebenen. Unter anderem waren
Umweltbedenken geltend gemacht wor-
den. Obwohl in Brindisi eines der berüch-
tigtsten Kohlekraftwerke Europas qualmt.
Gas wäre sauberer. Jetzt wird Gas knapp
und teurer, weil es importiert werden
muss.

Montis Regierung hatte hinter dem Pro-
jekt gestanden. Berlusconi einst ebenfalls,
was seinen Parteifreund in Brindisi nicht
daran hinderte, sich an die Spitze der Pro-
teste zu stellen und die Gasfabrik als
„Monstrum“ zu bezeichnen. Lieber heute
ein Ei als morgen die Henne.

Mario Monti hat sein Land also ein biss-
chen gerettet, ein bisschen aufgerüttelt,
aber natürlich ist es immer noch das alte.
Am Anfang seiner Übergangsregierung
sahen die Italiener in ihm den Mann der
Banken, der sie vor dem Absturz bewah-
ren kann. Jetzt erleben sie, wie aus dem
einst so seriösen, kühlen Professore ein
ganz normaler Politiker und aggressiver
Wahlkämpfer geworden ist. Sie sind über-
rascht, sie vertrauen ihm nicht mehr.

Montis Wahlkampf steht unter keinem
guten Stern. Schon behaupten Kritiker,
er habe den Fehler gemacht, als Techni-
ker hinabzusteigen in die niedere Partei-
politik. In der Tat hat er lange gezögert,
ob er überhaupt antritt, seine Frau war
dagegen, der Staatspräsident. Zu kompli-
ziert klingt der Name seines Wahlbünd-
nisses; „Scelta Civica con Monti per l’Ita-
lia“, zu Deutsch: bürgerliche Entscheidung
mit Monti für Italien, wer soll sich das
merken? Im Fernsehen wirkt er hölzern,
über Inhalte redet auch er längst nicht
mehr, sondern schießt nur noch gegen
den alten, neuen Feind, gegen Berlusconi. 

Es ist ein sehr italienischer Wahlkampf,
der in diesen Tagen in die entscheidende
Phase tritt. Eine Schlammschlacht voller

Volten und Polemiken, über Parteipro-
gramme jedoch, über die dramatische
Lage des Landes wird kaum verhandelt.

Noch gilt Pier Luigi Bersani als Favorit,
er wird, so ist zu vermuten, der neue ita-
lienische Premierminister werden. Seit
über 20 Jahren dient er den Sozialdemo-
kraten, früher den Kommunisten. Der
Sohn eines Tankstellenwarts aus der Emi-
lia Romagna gehört zu „La Casta“, der
ungeliebten Politikerkaste, er ist ein Apa-
ratschik, unter Romano Prodi war er
mehrfach Minister und blieb unauffällig.

Ende 2012 aber, bei den Urwahlen sei-
ner Partei, an denen sich die SPD ein Bei-
spiel nehmen könnte, schlug er haushoch
den jungen Bürgermeister von Florenz,

Matteo Renzi. Mehr als drei Millionen
stimmten ab, eine Rekordbeteiligung, und
machten Bersani zum Spitzenkandidaten
all jener Bunga-Bunga-Müden und Men-
schen, die sich nach politischer Stabilität
und sozialer Gerechtigkeit sehnen. 

Aber egal, wer am Abend des 25. Fe -
bruar zum Wahlsieger gekürt wird, schon
jetzt zeichnet sich ab, dass es knapp wer-
den könnte für eine stabile Mehrheit in
beiden Parlamentskammern. Eine wacke-
lige Regierung jedoch, es wäre die 60. seit
1947, die nach ein paar Monaten zurück-
treten muss, wäre verheerend, nicht nur
für Italien, für ganz Europa.

Wie viel Schaden also kann Berlusconi
anrichten? Im Parlament könnte es für
Bersanis Bündnis knapp reichen, denn
nach dem derzeitigen Wahlgesetz erhält
die Partei mit den meisten Stimmen au-
tomatisch 54 Prozent aller Sitze. 

Anders sieht es im Senat aus, der zwei-
ten Kammer. Dort werden die Sitze an
Senatoren aus den Regionen vergeben.
Gelingt es Berlusconi, mit der Lega Nord
die Lombardei zu gewinnen, könnte er
die Regierung blockieren. Und die Lom-
bardei zum Swingstate, zum Ohio dieser
Wahl werden. 

Berlusconi hat ein Interesse daran, die
Links-Mehrheit im Senat zu verhindern.
Er will auch in Zukunft Gesetze torpe-
dieren, die sein Medienimperium be-
schneiden oder Prozesse gegen ihn zulas-
sen. Er weiß, dass er nicht mehr Premier
werden kann, deshalb hat er auch nichts
zu verlieren: Er lügt, gibt Versprechen,
die er nicht einhalten muss. Hauptsache,
die Show stimmt.

Auf den letzten Metern sammeln auch
andere Populisten Stimmen, Beppe Grillo
mit der Protestbewegung „Movimento 5
Stelle“ etwa. Auf „Tsunamitour“ zieht er
durchs Land, hasst Merkel, will keinen
Cent Schulden zurückzahlen und fordert
allen Ernstes al-Qaida dazu auf, das Par-
lament in Rom zu bombardieren – die
Koordinaten würde er ihnen geben. Um-
fragen schätzen Grillos Wählerpotential
auf 20 Prozent. Er könnte drittstärkste
Kraft werden, all die unentschiedenen,
politikmüden Italiener einfangen, und das
sind nicht wenige.

In zwei Wochen wird gewählt, noch ist
alles offen. Noch bleibt die Hoffnung,
dass 50 Millionen Italiener „la memoria“
aktivieren, ihr Erinnerungsvermögen.

Und es bleibt die Erfahrung eines kur-
zen italienischen Frühlings, in dem es
nicht allein darum ging, den politischen
Gegner zu vernichten, weil die Furcht vor
dem Abgrund alle Lager zu einem Waf-
fenstillstand brachte. 

Dem Polit-Veteranen Pier Ferdinando
Casini erscheint diese Zeit schon jetzt
wie ein „miracolo“, ein wahres Wunder.
Er ist Christdemokrat, er darf an Wunder
glauben. 

FIONA EHLERS, ALEXANDER SMOLTCZYK
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Favorit Bersani 

Spitzenkandidat der Bunga-Bunga-Müden
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Kain gegen Abel
In einem Blitzkrieg vertreiben Frankreichs Soldaten die Islamisten aus den 

Städten des Nordens. Doch die Befreier wollen bald abziehen –
und die Menschen im Land fürchten die Rückkehr des Terror-Regimes.

Französische Soldaten 

in Timbuktu



Hinter Colonel Paul Gèze formiert
sich die Einheit. In Reih und Glied
bauen sich die französischen Elite -

kämpfer am Flughafen von Timbuktu auf.
Die Trikolore flattert im Wind, die Sonne
brennt. Aber es ist einer der letzten Ap-
pelle in der sagenumwobenen Wüsten-
stadt. Schon rollen die ersten Panzerfahr-
zeuge in Richtung Niger.

Denn die französische Kampftruppe
„Groupement tactique interarmes“, die
Timbuktu vor knapp zwei Wochen im
Handstreich erobert hat, zieht ab. Die 500
Mann starke Einheit soll Richtung Gao
verlegt werden, in Timbuktu wird nur ein
kleiner Militärposten zurück bleiben.

Colonel Gèze – muskulös, mit kanti-
gem Gesicht – hat sein Hauptquartier in
einem Tarnzelt gegenüber der Rollbahn
aufgebaut. Nach den Angriffen durch die
französische Luftwaffe waren seine Män-
ner ohne jede Gegenwehr in Timbuktu
eingerückt. Fast zu einfach war das. Ganz
geheuer ist dem Oberst der schnelle Sieg
immer noch nicht. 

Wie viele Tote es durch die Luftangriffe
gegeben hat, vermag er nicht zu sagen.
Gefangene haben seine Soldaten auch
nicht gemacht. Denn die Dschihadisten
haben Timbuktu zwar verlassen, aber ge-
schlagen hat Gèze sie nicht. Vielleicht ha-
ben sie sich nach Mauretanien abgesetzt,
vielleicht nach Algerien. Der Offizier
zuckt hilflos mit den Schultern. „Wir hal-
ten Augen und Ohren offen und fragen
unsere Informanten aus“, sagt er, „irgend-
wo müssen die Islamisten doch stecken.“

Es ist ein seltsamer Krieg, den die Fran-
zosen in Mali führen. Er hat mit einem
Schlag das Image von Präsident François
Hollande in der Welt verändert – aus dem
Zauderer wurde ein entschlossener Feld-
herr. Seine Truppen haben die großen
Städte des Nordens in einem Blitzkrieg
von den Islamisten befreit. „Mehrere
hundert“ Kämpfer habe man getötet, be-
hauptet Verteidigungsminister Jean-Yves
Le Drian. Aber die meisten Feinde haben
sich offenbar nur zurückgezogen. Und
deshalb geht unter den Menschen in den
befreiten Gebieten nun die Angst um,
dass der Alptraum bald wieder von vorn
beginnen könnte. 

Doch die Franzosen wollen unbedingt,
auch aus innenpolitischen Gründen, schnell
wieder abziehen. Es sind derzeit fast 4000
französische Soldaten in Mali, 1500 mehr
als ursprünglich angekündigt. Am Diens-
tagabend sagte Außenminister Laurent Fa-
bius, „ab März“ sollten sie das Land ver-
lassen – „in wenigen Wochen“, relativierte
Verteidigungsminister Le Drian. 

Paris bat den Uno-Sicherheitsrat, Frie-
denstruppen zu schicken. Die Uno könnte
auch den Einsatz bereits anrückender
Einheiten der westafrikanischen Staaten-
gemeinschaft Ecowas koordinieren. Denn
die Kämpfe sind noch lange nicht vorbei.
Le Drian gab zu, dass es etwa am Diens-

tag in der eigentlich längst eroberten
Stadt Gao zu Scharmützeln zwischen is-
lamistischen Kämpfern und französischen
Soldaten gekommen war. Und im Um-
land aller eroberten Städte seien die
Truppen bei  Patrouillenfahrten auf feind-
liche Krieger gestoßen. 

Auch Salaka Djické aus Timbuktu
fürchtet sich vor den Bärtigen, die da
draußen in der Wüste sein müssen. Seit
die Franzosen in der Stadt patrouillieren,
schminkt sie sich wieder wie früher, sie
trägt eine Halskette mit Amulett, einen
Armreif, Ohrringe. 

Unter den Islamisten durfte sie nur ver-
schleiert aus dem Haus gehen, sie durfte
keine Musik hören, und vor allem: Sie
durfte mit keinem Mann auf offener Stra-
ße gesehen werden. Es herrschten die
strengen Gesetze der Glaubenskrieger,
zehn endlos scheinende Monate lang.

Nach der Niederlage der malischen Re-
gierungstruppen im April 2012 hatte eine
Allianz der drei Islamistengruppen Ansar

al-Din, Mujao und al-Qaida des Maghreb
hier im Norden Malis die Scharia einge-
führt. Noch immer stehen überall weiße
Metallschilder in der Stadt, auf denen zu
lesen ist: „Die Stadt Timbuktu ist auf dem
Islam aufgebaut, und in ihr existiert nur
das islamische Gesetz.“

Salaka Djické, 26, hatte sich all die
 Monate geschworen, nicht aufzufallen.
Aber sie hatte einen Geliebten, einen ver-
heirateten Mann. Einige Wochen hielten
sie es ohneeinander aus, dann begannen
sie, sich heimlich zu treffen. Fast hätte
Salaka Djické den Leichtsinn mit ihrem
Leben bezahlt.

Jetzt sitzt sie in ihrer Lehmhütte, ihre
Geschwister lärmen um sie herum; acht
Menschen wohnen in dem kleinen Ge-
bäude. Nebenan steht ein Ofen, in dem
Salaka Djické Fladenbrot backt, das sie

auf dem Marktplatz verkaufen kann.
„Mein Freund hatte mich abends gegen
zehn Uhr abgeholt, als zwei Dschihadis-
ten in weißen Gewändern auf mich zu-
stürzten und mich packten“, sagt sie. Auf
ein Verhältnis mit einem verheirateten
Mann stand die Todesstrafe, wie wahn-
sinnig schrie Salaka Djické. 

Aber sie konnte sich nicht mehr aus
der Gewalt der selbsternannten Reli -
gionswächter befreien. Die Männer war-
fen sie in eine Zelle, sperrten sie zwei
Tage lang ein. Dann verkündete ein hell-
häutiger Mann, der nur Arabisch sprach,
ein Urteil, das er wohl für milde hielt: Sa-
laka Djické wurde zu 95 Schlägen verur-
teilt, auszuführen mit einem elastischen
Stock, der mit Kamelleder überzogen ist.

Ein paar Straßen vom Haus der Djickés
entfernt hockt ein Mann mit schlohwei-
ßem Haar auf dem Boden und klopft den
Staub aus uralten Manuskriptstapeln. Der
Imam Sioli Igouma Kounta, 70, betreibt
hier eine der vielen Privatbibliotheken,

für die Timbuktu berühmt ist. 1475 Ma-
nuskripte habe er in seiner Obhut, erzählt
Kounta stolz: „Sie stammen zum Teil aus
dem 12. und 13. Jahrhundert, sie sind der
Schatz Timbuktus.“

„Tin buktu“, Frau mit dem großen Na-
bel, hatten die Tuareg die Oasenstadt am
Rande der Sahara und direkt am Fluss
Niger einst genannt, so die Sage. Hier
formierten sich bereits im 12. Jahrhundert
die Karawanen, die Gold und Sklaven
aus dem Innersten Afrikas nach Norden
schafften. Aus der Karawanserei wurde
eine bedeutende Handelsstadt, ab dem
15. Jahrhundert entwickelte sich Timbuk-
tu dann zu einem Zentrum des Wissens.
Es entstanden etliche Moscheen und eine
Universität, Koranschulen wurden errich-
tet und Bibliotheken. Ihre Handschriften
gehören heute zum Weltkulturerbe.
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Wie viele davon noch erhalten sind, ist
unklar. Der malische Historiker Abdou-
laye Cissé schätzt, „dass es Hunderttau-
sende sind“.

„Als die Islamisten kamen, riefen sie
uns Würdenträger alle zusammen“, sagt
Kounta: „Sie trugen Sturmgewehre und
erklärten, wir würden einen falschen Glau-
ben praktizieren.“ Danach nahm Kounta
seine wertvollsten Papiere und vergrub sie
im Wüstenboden. Da waren sie vor den
Glaubenskriegern sicher, die nur den Ko-
ran in der Stadt dulden wollten.

Die bärtigen Männer beherrschten die
Stadt. Wen sie mit einer Zigarette er-
wischten, den warfen sie in den Kerker.
Dieben hackten sie die Hand ab. Selbst
Musikhören war verboten. 

„Sie tauchten auf wie Gespenster“, sagt
Kounta, „sie sprachen fremde Sprachen:
Englisch, Arabisch, Französisch. Die ma-
lischen Islamisten kamen erst zwei Wo-
chen nach ihnen.“ Und dann seien auch
die Tuareg, die eigenen Nachbarn, plötz-
lich von Haus zu Haus gezogen, hätten
herumgeschnüffelt und Geld gestohlen:
„Sie waren zum Teil schlimmer als die
Dschihadisten.“

Eines Tages ging der Imam auf den
Marktplatz, um etwas Brot zu kaufen,
und da sah er, wie eine junge Frau vorn-
übergebeugt auf einem Stuhl saß. Es war
zehn Uhr an diesem Januartag, die Sonne
stand schon hoch, eine Menschenmenge
hatte sich versammelt. „Wir wurden von
Männern mit Gewehren gezwungen, dem
zuzusehen“, sagt Kounta.

95-mal sauste der Kamellederstock auf
den Rücken von Salaka Djické. Das Blut
spritzte. Manche in der Menge weinten
und wandten ihren Blick ab. Timbuktu
hat rund 55000 Einwohner, viele kennen
einander. „Ich verlor nicht das Bewusst-
sein“, sagt Salaka Djické, „ich bekam al-
les mit.“ Als ihre Haut in Fetzen geschla-
gen war, brachte ein Bruder sie in ihr
Lehmhaus, das sie bis zum Einmarsch der
Franzosen dann kaum noch verließ.

„Nachdem die Franzosen die ersten An-
griffe geflogen hatten und das Hauptquar-
tier der Islamisten am Rande der Stadt
in Trümmer geschossen worden war, sa-
hen wir mitten in der Nacht im Ahmed-
Baba-Institut ein großes Feuer lodern“,
erinnert sich Kounta, „wir wussten: Jetzt
verbrennen sie unsere Bücher.“

Kounta stochert herum in dem Haufen
Asche im Innenhof des Instituts. Über
30000 historische Schriften hatten hier ge-
lagert, rund 2000 dürften in dieser Nacht
in Flammen aufgegangen sein, dann mach-
ten sich die Krieger auf und davon. „Sie
sind noch irgendwo in der Nähe“, fürchtet
Kounta, „die Wüste ist groß.“

Bei einer Moschee hat der Schmied Ra-
douane Ag Joudou, 52, sein kleines Ge-
schäft. Er ist ein Tuareg, gehört also zu
jenen hellhäutigeren Wüstenbewohnern
aus dem Norden Malis, die von den tief-

Kevin McGeever hat die Bewohner
von Mullingar zweimal nachhaltig
irritiert. Das erste Mal vor unge-

fähr zehn Jahren, als er schwarz gekleidet
und mit schwarzer Sonnenbrille aus ei-
nem schwarzen Hummer-Geländewagen
stieg und sich in der Stadt eine Autostun-
de westlich von Dublin niederließ. 

Das zweite Mal vor wenigen Tagen, als
er verwirrt, barfuß und mit zerzausten
Haaren von einem Ehepaar an einer
Landstraße entdeckt wurde. Auf seiner
Stirn soll mit Filzstift geschrieben das
Wort „thief“ gestanden haben.

McGeever ist 68 Jahre alt und Millionär.
Im Mai vorigen Jahres verschwand er und
galt seitdem als vermisst. Als er nun ab-
gemagert und unterkühlt ins Kranken-
haus von Mullingar eingeliefert wurde,
erzählte er der Polizei, er sei entführt und
acht Monate lang in einem Frachtcontai-
ner festgehalten worden.

Männer hätten ihn von der Straße in
einen Toyota-Lieferwagen gezerrt und
später in einen Container eingeschlossen,
der im Boden vergraben gewesen sei. Sei-
ne Entführer hätten ihm nichts als Wasser
und Schinken-Sandwiches gegeben, jeden
Tag, acht Monate lang, sagte McGeever.

I R L A N D

Wasser und
Sandwiches

Ein seit Monaten vermisster
 Immobilienmillionär taucht  wieder

auf und behauptet, gekidnappt
worden zu sein. Die Polizei steht

vor einem Rätsel.

McGeever-Anwesen in Craughwell, Unternehmer

Video:

Der Wüstenkrieg

spiegel.de/app72013mali 
oder in der App DER SPIEGEL

schwarzen Songhai gern Rothäute ge-
nannt werden. Seit Jahrhunderten herrscht
Konkurrenz zwischen den Völkern. Es
sind archaische Konflikte: Nomaden ge-
gen Sesshafte, Viehzüchter gegen Acker-
bauern, Hellere gegen Dunklere – Kain
gegen Abel.

Die Tuareg waren jene, die Anfang
2012 den Aufstand gegen die Zentral -
regierung in Bamako wagten und von
 denen dann viele zu den Islamisten über-
liefen und ihnen so den Weg ebneten.
Manche Schwarze in Timbuktu halten
deshalb alle Tuareg für Kollaborateure.
Als die Islamisten in der Wüste ver-
schwanden, gingen viele Araber und Tua-
reg mit, weil sie die Rache der früheren
Nachbarn fürchteten.

Dadurch machten sie sich erst recht
verdächtig. Fast alle Araber-Geschäfte in
Timbuktu wurden inzwischen geplündert,
ein ganzer Straßenzug verwüstet. Ag Jou-
dou ist als einziger Tuareg geblieben. „Ich
habe acht Kinder, ich bin hier geboren,
wohin soll ich denn gehen?“, fragt er, und
zwei Freunde vom Volk der Songhai
 nicken ihm beruhigend zu. „Ich hoffe,
dass sie mich in Frieden lassen, denn ich
habe niemandem etwas getan.“

Alle wissen: Die Terroristen sind fort,
aber nicht tot. Friedenstruppen von Eco-
was sollen die abrückenden Franzosen
ersetzen, doch ihnen vertraut niemand
so recht, und noch viel weniger der ma-
lischen  Armee. 

Zudem ist unklar, wie schnell die bis
zu 6000 Ecowas-Soldaten vorrücken kön-
nen. Sicher ist nur, dass ihre Präsenz auf
Dauer kaum ausreichen wird, die Region
zu befrieden. Denn in Mali geht es um
weit mehr als nur darum, Terroristen zu
vertreiben. Der Konflikt zwischen der
Bevölkerung im Süden und den Tuareg
im Norden, die sich von der Zentral -
regierung vernachlässigt fühlen und von
denen etliche vom Drogenschmuggel le-
ben, ist natürlich nicht gelöst. 

Das Problem könne „nur durch eine
ausgeglichenere Verteilung der Macht im
Land“ beseitigt werden, schreibt der fran-
zösische Islamexperte Olivier Roy. Man
könne al-Qaida nicht besiegen, indem
man das Territorium besetze. Um den Is-
lamisten den größten Teil ihres Einflusses
zu rauben, müsse man auf die Gruppen
zugehen, die sie unterstützen – und ihnen
einen guten Grund geben, das nicht mehr
zu tun. Dazu müsse man aber etwa mit
den Tuareg verhandeln, statt alle als Ter-
roristen zu brandmarken. 

Auch deshalb, glaubt Roy, müssten sich
die Europäer wohl auf lange Sicht in Mali
als Vermittler engagieren.

MATHIEU VON ROHR, THILO THIELKE



Wo der Container gestanden habe, wisse
er nicht. Auch sonst könne er sich nicht
an viel erinnern. Mit seinen Kidnappern
habe er nur schriftlich kommuniziert. 

Es ist eine Geschichte wie aus einem
Mafia-Film, furchterregend, wenn sie
denn stimmt. Aber es könnte auch sein,
dass sie so nie stattgefunden hat, denn
erzählt wird sie von einem Unternehmer
von eher zweifelhaftem Ruf.

Kevin Michael McGeever, geboren in
Swinford, Westirland, nennt sich selbst
nur KMM. Seine Millionen hat er in den
Jahren des irischen Wirtschaftsbooms an-
gehäuft und sich dabei viele Feinde ge-
macht. McGeever unterhielt angeblich
 geschäftliche Beziehungen von Dublin
und London nach Sambia, Russland und
Ägypten bis an den Persischen Golf. Als
er im Mai verschwand, wurde auf Wunsch
seiner Freundin zwar keine Suchmeldung
veröffentlicht, aber die Sache sprach sich
in Mullingar schnell herum. 

McGeevers Geschäftspartner wunder-
ten sich nicht wirklich über die Entfüh-
rung. Es habe viele Menschen gegeben,
die dafür genügend Gründe gehabt hät-
ten, sagt ein irischstämmiger Unterneh-
mer, der in Dubai lebt. Andere vermute-
ten, McGeever habe sich abgesetzt, um
seinen Gläubigern zu entkommen. „Ich
dachte, den hat irgendwer in einen Fluss
oder einen See geworfen“, sagt William
Flood.

Der 31-Jährige trägt einen Stapel Bro-
schüren, Zettel und Briefe unter dem
Arm und steuert auf die Bar des Mullin-
gar Park Hotel zu. Flood lernte McGeever
kurz nach dessen Ankunft in Mullingar
2002 kennen. Er ist Geschäftsmann, hat
in Dublin Wirtschaftswissenschaften stu-
diert und interessierte sich zu dieser Zeit
ebenfalls für Immobilien, vor allem für
solche, die in kurzer Zeit viel Geld ein-
brachten. 

Und so verabredete er sich mit McGee-
ver zum Brunch. „Kevin ist sehr über-
zeugend, ein exzellenter Verkäufer“, sagt
Flood, „es war nicht schwer, ihm zu ver-
fallen.“

Anfang des Jahrtausends stiegen auf
der Insel die Preise für Wohnungen, Häu-
ser und Büros in bislang ungekannte Hö-
hen. Viele Iren wurden allein dadurch rei-
cher, dass ihr Eigentum an Wert gewann,
auch wenn es nur ein hypothetischer Zu-
wachs war. Hausbesitzer erhielten von
Banken höhere Kredite und pumpten zu-
sätzliches Geld in den Markt. 

McGeever nutzte die Zeit der Gier, um
sein Immobiliengeschäft auszubauen, zu-
nächst in Irland, dann am Persischen Golf.
In der Wüste der Vereinigten Arabischen
Emirate sah er seine Chance.

Er sicherte sich die Domain mydubai-
home.ie, suchte sich eine Sekretärin, ei-
nen Chauffeur und eröffnete ein Büro in
Dubai.

In Irland zog er durch die Konferenz-
räume etlicher Hotels, um für seine Pro-
jekte zu werben, und wurde über-
schwemmt mit Geld. Er kaufte sich den
schwarzen Hummer, außerdem fuhr er
einen Ferrari, einen getunten Mercedes
und einen Lamborghini Murciélago. 

Je häufiger William Flood sein Vorbild
traf, desto mehr wuchs sein Ehrgeiz, es
ihm gleichzutun. Und so überzeugte
Flood seine Mutter und seinen Bruder,
sich an einem von McGeevers Bauprojek-
ten zu beteiligen. Im Mai 2007 unterzeich-

neten sie, so erzählt Flood, den Kaufver-
trag über ein Apartment und eine Büro-
etage in Dubai in Höhe von über 3,8 Mil-
lionen Euro, zahlbar in vierteljährlichen
Raten. Die Anzahlung stammte, so Flood,
aus einem Kredit, als Sicherheit diente
das Haus der Familie in Mullingar. Wenn
alles gut liefe, würde McGeever die Im-
mobilie in Dubai verkaufen, lange bevor
die letzte Rate fällig würde, so angeblich
sein Versprechen. Der Gewinn sollte bei
1,7 Millionen Euro liegen.

Wie er setzten einige auf ein Vermögen
aus der Wüste. Flood wirft McGeever nun
aber vor, er habe weit mehr Büros und
Apartments verkauft, als er besessen
habe. „Er machte ein großes Geheimnis
um das Stockwerk, das wir gekauft hat-
ten“, sagt William Flood, das sei ihm
schon damals aufgefallen. Als der Immo-
bilienmarkt Ende 2007 einbrach, wollten
McGeevers Kunden ihre Apartments und
Büros am Golf verkaufen. McGeever bat
um Geduld, andernfalls würden alle sehr
viel Geld verlieren. „Ich, KMM, will nicht,
dass das passiert“, schrieb er damals an
Flood. 

Die irische Polizei ist nun damit beschäf-
tigt, das weltweite Beziehungsgeflecht des
angeblich entführten und wieder aufge-
tauchten Unternehmers zu entwirren, um
den möglichen Tätern auf die Spur zu
kommen. Sein Bruder sagt, die Polizei kon-
zentriere sich dabei vor allem auf Kontak-
te aus McGeevers Zeit in Dubai. 

William Flood traut McGeever, seinem
früheren Idol, inzwischen alles zu. „Ich
würde mich nicht wundern, wenn er seine
Entführung selbst inszeniert hätte“, sagt
er. Flood hat nun eine neue Geschäfts-
idee, auch sie ist inspiriert von seinem
 alten Freund: Zurzeit sucht er einen Co-
Autor, mit dem er ein Buch über Kevin
McGeever schreiben kann.

CHRISTOPH SCHEUERMANN
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McGeever 2003: Das Wort „thief“ soll in Filzstift auf seiner Stirn gestanden haben

„Ich würde mich nicht
wundern, wenn er 
seine Entführung selbst
inszeniert hätte.“ 



Ein Frühlingsabend im KZ Sachsen-
hausen nördlich von Berlin, es ist
Mittwoch, der 14. April 1943. Aus

einem Fenster der Baracke 3 im Sonder-
lager A springt ein Mann. 

Das Sonderlager ist ein vom übrigen
Konzentrationslager abgetrennter Be-
reich für prominente Häftlinge – 140 Me-
ter lang, 50 Meter breit, vom Hauptlager
durch eine Ziegelmauer ge-
trennt. Ein 2,60 Meter hoher
Hochspannungszaun soll Flucht -
versuche verhindern. 

Der Mann hat Schaftstiefel
an und eine Soldatenhose, das
schwarze Haar ist unbedeckt.
„Unteroffizier, Unteroffizier“,
ruft er dem diensthabenden
Wachposten SS-Rottenführer
Konrad Hafrich zu: „Erschie-
ßen Sie mich!“

Hafrich schreit, dass er zu-
rück in die Baracke soll, der
Mann geht weiter. „Nicht feige
sein“, brüllt er und läuft in
Richtung Elektrozaun. Hafrich:
„Als er den Draht ergriff, habe
ich befehlsgemäß geschossen.“ 

Es ist kurz nach neun Uhr
abends. Der Mann im Zaun ist
tot, er ist mitten im Sprung er-
starrt. Das linke Bein steckt
fast waagerecht im Stolper-
draht, das rechte ist angewin-
kelt. Lange liegt er so. Für La-
gerkommandant Anton Kaindl
ist der Fall heikel: Er hat das
Reichssicherheitshauptamt im
Berliner Prinz-Albrecht-Palais
alarmiert. Als am nächsten Tag
ein SS-Offizier und zwei Professoren ein-
treffen, wird der Tote fotografiert, aus
dem Stacheldraht gehoben und ins Lager-
krematorium gebracht.

Die Gerichtsmediziner untersuchen die
Leiche. Sie geben zu Protokoll, dass eine
Kugel vier Zentimeter neben dem rech-
ten Ohr in den Kopf eingedrungen ist und
den Schädel zerschlagen hat. Der Tod sei
aber bereits vorher eingetreten, durch ei-
nen Stromschlag vom Hochspannungs-
zaun. Noch an Ort und Stelle wird der
Tote verbrannt, die Urne kurz darauf, zu-
sammen mit den Ermittlungsunterlagen

und dem Totenschein, an das Reichs -
sicherheitshauptamt geschickt.

Acht Tage später trifft bei Außenminis-
ter Joachim von Ribbentrop eine „Gehei-
me Reichssache“ von SS-Reichsführer
Heinrich Himmler ein: „Lieber Ribben-
trop. Anliegend übersende ich Dir einen
Bericht über die Tatsache, dass der Kriegs-
gefangene Jakob Dschugaschwili, Sohn

von Stalin, bei einem Fluchtversuch im
Sonderlager A in Sachsenhausen bei Ora-
nienburg erschossen worden ist.“

Über Jahrzehnte nach Kriegsende blieb
ungeklärt, wie genau Jakow Dschuga-
schwili, der älteste Sohn des sowjetischen
Diktators Josef Dschugaschwili, genannt
Stalin, zu Tode kam. Jener Mann, der
den Deutschen im Sommer 1941 als Ober-
leutnant in die Hände gefallen war und
den auszutauschen sich sein Vater so hef-
tig geweigert hatte. 

* Sohn Wassilij und Tochter Swetlana um 1935.

Erst 1968 tauchten im Washingtoner
State Department Dokumente auf, mit
deren Hilfe sich die letzten Jahre des Häft-
lings rekonstruieren ließen. Demnach war
der Stalin-Sohn Opfer einer Haftpsychose
geworden. Sein Tod kam einem Selbst-
mord gleich, so der Befund. 

Offen blieb aber eine andere Frage:
Hatten die Deutschen Stalins Sohn 1941

tatsächlich im Kampf gefangen
genommen oder hatte er sich
selbst gestellt? War ausgerech-
net dieser Offizier der Roten
Armee, kaum dass der Krieg
begonnen hatte, zu den Deut-
schen übergelaufen? Und wuss-
te sein Vater das und hatte des-
wegen keinen Finger für seinen
Sohn gekrümmt? 

„Eine Gefangengabe an den
Feind ist Vaterlandsverrat“,
hieß es seit 1940 im militäri-
schen Eid der Roten Armee. Es
war ein Satz, der Zehntausen-
den Sowjetbürgern zum Ver-
hängnis wurde – viele, die 1945
heil aus deutscher Kriegsgefan-
genschaft zurückkehrten, wur-
den zu Hause exekutiert oder
bekamen 25 Jahre Lagerhaft.

Dass sich Stalins eigener
Sohn schon einen Monat nach
Kriegsbeginn in den Händen
der Deutschen befand, wurde
den Russen hingegen verschwie -
gen. Denn damit war Jakow
Dschugaschwili selbst ein Lan-
desverräter. 

War er das wirklich? Selbst
nach Stalins Tod fand sich nir-

gendwo ein Hinweis auf seinen Sohn.
Dessen Schicksal wurde erst zum Thema,
als Parteichef Michail Gorbatschow in der
Perestroika-Zeit Moskauer Archive öff-
nen ließ. Viele Unterlagen blieben jedoch
weiterhin geheim. 

Sie liegen bis heute im Zentralarchiv
des Verteidigungsministeriums in Podolsk,
südlich von Moskau. Vor kurzem erhielt
der SPIEGEL Zugang zu der Stalin-Akte:
389 Seiten erzählen die Geschichte eines
jungen Mannes, dessen Leben im Schat-
ten des übermächtigen Vaters verlief und
das nach 35 Jahren bereits zu Ende war.
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Familienvater Stalin, Kinder*: Mächtig und rücksichtslos

Z E I T G E S C H I C H T E

„Erschießen Sie mich!“
Vor 70 Jahren kam Stalins Sohn Jakow im KZ Sachsenhausen um, gleich nach 

Kriegsbeginn war er in deutsche Gefangenschaft geraten. 
Hatte er freiwillig die Fronten gewechselt? Russische Dokumente legen das nahe. 

Ausland



Und sie geben, 70 Jahre nach der Schlacht
von Stalingrad, unverhofft Einblicke in
das Familienleben eines Diktators.

Jakow, genannt Jascha, 1908 zur Welt
gekommen, stammt, anders als seine
Halbgeschwister Wassilij und Swetlana,
aus Stalins erster Ehe mit einer georgi-
schen Schneiderin. Der Junge wächst
ohne Eltern auf, die Mutter stirbt an
Fleckfieber, als er acht Monate alt ist, Sta-
lin kümmert sich kaum um ihn. Völlig zu-
treffend gibt Dschugaschwili gegenüber
den Behörden als Tätigkeit des Vaters an:
„Berufsrevolutionär“.

Dem Druck des mächtigen wie rück-
sichtslosen Vaters ist er nicht gewachsen.
Aber die Mädchen lieben ihn. 1925, zum
Ende der Schulzeit, zieht Jakow mit der
16-jährigen Mitschülerin Soja Gunina zu-
sammen, der Tochter eines orthodoxen
Geistlichen. 

Als Stalin davon erfährt, macht
er einen solchen Skandal, dass der
18-Jährige eines Nachts in der Kü-
che seiner Kreml-Wohnung zur
Pistole greift und sich ins Herz zu
schießen versucht. Der Schuss geht
daneben, Jakow liegt drei Monate

im Krankenhaus und flieht dann zu Ver-
wandten seiner Stiefmutter nach Lenin-
grad. Aber er heiratet Soja.

Im April 1928 schreibt Stalin an seine
Frau: „Sage Jascha von mir, dass er sich
wie ein Rowdy und Erpresser benommen
hat, mit dem ich nichts mehr gemein habe
und nichts mehr zu tun haben will. Er soll
leben, wo und mit wem er will. J. Stalin“. 

Es kommt dann nicht ganz so, aber Sta-
lin missfällt das Verhalten seines Sohns.

Der lebt bald mit einer anderen Frau zu-
sammen, bekommt ein Kind mit ihr. 

Nach der Schule besucht Jakow die Ar-
beiterfakultät, eine Vorbereitungsstätte für
die Hochschule, mit 23 geht er ans Dser-
schinski-Transportinstitut. 1935 schließt er
das Studium ab, arbeitet ein Jahr lang als
Ingenieur im Moskauer Stalin-Autowerk,
bevor er in die Artillerie-Akademie der
Roten Armee eintritt.

„Ich weiß nicht, warum Jascha Berufs-
offizier wurde“, wird seine Schwester

Swetlana später schreiben. „Er war
ein zutiefst friedlicher Mensch –
weich, ein wenig schwerfällig, sehr ru-
hig, aber innerlich fest und überzeugt.
Mit dem Vater hatte er nur die man-
delförmigen kaukasischen Augen ge-
mein, mehr nicht. Er besaß keinerlei
brillante Fähigkeiten, war bescheiden,
einfach und arbeitsam.“

Jakow ist anders als der Vater, mit
aller Kraft versucht er dessen Einfluss
zu entfliehen. Er will aus dem Schatten
des furchteinflößenden Familiennamens
treten und Patriot sein, wie andere auch,
als es um das Schicksal des Vaterlands
geht. Alle Angebote, ihm eine Ausnah-
mestellung zu gewähren, lehnt er ab.

* Mit deutschen Offizieren im Juli 1941.
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Stalin-Sohn Jakow nach seiner Gefangennahme*: Aus seiner Enttäuschung über die sowjetische Armee macht er keinen Hehl

Militärakte mit Personalbogen

Ein Leben im Schatten des Vaters



Jakow überlebt den Feuersturm, vier
Tage später taucht er mit den Resten sei-
ner Truppe wieder auf. Ein mit Bleistift
geschriebener Zettel seines Vorgesetzten
an den Divisionschef bescheinigt ihm „be-
sondere Tapferkeit“, auf einer Liste der
Division wird er mit 50 anderen für eine
Auszeichnung vorgeschlagen. 

Am 9. Juli hatten die Deutschen Wi-
tebsk eingenommen, das so wjetische Ar-
meekorps tritt den Rückzug an – Jakow
und seine Einheit sollen noch helfen, die
Flucht zu decken. 

Ausland
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Gefangener Jakow beim Verhör 1941: „Unsere Führung taugte überhaupt nichts“

Russlands 
bedeutendstes Archiv
befindet sich in Podolsk unweit von

Moskau. Im Zentralarchiv des Verteidi-

gungsministeriums werden 18,6 Millio-

nen Dokumente aus den Stäben der

sowjetischen und russischen Streitkräf-

te verwahrt – viele von ihnen betreffen

die Zeit des sogenannten Großen Vater-

ländischen Krieges zwischen 1941 und

1945. Es sind Frontkarten, Lageberichte,

Analysen der Stimmung in der Armee,

zerfledderte Stabszeichnungen oder im

Schützengraben mit Bleistift hingekrit-

zelte Meldungen an die Kommandeure.

Auch die Papiere über Stalins Sohn

Oberleutnant Jakow Dschugaschwili

 lagern dort, mehr als ein halbes Jahr-

hundert lang waren sie geheim. Der

SPIEGEL konnte sie jetzt einsehen: Das

Konvolut aus zwölf Bänden wurde in

zwei Pappkoffern bereitgestellt – durfte

aber nur unter Aufsicht zweier Archiv-

mitarbeiter gelesen werden.

Ende 1937 meldet er sich freiwillig zur
Armee, auch dies eine Flucht vor dem
Vater. 1938 heiratet er schließlich die Bal-
lerina Julija Melzer, eine Jüdin aus Odes-
sa. Jakow hat sie in einem Restaurant
kennengelernt, im selben Jahr kommt
Tochter Galina zur Welt. Auch mit dieser
Schwiegertochter mag Stalin sich nicht
anfreunden. 1940 wird Jakow Oberleut-
nant, im Jahr darauf, am 6. Mai 1941, er-
hält er das Diplom der Artillerie-Akade-
mie. Seine erste Dienststellung tritt er
drei Tage später an – als Kommandeur
im 14. Haubitzen-Regiment der 14. Pan-
zerdivision. 

Das Foto in der Kaderakte zeigt ihn in
der Uniform eines Rotarmisten mit Kra-
genspiegeln, aber ohne Schulterstücke,
den Lederriemen quer über Brust und
Schulter gezogen, ein weicher Mund,
sanfte Augen, die schwarzen Haare zu-
rückgekämmt. Es sind nur noch sechs
 Wochen bis zu Hitlers Überfall auf die
Sowjetunion.

Der Krieg überrascht ihn während ei-
ner Schießübung bei Naro-Fominsk, einer
Kleinstadt 70 Kilometer westlich von
Moskau. Das Regiment wird mobilisiert
und bricht nach Westen auf, in Richtung
Minsk, dem Feind entgegen. Den Vater
treffen – das schafft er nicht mehr, aber
er ruft ihn an. „Geh und kämpfe“, sagt
Stalin ihm am Telefon.

Aber was heißt schon kämpfen in die-
sem Juni 1941? In der Armee herrscht
Chaos, unvorbereitete Sowjetsoldaten
ziehen an die Front. 1,7 Millionen kom-
men in den ersten drei Wochen um oder
geraten in Gefangenschaft 

Auch Jakows Division marschiert in
den Untergang, ihr Weg lässt sich mit Hil-
fe der Akten nachvollziehen. Die tägli-
chen Berichte der Polit-Offiziere an die
Armeeführung sind voller Propaganda-
meldungen, trotzdem sind Unsicherheit
und Verzweiflung zu erkennen. 
28. Juni: Die Kämpfer und Komman -
deure brennen, sich in den Kampf mit
den faschistischen Halsabschneidern zu
stürzen … Allerdings gibt es auch ne -
gative Stimmungen: Die Deutschen seien
sehr erfahren, es sei schwierig, mit ihnen
zu kämpfen … Allein 300 Mann fehlen
im mittleren Führungsbestand der Di -
vision, 800 Mann bei den Unteroffizie-
ren, 35 Prozent der vorgesehenen Lkw
fehlen, es sind nur 24 Prozent aller Tank-
wagen da und nur 53 Prozent der Pan-
zerwagen. 

Am 7. Juli, um vier Uhr morgens, star-
ten die Russen einen Angriff, doch jeder
zweite Panzer wird von den Deutschen
abgeschossen, 200 Soldaten kommen in
den Flammen um. Jakows Batterie feuert
von einer Anhöhe am Waldesrand hin -
über zu den Deutschen, aber bald ver-
stummt auch sie – Regimentskomman-
deur Abalaschow meldet sie am Abend
als Verlust. 

Der Morgen des 14. Juli muss für ihn
und seine Männer die Hölle gewesen sein:
Die Deutschen greifen bei der Kleinstadt
Jarzewo an – 30 Flugzeuge haben sie in
der Luft, die russischen Panzer explodie-
ren, auch die Tanklaster dahinter. 

In den Stabsmeldungen wird es am
Abend heißen: Über den Verbleib des 14.
Haubitzen-Regiments ist nichts bekannt.

Auch Jakow Dschugaschwili, Stalins
Sohn, ist nun verschwunden.

Am 26. Juli verfasst der Brigadekom-
missar Alexej Rumjanzew auf seiner
Schreibmaschine einen dreiseitigen Brief
an den Polit-Chef der Roten Armee. Das
Verschwinden von Stalins Sohn ist zur
Chefsache geworden. Rumjanzew weiß,
dass der Bericht auf Stalins Tisch landen
wird, und so beteuert er, dass die Armee
mit dem Sohn des Kreml-Chefs sehr sorg-
sam umgegangen sei. 

Man habe von Anfang an versucht, den
Genossen Dschugaschwili im Regiments-
stab einzusetzen, aber er bestand hart-
näckig darauf, dass er als Batterie-Kom-
mandeur zum Einsatz kommt. Genosse
Dschugaschwili wandte sich sogar an den
Kommissar des Regiments, um seine Auf-
nahme in die Batterie zu beschleunigen.

Jakows Auftreten an der Front wird im
Brief als „einwandfrei und furchtlos“ be-
schrieben. Als seine Einheit in den Bom-
benhagel der Faschisten geraten sei, habe
ihm der Chef der Operativen Abteilung
angeboten, mit ihm im Auto ins Hinter-
land zu fahren. Doch Genosse Dschuga-
schwili habe geantwortet: „Ich gehe nur
zusammen mit meiner Batterie zurück.“ 

Am 21. Juli schickt die Division einen
Trupp Motorradfahrer in jene Gegend, in
der sie den Stalin-Sohn vermutet. Die



Männer treffen auf den Rotarmisten Po-
puride, dem zusammen mit Jakow die
Flucht gelang. In Rumjanzews Schreiben
heißt es: 
Sie vergruben gemeinsam ihre Papiere
und legten Zivilkleidung an. Als sie am
Seeufer ankamen, sagte Genosse Dschu-
gaschwili zu Popuride, der solle weiter-
gehen, er aber wolle sich ausruhen. Die
von Rumjanzew beschriebene Episode
legt nahe: Jakow hat sich freiwillig in Ge-
fangenschaft begeben.

Am 25. Juli macht sich noch einmal
eine Gruppe von Geheimdienstlern auf
den Weg; auch sie kommt ohne Ergebnis
zurück. Zu dieser Zeit ist Jakow längst
bei den Deutschen. 

Das erste Verhör Jakow Dschugaschwi-
lis findet am 18. Juli statt. Die Sowjets
finden das Originalprotokoll nach Kriegs-
ende im Archiv des Berliner Luftwaffen-
ministeriums. Es ist ein Dokument, das
einen Blick ins Innere des jungen Offi-
ziers freigibt: Stalins Sohn gibt sich stolz,
er verteidigt die politische Ordnung in
seinem Land. Aber aus seiner Enttäu-
schung über die sowjetische Armee – de-
ren Oberbefehlshaber sein eigener Vater
ist – macht er keinen Hehl:
Durch die Umzingelung entstand eine
 solche Panik, dass alle in verschiedene
Richtungen auseinanderliefen … Wir
 hatten überhaupt keine Karten. Bei uns
war alles liederlich und schlecht organi-
siert … Die Division war überhaupt nicht
auf den Krieg vorbereitet …

Frage: Wie wirkte sich das auf die Füh-
rung aus?

Dschugaschwili: Sie taugte überhaupt
nichts. Weil sie sich immer nur in Feld -
lagern aufgehalten hat. Das ist alles, was

sie drei Jahre lang getan hat. Wir haben
etwa 70 Prozent der Panzer verloren.

Frage:Was sind eigentlich die Ursachen
für die schlechte Kampffähigkeit Ihrer
Armee?

Dschugaschwili: Die deutschen Sturz-
kampfbomber, die unklugen Handlungen
unserer Führung, die blödsinnigen und
idiotischen Handlungen ... Sie hat die Ein-
heiten ins Feuer, direkt ins Feuer ge-
schickt.

Noch eine Stelle des Verhörs ist bemer-
kenswert – als die Deutschen mit Jakow
über die Rolle der Juden reden.

Dschugaschwili: Ich kann Ihnen auf-
grund meiner persönlichen Erfahrung sa-
gen, dass das russische Volk niemals Sym-
pathie für die Juden aufgebracht hat ...
Juden und Zigeuner sind gleich – sie wol-
len einfach nicht arbeiten. Aus ihrer Sicht
ist das Geschäftemachen das Wichtigste.
Der Jude will nicht arbeiten, er kann es
nicht.

Was Stalins Sohn über die Juden sagt,
ist gängige Meinung in der Sowjetunion.
Es klingt nur besonders befremdlich, weil
seine Frau Julija Jüdin ist. Als die Deut-
schen ihn fragen, ob sie über seine Ge-
fangennahme informiert werden soll, sagt
Dschugaschwili: „Wenn Sie mir eine Bitte
erfüllen wollen, dann tun sie das nicht.“
Vielleicht ahnt er, was ihr droht. 

Tatsächlich lässt Stalin Julija Dschuga-
schwili im Herbst verhaften. „Jaschas
Tochter soll erst mal bei Dir bleiben“, sagt
er zu seiner Tochter Swetlana: „Seine
Frau ist offensichtlich ein unehrlicher
Mensch, wir müssen das aufklären.“ 

Der Vater habe geglaubt, schreibt Swet-
lana Allilujewa in ihren Memoiren, Jakow
habe sich bewusst in Gefangenschaft be-

geben, angestiftet von seiner Frau: „Die-
ser absurde Gedanke brachte Julija Isaa-
kowna einige Jahre Gefängnis ein: zuerst
die Lubjanka, nächtliche Verhöre, die Eis-
kammer, ewiges elektrisches Licht. Dann
das Gefängnis in der Stadt Engels, und
wieder Moskau, Lefortowo.“

Wenn es um seinen Sohn geht, bleibt
der Diktator misstrauisch. Im Winter 1943,
nach der Schlacht von Stalingrad, erzählt
er Tochter Swetlana, die Deutschen hät-
ten vorgeschlagen, Jakow gegen ein paar
der Ihren auszutauschen. „Ich werde
nicht mit ihnen handeln“, zitiert Swetlana
den Vater. 

Marschall Schukow, der Sieger der
Schlacht um Berlin, beschreibt in seinen
Memoiren einen Spaziergang mit Stalin,
bei dem er ihn nach Jakow gefragt habe.
Stalin habe lange geschwiegen und dann
geantwortet: „Jakow wird der Gefangen-
schaft nicht entkommen. Die Faschisten
werden ihn erschießen.“ Laut Schukow
habe Stalin unter dem Schicksal seines
Sohns gelitten. 

Man darf das bezweifeln. Als der Kino -
regisseur Michail Tschiaureli später den
Film „Der Fall von Berlin“ dreht, will er
aus Jakow Dschugaschwili einen tragi-
schen Kriegshelden machen. Stalin ver-
hindert das. Und als der 1945 ein Tele-
gramm der sowjetischen Militäradmini -
stration in Deutschland bekommt, das ihn
über die Suche nach den sterblichen
Überresten seines Sohns informiert, da
hält es der Vater nicht mal für nötig zu
antworten.

Knapp zwei Jahre dauert Jakow Dschu-
gaschwilis Odyssee durch die deutschen
Lager. Zuerst ist er im fränkischen Ham-
melburg, im Frühjahr 1942 wird er nach
Lübeck überstellt, ausgerechnet als die
Engländer die Stadt zu bombardieren be-
ginnen. Dann folgt das KZ Sachsenhausen. 

Die Jahre bis zu seinem Tod sind gut
belegt. Trotzdem glauben viele Russen
bis heute nicht daran, dass Stalins Sohn
jemals in deutscher Gefangenschaft war.
Die einen sahen ihn später als Flüchtling
in Italien, den USA oder Kanada, andere
wollten wissen, er sei im Irak und habe
in die Familie Saddam Husseins eingehei-
ratet. 

Auch Tochter Galina, die ihren Vater
zuletzt mit drei Jahren sah, ging davon
aus, die deutsche Abwehr habe der Welt
einen Doppelgänger präsentiert und be-
hauptete, er sei Mitte Juli 1941 im unglei-
chen Kampf gefallen, die Deutschen hät-
ten sich nur seine Papiere angeeignet.

Die Dokumente widersprechen dem.
Dass die Spekulationen um Jakows Ende
trotzdem nie aufhörten, hatte seinen
Grund: Die Urne mit der Asche des in
Sachsenhausen Getöteten kam in Berlin
zwar an, verschwand aber dort auf mys-
teriöse Weise. Und mit ihr die letzte Spur
von Jakow Dschugaschwili.

CHRISTIAN NEEF
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Toter Jakow in Sachsenhausen im April 1943: Mitten im Sprung erstarrt 



Die Nase, sagt Rabbi Schmuel Ha-
partzi, könne wichtige Hinweise
auf den Charakter liefern. Ein

Mensch mit großen Nasenlöchern kann
sehr großzügig sein. Wer große Ohren
hat, hört besser zu. Aber natürlich ist all
das keine Gesetzmäßigkeit. 

Der Rabbi sitzt in einem handtuch-
schmalen Raum in Florentin, einem Aus-
gehviertel von Tel Aviv, rechts eine Sushi -
bar, links eine Cocktaillounge. Um ihn
herum hocken 15 Schüler, mehrere Infor-
matiker, eine Hausfrau, ein Bauarbeiter,
vor ihnen auf dem Tisch
liegen Smartphones. 

Auf dem Plan steht an
diesem Dienstagabend
Lektion A der Grundaus-
bildung zum Propheten,
„Die Weisheit der Ge-
sichtszüge“, basierend auf
der jüdischen Universal-
lehre Kabbala. 

Rabbi Schmuel Hapart-
zi, 32, ein kleiner Mann
mit langem Bart und klu-
gen Augen, ist ein un -
orthodoxer Orthodoxer,
An hänger der mystischen
Chabad-Gemeinde. Gera-
de hat er die Propheten-
schule „Kain und Abel“
eröffnet, eine Abendschu-
le, denn Hapartzi ist
hauptberuflich Software-
Ingenieur, nebenbei noch
Vater von fünf Kindern. 

Es ist die erste und vermutlich einzige
Ausbildungsstätte dieser Art, das Prophe-
tentum gilt als beendet, seit die Römer
vor knapp 2000 Jahren den zweiten jüdi-
schen Tempel in Jerusalem zerstörten.
Nach Mose, Elija und Jesaja sah es lange
ziemlich finster aus in Sachen Erleuch-
tung. Schmuel Hapartzi will das ändern.
Der Rabbi glaubt, dass die Menschheit
weiter ist, als sie ahnt, dass sie bereits in
ein neues Zeitalter des Wissens eingetre-
ten ist. Leider aber haben die Menschen
dafür noch kein Bewusstsein entwickelt.
Daher will er seine Schüler gewisserma-
ßen zu Propheten des Alltags ausbilden,
sie in die Lage versetzen, Metaphysisches
auf Erden zu erspüren. 

Zehn Stunden dauert der Grundkurs,
am Ende bekommt jeder Teilnehmer ein
Zertifikat. Der Unkostenbeitrag liegt bei
40 Euro; was übrig bleibt, wird gespendet.

Für Fortgeschrittene gibt es weiterführen-
de Kurse. Vier verschiedene Stufen hat
Hapartzi definiert: Level 1, die Grund-
ausbildung. Level 2, Spezialisierung in al-
len Propheten-Disziplinen. Level 3, di-
rekter göttlicher Draht. Level 4, echtes
Prophetentum, erreichbar nur für von
Gott Auserwählte. Hapartzi sieht sich
selbst auf Level 2, nahe an Level 3. 

Der Rabbi, geboren in Magnitogorsk
im Südural, unterrichtet auf Russisch und
Hebräisch. In Kürze soll der Unterricht
auch auf Englisch stattfinden. Denn das

Interesse ist groß, auch Nichtjuden be -
suchen seine Kurse. Sie suchen eine An-
leitung für den Alltag, zusammenge-
mischt aus jahrtausendealtem Brauchtum.
Die Welt wird immer komplexer, und wer
wünschte sich da nicht eine klarere Sicht
auf die Dinge, einen direkteren Draht zu
wem auch immer da oben?

Israel, so heißt es oft, werde immer re-
ligiöser und ideologischer. Hapartzi da-
gegen ist ein gläubiger Jude, der das
 Judentum vor allem „als Quell des Spiri-
tuellen“ liebt, nicht als politisches oder
religiöses Dogma. Es gehe nicht um Li-
turgie, sondern „eher um praktische Din-
ge“, um Traumdeutung oder die Kom-
munikation mit Engeln. 

Und was ist eigentlich ein Engel?
„Eine Art Energiefeld“, sagt Hapartzi.

Was natürlich sehr vereinfachend ausge-
drückt sei, entschuldigt er sich. 

Der Rabbi ist selbst eine Art Prüfstein
für Toleranz. Wie anders darf einer sein,
ohne dass man ihn für verrückt erklärt? 

Für Erez, 29, Gitarrenbauer und DJ,
ist der Propheten-Grundkurs etwas, auf
das er lange gewartet hat. Er ist gläubig,
aber nicht orthodox, statt Schläfenlocken
trägt er Dreadlocks. Er sagt, dass er für
die Erleuchtung nicht nach Asien fahren
wolle wie so viele Israelis. „Die Spiri -
tualität liegt hier doch auf der Straße.“
Nur leider werde sie zu oft überlagert
von Politik und Ideologie. 

In der akademischen
Welt wird Schmuel Ha-
partzis Erleuchtungsschu-
le dagegen mit Skepsis ge-
sehen. Man könne keine
Propheten ausbilden, sag-
te Rachel Elior, Professo-
rin für jüdische Religions-
philosophie an der He -
bräischen Universität, in
einem Interview. Schließ-
lich könne man ja auch
niemanden lehren, Ein-
stein oder Mozart zu sein.
Hapartzi sei ein Freak.

„Ich bin kein Freak“,
sagt der Rabbi. Er sei viel-
leicht etwas seltsam, aber
ansonsten „ein ganz nor-
males soziales Element“.
Seine Kurse, die Schriften,
ihre Quellen: „zu hundert
Prozent koscher“. Acht
Jahre lang hat er Tora und

Talmud studiert, dazu das Evangelium,
Bücher über Daoismus in China und die
Weisheiten Buddhas. „Ich will niemanden
überzeugen, von nichts.“ Er möchte nur
die Welt ein wenig mehr in Einklang mit
sich selbst bringen. 

Dabei war auch Schmuel Hapartzi
nicht immer religiös. Er wanderte nach
dem Zusammenbruch der Sowjetunion
mit seinen Eltern nach Israel ein. Gläubig
waren sie nicht, eher suchten sie eine
neue Heimat, ohne Antisemitismus und
mit besserem Wetter als in Magnitogorsk.
Der Sohn aber suchte auch in Israel wei-
ter nach einem Zuhause, er fand es in Bü-
chern, in der Religion.

Stört es ihn, dass selbst im Talmud
steht, die einzigen Propheten, die es noch
gebe, seien Kinder und Irre? Nein, sagt
der Rabbi. Das mache ihm nichts aus. 

JULIA AMALIA HEYER

Ausland
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Prophetenausbilder Hapartzi: Anleitung für den Alltag 

TEL AVIV
Jesaja in der Abendschule
GLOBAL VILLAGE: Ein russischstämmiger Rabbi 
bildet in Israel Propheten der neuen Generation aus.
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Szene Sport

S K I S P R I N G E N  

Fliegende Mutter 

T R E N D S P O R T  

„Doppelter Druck“ 
Sportwissenschaftler Martin Stern, 45, über
tödliche Unfälle in den neuen Wintersportarten

SPIEGEL: Vorige Woche starb der Schneemobil-
fahrer Caleb Moore, nachdem er bei den X
 Games, einer Actionsport-Veranstaltung in den
USA, schwer gestürzt war. 2012 gab es tödliche
Unfälle im Freestyle-Skifahren und im Skicross.
Wieso sind diese Sportarten so gefährlich? 

Stern: Als die Freestyle-Disziplinen entstanden, ging es den
Sportlern nur darum, sich selbst zu überwinden. Sie suchten
ihr persönliches Limit und fragten sich: Schaffe ich den Trick
oder nicht? Jetzt starten sie in Wettkämpfen, in denen sie zu-
sätzlich ihre Konkurrenten überbieten müssen. Die Athleten
stehen deshalb unter doppeltem Druck, und manche überschät-
zen dabei ihre Fähigkeiten. Diese schlimmen Unfälle sind übri -
gens typisch für Wintersportarten. 
SPIEGEL: Warum? 
Stern: Es gibt viele Variablen auf dem Berg. Der Schnee, das
Wetter, die Sicht, alles kann sich permanent verändern. Durch
solche äußeren Einflüsse ist die Herausforderung auf der Piste
oder der Halfpipe nur schwer berechenbar – das Risiko steigt. 
SPIEGEL: Machen sich die Sportler bewusst, dass Stürze lebens-
gefährlich sein können? 
Stern: Natürlich. Es sind Profis, die jahrelang trainiert haben.
Sie wissen genau, worauf sie sich einlassen. Sportler in Ski-
cross-Rennen oder in der Halfpipe haben aber keine Angst, ihr
Leben zu verlieren. Sie definieren Gefahren eher als Risiken,
die sie theoretisch beherrschen und kontrollieren können. 
SPIEGEL: Die Veranstalter der X Games haben angekündigt, „so
viel Risiko wie möglich“ aus den Sportarten herausnehmen zu
wollen. 
Stern: Da bin ich skeptisch, das Risiko ist Teil der Struktur
dieser Sportarten. Neue Tricks, mehr Schrauben, spektakulärere
Sprünge – davon leben diese Disziplinen. Die Sportler werden
immer den Grenzgang probieren, egal wie die Bedingungen
sind. Und die Zuschauer erwarten das auch von ihnen.
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Hendrickson

FELIX KÄSTLE / PICTURE ALLIANCE / DPA

Skicross-Rennfahrerinnen

Die Amerikanerin Sarah Hendrickson
ist 18 Jahre alt, sie geht gern ins Kino
und hört viel Musik, sie fährt Einrad,
und ihr Lieblingsfach in der High -
school war Mathematik, alles ganz
normal so weit, nur ihr Spitzname ist
für einen Teenager dann doch etwas
ungewöhnlich: Ihre Kolleginnen im
Team USA nennen sie „Mom“, Mut-
ter – weil sie immer will, dass es allen
gutgeht. Hendrickson stammt aus Park
City, Bundesstaat Utah, und ist eine
der besten Skispringerinnen der Welt.
Ihre persönliche Bestweite liegt bei
143 Metern. Im vergangenen Winter
hat sie den Gesamtweltcup gewonnen,
es war der erste überhaupt, den Frau-
en ausgetragen haben – Hendrickson
siegte bei 9 von 13 Wettbewerben.
Weil sie fliegt, jung ist und erfolgreich,
wird sie neuerdings von Red Bull ge-

sponsert. Bei der Nordischen Ski-WM,
die am 20. Februar in Val di Fiemme
beginnt, ist sie eine Favoritin auf Gold.
Hendrickson kommt aus einer Winter-
sportfamilie, ihr Vater war selbst Ski-
springer, ihr Bruder ist Nordischer
Kombinierer, ihre Mutter macht Lang-
lauf. Sarah stand mit 2 Jahren das
 erste Mal auf Skiern, mit 7 entschied
sie sich für das Skispringen, und mit
14 gewann sie einen Wettbewerb im
Kontinentalcup, das war damals die
höchste Kategorie für Frauen. „Mein
großer Traum aber bleibt die Teil -
nahme an den Olympischen Spielen“,
sagt Hendrickson. In Sotschi geben die
Damen kommendes Jahr ihr Debüt.
Die Premiere auf der Schanze im Kau-
kasus, beim Weltcup-Springen im
 Dezember, hat Sarah Hendrickson
 bereits gewonnen.
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Steilküste begrenzten Landzunge, die
sich hier in den Pazifik schiebt. Oben hat
die US-Luftwaffe eine kugelförmige, weiß
leuchtende Radaranlage installiert. Davor
im Meer bricht die legendäre Welle auf
zackige Felsen. 

Clark ist mit diesem Blick aufgewach-
sen, mit dem „Mount Everest“ der Wel-
len in Sichtweite. Es war Anfang der sieb-

Sport

Die Welle kommt wie aus dem
Nichts herangerollt, eine riesen-
hafte Wand aus Wasser. Sie bäumt

sich auf, ihre Lippe ein schäumendes
Band. Gerade will sie brechen, da nimmt
Peter Mel Fahrt auf und lässt sich in die
Tiefe fallen. 

Für Sekundenbruchteile schwebt Mels
Surfbrett vertikal in der Luft. Dann knallt
es auf den Wellenboden. Mel strauchelt.
Er fängt sich, drückt die Kante des Boards
ins Wasser und surft zur Seite davon. 

Doch es ist zu spät. Die Welle über -
rollt ihn. Mehr als eine halbe Minute lang
hält ihn das Ungetüm unter Wasser,
gefan gen wie in einem eiskalten Grab.
Als der Surfer auftaucht, blendet ihn
gleißendes Sonnenlicht. So dunkel war
es in der Tiefe. 

„Sie ist einfach über mir explodiert“,
erzählt Mel später, „eine denkwürdige
Erfahrung.“ Er ist immer noch aufge-
wühlt von dem Erlebnis, „stoked“ nennt
er das Gefühl. Das zu übersetzen ist fast
unmöglich. Vielleicht so: Für Mel war es
ein phantastischer Tag in Mavericks, ei-
nem Surfrevier an der nordkaliforni -
schen Küste, wo eine der gefährlichsten
Wellen der Erde bricht.

Donnernd krachen hier
im Winter Brecher bis zur
Größe sechsstöckiger Wohn-
häuser in sich zusammen.
Den letzten Toten gab es
vor zwei Jahren. Doch das
Risiko schreckt die Surfer
nicht.

Big-Wave-Surfer sind Ex-
tremsportler, Adrenalin-
Junkies, Getriebene, Wahn-
sinnige. Sie reisen um die
Erde auf der Suche nach
den höchsten Wellen. Von
November bis März, wenn
schwere Winterstürme im
Nordpazifik gewaltige Dü-

nungen an die Küste Kaliforniens schi-
cken, pilgern die Surfer zur Half Moon
Bay südlich von San Francisco. 

Bevor die Gladiatoren, bärige Typen
in dicken Neoprenanzügen, hinauspad-
deln ans Mavericks-Riff, studieren sie
Wellenmuster, Strömungen und Sturm-
systeme. Um die Angst vor den Naturge-
walten zu überwinden, stählen sie nicht
nur ihren Körper, sondern auch ihre See-
le. Manche machen Yoga, andere gehen
zum Psychologen, um über ihre Grenz-
erfahrung zu sprechen. Wieder andere
pushen sich auf mit Drogen. 

Das alles tun sie für ein paar flüchtige
Momente auf der Welle, Momente, in de-
nen sie dem Tod oftmals näher sind als
dem Leben. 

„Auf diesen Wellen zu surfen berührt
mich im Innersten; es ist die intensivste
Erfahrung, die ich kenne“, sagt Jeff Clark,
ein Veteran der Szene. Angst kennt der
Surfer nicht: „Ich weiß, was ich zu tun
habe; ich habe alles vorher berechnet“,
erzählt Clark, „wenn ich lospaddle, sage
ich mir: Jetzt ist es Zeit, frei zu sein.“

Clark ist eine Art Gottvater in der Sze-
ne. Er hat das Revier am nördlichen Ende
der Half Moon Bay vor über 35 Jahren

entdeckt. Heute betreibt
der 55-Jährige an der Mari-
na des Orts einen Surfshop.
Der Gummigeruch von
Neopren hängt schwer in
dem kleinen Laden. Von
Clark selbst zugeschnittene
„Gun“-Surfboards stehen
bereit, schmal und lang und
deshalb ideal für die Mave -
ricks-Welle. Vor der Tür des
hellblau getünchten Holz-
baus geht der Blick über die
Masten der Segelyachten
und eine langgezogene
Steinmole hin aus zum Pil-
lar Point, einer von der
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Die Jäger vom 
Pillar Point

In einer Bucht südlich von San Francisco reiten 
Surfer die gefährlichsten Wellen Kaliforniens. 

In den Riesenbrechern erleben sie Momente des
größten Glücks  – und der Todesangst.

200 km

KALIFORNIEN

San Francisco

USA

Pillar Point



ziger Jahre, und niemand traute sich zu,
auf so einem Monster zu surfen. Clark,
damals 17 Jahre alt und mit der Todes-
verachtung der Jugend gesegnet, wollte
es allen zeigen. Anfang 1975 paddelte er
in die Brecher und bestand die Prüfung.
„Am ersten Tag surfte ich fünf Wellen“,
erzählt er, „stürzen war keine Option; ich
war ja allein da draußen.“

15 Jahre lang hatte Clark die Welle für
sich allein. Niemand sonst wagte sich hin -
aus. Erst 1990 überredete er Freunde, ihn
zu begleiten. 

Immer mehr Surfer kamen schließlich
nach Half Moon Bay, um die Riesenwelle
zu bestaunen, die genauso gewaltig war
wie jene vor Hawaii, nur rauer, kälter, be-
drohlicher. 

Grant Washburn war einer der ersten
Surfer, die Clark mit hinausnahm. Der
44-Jährige ist ein Hüne mit kantigem
Kinn, 1,95 Meter groß, über 110 Kilo-
gramm schwer. Es ist der Tag vor dem
„Mavericks Invitational“, dem Wettkampf
der besten Big-Wave-Surfer. Washburn
zieht sein Brett aus dem Wagen und mon-
tiert die Finnen. Auf dem Weg zum Strand
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erzählt er von der Kraft der Welle. „Sie
hat so viel Gewicht; wenn sie auf dich
drauffällt, drückt sie dich in die Tiefe und
hält dich dort fest“, sagt er, „und wenn
du zu lange da unten warst, kannst du
nur hoffen, dass dich jemand rechtzeitig
findet und wiederbelebt.“ 

Washburn legt jetzt sein Surfbrett auf
den Strand und zieht die Neoprenhaube
über den Kopf. Dann blickt er hinaus zu
den Brechern. Die Höhe der Wellenfront
schätzt der Surfer an diesem Tag auf etwa
zehn Meter – klein für Mavericks. Aber
„dick“ seien die Wellen heute, sagt

Washburn: „Es wird weh tun.“ In Mave -
ricks von der Welle begraben zu werden,
einen „Wipeout“ zu haben, wie die Surfer
sagen, ist ein Alptraum. Die Brecher ha-
ben enorme Kraft. Bis zu 3300 Seemeilen
legen manche Wellen zurück, ehe sie auf
das Riff vor dem Pillar Point treffen. Dort
bäumen sie sich an einem pilzförmigen
Felsen unter dem Meeresspiegel ruckartig
auf, um kurz darauf in sich zusammen-
zubrechen und wie Lawinen auf die Klip-
pen zu rollen.

Für Surfer ist die Mavericks-Welle
 perfekt, weil sie steil und hoch ist,
 gleich mäßig zur Seite wegbricht und sich
dabei überschlägt. Im besten Fall bildet
sich ein Tunnel, in dem die Matadore ihre
 kühnsten Ritte zeigen können. Oft genug
 jedoch verschlingt die Welle die Surfer. 

Seine Unschuld verlor das Revier 1994,
als der Hawaiianer Mark Foo starb. Eine
nur etwa sechs Meter hohe Welle wusch
ihn vom Brett. Foo verschwand im Weiß-
wasser. Stunden später entdeckten Surfer
den toten Körper des Mannes. Ein zwei-
tes Opfer gab es im März 2011, als der er-
fahrene Surfer Sion Milosky ertrank.

Andere entwischten den Naturgewal-
ten nur knapp. Legendär ist der Sturz des
Surfers Jay Moriarity im Dezember 1994.
Der damals 16-Jährige war gerade in eine
Welle gestartet, als starker ablandiger
Wind sein Brett von unten erfasste. Das

Surfboard flog in die Luft, Moria-
rity stürzte vier Stockwerke in
die Tiefe.

Ein Fotograf hielt fest, wie der
Surfer mit weit ausgebreiteten
 Armen nach unten segelte. Der
Schnappschuss ging als Titelfoto
des „Surfer“-Magazins um die
Welt. Der Wellenreiter aus Santa
Cruz, der Jahre später bei einem
Tauchunfall umkam, stieg zur Le-
gende auf. „Live like Jay“, lebe
wie Jay – in Half Moon Bay ist
der Satz auf Boards, Aufklebern
und Schildern allgegenwärtig.
Moriaritys Geschichte wurde jetzt
von Hollywood verfilmt. „Mave -
ricks“, im Januar auch in Deutsch-
land angelaufen, erzählt, wie der
Junge aus einfachen Verhältnis-
sen die Riesenwelle für sich ent-
deckt und sie am Ende bezwingt.

Der Streifen lässt kein Klischee
aus und ist kaum mehr als seichte
Unterhaltung. Die Dreharbeiten
allerdings hatten es in sich. Das
Boot der Filmcrew kenterte fast,
als es zu nah an die Wellen heran-
fuhr. Der Schauspieler Gerard But-
ler, der für den Film extra surfen
lernte, wäre beinahe ertrunken.
Ihm wiederfuhr ein „two-wave
hold-down“, wie es die Surfer nen-
nen. Zwei Brecher hielten ihn un-
ter Wasser, ohne dass Butler zwi-
schendurch Luft holen konnte.

Peter Mel hat diese Grenzerfahrung oft
durchgemacht. „Ich habe gelernt, die
Angst für mich zu nutzen“, sagt er, „ich
lasse jedes mögliche Szenario schon vor-
her in meinem Kopf ablaufen.“ Wenn es
dann geschieht, wenn die Welle ihn mit-
reißt, rollt sich Mel unter Wasser zusam-
men und versucht, sich zu entspannen. 

Doch die Nahtoderfahrung hinterlässt
Spuren. „Wenn du fast ertrinkst, bleibt
das in deinem Kopf stecken“, sagt er,
„dann hilft nur, gleich wieder in die Welle
zu gehen.“ 

Mel ist 43. Er hat eine Frau und einen
13-jährigen Sohn und einen guten Büro-
job. Er könnte einfach aufhören, sein Le-
ben zu riskieren. Doch er kann nicht. 

„Fahr mit mir raus“, sagt er. Wer ihn
verstehen wolle, müsse ihn surfen sehen. 

Es ist der Tag des Wettkampfs, und
schon früh geht es im Motorboot hinaus
auf den Ozean. An die 30 Schiffe parken
direkt neben dem Mavericks-Riff, an ei-
ner Stelle, wo das Wasser so tief ist, dass
die Dünung einfach durchläuft, ohne Un-
heil anzurichten. Fotografen haben ihre
Objektive in Anschlag gebracht, zwei
 Helikopter kreisen über den Wellen. 

Die Surfer sind schon im Wasser. Sie
warten. Ein leichter Wind vom Land her
kräuselt die See. 20, 30 Minuten passiert
nichts. Dann kommt plötzlich Leben in
die Männer. 

Weit draußen kündigt sich als wabern-
de Linie auf dem Wasser ein sogenanntes
Set an, eine Abfolge mehrerer hoher Wel-
len, auf die die Surfer gelauert haben.
Fast instinktiv paddeln sie los. 

Auch Mel legt sich bäuchlings auf sein
Brett und treibt es mit seinen mächtigen
Armen voran. Er weiß noch nicht, dass
er am heutigen Tag das „Mavericks Invi-
tational“ gewinnen wird, die Krönung sei-
nes langen Surferlebens. In diesem Mo-
ment weiß er nur, dass er einen dieser
Brecher erwischen muss. Wie ein Jäger
bringt er sich in Position, um genau jenen
Punkt der Welle zu erwischen, an dem
sie gerade noch nicht bricht, aber doch
schon einen Steilhang formt, auf dem es
sich lohnt hinabzugleiten.

Und plötzlich ist sie da, Mels Riesen-
welle, turmhoch, brutal. Er paddelt mit
seinem Brett an, nimmt Geschwindigkeit
auf, bis er den Schub des Wassers spürt.
Er drückt sich mit den Armen nach oben,
springt auf und startet in die Tiefe. Hinter
ihm bäumt sich die Welle auf und zer-
stäubt in tosender Gischt.

Diesmal gelingt Mel das Kunststück. Er
legt sich nach rechts in die Kurve und rast
die Welle quer entlang. Wie in Trance
lässt er kurz seine Hand an der gläsernen
Wasserwand entlanggleiten, als wollte er
sich abstützen. Der Brecher droht ihn zu
überrollen. Doch Mel ist schneller. Er ent-
kommt dem Monster, seitlich fährt er aus
der Welle heraus, in den sicheren Bereich,
wo die Boote stehen. 

Es war ein wilder Ritt, ein Moment,
den Peter Mel liebt – und für den er ster-
ben würde. „In den Wellen fühle ich mich
lebendig, dort habe ich eine Bestim-
mung“, sagt er.

PHILIP BETHGE

Sport
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Surfer Clark: Allein mit dem Monster 
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Video: Der Teufelsritt 

des Peter Mel
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Rob Wainwright nahm als Letzter auf
dem Podium Platz, vergangenen
Montag in Den Haag, und er hatte

schlechte Nachrichten zu verkünden. Der
Waliser, ein unauffälliger Mann, Vater
dreier Kinder, Wirtschaftswissenschaftler
und Freund der Literatur, ist Chef der
euro päischen Polizeibehörde Europol, er
hat in seiner Karriere bereits dabei ge -
holfen, Kinderporno-Ringe zu sprengen,
Menschenhändler zu überführen, Drogen-
schmuggler zu verhaften und Geldwä-
schern das Handwerk zu legen. Am Mon-
tag aber ging es um Sport. Um Fußball.

Wainwright saß vor einer Reihe von Mi-
krofonen und sprach vom „größten Fall
aller Zeiten“, als er die Ergebnisse der
Operation „Veto“ präsentierte: 380 mani-
pulierte Spiele zwischen 2008 und 2011 in
ganz Europa, 425 Verdächtige aus 15 Län-
dern, darunter Spieler, Schiedsrichter und
Vereinsoffizielle, zwei Millionen Euro Be-
stechungsgeld sollen geflossen sein, acht
Millionen habe die Wettmafia eingenom-
men, und es gebe noch weitere 300 Spiele,
vor allem in Afrika, Asien, Zentral- und
Südamerika, die auffällig seien. 

„Das ist ein trauriger Tag für den Fuß-
ball“, sagte Rob Wainwright. Es war die
Quintessenz eines Auftritts, der vor allem
eines war: geschickte PR. Der größte Teil
der Fälle war schon bekannt, längst erle-
digt oder nicht eindeutig bewiesen. Mit
all den Zahlen, geballt vorgetragen, rühr-
te Wainwright die Trommel für Europol,
und er lieferte einen Arbeitsnachweis, der
klang wie ein Alarmsignal: Der Fußball,

lautete die Botschaft, gerät in die Fänge
internationaler Banden.

Helmut Spahn hat dieser Weckruf nicht
überrascht. Er war Leiter des Spezialein-
satzkommandos in Frankfurt, danach Si-
cherheitsbeauftragter des Deutschen Fuß-
ball-Bunds, mittlerweile sitzt Spahn in ei-
nem Büro im Emirat Katar, wo er als Ge-
schäftsführer des International Centre for
Sport Security arbeitet. „Wettmanipula-
tion im Sport ist mittlerweile endemisch
und weltweit verbreitet“, sagt er. „Für
die Organisierte Kriminalität ist das Ge-
schäft inzwischen attraktiver als Drogen-
handel. Man könnte sagen, für die Mafia
ist das der Markt der Zukunft.“

Die Spuren der Wettmafia führen vor
allem nach Asien, dort ist Wetten eine
Freizeitbeschäftigung. In Singapur, auf
den Philippinen, in Macao kann man an -
onym wetten, auf Spiele in Mazedonien,
auf den ersten Einwurf bei einem Zweit-
liga-Spiel in Griechenland. Es ist ein wil-
der Markt, Wetten werden angeboten, die
in Europa illegal sind. Ein Limit bei den
Einsätzen ist selten.

Die drei wichtigsten Buchmacher in
Asien setzen mit Sportwetten im Jahr
über 100 Milliarden Dollar um. Das lockt
die Banden an. Und dass das Risiko, bei
einer Manipulation erwischt zu werden,
gering ist. „Überall, wo es Lücken in den
gesetzlichen Vorschriften gibt – da stoßen
die rein“, erklärt Spahn.

Der Fußball-Weltverband Fifa stellte
Interpol 20 Millionen Euro zur Verfügung,
um Wettmanipulationen, die aus Asien
gesteuert werden, aufzudecken. Bislang
sind 8 Millionen geflossen. „Das Geld ist
genauso schnell verpufft, wie es kam“,
sagt einer der zuständigen Ermittler. An
die Köpfe der Banden kommt Interpol
nicht ran.

Ähnlich wirkungslos sind Frühwarn-
systeme zur Überwachung von Sport -
wetten, an die alle großen Verbände an-
geschlossen sind. Die Programme regi -
strieren ungewöhnliche Quoten, melden
auffällige Wettmuster. Aber sie bleiben
ohne Wert, weil nichts passiert, wenn sie
Alarm schlagen.

Ein auffälliges Spiel abzusagen ist nicht
möglich, der Polizei reicht eine seltsame

Quote nicht als Anfangsverdacht. Selbst
wenn Erkenntnisse vorliegen, dass eine
Partie verschoben wurde, müssen Staats-
anwälte erst mal klären, ob sie überhaupt
zuständig sind.

Die Bundesliga und die Premier League
in England sind bislang nicht von Mani-
pulationen betroffen; es ist schwierig für
die Wettpaten, Profis zu bestechen, die
Millionen verdienen.

Grundsätzlich resistent sind die höher-
klassigen Ligen aber nicht. In der türki-
schen Süper Lig sollen in der Saison
2010/11 mindestens 15 Spiele verschoben
worden sein, und in derselben Saison hat
die Wettmafia offenbar Begegnungen in
der italienischen Serie A manipuliert.

Ein Wettsyndikat ist aufgebaut wie
eine Pyramide, da sind Zuträger, Geld-
eintreiber, Geldboten. Ein manipuliertes
Spiel ist ein langangelegtes Projekt, ty-
pisch für Organisierte Kriminalität.

Die Banden sprechen Nachwuchsspie-
ler an, in Trainingslagern, manchmal so-
gar in Schulen, sie bauen Freundschaften
zu ihnen auf, das geht über zwei, drei
Jahre, oft länger. Und irgendwann bitten
sie den Spieler dann um einen kleinen
Gefallen. 

Für Sylvia Schenk, Vorstandsmitglied
von Transparency International Deutsch-
land, ist Prävention das wichtigste Werk-
zeug im Kampf gegen die Manipulatio-
nen. Schon junge Spieler müssten ausrei-
chend geschult werden, damit sie nicht
anfällig seien. Bayerns Justizministerin
Beate Merk von der CSU plädiert für ei-
nen eigenen Straftatbestand gegen Mani-
pulation im Sport. 

Sicherheitsexperte Spahn geht noch
weiter. „Man braucht einen globalen
Fonds, aus dem eine internationale Er-
mittlergruppe finanziert wird, die sich ad
hoc bildet“, sagt er. „Man braucht eine
unabhängige Institution, die nicht profit-
orientiert arbeitet, bei der die Fäden zu-
sammenlaufen. Eine Agentur, die Infor-
mationen sammelt und analysiert, die Re-
gierungen, Verbände und Polizei berät.
Dann hätte man eine Chance.“

Eine Welt-Anti-Wettbetrug-Agentur. Es
gab schon schlechtere Ideen.

RAFAEL BUSCHMANN, MAIK GROSSEKATHÖFER
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Markt für die
Mafia

Wettmanipulation im Fußball ist
für organisierte Banden attraktiver

als Drogenhandel. Die Gewinne
sind gigantisch, das Risiko, erwischt

zu werden, gilt als gering.
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Europol-Chef Wainwright (M.) in Den Haag: „Trauriger Tag für den Fußball“
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Bleifabrik der Römer
In jener Gegend, wo heute das walisi-
sche Oakenholt liegt, dürfte in römi-
scher Zeit das Leben ungesund gewe-
sen sein. Archäologen sind in einem
Neubaugebiet des Ortes auf die Über-
reste antiker Werkstätten gestoßen, in
denen einst Bleierz verhüttet wurde.

Der Rohstoff stammte offenbar vom
nahe gelegenen Halkyn Mountain. In
dem Betrieb wurde das Blei zunächst
durch stundenlanges Erhitzen aus dem
Erz gewonnen, wovon zahlreiche
Schlackereste zeugen. Danach gossen
die Arbeiter aus dem geschmolzenen
Metall Barren, die vermutlich auf dem
Wasserweg in das römische Legions -
lager Deva (das heutige Chester) trans-
portiert und dort zu Wasserleitungen
und Hausdächern verbaut wurden.

V E R K E H R

S-Bahn nach nirgendwo
Mit einem Gutachten zur geplanten
Bonner Flughafen-S-Bahn blamiert
sich das Düsseldorfer Ingenieurbüro
Spiekermann. In der Expertise im Auf-
trag der Nahverkehr Rheinland GmbH
wird dem Bauprojekt bescheinigt, die
S-Bahn-Trasse müsse gar nicht ins
Bonner Stadtgebiet führen. Eine
Rheinquerung, die zur Anbindung des
Stadtzentrums erforderlich wäre, wird
von den Spiekermann-Ingenieuren
„verkehrlich nicht als notwendig“ ein-
gestuft. Hintergrund der mehrjährigen
Provinzposse: Die derzeit geplante
Trasse führt nur in den rechtsrheini-
schen Teil der Ex-Hauptstadt, er-
schließt also für geschätzte 369 Millio-
nen Euro Baukosten einen unbedeu-
tenden Siedlungsraum; das Bonner
Stadtgebiet hingegen liegt im Wesentli-
chen links des Rheins und wäre nur
über eine Flussquerung zu erreichen –
aber die ist nicht vorgesehen. Den-
noch befürworten Stadt, Land und
Gutachter die offensichtliche Fehlpla-
nung, weil die S-Bahn als Abfallpro-
jekt des Berlin/Bonn-Gesetzes vorwie-
gend aus Bundesmitteln finanziert wer-
den soll. Eine Trasse über den Rhein
ins Bonner Zentrum müsste mit dem
Bund neu verhandelt werden. „Das
Gutachten“, kritisiert der Bund für
Umwelt und Naturschutz, „wirft mehr
Fragen auf, als es Antworten gibt.“

T I E R E

Wie Killer-Schnauzen
aussehen

Die Anatomie des Unterkiefers verrät,
ob ein Krokodil fähig ist, Jagd auf gro-
ße Beutetiere wie Zebras oder Büffel
zu machen. Zu diesem Ergebnis kom-
men Biomechanik-Experten von der
australischen Monash University, die
am Computer die Belastbarkeit der
Schnauzen von sieben Krokodilarten
simuliert haben. Dabei fanden die Wis-
senschaftler heraus, dass nur Tiere mit
kurzem, gedrungenem Unterkiefer
große Landtiere durch heftiges Schüt-

teln in der Luft oder durch wirbelnde
Drehbewegungen unter Wasser zerrei-
ßen können. Exemplare mit schlanker
Schnauze hingegen, bei denen die
 Unterkieferhälfte zu einem weit vor-
springenden Knochen verwächst, wür-
den den dabei entstehenden Kräften
nicht standhalten: „Ihr Kiefer würde
brechen, wenn sie sich auf solche Beu-
te stürzten“, so Teammitglied Chris -
topher Walmsley. Auch für Paläonto -
logen sind die Modellrechnungen hilf-
reich. „Wenn sich bei versteinerten
Meeresreptilien der Aufbau des Unter-
kiefers rekonstruieren lässt, lernen wir
etwas über ihr Ernährungsverhalten“,
erklärte Studienleiter Colin McHenry
gegenüber der „Australian Broad -
casting Corporation“. 

Krokodilattacke gegen Zebra
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Wachsende Wüste
Seine erste Begegnung mit der Wüste
war frostig: Bei minus acht Grad Cel -
sius campierte Wolf Dieter Blümel
nachts in der südwestafrikanischen Na-
mib. Seither ist er vom „Wüsten-Virus“
infiziert. Jetzt hat der Geograf von der
Universität Stuttgart ein umfassendes
Werk über den faszinierenden Lebens-
raum veröffentlicht. Blümel befasst
sich darin nicht nur mit der Vergangen-
heit und Gegenwart der mystischen

Naturlandschaften, sondern auch mit
deren Zukunft. Vor allem kleine Wüs-
tengebiete sind den Analysen des Wis-
senschaftlers zufolge durch Rohstoff -
suche, Kriege und Abenteuertourismus
in Gefahr: „Für manche Wüstenab-
schnitte kommen Schutzmaßnahmen
bereits zu spät.“ Andererseits sorgten
etwa die Überweidung von Steppen
oder Trockensavannen dafür, dass die
„Wüsten wachsen“. Schon jetzt machen
Wüsten und Halbwüsten rund ein Drit-
tel der irdischen Festlandsfläche aus.

Wolf Dieter Blümel: „Wüsten“. Verlag Eugen Ulmer,
Stuttgart; 328 Seiten; 34,99 Euro.
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Zu fruchtbar für die
Schwangerschaft?

Britische Reproduktionsärzte glauben
herausgefunden zu haben, warum es
bei manchen Frauen immer wieder zu
ungewollten Abgängen in der frühes-
ten Schwangerschaftsphase kommt:
Sind die Betroffenen zu lange emp-
fängnisbereit? Generell wird die mo-
natlich zwei- bis dreitägige Spanne
höchster Fruchtbarkeit durch eine Ent-
zündungsreaktion in der Gebärmutter-
schleimhaut gesteuert. Bei ihrer Studie
erkannten die Mediziner der Warwick
Medical School, dass dieser Entzün-
dungsprozess in einigen Fällen ungere-
gelt abläuft und länger als gewöhnlich
dauert – mit der Folge, dass der opti-
male Zeitpunkt für die Einnistung der
befruchteten Eizelle verpasst ist und
diese dann von der Gebärmutter abge-
stoßen wird. Die Ärzte hoffen, dass
sich das „Fruchtbarkeitsfenster“ mit
Hilfe von Medikamenten früher schlie-
ßen lässt. „Das könnte eine Perspekti-
ve für Frauen bedeuten, denen bisher
nicht zu helfen war“, sagt Studienleite-
rin Siobhan Quenby.
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Menschlicher Embryo im Frühstadium

Dünen in der Namib-Wüste

Gefrorene Rülpser
Im kanadischen Lake

Abraham ist Methangas

zu pfannkuchenförmigen

Blasen im Eis erstarrt.

Das Gas stammt von

Bakterien, die es am

Seegrund freisetzen.

Y
O

R
G

O
S

 N
IK

A
S

 /
 S

P
L
 /

 A
G

E
N

T
U

R
 F

O
C

U
S

C
H

R
IS

T
IA

N
 H

E
E

B
 /

 L
A

IF



D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 398



Der Komiker Markus Maria Profit-
lich ist ein Typ, den man in der
Fußgängerzone lieber nicht an-

rempelt. Und am Tresen wartet man brav
hinter ihm, bis man dran ist. Profitlich
wiegt 140 Kilo und ist 1,90 Meter groß.
Wenn er Spaß machen will, dann guckt
er ernst. Und wenn er „hallöchen“ oder
„tschö“ sagt, gibt er einem eine Hand, die
aussieht, als taugte sie dazu, ein Telefon-
buch zu zerreißen. 

Dennoch hatte Profitlich einen Feind,
dem er sechs Jahre lang auswich, voller
Angst, morgens und abends: die Waage
in seinem Badezimmer. Sechs Jahre, so
lange dauerte es, bis er wieder darauf-
stieg, um zu sehen, wie viel er wirklich
wog: „Vor diesem Moment hatte ich rich-
tig Schiss.“ 

Profitlich, 52, der mit seiner Comedy-
Show „Mensch Markus“ Fernsehpreise
gewonnen hat, war schon immer pumme-
lig. Bei seiner Geburt wog er sechs Kilo.
Er war das letzte von sechs Geschwistern.
Als der Kleinste aß er die Reste auf den
Tellern der anderen auf. Dafür bekam er
jedes Mal ein Lob. Es machte ihn stolz,
seine Eltern auch. Profitlich nennt es
„mein Maß an Zuneigung“. Mit 16 wog
er schon 90 Kilo. 

Er ging früh von der Schule ab, schlug
sich mit Gelegenheitsjobs durch. Zur Co-
medy kam er mit Mitte zwanzig, er hatte
eine Kneipe, trat dort selbst auf. Eines
Tages rief RTL an. Es ging bergauf. Er
spielte in der populären „Wochenshow“
mit, dann bekam er seine eigene Sen-
dung. Profitlich schrieb, drehte, spielte,
produzierte. Sein letzter Stand damals:
„So um die 120 Kilo.“ 

Doch je mehr er arbeitete, je mehr Er-
folg er hatte, desto mehr entglitt ihm sein
Gewicht. An Drehtagen gab es Frühstück
am Set, üppig mit Rührei und Speck. In
der ersten Pause noch einmal Frühstück,

dann Mittagessen mit drei Gängen: „Ita-
lienisch, Spanisch, Griechisch, Haus-
mannskost: schmeckt alles gut!“ Nach-
mittags folgten Kuchen und andere Sü-
ßigkeiten. Abends mit der Familie Essen,
dann nachts, nach dem Textlernen, noch
ein Mitternachtssnack. 

Profitlich schlief nur noch fünf, sechs
Stunden, ansonsten arbeitete er. Und aß.
Auf die Waage stellte er sich nicht mehr –
er hatte schon genug Stress. Doch dann
wurde er plötzlich krank und verlor nach
einer Kehlkopfentzündung seine Stimme.
Sechs Monate lang blieb er stumm, an-
derthalb Jahre lang konnte er nicht ar-
beiten. Er sagt: „Da bekommt man Angst.
Wie ernährt man die Familie? Den Taxi-
schein machen?“ Mit Existenzängsten ist
keiner lustig. 

Als die Stimme zurückkehrte, verklei-
nerte er seine Produktionsfirma, von 80
Mitarbeitern blieb einer. Und am Ende
traute er sich doch wieder: Vor einem
Jahr stieg er auf die Waage.

„Nur gesehen hab ich nichts. Bei 150
Kilo war bei meiner Waage Schluss.“ Er
zog los, kaufte eine neue. Darauf stand:
162,3 Kilo. 

So ähnlich wie Markus Maria Profitlich
ergeht es weltweit einer wachsenden An-
zahl von Menschen. 1,4 Milliarden Er-
wachsene gelten inzwischen als zu schwer,
2,8 Millionen Menschen sterben jährlich
an den Folgen ihrer überschüssigen Fett-
polster. Die Liste der Risiken ist lang:
Herzinfarkt, Schlaganfall, Diabetes Typ
2, Gelenkschmerzen, Brust- und Darm-
krebs, Alzheimer und Unfruchtbarkeit.

Zum ersten Mal in der Geschichte lei-
den genauso viele Menschen an Überge-
wicht wie an Unterernährung. In Ländern
wie Deutschland stellen die Dicken sogar
die Mehrheit. Jeder fünfte Deutsche gilt
nicht mehr nur als übergewichtig, son-
dern als fettleibig, und schon bei den Ju-
gendlichen ist es fast jeder zehnte.

Doch wie ist diese Epidemie zu erklä-
ren? Als naheliegende Gründe galten bis-
lang das Überangebot an kalorienreichen
Lebensmitteln sowie Bewegungsmangel.
In diesem Fall wäre Übergewicht also ein-
fach nur eine Nebenwirkung der Wohl-
standsgesellschaft.

Doch so einfach ist es offenbar nicht. In
den vergangenen Jahren haben die Medi-
ziner einen Paradigmenwechsel vollzogen.
Dickwerden, sagen sie heute, hat weniger
körperliche als psychosoziale Ursachen. 

Bei fast allen Betroffenen läuft es ab
wie bei dem Komiker Profitlich: Sie brin-
gen eine erbliche Veranlagung mit; aber
dann kommen die Lebensumstände hin-
zu: Stress, Existenzangst, Armut, Über-
forderung, Prägungen in der Kindheit,
Einsamkeit, Traumata – die Liste der see-
lischen Dickmacher ist lang. 

Der Hirnforscher Achim Peters von der
Universität Lübeck sieht im Dauerstress,
unter dem viele leiden, die Hauptursache
der Fettleibigkeit. „Wenn ich meine dicken
Patienten frage: ,Was tragen Sie für eine
Last?‘, dann wissen die meisten ziemlich
genau, wo ihre Sorge liegt“, sagt Peters.
Der Autor des Bestsellers „Das egoistische
Gehirn“ hat jetzt ein neues Buch zum
Thema Übergewicht vorgelegt, in dem er
die psychosozialen Ursachen der globalen
Adipositas-Epidemie beschreibt* (siehe
Interview Seite 104). 

Peters’ Fixierung auf den Stress teilen
nicht alle seine Fachkollegen. Aber auch
andere führende Forscher sind inzwi-
schen davon überzeugt: Fettleibigkeit ent-
steht nicht im Körper, sondern im Kopf.

„Die Rolle des Gehirns bei der Entste-
hung von Übergewicht wurde bislang un-
terschätzt“, bestätigt Matthias Tschöp,
Direktor des Instituts für Diabetes und
Adipositas am Helmholtz-Zentrum in
München. Und sein Kollege Jens Brüning,
Direktor des Max-Planck-Instituts für
Neurologische Forschung in Köln, kon-
statiert: „Für uns ist jetzt die zentrale Fra-
ge, wie das Gehirn auf die Regelkreise
von Hunger und Sättigung einwirkt.“ 

Noch bis vor wenigen Jahren gingen
die Mediziner davon aus, dass die Essens-
aufnahme ähnlich simpel gesteuert wird
wie eine Heizungsanlage: Ist der Magen
leer, sorgen Botenstoffe dafür, dass Hun-
gergefühl entsteht – und sogleich wird
der Magen wieder gefüllt. Sinkt der Blut-
zuckerspiegel oder leeren sich die Fett-

* Achim Peters: „Mythos Übergewicht“. C. Bertelsmann
Verlag, München; 272 Seiten; 19,99 Euro.

Titel
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Wenn die Seele dick macht
Hirnforscher entschlüsseln, wie Fettleibigkeit im Kopf entsteht – ausgelöst durch

Stress und andere psychische Ursachen. Leichtes Übergewicht kann sogar
gesund sein. Diäten jedoch sind meist nutzlos, besser helfen Anti-Stress-Therapien.

Bäuche bekannter Per-
sönlichkeiten – die dazu-
gehörigen Köpfe stehen
auf der nächsten Seite.S
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depots, wird dies ebenso nach oben ge-
meldet: Auch dann nimmt der Hunger
wieder zu. 

Dass solche einfachen Regelkreise
nicht die ganze Wahrheit erzählen kön-
nen, ist den Medizinern schon länger klar.
Denn Menschen haben nicht nur Hunger,
sondern auch Appetit. „Jeder kennt das
Phänomen, dass er eigentlich satt ist, aber
trotzdem weiterisst“, sagt Neurowissen-
schaftler Brüning. „Weil er frustriert ist,
weil er in fröhlicher Gesellschaft isst, weil
es gut schmeckt. Offenbar nehmen hö-
here Gehirnzentren massiven Einfluss auf
diese Regelkreise – unabhängig vom ob-
jektiven Sättigungsgrad.“ 

Wie Neurowissenschaftler
vor allem in den vergangenen
fünf Jahren herausgefunden ha-
ben, wird der Appetit von den
stärksten Lust- und Frustzen-
tren gesteuert, die es im Gehirn
gibt. Die Fettsucht wird also
 offenbar von genau jenen Hirn -
regionen befeuert, die beim Or-
gasmus aktiv sind, beim Heroin-
Kick oder im Rausch der Ver-
liebtheit – die aber auch bei De-
pressionen, chronischem Stress
und Burn out eine entscheiden-
de Rolle spielen. Der alte Sinn-
spruch „Essen ist der Sex des
Alters“ bekommt damit eine
neue Bedeutung. Und die Ent-
stehung von „Frustessen“,
„Kummerspeck“ und „Stresses-
sen“ lassen sich nun auf neuro-
naler Ebene entschlüsseln.

Dank der neuen Erkennt-
nisse aus der Hirnforschung
lässt sich endlich auch erklä-
ren, warum Diäten fast immer
zum Scheitern verurteilt sind:
Gegen die neuronale Macht
der Gefühlszentren kommt
selbst eiserner Wille kaum an. 

Erst vergangenen September
wurde eine große Diätstudie
wegen Nutzlosigkeit abgebro-
chen. Die Zahl der Herz infarkte
hatte sich trotz Hungerkur und
Fitenssprogramm nicht verrin-
gert. Nach vier Jahren hatten
die Teilnehmer im Durchschnitt
nicht mehr als 4,7 Prozent ihres
Gewichts verloren. Um den Fettsüchtigen
wirklich helfen zu können, müssen die Me-
diziner deshalb entschlüsseln, was bei
Übergewichtigen im Gehirn vorgeht. 

Am Integrierten Forschungs- und Be-
handlungszentrum (IFB) Adipositas-
 Erkrankungen der Universitätsmedizin
Leipzig suchen Ärzte nach Antworten.
Dutzende Probanden haben die Forscher
in Magnetresonanztomografen oder PET-
Scanner geschoben – und dabei festge-
stellt: Übergewichtige ticken anders. 

Bei Adipösen sehen im Magnetreso-
nanztomografen vor allem solche Hirn-

regionen verändert aus, die mit dem Be-
lohnungszentrum zusammenhängen –
mithin genau jener Teil des Denkorgans,
der beim Sex, bei einem guten Essen oder
auch durch Drogen aktiviert wird. Im
 Belohnungszentrum wird der „Glücks -
botenstoff“ Dopamin ausgeschüttet, der
uns motiviert, eine Handlung wieder und
wieder zu tun. 

Bei Fettleibigen jedoch schrumpft dort
offenbar die Anzahl der Andockstellen
für Dopamin. Das könnte bedeuten: Um
das gleiche Glücksgefühl zu empfinden
wie andere, brauchen sie mehr und
 stärkere Reize – auch und gerade beim
Essen. 

Eine derartige Verkümmerung des Be-
lohnungszentrums kannten die Hirn -
forscher bislang nur von einer anderen
Patientengruppe: Suchtkranken. „Solche
Veränderungen im Dopamin-Stoffwech-
sel finden sich in ähnlicher Form bei
Kokain abhängigen“, erläutert Swen Hes-
se, Nuklearmediziner am IFB. 

Fettleibige teilen sich mit Suchtkranken
noch ein weiteres typisches Verhaltens-
muster: Ihnen fällt es schwer, langfristig
zu planen, stattdessen entscheiden sie im-
pulsiv. „Insbesondere adipöse Frauen zei-
gen Auffälligkeiten in Hirnregionen, die

für Planung und erlerntes Verhalten ver-
antwortlich sind“, berichtet Michael
Stumvoll, Direktor der Klinik für Endo-
krinologie und Nephrologie am Univer-
sitätsklinikum Leipzig. 

Herausgefunden haben das IFB-Wis-
senschaftler zusammen mit Kollegen vom
Leipziger Max-Planck-Institut für Kog -
nitions- und Neurowissenschaften mit
Hilfe eines psychologischen Experiments.
Die Forscher ließen Normal- und Über -
gewichtige aus zwei Stapeln Spielkarten
ziehen. Jede Karte konnte Gewinn oder
Verlust bedeuten. Ziel war es, einen mög-
lichst hohen Gewinn zu erzielen. Der ers-
te Stapel brachte dabei zunächst schnelle,

hohe Gewinne, langfristig
aber schwere Verluste. Genau
andersherum war der zweite
Stapel sortiert: geringe Gewin-
ne am Anfang, aber auf lange
Sicht höhere Gewinne.

Das verblüffende Ergebnis:
Während die Schlanken im
Laufe der Zeit ihre Strategie
änderten und irgendwann den
ersten Stapel mieden, griffen
dicke Frauen weiter hartnä-
ckig zu. Ähnlich wie bei ihrem
Essverhalten schafften sie es
nicht, eine langfristige Strate-
gie zu verfolgen, vielmehr
suchten sie immer wieder das
schnelle Glück – ein Verhal-
ten, das so ähnlich auch Alko-
holkranke oder Kokainsüchti-
ge zeigen.

Wie schwer es ist, das eige-
ne Verhalten nach vielen Jah-
ren wieder zu ändern, erlebt
derzeit auch Kathrin Brem-
mer*. Als Studentin war sie
eine schlanke Frau: 1,75 Meter
groß, 62 bis 65 Kilogramm
schwer. Mit Freunden spielte
sie Volleyball oder ging
schwimmen.

Als sie 30 war, verließ sie
die Universität mit Normalge-
wicht. Fünf Jahre später lag
sie bei 80 Kilo – von da an
ging es nur noch aufwärts, im
Job und mit ihrem Gewicht.
Heute ist sie 50 Jahre alt, sie
leitet ein Ingenieurbüro und

beschäftigt mehr als 20 Mitarbeiter. Zeit-
weise wog sie 120 Kilo, nun liegt ihr Ge-
wicht bei 115 Kilo, und sie trägt Kleider-
größe 48/50. Sie sagt, anfangs sei sie an
den Hüften rund gewesen, dann kam „so
ein Ring um den Bauch hinzu“, die Ober-
arme wurden speckig, und insgesamt
wurde alles wabbeliger. 

Kathrin Bremmer schläft oft nur vier
Stunden die Nacht. Morgens um fünf,
wenn sie aufsteht, kauft sie beim Bäcker
ein belegtes Brötchen. In der Mittags-

* Name geändert. 
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weise sogar im Belohnungssystem. So
schuf der Kölner Wissenschaftler Jens
Brüning Mäuse, denen das FTO-Gen fehl-
te. Schlagartig veränderte sich bei diesen
Tieren die Dopamin-Wirkung im Gehirn,
die entscheidenden Einfluss auf die Funk-
tion des Belohnungssystems hat. 

Wie sehr die Gene aber tatsächlich das
Körpergewicht beeinflussen, ist umstritten.
Mindestens ebenso wichtig sind die äuße-
ren Lebensumstände. Für den Neuro -
endokrinologen Peters haben Übergewicht
und Fettsucht denn auch eine zentrale Ur-
sache: Dauerstress. „Niemand ist an sei-
nem Dicksein schuld“, sagt der Buchautor.
„In Wahrheit hat Übergewicht tiefe gesell-
schaftliche Ursachen, etwa soziale Un-
gleichheit, ausweglose Armut und Angst
vor dem sozialen Abstieg, die die Men-
schen jeden Tag neu unter Druck setzen.“ 

Peters hat die sogenannte Selfish-
Brain-Theorie entwickelt, die Theo-
rie vom egoistischen Gehirn. „Un-
ser Denkorgan verbraucht von al-
len Organen am meisten Energie“,
sagt er. Und unter Stress steige
dieser Nährstoffbedarf sogar
noch stark an. Um seinen Hun-
ger zu stillen, könne das Ge-
hirn deshalb durch die Aus-
schüttung von Stresshormo-
nen dafür sorgen, dass es aus
den körpereigenen Reserven
blitzartig mit Glukose ver-
sorgt wird. 

Der Mechanismus sorgt
somit dafür, dass das
 Gehirn im Notfall schnell
viel Energie aus den
Kohlen hydrat- oder Fett -
reserven erhält – was etwa
hilft, bei Lebensgefahr die
richtige Entscheidung zu
 treffen. „Das Problem be-
steht nur darin, dass
 heute sehr viele Men-
schen nicht nur kurzfris-
tig, sondern dauerhaft ge-
stresst sind“, so Peters.
Die Übergewichtsepide-
mie, meint der Neurowis-
senschaftler, sei deshalb
in Wahrheit eine Stress-
epidemie. 

Dabei geht es ihm
nicht um jenen Stress,
der Menschen beflügelt

pause bestellt sie meistens „Döner, Pizza,
Döner“. Manchmal nascht sie Konferenz-
plätzchen, ansonsten isst sie zwischen-
durch Bananen, trinkt viel Kaffee. Auf
dem Heimweg, zwischen 19 und 22 Uhr,
gibt es wieder „etwas auf die Hand“. Zu
Hause isst sie es vor dem Computer. Den
Kühlschrank schaltet sie manchmal aus –
er ist ja ohnehin meistens leer.

Kathrin Bremmer ist ein „Snacker“.
Ihr Problem ist nicht, dass sie dem Essen
zu viel Aufmerksamkeit schenkt, sondern
zu wenig. Wie die Probanden im Karten-
experiment hat sie keinen Plan, keine
Strategie für ihre Nahrungsaufnahme. Sie
isst, wenn der Hunger kommt. 

Über Weihnachten hatte sie ausnahms-
weise sechs Tage frei. Sie hat fast vier
Kilo abgenommen. Es passierte fast von
selbst – durch selbstgekochtes Essen, we-
nig Stress, viel Schlaf.

Ist es wirklich möglich, dass ein wenig
Ruhe gleich die Pfunde purzeln lässt?
Lässt sich die aktuelle Gemütslage auf
der Waage ablesen? In der Tat ist dies
die wichtigste neue Botschaft der Hirn-
forscher. Selbst auf molekularer Ebene
beginnen sie allmählich zu verstehen, wie
unterschiedliche Seelenzustände das Ess-
verhalten steuern. 

Fast alle Informationen laufen dabei
über eine einzige Schaltstelle: das so -
genannte Melanokortin-System (siehe
Grafik Seite 103). „Dieses ist mit vielen
anderen Steuerungssystemen in Körper
und Gehirn verknüpft“, sagt Adipositas-
 Experte Tschöp. So enden dort Nerven-
fasern, die mit dem Belohnungssystem
verknüpft sind, außerdem solche, die
den Botenstoff Serotonin verwenden, der
an Glücksgefühlen ebenso beteiligt ist
wie an Depressionen. Ist die Stimmung
gut, drosseln die Serotonin-Fasern über
das Melanokortin-System den Appetit.
Herrscht hingegen Niedergeschlagenheit
und Serotonin-Mangel, steigert das den
Appetit. Und auch die Stresszentren des
Gehirns sind offenbar mit dieser Schalt-
zentrale verbunden. Mögliche Folge:
Mancher, der ständig unter Druck steht,
futtert sich zusätzliche Pfunde an. 

Andererseits gibt es auch Menschen,
die nie zunehmen, egal was und wie viel
sie essen. Ihnen ist das Schlanksein tat-
sächlich in die Wiege gelegt.

Die Erforschung erblicher Ursachen
des Übergewichts hat große Fortschritte
gemacht. Bereits mehr als 50 Genorte
konnten identifiziert werden, die die in-
dividuelle Neigung zum Übergewicht –
oder zum Schlankbleiben – steuern. Und
auch hierbei zeigt sich: Die genetischen
Unterschiede wirken sich fast ausnahms-
los darauf aus, wie das Gehirn den Appe-
tit und das Essverhalten reguliert. 

Das mit Abstand wichtigste Gen heißt
FTO. Wie bislang alle anderen Dick -
mach-Gene auch scheint es vor allem im
Gehirn eine Rolle zu spielen, möglicher-
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Nach einem Infarkt
erleiden ausgerechnet
Dicke seltener
eine erneute Herzattacke.

Comedy-Star Profitlich 

Die Waage war sein Feind
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Dicke, dünne Labormaus 

Sollwert im Gehirn 

 Grenzwerte 
des WHR

Frauen: 
unter 0,85

Männer: 
unter 1,0

Grenzwerte 
des WHtR

unter 40-Jährige: 
weniger als 0,5

über 40-Jährige:  
weniger als 0,6

BMI

Normalgewicht:
18,5 bis 24,9

Übergewicht: ab 25

Fettsucht: ab 30

Körpergewicht (in Kilogramm)

Körpergröße* x Körpergröße*
= BMI

Taillenumfang*

Körpergröße* 
= WHtR

Taillenumfang*

Hüftumfang* 
= WHR

Messlatte fürs Körperfett
Formel für Body-Mass-Index (BMI), Waist-to-height-ratio (WHtR) und Waist-to-hip-ratio (WHR)

Diese Messmethoden 
berücksichtigen die 
Verteilung des Körper-
fetts; dadurch wird 
der gesundheitlich 
riskante Bauchfett-
anteil besser erkannt.

*in Meter
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und im Sport oder Beruf zu Höchstleis-
tungen antreibt. Vielmehr geht es um je-
nen quälenden Stress, der entsteht, wenn
eine Situation ausweglos erscheint – etwa
Überschuldung, Jobverlust oder Schei-
dung. Die Gefahren für die Gesundheit
sind dann immens: Stresshormone, die
über längere Zeit im Blut zirkulieren,
können unter anderem zu Herzinfarkt
und Schlaganfall führen. 

Besonders gefährdet, so der Lübecker
Wissenschaftler, seien „Apfeltypen“. Die-
se Menschen bleiben bei Belastungen dau-
erhaft gestresst – dafür werden sie aber
nicht dick. Allenfalls ein kleines apfelför-
miges Bäuchlein wachse ihnen, weil sie
ihr Fett bevorzugt im Innern der Bauch-
höhle ablagern. 

Ganz anders hingegen verhält es sich
bei den gemütlicheren „Birnentypen“.
Bei ihnen werde das alarmierte Stress -
system nach einer Weile wieder her -
untergeregelt – ein Mechanismus, der
den Körper vor den schädlichen Wirkun-
gen der Daueranspannung schützt.
„Doch weil das Gehirn weiterhin ge-
stresst bleibt und übermäßig viel Energie
verbraucht“, erläutert Peters, „kann es

nicht mehr genug Energie aus dem Kör-
perfett ziehen.“ 

Die Folge: Der dauergestresste Birnen-
typ muss ständig essen, um sein Gehirn
ausreichend mit Glukose zu versorgen.
Da man aber mehr essen müsse, als das
Gehirn verbrauchen könne, sagt Peters,
wachse unweigerlich der Speckmantel –
und zwar vor allem an Po, Hüften und
Beinen, was zu einem birnenförmigen
Körperbau führe. 

Auch aus anderen Untersuchungen ist
bekannt, dass die birnenförmige Anhäu-
fung von äußerem Fettgewebe weniger
gefährlich ist als ein Überschuss an inne-
rem Bauchfett. Denn die inneren Fettzel-
len setzen Hormone frei, die charakte -
ristisch für Entzündungsreaktionen sind
und zu Arteriosklerose führen können.
Birnentypen, die zwar dicker sind, aber
weniger inneres Bauchfett ansetzen, sind
von diesen Gefäßkrankheiten weniger
 bedroht. 

Aus Sicht der Mediziner ist der bekann-
te Body-Mass-Index daher überholt, um
das individuelle Risiko durch Überge-
wicht abzuschätzen. Weitaus aussagekräf-
tiger wäre ein Wert, bei dem auch die

Verteilung des Körperfetts berücksichtigt
wird – beispielsweise der Taillen-Hüft-
oder der Taillen-Größen-Quotient (siehe
Grafik links). 

Hirnforscher Peters sieht bei Überge-
wichtigen vom Birnentyp noch weitere
Vorteile: Wer unter einer Dauerbelastung
leide, lebe einfach gesünder, wenn der

Körper das Stresssystem herunterfahre.
„Dicksein“, sagt der Buchautor, „ist
keine Krankheit, sondern eine genia-
le Anpassungsleistung des Gehirns in
einer stressvollen Umgebung.“ 

Peters’ Theorie vom egoistischen
Gehirn ist nicht unumstritten. Seine
Kritiker bemängeln eine zu starke

Vereinfachung der komplexen Zusam-
menhänge. 

Einigkeit besteht indes darin, dass Dick-
sein nicht in jedem Fall mit Kranksein
einhergeht. Eine Anfang Januar von US-
Forschern veröffentlichte Auswertung
zahlreicher Studien ergab: Die geringste
Sterblichkeit haben Übergewichtige mit
einem Body-Mass-Index zwischen 25 und
30. Sogar leicht Fettleibige (BMI 30 bis
35) hatten im Vergleich zu Normalgewich-
tigen kein erhöhtes Risiko, frühzeitig zu
sterben. 

Andere Untersuchungen haben erge-
ben, dass Dicke nach einem Infarkt selte-
ner eine erneute Herzattacke erleiden.
Auch wer auf die Intensivstation muss,
sollte besser ein paar Pfunde mehr auf
den Rippen haben. Erst hochgradige Fett-
leibigkeit führt erwartungsgemäß zu ei-
ner stark erhöhten Sterblichkeit. 

Doch nicht einmal Superschwere sind
zwangsläufig kranke Menschen, wie auch
die Ärzte in der Adipositas-Ambulanz
am Leipziger Universitätsklinikum be ob -
achtet haben. Als Patient wird hier nur
aufgenommen, wer einen BMI von über
35 hat. Im Wartezimmer stehen Stühle,
die doppelt so breit sind wie normal. Die
Toiletten sind bis 500 Kilogramm be -
lastbar. Etliche Patienten müssen zu
 Hause von der Feuerwehr mit einem
Kran aus dem Fenster gehoben werden,
um in die Ambulanz gebracht werden zu
können. 

Die Sprechstunde für die schwersten
Fälle ist immer donnerstags ab 7.30 Uhr.
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Serotonin-
system

hebt oder senkt
die Stimmung Belohnungs-

system
spielt eine wichtige

 Rolle bei der
Suchtentstehung

Stress-
system

schadet, wenn
es dauerhaft
aktiviert ist

3 Diese Hirnregionen beeinflussen maßgeblich unser 
Essverhalten. Das Belohnungssystem, das Serotonin-
system und das Stresssystem im Hirn steuern unseren 
Appetit – unabhängig vom aktuellen Ernährungszustand.

2 Über das Melanokortin-
System im Hypothalamus
sind diese Regelkreise mit
weiteren Steuerzentren
des Gehirns verbunden.

1 Regelkreise steuern die Nahrungs-
aufnahme. Melden die Organe mit Hilfe
zahlreicher Botenstoffe und des vegeta-
tiven Nervensystems, sie haben genug,
wird nicht gegessen.
Melden sie Mangel, isst man wieder.

Magen

Hypothalamus mit
Melanokortin-
System

Fett-
zellen

Darm

Bauch und Kopf
Wie das Essverhalten beim
Menschen gesteuert wird

Rund 70 extrem Dicke hat der Leiter der
Ambulanz, Matthias Blüher, vorige Wo-
che begutachtet. Nicht wenige von ihnen
fühlten sich das erste Mal von einem Arzt
verstanden. 

„Viele meiner Kollegen behandeln über-
gewichtige Patienten leider mit weniger
Verständnis als dünne, weil sie denken,
diese Menschen seien einfach nur dumm,
faul und gefräßig“, erzählt Blüher. „Aber
wir sehen das ganz anders.“ 

Bei seinen Sprechstunden hat er eine
überraschende Erkenntnis gewonnen.
„Etwa 20 Prozent der Patienten, die zu
uns kommen, sind vollkommen gesund“,
sagt Blüher: keine erhöhten Blutfette,
kein Bluthochdruck, nicht einmal Diabe-
tes – nichts. „Wir müssen viel genauer
hinschauen und dürfen nicht einfach nur
sagen: Dick ist gleich krank.“

Um herauszufinden, was die gesunden
Dicken von den kranken unterscheidet,
hat Blüher fettleibigen Patienten, die sich
einer Magenverkleinerung unterzogen,
während der OP Proben aus dem inneren
und äußeren Fettgewebe entnehmen las-
sen. Unter dem Mikroskop konnte er
dann große Unterschiede zwischen ge-
sunden und kranken Dicken erkennen.
Im Fett der ungesunden Dicken fanden
sich rund fünfmal so viele Immunzellen
wie im Fett der gesunden Übergewichti-
gen. „Es sah aus, als sei ihr Fettgewebe
entzündet“, so Blüher. Entzündungspro-
zesse wiederum tragen maßgeblich zur
 Entstehung von Arteriosklerose und
Krebs bei. 

Noch ein Rätsel ist indes, warum bei
dem einen Dicken das Fettgewebe ent-
zündet ist und bei dem anderen nicht.
Blüher geht aber von genetischen Ursa-
chen aus: „Wir finden bei den gesunden
Dicken Genvarianten, die auch bei gesun-
den schlanken Menschen vorkommen.“ 

Während bislang alle Dicken ermahnt
wurden, nur ja dringend abzunehmen, ra-
ten die Leipziger Ärzte zur Gelassenheit.
„Wer gesund ist, dem helfen wir zwar,
wenn er unbedingt abnehmen will oder
wenn er bereits Gelenkprobleme hat“,
sagt Blüher. „Aber wir drängen ihn nicht
dazu.“ 

Die Diabetes- oder Herzkranken hin-
gegen werden in ein engmaschig be -
treutes Diät- und Fitnessprogramm ein-
gebunden. „Doch auch bei den Kranken
oder Gefährdeten lautet das Ziel: Wir
wollen den Patienten nicht um jeden
Preis dünner machen – sondern gesün-
der“, erläutert der Leipziger Mediziner.
Weil bei einer Diät sich zunächst das ge-
fährliche innere Bauchfett auflöst, kann
schon eine leichte Gewichtsabnahme
eine spürbare Verbesserung der Gesund-
heit bewirken.

„Zehn Kilogramm“, sagt Blüher, „schaf-
fen die meisten Fettleibigen bei uns, die
teilweise 180 Kilogramm und mehr
 wiegen, im ersten Jahr.“ Wer hingegen

hat diese Programmierung auf eindrucks-
volle Weise bestätigt. Der Forscher teilte
die Versuchstiere in zwei Gruppen ein:
Die einen Mäuse bekamen gesunde Nah-
rung und blieben schlank, die anderen
wurden mit hochkalorischem Futter ge-
mästet. Anschließend setzte er die dicken
Mäuse auf Diät, bis sie wieder so schlank
waren wie die gesund ernährten Tiere.
Äußerlich waren die Mäuse nun nicht
mehr voneinander zu unterscheiden. 

Als Tschöp dann jedoch allen Mäusen
Kalorienbomben anbot, verhielten sich
die Tiere vollkommen unterschiedlich:
Diejenigen Mäuse, die schon einmal dick
gewesen waren, fraßen deutlich mehr und
schneller als diejenigen, die allzeit
schlank geblieben waren. 

Wie wenig Diäten bringen, hat die
Bestseller-Autorin Susanne Fröhlich am
eigenen Leib erfahren. Als junge Frau,
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dar auf beharre, unbedingt 80 Kilogramm
 abnehmen zu wollen, gebe am Ende
meist frustriert auf: „Das schafft fast
 niemand.“ 

Ohnehin sind Diäten fast immer zum
Scheitern verurteilt. Schlimmer noch, es
droht der berüchtigte Jo-Jo-Effekt: Viele
wiegen bereits kurz nach einer Diät mehr
als vorher. 

Die meisten Adipositas-Forscher sind
inzwischen davon überzeugt, dass irgend-
wo im Gehirn ein individueller Sollwert
für das Gewicht verankert ist. „Dieser
Sollwert lässt sich zwar verstellen“, ver-
mutet Tschöp, „aber leichter nach oben
als nach unten.“ Anders ausgedrückt: Der
Körper versucht meist, wieder das höchs-
te Gewicht zu erreichen, das er mal über
einen längeren Zeitraum innehatte.

Ein Experiment, das der Münchner Ex-
perte Tschöp mit Mäusen durchführte,
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„Diäten ändern nichts an der Ursache“
Der Hirnforscher Achim Peters über Anti-Stress-Therapien gegen Übergewicht

SPIEGEL: Sind Übergewichti-
ge selbst schuld an ihrem
Schicksal, weil sie zu wil-
lensschwach sind? 
Peters: Nein, das ist ein
schlimmes Vorurteil. Die
Hauptursache für das Dick-
sein ist nicht Willensschwä-
che, sondern Stress. Ich finde
es skandalös, wie Dicke in un-
serer Gesellschaft heutzutage
diskriminiert werden. Sie ha-
ben schlechtere Chancen auf
einen guten Job, schon dicke
Kinder sind typische Mob-
bing-Opfer. Sogar Ärzte be-
handeln dicke Patienten oft
schlechter als dünne.
SPIEGEL: Ist die Überge-
wichtsepidemie also nach
Ihrer Meinung in Wahrheit eine
Stressepidemie? 
Peters: Ja, überall auf der Welt stehen
Menschen heute ihr Leben lang unter
psychischer Dauerbelastung – und
das fängt oft schon im Kindesalter an.
Millionen Menschen bekommen für
ihre Arbeit zu wenig Anerkennung
oder haben Angst vor Jobverlust.
Oder sie zerreißen sich zwischen Be-
ruf und Familie.
SPIEGEL: Und was sind die Folgen?
Peters: Bei vielen Betroffenen bringt
die dauerhafte Aktivierung des kör-
pereigenen Stresssystems das hor -
monelle Gefüge durcheinander. Das
führt dazu, dass diese Menschen dau-
ernd essen müssen, um ihr Gehirn
ausreichend mit Energie zu versor-
gen. Nach meiner Theorie vom „Ego-
istischen Gehirn“ ist das Dickwerden
der Preis, den sie für die Stressabwehr
zahlen. 
SPIEGEL: Welchen Stress halten Sie für
besonders schädlich? 
Peters: Armut – es ist kein Zufall, dass
Arme im Durchschnitt dicker sind als
Reiche. Studien zeigen: Je größer die
soziale Ungleichheit in einem Land
ist, desto dicker sind auch die Men-
schen dort. 
SPIEGEL: Und warum sind Diäten fast
immer zum Scheitern verurteilt? 
Peters: Weil sie nichts an der Ursache
des Übergewichts ändern, sondern
nur den Hirnstoffwechsel noch mehr

durcheinanderbringen. Wer das Nah-
rungsangebot künstlich verknappt,
aktiviert dadurch nur wieder sein
Stresssystem – und isst bald schon
wieder so viel wie vor der Diät.
SPIEGEL: Trotzdem gibt es Menschen,
die es mit eisernem Willen schaffen,
ihr Gewicht zu kontrollieren. 
Peters: Ja, das sind die sogenannten
gezügelten Esser. Viele Hollywood-
Schauspielerinnen zählen dazu. Doch
wer gegen sein normales Körper -
gewicht lebt, der erleidet Diätstress.
Messungen zeigen, wie bei einer Diät
die Stresshormone im Blut ansteigen.
Die Folgen sind langfristig gravierend:
Es droht nicht nur Arteriosklerose,
sondern auch Leistungsabbau im Ge-
hirn, Knochenabbau, und auch die
Fruchtbarkeit nimmt ab. 
SPIEGEL: Und was halten Sie von einer
chirurgischen Magenverkleinerung
bei extrem Dicken, die tatsächlich zu
einem drastischen Gewichtsverlust
führt?
Peters: Aus Sicht der Hirnforschung
ist es generell der falsche Ansatz, das
Nahrungsangebot schlagartig künst-
lich zu beschränken. Studien zeigen,
dass nach einer solchen Magen-OP
mehr Stresshormone ausgeschüttet
werden – mit allen negativen Folgen.
Viele Kliniken wollen Zentren für
Adipositas-Chirurgie aufbauen, weil
sie damit kurzfristig erstaunliche
 Erfolge erzielen und viel Geld ver-

dienen können. Aber wel-
che gesundheitlichen Folgen
eine solche OP langfristig
hat, weiß noch niemand. Es
gibt beispielsweise Unter -
suchungen, die befürchten
lassen, dass die Betroffenen
eher zum Selbstmord nei-
gen. Durch die Magen -
verkleinerung nimmt man
den Betroffenen das wich-
tigste Ventil, mit dem sie
vorher ihren Stress abbauen
konnten. 
SPIEGEL: Was raten Sie Über-
gewichtigen stattdessen? 
Peters: Es gibt nur einen
Ausweg: Sie müssen ihr Le-
ben entstressen. Sinnvoll
sind beispielsweise Anti-

Stress-Programme, die auf der ko -
gnitiven Verhaltenstherapie beruhen.
Auch Bewegung hilft, Stress abzu -
bauen. Vor allem dicke Kinder ver-
dienen unsere Aufmerksamkeit. Sie
haben oft schon Schlimmes erlebt:
Armut, Trennung, Alkoholsucht der
Eltern. Vorwürfe, Schuldgefühle und
Diskriminierung wegen ihres Über-
gewichts sind das Letzte, was sie
brauchen. Stattdessen benötigen sie
Zuneigung, Geborgenheit, Sicherheit.
Die globale Übergewichtsepidemie
zu lösen ist nicht nur eine medizini-
sche, sondern auch eine soziale Auf-
gabe. 
SPIEGEL: Glauben Sie wirklich, dass
sich Übergewicht durch soziale Maß-
nahmen bekämpfen lässt? 
Peters: Ja, und ich gebe Ihnen ein
 gutes Beispiel dafür: Forscher der Uni-
versity of Chicago führten mit Müt-
tern aus Problemvierteln ein Lang-
zeitexperiment durch. Nach dem
 Zufallsprinzip wurden die Frauen in
zwei Gruppen eingeteilt: Die einen
durften in ein besseres Wohnviertel
umziehen und hatten dadurch Aus-
sicht auf einen besseren Job. Bei den
anderen blieb alles beim Alten. Nach
15 Jahren fühlten sich die Frauen, die
aufgestiegen waren, nicht nur psy-
chisch wohler. Sie waren auch deut-
lich dünner als diejenigen Frauen, bei
denen sich nichts geändert hatte. 

INTERVIEW: VERONIKA HACKENBROCH
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mit 20 Jahren, hat sie ihre erste Abmage-
rungskur durchgezogen. „Nicht, weil ich
wirklich dick war“, sagt sie. Vielmehr
strebte sie nach einem Idealbild von Kör-
per – „mein selbstgewähltes Elend“. 

In dem Roman „Moppel-Ich“ beschrieb
die Journalistin ihren mehrjährigen
Kampf mit nutzlosen Diäten. Heute, vor
kurzem 50 geworden, habe sie gelernt,
sich mit ihren Formen in einem gewissen
Umfang anzufreunden. 

„Sich ständig gegen den eigenen Kör-
per abzuarbeiten macht sehr unzufrie-
den“, sagt Fröhlich. Das ständige Auf und
Ab tue dem Körper nicht gut: „Man kann
nicht einmal ,Low Carb‘ und dann ,Low
Fat‘ und dann wieder ,Glyx-Diät‘ halten.
Man muss generell anfangen, was gegen
diesen Stress zu tun.“

Fünfmal die Woche geht Fröhlich lau-
fen, dazu kommt jeden Tag eine Viertel-
stunde Yoga. Und es scheint das Yoga ge-
wesen zu sein, dass gegen den Stress am
besten geholfen hat: „Meine Kinder sag-
ten mir nach drei Wochen: Irgendwie bist
du anders.“

Sie merkt es selbst, beim Autofahren
schimpft sie weniger als früher auf die
anderen Verkehrsteilnehmer. Nach einem
halben Jahr auf der Yogamatte waren
20 Kilo weg. 

Einmal die Woche betritt Fröhlich
noch die Waage. Wenn das Gewicht dann
um zwei bis drei Kilo schwankt, macht
sie sich nicht mehr verrückt. Sie sagt:
„Wenn ich mir all meine Ver-
suche abzunehmen ansehe,
dann ist die Antwort ganz ein-
fach: eine einigermaßen ge-
sunde Ernährung und relativ
viel Sport.“ 

Extrem Dicke jedoch bege-
ben sich immer häufiger unter
das Messer eines Chirurgen
und lassen sich ihren Magen
verkleinern. Nach solchen
Operationen vermag das Or-
gan nur noch kleine Nahrungs-
mengen aufzunehmen.

Kurzfristig lassen sich da-
durch erstaunliche Erfolge er-
zielen. So können die Ope -
rierten je nach Verfahren
mehr als die Hälfte ihres vor-
herigen Körpergewichts verlie-
ren. Auch ein Diabetes Typ 2
bildet sich oft vollständig zu-
rück. 

Doch eine Magenverkleine-
rung ist nicht wieder rückgän-
gig zu machen. Und wie ver-
ändert der Eingriff die Psyche?
Eine Untersuchung von ame-
rikanischen Wissenschaftlern
hat offenbart, dass nach derar-
tigen Operationen das Risiko

steigt, vermehrt Alkohol oder Drogen zu
konsumieren. 

Pharmafirmen wiederum bringen stän-
dig neue Abnehmpillen auf den Markt –
bislang ohne medizinisch durchschlagen-
den Erfolg. Zahlreiche Appetitzügler ver-
loren wegen zu starker unerwünschter
Wirkungen ihre Zulassung, darunter
 Rimonabant von Sanofi-Aventis, nach-
dem auffällig viele Patienten Selbstmord-
gedanken entwickelt hatten. Das Mittel
Sibutramin des Konkurrenten Abbott
hemmt die Wiederaufnahme von Sero -
tonin und Noradrenalin und erhöhte das

Risiko für Schlaganfall und Herzinfarkt,
wie sich später herausstellte. Und an dem
Schlankmacher Mediator sind in Frank-
reich wahrscheinlich mindestens 500 Men-
schen gestorben, weil es zu Herzklappen-
schäden kam. 

Übriggeblieben ist unter anderem der
Fettblocker Orlistat des britischen Kon-
zerns GlaxoSmithKline. Allerdings unter-
sucht die Europäische Arzneimittelbehör-
de Ema derzeit, ob das Mittel die Leber
schädigt. 

Nach all diesen Fehlschlägen suchen
Pharmaforscher deshalb jetzt nach einem
Wundermittel, das im Hirn wirkt, etwa
durch Beeinflussung des Melanokortin-
Systems. Eine von Tschöps Ideen besteht
darin, eine Art Appetit-Verhütungspille
zu entwickeln: „Die Antibabypille gau-
kelt dem Körper quasi vor, er sei schwan-
ger. Eine Abnehmpille könnte dem Kör-
per vorspiegeln, dass der Magen immer
voll ist.“

Oder muss die Welt einfach nur weni-
ger stressig werden, damit die Menschen
abnehmen, wie es Hirnforscher Peters
proklamiert? „Ich glaube, der Antrieb zu
essen ist so tief verankert in all den kom-
plexen Steuerungssystemen, dass man
eine langfristige Verhaltensumstellung
braucht“, sagt auch Brüning. 

Für den Komiker Markus Maria Profit-
lich gab es einen klaren Wendepunkt in
seinem Leben. Eines Tages sagte seine
Frau zu ihm: „Die Kinder und ich, wir
wollen noch etwas haben von dir.“ 

Profitlich hat daraufhin bewusst einen
Gang runtergeschaltet: „Ich mache jetzt
nicht mehr alles auf einmal.“ Im Augen-
blick tourt er mit seinem Live-Programm
„Stehaufmännchen“ durch Deutschland.
Aber alles ganz entspannt: Zwischen die
Auftritte legt er sich Pausen.

Er sei feinfühliger geworden, was seine
eigenen Bedürfnisse angehe, sagt Profit-
lich, er habe gelernt, Nein zu sagen. Zwei-
einhalb Stunden abends auf der Bühne

zu stehen, das sei anstrengend,
mache aber auch wahnsinnig
Spaß. Zum Ausgleich ver-
schwindet er jetzt öfter zum
Abschalten ein paar Tage auf
sein kleines Kajütboot auf
dem Rhein. 

Profitlich ernährt sich auch
gesünder, bald wird er wieder
walken gehen mit ein paar Be-
kannten aus seinem Dorf. Er
hat schon 20 Kilo abgenom-
men. Wenn er weitere 20 Kilo
schafft, hat er seine Zielmarke
erreicht: 120 Kilo.

Viel weniger sollte es gar
nicht werden. Er möchte sich
nur wieder wohl fühlen mit
seinem Gewicht: „Dass Dicke
langsam und faul sind, kann
ich nicht bestätigen. Man muss
schon ein bisschen auf den
Knochen haben, um das Gan-
ze hier zu überstehen.“

Profitlich weiter: „Ich werde
nie aussehen wie Ingolf Lück
oder Kai Pflaume. Aber mit
30, 40 Kilo weniger bin ich ge-
nauso lustig.“ Und jetzt, wo
alles ruhiger laufe, sei er viel
glücklicher.

VERONIKA HACKENBROCH, 
LAURA HÖFLINGER, 

KERSTIN KULLMANN
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Eine Appetit-Verhütungs-
pille könnte dem Körper
vorspiegeln, dass 
der Magen immer voll ist. 

Journalistin Fröhlich 

„Selbstgewähltes Elend“
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Es war einmal im Jahre 2154, auf der
Erde gingen die Rohstoffe zur Nei-
ge, da suchten die Menschen weit

draußen im All nach neuen Lagerstätten.
Auf dem Mond Pandora, der um den
 fernen Riesenplaneten Polyphem kreist,
wurden die Kolonisatoren fündig. 

Doch die Ausbeutung der Bodenschät-
ze führte zum Krieg: In dem Dschungel-
paradies lebten blauhäutige Ureinwohner,
die sich gegen die Zerstörung ihrer Um-
welt wehrten.

James Camerons Kinomärchen „Ava-
tar“ (2009), das im real existierenden Son-
nensystem Alpha Centauri spielt, war
nicht nur der kommerziell erfolgreichste
Film aller Zeiten. Das Science-Fiction-Dra-
ma um die Alien-Indianer inspirierte den
Astrophysiker René Heller auch zu sei-
nem aktuellen Forschungsprojekt: „Die
Geschichte von dem bewohnten Mond
hat mich fasziniert.“

Mit einem Computermodell simuliert
der Forscher am Leibniz-Institut für Astro -
physik in Potsdam, unter welchen Um-
ständen so etwas tatsächlich möglich
wäre – und ist zu einem überraschenden
Ergebnis gekommen: „Monde“, sagt Hel-
ler, „könnten in vielen Sternsystemen bes-
sere Lebensbedingungen bieten als die
dort vorkommenden Planeten.“

Bislang suchten die Astrophysiker vor
allem nach einer zweiten Erde. Fast 900
Planeten, die um fremde Sonnen kreisen,
haben Himmelsforscher bisher ausfindig
gemacht. 

Allein das Nasa-Weltraumteleskop
„Kepler“ entdeckte seit seinem Start über
2000 weitere Kandidaten, die noch durch
zusätzliche Messungen bestätigt werden
müssen. Und immerhin rund 100 dieser
extrasolaren Planeten („Exoplaneten“)
werden so moderat von ihrem jeweiligen
Stern beheizt, dass dort theoretisch flüs-
siges Wasser existieren könnte – die wich-

tigste Bedingung für die Entstehung von
Leben, wie wir es kennen.

Das Problem daran: Praktisch alle von
ihnen sind riesige Gasplaneten wie Jupiter
oder Saturn – Höllenwelten ohne feste
Oberfläche, in deren Hülle millionenfach
höherer Druck herrscht als auf der Erde.

Und selbst die wenigen annähernd erd-
großen Exoplaneten taugen vermutlich
kaum als Oasen des Lebens. Denn die
meisten von ihnen drehen sich so schnell
um ihre jeweilige Sonne, dass sie dieser
stets dieselbe Seite zuwenden. Auf der Son-
nenseite herrscht ständiger Tag, während
die Rückseite des Planeten in dauernder
Finsternis liegt. Aufgrund der extremen
Temperaturunterschiede dürften sich auf
diesen Planeten Stürme bilden, die irdische
Orkane wie laue Lüftchen erscheinen las-
sen. Heller: „Auf der einen Seite gibt es
ewige Wüste, auf der anderen ewiges Eis.“

Auf großen, schweren Monden hinge-
gen, wie sie typischerweise um Gaspla-
neten kreisen, könnten weit angenehme-
re Bedingungen herrschen – aber auch
bizarre Phänomene auftreten, wie der
Potsdamer Forscher zusammen mit sei-
nem US-Kollegen Rory Barnes im Fach-
magazin „Astrobiology“ ausführt. Neben
der Sonne steht auf einem Exomond eine
zweite Licht- und Energiequelle am Him-
mel: sein Planet.

„Auf einer Mondseite ist es daher selbst
um Mitternacht so hell wie bei uns an ei-
nem verregneten Wintertag“, erläutert Hel-
ler. „Umgekehrt kommt es dort jeden Mit-
tag zu einer Sonnenfinsternis – total irre.“ 

Der Mond darf seinem Gasplaneten
aber nicht zu nahe kommen, sonst wird
er von dessen gewaltiger Schwerkraft zu
stark durchgewalkt und innerlich aufge-
heizt. „Als Folge dieser Gezeitenheizung
gäbe es auf einem solchen Mond viel
mehr Vulkanausbrüche als auf der Erde“,
sagt Heller. „Das wäre dann eine sehr

 ungemütliche Welt – vergleichbar dem
Jupitermond Io.“

Um lebensfreundliche Bedingungen
bieten zu können, sollte ein Exomond zu-
dem so massereich sein, dass er auch über
eine dichte Atmosphäre verfügt. Nach Be-
rechnungen müsste er dazu mindestens
ein Fünftel der Erdmasse aufweisen – und
wäre damit immer noch achtmal schwerer
als der schwerste Mond in unserem Son-
nensystem, der Jupitertrabant Ganymed. 

Nach genau solch einem Supermond,
einer Pandora-Welt, wird nun mit Hilfe
des „Kepler“-Weltraumteleskops gefahn-
det. Dass dies messtechnisch inzwischen
möglich erscheint, grenzt an ein Wunder.

Im Sternbild Schwan hält „Kepler“ nach
Fixsternen Ausschau, die plötzlich ein
paar Promille dunkler leuchten und nach
wenigen Stunden wieder in der gewohn-
ten Helligkeit. Ursache dafür ist eine Art
Mini-Sonnenfinsternis („Transit“): Wenn
sich ein unbekannter Planet vor seinen
Stern schiebt, verdeckt er einen winzigen
Teil des Sternenlichts – ähnlich wie eine
Motte, die durch einen Scheinwerferstrahl
flattert. Wird der Planet nun seinerseits
von massereichen Monden begleitet, brin-
gen diese ihn zum Schlingern. Als Folge
davon wird die Mini-Finsternis ein wenig
beschleunigt oder abgebremst. 

Eine neu gegründete Arbeitsgruppe
wertet derzeit alle vorhandenen „Kepler“-
Daten nach schlingernden Planeten aus.
Zum Einsatz kommt dabei ein Supercom-
puter am Harvard-Smithonian Center für
Astrophysik. „Es kann jederzeit passie-
ren“, sagt Heller, „dass wir da draußen
den ersten Exomond finden.“ 

OLAF STAMPF
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Szene aus „Avatar“

A S T R O N O M I E

Schlingernde
Planeten

Bei ihrer Suche nach außer -
irdischem Leben verfolgen 

Himmelsforscher eine neue Spur: 
Gibt es in fremden Sonnen -

systemen bewohnbare Monde? 

Video: Leben im All?

spiegel.de/app72013all 
oder in der App DER SPIEGEL
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Hoch oben auf der Skisprungschan-
ze Hochfirst in Neustadt genießt
der Betrachter eine malerische

Aussicht auf den Schwarzwald. Unten am
Fuße der Sportstätte hingegen fällt der
Blick neuerdings auf einen bizarren wei-
ßen Klotz, der beständig größer wird. Em-
sig türmen Männer mit Pudelmütze dort
Schneeladungen aufeinander.

An diesem Ort wächst nicht etwa der
größte Schneemann Europas heran; das
angestrebte Bauwerk zeugt eher von ge-
stalterischer Einfalt: ein rechtwinkliger
Block, 70 Meter lang, 25 Meter breit und
10 Meter hoch – so groß wie
eine Häuserzeile.

Dieser künstliche Glet-
scher soll die kostbarste Res-
source bewahren, über die
ein Wintersportort verfügt:
Schnee. Denn der war in
den vergangenen Wintern
immer mal wieder knapp in
Titisee-Neustadt. Aus die-
sem Grund wollen Helfer
des Ski-Clubs Neustadt weit
über 10 000 Kubikmeter
des weißen Materials für
schlechte Zeiten bunkern –
und über den Sommer ein-
lagern.

Im kommenden Dezem-
ber soll die kleine Stadt im
Hochschwarzwald (11844
Einwohner) erstmals seit
knapp sieben Jahren wieder
ein Weltcup-Springen aus-
richten. Die heimische Hoch -
firstschanze ist für die Kö-
nigsklasse des Skispringens
bestens geeignet. Dennoch
entzog der Internationale
Skiverband FIS der Ort-
schaft im Schwarzwald 2007
den beliebten Skisprung-
Weltcup.

Seitdem richtet der Ski-
Club Neustadt allenfalls
zweitrangige Springen aus.
Um den Schanzenbetrieb
überhaupt in Gang zu hal-
ten, mussten die Verantwort-
lichen in mancher Saison

überaus aufwendig Schnee mit Sattel-
schleppern vom Gotthard-Massiv in den
Schweizer Alpen herbeischaffen lassen.

Entsprechend groß ist nun die Sorge
unter den Veranstaltern, dass die Rück-
kehr auf die große Bühne des Skisprin-
gens wegen Schneemangels missraten
könnte. In ihrer Bedrängnis greifen die
Veranstalter deshalb auf das sogenannte
Snowfarming zurück – eine Methode, die
immer mehr Wintersportzentren Rettung
verheißt, wenn die Flocken nicht recht-
zeitig zum Saisonstart rieseln.

Anfangs war es nur eine verwegene
Idee der Betreiber von Pisten, Loipen
und Schanzen, wenigstens einen Teil der
Schneefülle aus einem guten Jahr in die
folgende Saison hinüberzuretten. Inzwi-
schen widmen sich Forscher des Instituts
für Schnee- und Lawinenforschung (SLF)
in Davos den Möglichkeiten der Über-
sommerung von Schnee mit jener Präzi-
sion, mit der die Schweizer für gewöhn-
lich Uhrwerke fertigen.

So haben die Fachleute des SLF eigens
ein Computerprogramm entwickelt, das
exakt die Menge errechnen kann, die von
einem beliebigen Schneehaufen nach
über einem halben Jahr Lagerungszeit
übrig bleibt.

Die Zuverlässigkeit der Voraussage
hängt von der Genauigkeit der Daten ab,
mit denen das Programm gefüttert wird:
In welcher Höhe befindet sich das Schnee-
depot, und wie sind die klimatischen Be-
dingungen in dieser Region?

Mindestens ebenso wichtig ist, dass der
Vorrat angemessen gesichert wird. Nach
Meinung der Experten in Davos muss der
begehrte Stoff paniert werden wie ein
Wiener Schnitzel; umhüllt von einer 40
Zentimeter dicken Schutzschicht aus Sä-
gespänen hält sich der Schnee am besten,
haben die Schweizer experimentell her -
ausgefunden.

In diesem Punkt sind die Neustädter
jedoch von der reinen Lehre abgewichen.
Sie decken ihren Schneeberg nicht mit
Sägespänen ab, sondern mit Styropor.
Das bedeutet zwar weit weniger Arbeit
für die freiwilligen Helfer; die aufwendi-
gere Methode hat jedoch einen großen
Vorteil: Durch Regenwasser, das in das
Sägemehl einsickert, entsteht zusätzlich
kühlende Verdunstungskälte.

Die grobe Rechnung der Organisatoren
vom Titisee: Von den eingelagerten über
10000 Kubikmeter Schnee müssen etwa
6000 übrig bleiben, damit die Hochfirst-
schanze im kommenden Winter perfekt

präpariert werden kann. Ein
erster Feldversuch mit etwa
einem Fünftel der Schnee-
menge war erfolgreich.
Auch die Qualität des wei-
ßen Stoffs hat offenbar un-
ter der Konservierung nicht
gelitten: Wie feuchter Zu-
cker muss er sein.

„Dieses Produkt ist ein-
wandfrei“, frohlockt der
Weltcup-Generalsekretär
des Ski-Clubs Neustadt,
 Joachim Häfker.

Auch in der oberbaye -
rischen Wintersporthoch-
burg Ruhpolding werden
die Loipen mit eingelager-
tem Schnee präpariert. In
Davos trainieren die Lang-
läufer der Schweizer Natio-
nalmannschaft dank Snow -
farming schon im Herbst bei
Plusgraden auf beschneiten
Bahnen.

Dennoch taugt das Auf-
häufen und Einbunkern von
Schnee nicht überall als
 Allzweckwaffe gegen die
zunehmende Knappheit des
kalten Rohstoffs. Hansueli
Rhyner vom Schneefor-
schungsinstitut in Davos be-
nennt ein wesentliches
Manko der Methode: „Vie-
len Winterzentren fehlt ein-
fach der Platz, um Schnee
zu stapeln.“

FRANK THADEUSZ
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Panierte 
Flocken

Aus Furcht vor zu milden 
Wintern legen Skigebiete Schnee-

lager an – die künstlichen 
Gletscher sollen bis zur nächsten

Saison überdauern.
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Künstlicher Gletscher in Titisee-Neustadt: „Einwandfreies Produkt“



Das Kommando, das die Kirche Hei-
lige Familie in Barmstedt beseiti-
gen soll, erscheint am frühen Mor-

gen. Arbeiter schleppen das Taufbecken
fort. Ein Bagger drückt die Mauern des
Gemeindesaals ein. Dann fällt der Glo-
ckenturm. 

Himmel, Sakrament! Innerhalb weni-
ger Stunden hat sich das Haus des All-
mächtigen in einen Haufen Schutt ver-
wandelt. 

„Sehr schmerzlich“ nennt Pfarrer Ste-
fan Langer das Niederlegen der Betstätte
nördlich von Hamburg. Jahrelang hat er
dort Taufen, Hochzeiten und Messen ze-
lebriert. Nun ist das Gelände fast geräumt.

Vor kurzem ließ die Gemeinde eine An-
zeige schalten. Dort wird der alte Bet-
platz als „erschlossenes Grundstück“ in
„guter Lage“ angeboten. Preis: 310000
Euro.

„Auf diesen Felsen will ich meine Kir-
che bauen“, spricht Jesus voller Zuver-
sicht. Von Demontage hat er nichts ge-
sagt. 

Doch das ist lange her. Geldnot und
eine abnehmende Zahl von Gläubigen
zwingen zu drastischen Schnitten. „Zwi-
schen 1990 und 2010 haben wir 340 Got-
teshäuser geschlossen, 46 wurden abge-
rissen“, bilanziert der Finanzchef der
Evangelischen Kirche in Deutschland

(EKD), Thomas Begrich. Doch das sei erst
der Anfang: „Es könnte nötig sein, wei-
tere 1000 Gebäude aufzugeben.“

So kracht und scheppert es allerorten.
Beispiel Frankfurt: Zu Adenauers Zeiten
lebten dort 430000 Protestanten, heute
sind es 110000. Also zog der Regional-
verband die Bremse und beschloss an-
hand einer Rangliste, jede vierte Betstätte
in der Stadt zu schließen. 

In Hamburg ist jetzt erstmals sogar ein
ehemaliges Gotteshaus der evangelischen
Kirche in den Besitz von Muslimen gera-
ten. Die Betstätte im Stadtteil Horn war
bereits im Jahr 2005 an einen Kaufmann
veräußert worden. Der reichte die Im -

Wissenschaft

R E L I G I O N E N

Das letzte Abendmahl
Sparmaßnahmen zwingen zum Rückbau beim sakralen Erbe: Hunderte Kirchen und 

Pfarrhäuser stehen zum Verkauf oder werden abgerissen. Andere dienen bereits 
als Turnhalle, Sparkasse oder Moschee. Auch bei Ebay kann man Gotteshäuser erwerben.

T. GRIMM / VARIO IMAGES

Abriss der Heiligengeistkirche in Hamburg 2008: Vom Haus des Allmächtigen bleibt nur Schutt



mobilie nun an ein islamisches Zentrum
 weiter. 

Zwar schlug die Empörung über den
Vorgang hoch. Doch die Ökumene steckt
in der Klemme. Wenn sich kein Käufer
findet, erscheint nach dem Leerstand so-
gar der Bulldozer und reißt das steinerne
Erbe Jesu Christi einfach ab. 

Das gilt auch fürs römisch-katholische
Lager. Bis tief in Bayern stehen Pfarrhäu-
ser leer. Selbst im berühmten Pilgerort
Telgte bei Münster wurde eine heilige
Stätte dichtgemacht. 

Typisch ist der Fall in Börßum (Nie-
dersachsen), wo Sankt Bernward vor der
Zerstörung steht. Benannt wurde das sa-
krale Gemäuer nach dem streitbaren Bi-
schof Bernward von Hildesheim (um 960
bis 1022), der seinen Sprengel einst mit
Wehrtürmen und Burgen gegen heran-
stürmende Normannen und andere Hei-
den schützte. 

Nun sind die Bürger im Norden meist
selbst welche. Zuletzt besuchten nur rund
fünf Prozent der Mitglieder von Börßum
den Sonntagsgottesdienst. Der „Instand-
haltungsrückstau“ für das Gebäude lag
bei 134500 Euro.

Was die Lage weiter verschärft: Be -
reits heute dienen viele Altarräume in
Deutschland fremden Zwecken. In dem
einen wird gebastelt, im anderen geturnt.
Es gibt „Eventkirchen“ und solche, die
als Firmenlager dienen. In der Abtei
Sankt Maximin in Trier stehen Fußball-
tore. In Katlenburg im Harzvorland wan-
delte sich Transzendentales gar zur Tanz-
zentrale: Die dortige Herz-Jesu-Kirche
beherbergt eine Schule für Showdance
und Pilates. 

Vor Ort, wenn der Pfarrer zum aller-
letzten Abendmahl ruft, ist die Trauer
meist groß. Zerknirscht, oft weinend sit-
zen die Getreuen auf den Bänken. „Ein
feste Burg“ mag da niemand mehr an-
stimmen. Die Protestanten machen eher
schlicht Schluss. Bibel, Kreuz und die li-
turgischen Geräte werden eingesammelt,
der Letzte macht die Tür zu. Damit ist
die Stätte verlassen und „entwidmet“.

Den Katholiken dagegen gilt jeder Bet -
raum als heiliger Ort, der eigens entweiht
(„profaniert“) werden muss. Nur der Bi-
schof (oder sein Stellvertreter) darf den
Ritus vollziehen. Weihrauchumwölkt ver-
liest er zuerst ein Dekret. Dann rollt er
die Altardecke ein, leert das Tabernakel,
in dem die Hostien liegen, und löscht das
„ewige Licht“. 

Pastor Michael Kemper, der in Duis-
burg eine finale Fronleichnamsmesse ab-
hielt, schmerzt es immer noch, wie er im
hellen Chormantel unter einem Balda-
chin an Reihen verbitterter Seelen vor-
beischritt. „Die Schließungen sind eine
kranke Sache“, sagt er, „das macht mich
krank.“

Verwundern kann das nicht: 2000 Jahre
lang lebte das Christentum vom Eifer

 seiner Missionare. Doch deren Frohe Bot-
schaft will heute kaum mehr jemand hö-
ren. „Nur noch 13 Prozent der geborenen
Kinder werden evangelisch getauft“, be-
gründet Superintendent Thomas Höflich
aus Hannover die harte Rückbaupolitik. 

Besonders arg sieht es im Ruhrpott und
in Norddeutschland aus. Dort fanden
nach dem Zweiten Weltkrieg viele katho-
lische Flüchtlinge aus Schlesien und Ost-
preußen eine neue Heimat. Ihnen errich-
tete der Klerus kleine „Filialkirchen“,
 damit der Beichtstuhl fußläufig erreich-
bar war. 

Diese modernen, oft hässlichen Heim-
stätten des Herrn sind nun massiv vom
Abriss bedroht: 
‣ Im Bistum Hildesheim steht jede zweite

Kirche auf der Roten Liste;
‣ im Bistum Essen sind es 83, weitere 13

sind bereits zerstört;
‣ am schlimmsten ist die Quote in Wil-

helmshaven. Dort stehen von neun
 katholischen Turmbauten sechs vor
dem Aus. 
Zwar regt sich Widerstand: Denkmal-

schützer, Kulturvereine und Städteplaner
kämpfen gegen die Vernichtung christ -
licher Bausubstanz. Die Plätze sonntäg -
lichen Frohlockens gelten vielen als
 vertraute Kulisse. Kirchen seien „durch -
betete Räume“, meint die Theologin Mar-
got Käßmann. Jeder Abriss bedeute einen
Verlust an Heimat.

Wenn das Pfarramt jedoch erklärt, dass
es nichts bringe, am Sonntag für zehn Leu-
te ein turmhohes Gewölbe ohne Wärme-
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dämmung zu heizen, sind auch die Em-
pörer schnell ratlos.

So geht die Zerstörung zügig weiter.
Allein im Osten vergammeln über 200
Dorfkirchen. In Wiesbaden wurde jüngst
sogar ein Gottesbau plattgemacht, der un-
ter Denkmalschutz stand. Doch alles hat
auch seine guten Seiten. Klamme Ge-
meinden können ausgemusterte Klingel-
beutel oder Holzaltäre neuerdings im In-
ternet (Kircheninventar- verkauf.de) zu
Geld machen. 

Auch ihre ausrangierten Buß- und Bet-
hallen vermakelt die Zunft im Netz. Das
Erzbistum Berlin nutzt sogar Ebay. Ak-
tuell bietet es dort eine „Kirche im be-
liebten Wohngebiet“ in der Stadt Bran-
denburg an. 

Dennoch tut sich wenig. Die meisten
Häuser des Herrn sind fußkalt, ohne
 Küche und haben eine Deckenhöhe von
zehn Metern und mehr. Selbst Schnäpp-
chenpreise bewirken da wenig. Die Ka-
pelle Maria Goretti in Demmin (Vorpom-
mern) kostet 20000 Euro. Keiner will sie
haben.

Wie schleppend die Geschäfte laufen,
beweist die Kleinstadt Altena in West -
falen. Dort steht seit Monaten ein
 Christentempel leer. „Baujahr 1907, alles
Naturstein“, flötet der Makler Dan Os-
senberg-Engels. Dann zieht er einen
 Eisenschlüssel hervor und öffnet knar-
rend das Haupttor. 

Durch Rosettenfenster schimmert bläu-
liches Licht. Man sieht Holzbänke und
einen riesigen Kronleuchter. „Ein Inter -

Kletterwand in einer ehemaligen Kirche in Mönchengladbach: Dusche in der Sakristei



essent wollte hier privat wohnen und eine
Zwischendecke einziehen“, erzählt der
Makler. Nun verhandelt er mit einem
Gastwirt, der die Halle zu einem Musik-
club umstylen möchte. Die Kanzel wäre
ein guter Standort für den Discjockey.

HipHop statt Halleluja – geht das nicht
zu weit? Was ist erlaubt, wo beginnt die
Lästerung? 

Die EKD akzeptiert mittlerweile solche
flotten Nachnutzer. Zwar hätte sie lieber
Leute, die die „Würde des Raumes“
 wahren, wie es heißt – Pflegehei me oder
Kindergärten beispielsweise. Auch eine
Umwandlung zu Urnengräbern oder
Übungsräumen für Männerchöre sieht
man gern. In Boostedt (Schleswig-Hol-
stein) stellt ein Bestatter seine Särge aus.

Noch beliebter sind Glaubensbrüder:
Russisch- oder Serbisch-Orthodoxe zum
Beispiel. Am Steinhuder Meer wurde  ein
Gotteshaus mit dem Sattelschlepper nach
Rumänien verfrachtet. 

Derlei Wunschkandidaten finden sich
allerdings selten. Zudem kommen stän-
dig neue Immobilien rein. Denn auch die
Neuapostolische Kirche schwächelt. Sie
bietet im Internet derzeit über 60 Ge-
meindesäle an. 

Also müssen die Geistlichen Kompro-
misse schließen. In einer Berliner Toten -
kapelle wird Theater gespielt. In Milow
(Mecklenburg) steht heute im Altarraum
ein Geldautomat. In der ehemaligen Mar-
tinikirche von Bielefeld sitzen die Gäste
in Clubsesseln und tafeln weiße Trüffel-
creme oder Wasabi-Dips. Dazu spielt ein
Pianist. 

Den Katholiken geht das zu weit. Zwar
traten auch sie ein Gotteshaus an den Be-
treiber einer Kletterwand ab. Im Seiten-
schiff steht eine Vitaminbar, in der Sa-
kristei wird geduscht. Doch grundsätzlich
gehen die Papsttreuen strenger vor. Fin-
det sich kein guter Nachmieter und der
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Restaurant in der früheren Martinikirche in Bielefeld: „Nebel religiöser Diffusion“

Tempel droht zu verrotten, dann reißen
sie ihn lieber ab. 

Einig sind sich die beiden großen Kon-
fessionen nur darin: Sekten und Vertreter
anderer Religionen bleiben in der Regel
ausgesperrt. Um den „Nebel religiöser
Diffusion“ nicht noch mehr zu verdich-
ten, sei ein Verkauf an Muslime und
Buddhisten „nicht möglich“, heißt es zum
Beispiel in einer Orientierungshilfe der
Evangelischen Kirche in Hessen und
 Nassau.

Dass die Söhne Allahs gleichwohl zum
Zuge kommen, liegt vor allem an den
Freikirchen. Bereits in vier Fällen haben
sie leere Bibelstätten an islamische Ver-
bände abgetreten. Und nun auch noch der
Fall aus Hamburg-Horn, wo Muslime eine
protestantische Kirche gleichsam über
Umwege in Besitz genommen haben. 

Keine Frage: Der alte Kampfgeist des
Kreuzes ist dahin. Das Fachblatt „Spirit“
schätzt, dass von den rund 45000 Kirchen
im Lande bald 15 000 nicht mehr ge-
braucht werden. Zu üppig, zu leer, zu
teuer: Es ist wie mit Oma, die immer noch
in der Villa lebt, obwohl ein Zimmer rei-
chen würde.

Fromme Gemüter dürfte all das den-
noch nicht schrecken. Glaube und Liebe,
Trost und Hoffnung bietet die Bibel ge-
nug – auch für das aktuelle Immobilien-
problem. Wie heißt es doch in 2. Korin-
ther 5,1: 

„Wenn unser irdisches Haus, diese
 Hütte, abgebrochen wird, so haben wir
einen Bau, von Gott erbaut, ein Haus,
nicht mit Händen gemacht, das ewig ist
im Himmel.“ 

MATTHIAS SCHULZ

360°-Foto: Früher Kirche, 

jetzt Restaurant

spiegel.de/app72013kirche 
oder in der App DER SPIEGEL

A R C H Ä O L O G I E

Krumme
Knochen

Britische Wissenschaftler 
haben in Leicester nach gezielter

Suche  einen Sensationsfund
 gemacht: die Gebeine des mittel -

alterlichen  Königs Richard III.

Die Geschichte Englands muss nicht
umgeschrieben werden. Doch ju-
belfreudige Monarchisten dürfen,

wenn erst einmal der überübernächste
Thronfolger (oder die Thronfolgerin) in
trockenen Tüchern ist, einem unvorher-
gesehenen Royal Event in der Kathedrale
von Leicester entgegenfiebern: der feier-
lichen Beisetzung eines Königs, der vor
527 Jahren gestorben ist.

Die wissenschaftliche Aktion anhand
alter Dokumente auf einem Parkplatz-
Areal in Leicester war präzise, und auch
DNA-Analysen bestätigen nun, dass es
sich bei den vor fünf Monaten ausgegra-
benen Knochen um das Skelett von König
 Richard III. handelt. Überdies zeigt seine
verkrümmte Wirbelsäule, dass er war,
wie ihn die Zeitgenossen beschrieben:
schmal, schief, ver wachsen. 

Persönliche Verdienste dieses  Richard
Plantagenet, geboren 1452, der wenig
mehr als zwei Jahre bis zu seinem Tod
im August 1485 regierte, sind schwer zu
fassen: ein Getriebener der Geschichte,
wie es scheint, ein Kind seiner Zeit. Die
Plantagenets herrschten mehr als 300 Jah-
re lang, und in ihrer Spätzeit war diese
weitverzweigte, in zwei Parteien verfein-
dete und zugleich durch viele Ehen ver-
bandelte Dynastie reichlich mit Akten
der Selbstzerfleischung beschäftigt, die
in Geschichtsbüchern die „Rosenkriege“
heißen.

Bei fast jedem Thronwechsel blieb die
Legitimität des Nachfolgers strittig, die
allein die besondere göttliche Protektion
des Landes sicherte, und so war es für je-
den Frischgekrönten business as usual,
sich umgehend seiner Riva len im Fami -
lien kreis als Verräter zu entledigen. Auch
Richards Großvater und Vater, ein Onkel
und ein Bruder hatten in solchen Fehden
den Tod gefunden.

Richard war schon als junger Mann der
reichste, mächtigste und loyalste Unter-
tan seines großen Bruders, der als Ed-
ward IV. mehr als 20 Jahre lang herrschte.
Doch zwischen den beiden stand ihr Bru-
der George, den Edward später hinrichten
ließ. Es wurde für Richard zum ersten
Mal heikel, als er eine verwitwete Cou -
sine heiraten wollte, denn die geplante

Wissenschaft



Verbindung galt als inzes tuös. Richard
musste eine Ausnahmeerlaubnis des Paps-
tes erwirken. Die Ehe soll glücklich ge-
wesen sein, doch Richards Frau und ihr
einziger Sohn starben schon früh. 

Als Richards Bruder, König Edward
IV., im April 1483 nach plötzlicher kurzer
Krankheit starb, wurde dessen zwölf -

jähriger Sohn zum Nachfolger ausge -
rufen und bald – ein Bischof hatte in -
trigiert – zum Bastard erklärt. Onkel
 Richard sollte als Regent die Geschäfte
führen. Der Prinz aber und sein kleiner
Bruder, die damals im Londoner Tower
logierten, sind seither spurlos verschwun-
den. Auf der Liste derer, die aus Eigen-
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nutz dafür gesorgt haben könnten, steht
obenan  Richard III. Denn er war nun der
König.

Ein paar Monate nach seiner Krönung
hat er sich mit einer Säuberung im engen
Freundes- und Verwandtenkreis poten -
tieller Verräter entledigt, doch zu richtig
herrscherlichen Aktivitäten blieb ihm
dann kaum Zeit: Im Herbst 1485 sah er
sich dem Invasionsheer eines Thronriva-
len gegenüber, Henry Tudor, der in Frank-
reich Mitstreiter gesammelt hatte. Richard
starb in der Schlacht von Bosworth bei
Leicester. Seine nun entdeckten Gebeine
beweisen, dass er bis zuletzt gekämpft
hat: Er starb, nachdem er den Helm ver-
loren hatte, durch zwei Hellebarden- oder
Schwerthiebe, die ihm den Schädel spal-
teten. Franziskaner gaben ihm ein christ-
liches Begräbnis an den Mauern ihrer
Klosterkirche, und dort entdeckten ihn
nun die Archäologen in Leicester. 

Das Parlament in London hatte Henry
Tudors Thronansprüche rasch nach Ri-
chards Tod für legitim erklärt, indem es
das Recht des Stärkeren als Gottes Willen
verstand, und mit dem Aufstieg des
 Hauses Tudor begannen die Historiker,
den Verlierer Richard zum Verbrecher zu
 stilisieren, dessen Niedertracht, wie der
Volksmund weiß, schon seine schiefe, ver-
wachsene Gestalt verriet.

Was in diesen Chroniken angelegt war,
fand gut hundert Jahre später ihre geniale
Vollendung auf William Shakespeares
Bühne. Die kaum zusammenhängenden
Begebenheiten, die Richards Leben be-
stimmten, erscheinen im Drama als zy-
nisch kalkulierte Taten eines buckligen,
durch ein diabolisches Hinkebein entstell-
ten Aufsteigers zum Thron. Seine körper-
liche Benachteiligung macht er durch in-
tellektuelle Brillanz wett, seine Herzens-
kälte durch unwiderstehlichen Charme.
Wie er die Hinrichtung seines Bruders
George einfädelt! Wie er der frisch ver-
witweten Cousine, deren Mann er umge-
bracht hat, einen Heiratsantrag macht!
Wie er sich liebevoll um die Ermordung
der Prinzen im Tower kümmert! Wie er
heuchelt und schmeichelt und lügt – stets
ist er ein Bösewicht, der seine Boshaftig-
keit genießt und damit den Zuschauer,
der sie sich lustvoll gefallen lässt, zu sei-
nem Komplizen macht. In der Klasse der
Super-Theaterschurken hat er außer
Fausts Mephisto und Othellos Gegenspie-
ler Jago kaum seinesgleichen. 

Der gute König Edward IV. ist uns
gleichgültig, weil Shakespeare nichts mit
ihm anzufangen wusste, den bösen drit-
ten Richard hingegen kennt alle Welt,
weil die Kunst ihm eine Art von Un -
sterblichkeit verliehen hat, die nichts mit
den krummen Knochen des Mannes in
Leicester zu tun hat. Er war der letzte
englische König, der in einer Schlacht
 gefallen ist.

URS JENNY

Rekonstruierter Kopf von Richard III., in Leicester gefundenes Skelett: Tod durch Hiebe 
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Szene aus Shakespeares „Richard III.“ in London: Brillanz und Herzenskälte 
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Wilmersdorf sehen und sterben
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Szene

L I T E R A T U R

Fliehen und standhalten 
Vorsicht vor Psychotherapeuten, je-
denfalls in Romanen, wo sie etwas oft
als gutwillige Harmonisierer mit dem
Feuerlöscher zu Diensten sind. Doch
das gilt nicht für Grace und Mitch, die
beiden Therapeuten, von denen die
1972 geborene kanadische Autorin
Alix Ohlin in ihrem zweiten, nicht un-
bedingt eleganten, aber aufrichtig auf-
regenden Roman „In einer anderen
Haut“ erzählt. Als Studenten in Mont-
real haben Grace und Mitch voll Über-
schwang geheiratet – und sind anein -
ander gescheitert: er vielleicht zu nar-
zisstisch, sie bestimmt zu emphatisch.
Lange Jahre sind sie sich aus dem Weg
gegangen, bald fliehend vor ihrer
Schwäche, ihren Selbstzweifeln und
Schuldgefühlen, bald standhaltend:
zwei einsame Helfer, die selbst Hilfe
gebraucht hätten. Mitch scheitert auch
an einer neuen Liebesbeziehung und
zieht in den hohen Norden, in eine
Inuit-Siedlung, wo ihn die Alltäglich-
keit von Alkoholismus und Depression
zermürbt. Grace scheitert an dem Ver-
such, einen Mann, den sie zufällig vor
dem Selbstmord gerettet hat, wirklich
fürs Leben zurückzugewinnen, und

gibt den Beruf auf. Die
Autorin gewinnt Span-
nung aus diesen beiden
getrennten Lebensläu-
fen, indem sie sich er-
zählend durch ein Jahr-
zehnt bald rückwärts,
bald vorwärts bewegt –
bis zur zufälligen Wie-
derbegegnung und An-
näherung zwischen
Grace und Mitch. Und
sie verknüpft damit
zwei parallele Biogra-
fien im Widerstreit von
Flüchten und Standhal-
ten, zum einen die
 Geschichte einer wider-
spenstigen Teenager-
 Patientin von Grace, die
daheim ausreißt, als

Schauspielerin einige Erfolge hat, aber
nie aus ihrem Selbsthass heraus-
kommt; zum anderen die Geschichte
eines Helfers aus Leidenschaft, der für
karitative Organisationen in Latein-
amerika und Afrika im Einsatz ist, bis
er unter der Masse des Elends, dem er
begegnet, zusammenbricht und sich
umbringt. Nicht nur für Therapeuten
ist das Eingeständnis schmerzhaft,
dass es Menschen gibt, denen auf die-
ser Welt nicht zu helfen ist.

Alix Ohlin 

In einer 

anderen Haut 

Aus dem Eng -
lischen von Sky
Nonhoff. Verlag 
C. H. Beck, Mün-
chen; 352 Seiten; 
19,95 Euro

Der Alltag ganz normaler Menschen
kann sehr aufregend sein, wenn man
nur genau und vor allem lange genug
hinsieht. Diese Erkenntnis haben die
Dokumentarfilmer Hans-Georg Ullrich,
70, und Detlef Gumm, 65, sich zur Le-
bensaufgabe gemacht. Von 1986 an
 beobachteten sie für die Doku-Reihe
„Berlin – Ecke Bundesplatz“ ihre Nach-
barn im Stadtteil Wilmersdorf. Fast 50
Filme sind so über die Jahre entstanden:
mit meisterhafter Beiläufigkeit erzählte
Porträts. Wilmersdorf sehen heißt, die
Welt zu verstehen. Nun haben die Ma-
cher ihre Dokumentation abgeschlos-
sen. „Wir haben unser halbes Leben
mit diesem Projekt verbracht“, sagt
Gumm. Einige ihrer Protagonisten, wie

der Bäcker Dahms, leben schon nicht
mehr. Die vier letzten Filme werden
jetzt auf der Berlinale uraufgeführt und
ab 19. Februar auf 3sat sowie im RBB
und im WDR gezeigt. Herausragend ist
die Episode „Feine Leute“, ein Lehr-
stück über Glück und Geld – und wie
schnell beides vergehen kann. Im Mit-
telpunkt steht der Anwalt Ülo Salm,
der einst prominente Mandanten wie
den Boxer Bubi Scholz vertrat und im
Rolls-Royce durch seinen Kiez fuhr. Im
Jahr 2002 wurde er wegen Betrugs und
Urkundenfälschung zu mehr als fünf
Jahren Gefängnis verurteilt. „Wenn
man viel über einen Menschen weiß“,
so Gumm, „kann man ihm nur noch
schwer böse sein.“

Ehepaar Dahms 1997

Ehepaar Dahms 1987
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Kultur

R E S T I T U T I O N

Die Schatz-Erben

P O P

21 Jahre sind ein Tag
Auf ein neues Album der irisch-englischen Band My Bloody
Valentine wartet die Musikwelt nun schon mehr als zwei
Jahrzehnte. Ende 1991 hatte die Gruppe ihr bahnbrechendes
Album „Loveless“ herausgebracht. Es zeigte, was sich aus
Lärm musikalisch machen lässt: ein eigener Sound aus bruta-
lem Rückkopplungsgezerre und zarter Melodienführung.

Wiederholt war seitdem ein neues Werk angekündigt wor-
den – und vor einer Woche war „m b v“ auf einmal da, zum
Download auf der Homepage der Band. Wie lang die Warte-
zeit den Fans tatsächlich erschien, lässt sich schon daran ab -
lesen, dass die Seite unter deren Zugriff prompt zusammen-
brach. Das Album „m b v“ klingt, als wären 21 Jahre nur ein
Tag gewesen. Neun Songs sind es, auf denen Kevin Shields,
der Kopf der Band, seine Noise-Spuren übereinandertürmt
und mit der auch heute noch mädchenhaften Stimme der
Sängerin Bilinda Butcher amalgamiert. Die Welt mag eine
andere sein: Diese Musik ist immer noch vollkommen. 

KINO IN KÜRZE 

„Celeste & Jesse“ bietet pünktlich

zum Valentinstag einen Hoffnungs-

schimmer für das kreativ ermattete

Genre der amerikanischen Liebeskomö-

die. Denn das Happy End haben die er-

folgreiche Marketing-Expertin Celeste

(Rashida Jones) und der antriebslose

Grafiker Jesse (Andy Samberg) längst

hinter sich: Nach sechs Jahren Ehe ha-

ben sich die beiden getrennt, möchten

aber wenigstens beste Freunde bleiben

– obwohl das ganze Umfeld und schnell

auch jeder Zuschauer davon überzeugt

ist, dass die zwei füreinander bestimmt

sind. Das führt unter der Regie von Lee

Toland Krieger („The  Vicious Kind“) zu

einigen erwartbaren, aber durchaus

amüsanten Verwicklungen.

Und immer wieder zu der

Frage, ob nicht auch eine

noch so große Liebe irgend-

wann zu Ende sein kann. 
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Jones, Samberg in „Celeste & Jesse“

My Bloody Valentine 2009
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Der Name des Gremiums klingt so
kompliziert wie die Probleme, die es
lösen soll: „Beratende Kommission für
die Rückgabe NS-verfolgungsbedingt
entzogener Kulturgüter“. Die Kom-
mission arbeitet seit 2003 unter
dem Vorsitz von Jutta Limbach,
der Ex-Präsidentin des Bundesver-
fassungsgerichts. Sie kann aller-
dings nur dann aktiv werden,
wenn sowohl die Erben der un-
rechtmäßig ent -
zogenen Kunst-
werke als auch die
jetzigen Besitzer,
meist Museen,
sich einer Prüfung
stellen. Entspre-
chend selten konnten die Ver-
mittler bisher tätig werden.
 Bislang haben sie fünf Empfeh-
lungen ausgesprochen, vier
 immerhin wurden befolgt. Zur-
zeit jedoch häufen sich die
 Anfragen. So soll die Kommis -
sion, in der auch Richard von
Weizsäcker und Rita Süss-
muth sitzen, vorschlagen,
was mit dem „Bildnis Tilla
Durieux“ von Oskar Ko-
koschka aus dem Jahr 1910
geschehen soll. Es hängt

heute im Kölner Museum Ludwig und
gehörte einst dem verfolgten jüdischen
Kunsthändler Alfred Flechtheim.
 Inzwischen beanspruchen es dessen

 Erben. Umstritten sind zudem
die „Drei Grazien“ von Lovis
 Corinth und das Gemälde

„Dachgarten der Irrsinnigen“
von Joachim Ringelnatz, das
im Besitz des Clemens-Sels-
Museums in Neuss ist. Erben
des jüdischen Kunstsammlers

Paul Westheim erheben An-
spruch darauf.
Im vierten stritti-
gen Fall, für den
die Kommission
eine „faire und
gerechte Lösung“
finden und emp-

fehlen soll, geht es um eine ande-
re Größenordnung, nämlich um
jene Teile des wertvollen Welfen-
schatzes, die sich heute im Berli-
ner Kunstgewerbemuseum befin-
den. Sie waren 1935 aus dem Besitz
eines Konsor tiums jüdischer Kunst-
händler vom Staat Preußen über-
nommen worden. Bisher war nicht
zu klären, ob damals überhaupt
Geld geflossen ist. Da in all diesen
Fällen Dokumente fehlen, könnte es
Jahre dauern, bis die Kommission
 jeweils zu einer Empfehlung kommt.Welfenkreuz, 11. Jahrhundert



Wir sind wahnsinnig un-
kompliziert geworden.
Leider spüren wir selbst

nichts davon. Warum tun wir, was
wir tun? Warum lieben wir, was
wir lieben? Fragen, so vielschich-
tig, dass sie kaum jemand für sich
selbst beantworten kann. Uns ist
nicht bewusst, dass längst andere
die Antworten für uns geben. 

Vergessen Sie für einen Moment,
was Sie von Psychologie, Hirnfor-
schung oder auch nur aus der eige-
nen Erfahrung über die Rätsel des
eigenen Daseins wissen. Ohne dass
wir es gemerkt haben, haben Öko-
nomen den Seelenhaushalt des mo-
dernen Menschen zu ihrer Sache
gemacht. Zur Vereinfachung einer
überkomplexen Welt und zur Be-
schleunigung des Geschäftsverkehrs
ist hinter den Kulissen unseres Le-
bens ein Modell aufgetaucht, das
unser Leben nachhaltig verändert.

Man kann sich, so lehrt dieses
Modell, das Leben sehr viel einfa-
cher und einträglicher machen,
wenn man unterstellt, dass jeder
Mensch ausschließlich an sich und
seinen Vorteil denkt.

Wir erleben die neue Ära des
Informationskapitalismus. Er hat
damit begonnen, die Welt in einen Geisteszustand zu verwan-
deln. Er tut und plant große Dinge. Er will Gedanken lesen,
kontrollieren und verkaufen. Er will Risiken vorhersagen, ein-
preisen und eliminieren. Sein Hirn ist unablässig damit be-
schäftigt, herauszufinden, was Menschen tun, sagen, kaufen
und welche Spielzüge sie als Nächstes planen. Wo immer sie
ihm begegnen, treffen sie auf ein System, das alles immer
besser weiß.

Es spricht den Menschen das Recht ab, sich der Umwelt an-
ders darzustellen, als sie sind. Was immer sie tun, es behauptet,
dass sie es um des eigenen Vorteils willen tun. Verhalten, für
das es „keine Gründe“ gibt, kennt der Informationskapitalismus
nicht. Auch Freundschaft, Loyalität, Liebe haben in seinen

 Augen rationale Gründe, die im
eigennützigen Interesse des Ein-
zelnen liegen. Deshalb überall die
Inflation von „Incentives“, von
Belohnungen, die von den Boni
der Wall Street bis zu virtuellen
Orden und Abzeichen und „Ge-
fällt mir“-Abstimmungen für die
privatesten Dinge reichen.

Die neue Ökonomie bedient
sich der Maschinen, und sie erfasst
menschliche Beziehungen mit Hil-
fe der Mathematik. Sie liebt das
„Gefangenendilemma“, eine spiel-
theoretische Urszene von zwei
Menschen, die ein gleiches Schick-
sal teilen, aber nicht miteinander
reden können, und die das Ange-
bot bekommen, auf Kosten des an-
deren einen Vorteil zu erhalten.
Verrat des anderen ist in diesem
Spiel nicht nur vorgesehen, er ist,
wie die Politikwissenschaftlerin
Sonja Amadae schrieb, „die als
vernünftige Verhaltensweise ak-
zeptierte Norm“.

Jeder Ökonom würde zugeben:
Die Annahmen über den Men-
schen sind vereinfachend. Sie sind
es auf eine derart radikale Weise,
dass, wie man zu Recht hervorge-
hoben hat, „das Individuum auf

den Punkt eines Nichts heruntergebrochen wird, mit Ausnahme
der Eigenschaft seiner automatenhaften Präferenzen“. Was
aber, wenn die Wirklichkeit zu genau diesem Automaten wird?
Was, wenn aus der Welt zunehmend eine große Maschine wird,
die genau so operiert? Das Problem sind nicht die simplifizier-
ten Modelle. Das Problem ist, dass wir Zeugen eine Umbruchs
werden, in dem diese Modelle die Wirklichkeit codieren und
dadurch selbst wirklich werden.

Dieser imperialistische Sieg hat eine Vorgeschichte, die un-
mittelbar mit dem Kalten Krieg zu tun hat. Im Kalten Krieg
wurde die Formel geboren, dass jeder eigennützig handelt und
den anderen reinlegen will. Die Formel funktionierte, weil sich
damals zwei Weltmächte gegenüberstanden, die beide die
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Atombombentest in Nevada 1951

„Die neue Ökonomie bedient sich
der Maschine, und sie erfasst 

den Menschen mit der Mathematik.“ 

E S S A Y

Die Seele, die aus der Kälte kam
Wie der neue Kalte Krieg im Herzen der Gesellschaft geführt wird

Von Frank Schirrmacher

EGO – DAS SPIEL DES LEBENS erzählt vom Siegeszug ei-

ner Ideologie, für die der Egoist der bessere Mitmensch

ist, weil man sein Tun berechnen kann. Ursprünglich ent-

wickelt in den Denkfabriken des Kalten Krieges, um ein

„Gleichgewicht des Schreckens“ zu etablieren, sei das

neue Ego-Modell heute zum Schrecken der Zivilgesell-

schaft geworden: Wie die Idee einer „marktkonformen

Demokratie“ noch die privateste Welt jedes Einzelnen ver-

ändere, führt Frank Schirrmacher, 53, in seinem neuen

Buch aus. Schirrmacher ist seit 1994 einer der Heraus -

geber der „Frankfurter Allgemeinen“. Seine Bücher wur-

den in 14 Sprachen übersetzt. „Ego“ erscheint diese Wo-

che (Blessing Verlag, 352 Seiten, 19,99 Euro). Für den

SPIEGEL hat er die Kernthesen in einem Essay kompiliert.



Atombombe hatten und die beide einander vollständig ver-
nichten konnten.

Dass jeder Mensch in Märkten gewinnen und nicht verlieren
will, ist eine Banalität. Dass man niemandem vorwerfen kann,
dass er ein Geschäft machen will, ist trivial. Die Ökonomie
hatte eine lange Tradition des selbstsüchtigen Menschen, des
„homo oeconomicus“, einer Art virtuellen Doppelgängers, mit
dem man sich erklären wollte, wie die Menschen ticken. Das
Neue aber war, dass jetzt ausschließlich die egoistische Moti-
vation zählte und dass in ihrem Bilde eine ganze Gesellschaft
modelliert werden sollte. Die stillschweigende Übereinkunft,
dass Menschen in Wahrheit vielschichtiger, reicher, wider-
sprüchlicher und moralischer waren, als es die Theorie behaup-
tete, verblasste in den fünfziger Jahren und wurde in Teilen
der ökonomischen Zunft bald schon vergessen. Es galt jetzt
als absolut vernünftig und keinesfalls moralisch fragwürdig, so
zu handeln, wie es die Theorie vorschrieb.

Überhaupt spielte Moral aus durchaus verständlichen Ursa-
chen keine große Rolle. Der Grund lag auf der Hand: Es wäre
im Kalten Krieg mörderischer Leichtsinn gewesen, an irgend-
etwas anderes zu denken als an den eigenen Vorteil. Doch was
im militärischen Bereich sinnvoll war, ließ sich auf diesen nicht
beschränken. Es waren Modelle,
die nicht nur auf das Verhältnis
zum Gegenspieler zielten, son-
dern auf das Verhältnis des Men-
schen zur Welt.

Viele der Wissenschaftler, die
in den fünfziger Jahren für die
„Rand Corporation“ arbeiteten
oder in anderen Funktionen das
amerikanische Militär berieten, ge-
hörten der sogenannten „neoklas-
sischen“ Schule an, die während
der Konjunktur des Keynesianis-
mus an der Universität Chicago
Exil fand und die schon eine gan-
ze Weile lehrte, dass Menschen
egoistisch handeln und Märkte
Wahrheitsmaschinen sind. Jetzt sa-
hen sie die Chance gekommen,
eine reine Behauptung zu einem
Naturgesetz zu machen.

Sie fingen an, Formeln und Al-
gorithmen zu schreiben, und die
Formeln konnten wieder von
Rechnern verstanden werden.
Schon das war neu. Lange – an-
ders, als man heute denkt – war
es in den Wirtschaftswissenschaf-
ten verpönt, menschliches Verhal-
ten in mathematische Modelle zu
gießen. Doch wenn man annahm,
dass der Mitspieler im Spiel des
Lebens – die Sowjetunion oder je-
der beliebige Mensch – seinen eigenen Vorteil sucht, konnte
man sein Verhalten mathematisch vorhersagen.

Diese oft genialen Wissenschaftler wurden nicht nur Exper-
ten für die Automatisierung des Militärs, sondern auch für die
Automatisierung von Märkten und die Automatisierung von
Menschen in diesen Märkten. Sie waren Pioniere einer Welt,
die noch ein halbes Jahrhundert davon entfernt war, dass sich
jeder Mensch mit den Computern und Märkten vernetzte.

Aber alle ihre Formeln konnten von Rechnern verstanden
und umgesetzt werden. Sie erfanden etwas, was sie die „Spiel-
theorie“ nannten. Und mit Hilfe dieser Erfindung holten sie je-
nes Denkmodell in das Spiel unseres Lebens. Einige der Öko-
nomen, die damals bei Rand dabei waren, erhielten nach Ende
des Kalten Krieges den Nobelpreis für Wirtschaft. Er war die

Krönung eines gewaltigen Unterfangens, das die Logik des Kal-
ten Kriegs in die Zivilgesellschaft übertrug. Am Ende, im ersten
Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts, war das Ego-Modell tatsächlich
zum Naturgesetz geworden.

Die Krise, mit der wir heute zu tun haben, ist keine, in der
es nur um Geld, Profit, die Pleite von Lehman oder die Krise
Europas geht. Das ist, wenn man so will, noch die einfache
Seite des Sachverhalts, die am ehesten der Analyse zugänglich
ist. Wer weiß, vielleicht wird sie gelöst und die Menschen
gehen wieder zur Tagesordnung über.

Die Informationsökonomie bewertet Gefühle, Vertrauen,
soziale Kontakte genauso wie Aktien oder Waren und
sie hat, zum ersten Mal in der Geschichte, die techni-

schen Mittel, dies verblüffend perfekt zu tun. Es ist etwas an-
deres, ob man bei einem Geschäft oder einer Auktion wie
selbstverständlich davon ausgeht, dass es für den anderen ra-
tional sei, nur an sich zu denken, einen über den Tisch zu zie-
hen, oder ob das soziale Leben selbst immer mehr zu Geschäft
und Auktion wird, eine Welt der Ich-Vermarktung, die glaskla-
ren ökonomischen Regeln folgt. Misstrauen, Unterstellung,
Bluffs, Ablenkungsmanöver sind in dieser Welt normativ und

sei es nur, um, wie ein oft gehörter
Satz lautet, „die Märkte zu beru-
higen“. 

Die „Entfesselung“ war mög-
lich, weil man am 9. November
1989 nicht gut genug aufgepasst
hat. Es stimmt: Der Kommunis-
mus war zu Ende. Was aber war
eigentlich mit jenen westlich -
kapitalistischen Theorien, deren
Entstehen und deren Weltsicht
nur mit der Existenz des Kom -
munismus zu erklären waren?
Wieso kam binnen Kurzem die so-
ziale Marktwirtschaft so sehr
durch  ein Gesellschaftsmodell un-
ter Druck, das sich „Neoliberalis-
mus“ nannte?

Fixiert auf die kollabierende
Maschine des sozialistischen Sys-
tems und berauscht vom eigenen
Triumph, erkannten viele Beob-
achter nicht, dass sich in der glei-
chen Sekunde der Denkapparat
des Westens umzubauen begann.
Es verschob sich die soziale Ver-
teilung der Intelligenz unter der
Schädeldecke – und wie immer,
wenn soziale Leistungen verscho-
ben werden, geschah dies durch
Geld.

Denn das Ende der unmittelba-
ren atomaren Bedrohung hatte

massive Folgen für die Finanzierung und Karriereplanung von
Physikern. Sie konnten nicht mehr blind darauf vertrauen, für
ihre Forschungen vom militärisch-wirtschaftlichen Komplex,
der sie seit den dreißiger Jahren subventioniert hatte, unter-
halten zu werden. Die militärische Wissenschaftsplanung, die
die Atombombe, die Spieltheorie, den Computer und die Rand
Corporation hervorgebracht hatte, formulierte ihre Prioritäten
neu. Umgekehrt hatte die Wall Street zwar Ökonomen, aber
keine Physiker, die sich mit der Implementierung mathemati-
scher Modelle in den soeben massenhaft die Welt erobernden
Computer auskannten.

Bei der Jahresversammlung der American Physical Society
im Jahre 1996 sprach einer von ihnen, der Physiker Joseph
Pimbley, fast nur über das beschädigte Selbstvertrauen seiner
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Kurstafel an der Frankfurter Börse

„Die Entfesselung war möglich, weil
man am 9. November 1989 

nicht gut genug aufgepasst hat.“ 



ganzen Berufsgruppe: „Jeder Physiker steht heute vor der Fra-
ge, was er mit dem Rest seiner Karriere anfangen will.“ Und
er empfahl seinen Kollegen die Wall Street mit ihren neuen
Herausforderungen und der guten Bezahlung. „Sollte man sich
seinen Job danach aussuchen, wo man am meisten verdient?
Bestimmt nicht. Aber in einer Gesellschaft mit freien Märkten
ist die finanzielle Kompensation der Ausdruck für den Wert,
den eine Gesellschaft diesem Beruf zumisst.“

Anfang der neunziger Jahre begann die große Wande-
rung. Ältere Physiker verließen die militärischen For-
schungsgebiete und heuerten bei Banken oder Fonds-

managern an. Zu Beginn waren diese „Quants“ oder „Rake-
tentechniker“, wie sie in Anspielung an ihre frühere Beschäf-
tigung genannt wurden, nichts an-
deres als menschliche Computer,
sonderbare Figuren, leise verach-
tet oder verhöhnt von den „ech-
ten“ Bankern.

Ihr Sozialverhalten und ihre
Kleidung irritierten. Der Physiker-
verband riet denen, die aus Labo-
ratorien der Unis an die Wall
Street wechseln wollten, zu or-
dentlichen Frisuren und gepfleg-
tem Äußeren, zur chemischen Rei-
nigung, zu Bescheidenheit in der
Demonstration der eigenen Intel-
ligenz und dazu, dem Hang des
Physikers zur Selbstisolation ent-
gegenzuwirken. Doch was hier ge-
schah, war weit mehr als berufli-
che Veränderung: Hier wurden
Wissenschaftler nicht nur frisiert
und neu eingekleidet, hier wurde
eine neue Spezies geboren.

„Keinen Menschen interessieren
diese Arbeiten“, sagte beispiels-
weise, fast vorbeugend, der Fi-
nanzwissenschaftler Jonathan
Berk Mitte der neunziger Jahre.
Doch schon wenige Jahre später
hatten Physiker die Wirtschafts-
wissenschaftler in den Abteilun-
gen für quantitative Analysen
überrundet. Denn die Lage hatte
sich Ende der Neunziger drama-
tisch verändert. Zwar gab es schon
vorher Algorithmen im Trading, aber sie verhielten sich eindi-
mensional, kleine „Einzeller, die nach einem einfachen System
von Regeln“ nichts anderes taten als kaufen und verkaufen.

Irgendwie ist uns in Europa entgangen, mit welchen giganti-
schen Hoffnungen die Wall Street ihre Physiker empfing: als
Menschen, die gemeinsam mit den Ökonomen etwas schaffen
würden, das der Atombombe gleichkäme. „Ich habe Leute ge-
kannt, die am Manhattan-Projekt mitgearbeitet haben“, zitierte
„Newsweek“ einen J.P.-Morgan-Direktor, „und für diejenigen
von uns, die auf diesem Trip waren, war es genau das gleiche
Gefühl. Als ob man an der Erschaffung von etwas unglaublich
Wichtigem beteiligt ist.“ Es war die Verschmelzung von Öko-
nomie, Physik und Gesellschaftstheorie zu einer neuen Praxis
der sozialen Physik. 

Nun konnte Nummer 2, der neue „homo oeconomicus“, wie
das „bucklicht Männlein“ in jedermanns Küche, jeden Speicher
und jeden Keller eindringen. Sein Medium war Elektrizität,
die Menschen und Märkte miteinander vernetzte.

Am 6. Mai 2010, der Tag des ersten „Flash Crashs“, verhielten
sich die Algorithmen der Wall Street absolut unerwartet und
unverständlich. Viel Geld verschwand und tauchte ebenso rät-

selhaft nach einer halbe Stunde wieder auf. Computer erteilten
rätselhafte Handelsaufträge. Im August 2012 verlor Knight Ca-
pital innerhalb von einer Dreiviertel Stunde fast eine halbe
Milliarde Dollar, ohne dass die Ursachen dafür bis heute ir-
gendwie erkennbar sind – und der mathematische Kollaps traf
nicht irgendeine Garagenfirma, sondern ein Unternehmen, das,
wie Scott Patterson vom „Wall Street Journal“ klarstellte, an
manchen Handelstagen an der Wall Street und der Nasdaq
mehr Börsenhandel betrieb als irgendeine andere Firma auf
der ganzen Welt.

In allen digitalen Systemen, in denen der ökonomische Agent
installiert wird, den wir hier „Nummer 2“ nennen, von Finanz-
plätzen bis Amazon, ist er davon besessen, Menschen zu über-
wachen, die Spielzüge der anderen Seite vorauszusehen, zu

reproduzieren und oft mit Hilfe
von spieltheoretischen Modellen
zu beantworten. In den Finanz -
algorithmen aber, wo es, wie beim
Flash Crash sichtbar wurde, um
minimale Gewinnmargen bei gi-
gantischen Umsätzen ging, han-
delte Nummer 2 nicht mehr im
Markt, er war der Markt. 

Hätte es sich um ein politisches
System gehandelt, könnte man es
nur mit einer permanenten Kuba-
Krise vergleichen. Schon die
kleinsten Bestrafungen, der kleins-
te Schmerz in den „Verhandlun-
gen“, die geringste Abweichung
vom absoluten Selbstinteresse
können das Monster entfesseln.
Diese „algorithmische Tragödie
des Gemeinwohls“, in dem, wie
Patterson schrieb, „alle Spieler
konsequent nur in ihrem eigenen
Interesse handelnd einen syste-
misch lebensgefährlichen Markt
hervorbrachten“, hatte die Welt
an den Rand des Systemversagens
geführt. Umso eigenartiger, dass
wir das, was in den ersten auto-
matisierten Märkten der Welt fast
zu einer Katastrophe geführt hat,
in unser gesamtes soziales Leben
eindringen lassen.

Vieles spricht dafür, dass im In-
neren der gegenwärtigen Finanz-

und Europakrise ein viel grundlegenderer Konflikt schwelt, in
dem es im Kern um die Implementierung der neoklassischen
und neoliberalen Ideologie in die Gesellschaften, Mikro-Märkte
und sogar in die konstitutionellen Ordnungen des europäischen
Westens geht.

Es handelt sich dabei um die Überzeugung, dass jede Re-
gierung – auch die amerikanische – nicht nur weniger
weiß als der Markt (der ja nichts anderes als ein großer

Computer ist), sondern dass Regierungen den Willen der Mehr-
heit nicht mehr zum Ausdruck bringen können. Das ist die Ge-
burtsstunde der „marktkonformen Demokratie“. Am Projekt
„marktkonforme Demokratie“ wird nach Lage der Dinge be-
reits in fast allen westlichen Industrienationen gearbeitet.

Philip Bobbitt hat für diese neuen Staaten den Begriff „In-
formationsmarktstaaten“ geprägt. Der Jurist ist ein einflussrei-
cher politischer Vordenker der USA, einst Mitglied im Sicher-
heitsrat, Demokrat und alles andere als ein „Big Brother“. Bob-
bitt hat zwei Jahre nach der Lehman-Pleite etwas gefordert,
worauf sich ein finanztechnisch sturmreif geschossenes Europa
gerade einstellt.

Kultur
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Crowe als Spieltheoretiker Nash in „A Beautiful Mind“

„Am Anfang waren die ,Quants‘ 
sonderbare Figuren, 

leise verachtet oder verhöhnt.“ 



Die Lehre aus den aktuellen Krisen ist für Bobbitt nicht,
dass man den Intelligenzquotienten der Märkte in Frage stellt,
sondern umgekehrt: Die Märkte haben die Staaten delegiti-
miert, weil die Staaten moderne Geld- und Informationspro-
zesse nicht mehr verstehen. Informationsmarktstaaten haben
eine ganz einfache Botschaft: Gebt uns Informationen über
das, was ihr denkt, plant oder konsumieren wollt, und wir wer-
den euch neue Chancen für eure Entfaltung und Karriere geben.
Zugleich garantiert der moderne Informationsmarktstaat nur
noch minimale Wohlfahrtsansprüche. 

Zu den größten Alarmzeichen der Krise zählt, dass es im
Zeitalter der neuen Rationalität keine rationalen Ant-
worten mehr gibt. Die politischen Akteure sitzen in der

Falle. Dass das so war, sagten sie
selbst, sagten Medien, Analysten,
sah jeder, der die Nachrichten an-
schaltete.

Schon die Sprache, selbst die
Körpersprache der Politiker erin-
nert seit der Finanzkrise an Ein-
gesperrte. „Fallensprache“ ist eine
Sprache, die um hundert Ecken
denkt, Fluchten vortäuscht, wo
keine sind, und Routine, wo be-
reits die Panik herrscht. Die Poli-
tiker suchen in abgeschotteten
Räumen nach „Auswegen“, sie
drehen sich im Kreise, verwenden
Satzbildungen der Exklusion („Es
gibt keine Alternative“), Passiv-
konstruktionen des Erleidens
(„Wir werden gezwungen“) und
legen sich auf eine einzige Ratio-
nalität fest („Scheitert der Euro,
scheitert Europa“), die zur Räson
aller anderen Käfiginsassen wird.

Der Kalte Krieg ist zurückge-
kehrt, aber in Gestalt eines Kalten
Kriegs, den sich die Gesellschaft
selbst erklärt hat: Vor den EU-Gip-
feln werden „Landungszonen“
markiert, und zwischen den poli-
tisch Alliierten Konflikte schein-
bar oder wirklich inszeniert, wo
dann einzelne EU-Staaten „Sie-
gesparaden“ per Pressekonferenz
abhalten, die von den anderen
acht Stunden später zur „Kapitulation“ umgedeutet werden,
während gleichzeitig die Reaktion auf die „Märkte“ und auf
die eigene Bevölkerung getestet wird, entweder über Hinweise
an die Medien, abrupte Drohungen mit Plebisziten oder deren
erbitterte Bekämpfung.

Die Regierungschefs regieren die Länder nur noch partiell;
Nummer 2, der weiß, wie man rationale Spiele spielt, drängt
sich auch hier hinein. Konsequenterweise empfehlen Invest-
mentbanken ihren Investoren, die gesamte europäische Kri-
senbewältigungspolitik nicht als Politik, sondern als nicht ko-
operatives Spiel zu lesen, das man, wenn man es durchschaut,
ausbeuten kann. Das heißt: nichts glauben, das Schlimmste
und das absolute Eigeninteresse annehmen und dann sehen,
wie weit man strategisch kommt.

„Glauben Sie nicht, dass die Sowjetunion uns aus irgendwel-
chen moralischen Bedenken nicht angreifen wird“, hieß das
im Kalten Krieg. „Nur wenn man von dem Schlimmsten aus-
geht, findet man eine rationale Strategie, um den Gegner aus-
zutricksen.“ Das war das berühmte Nash-Equilibrium. 

„Jedermann“, fasst der Wissenschaftshistoriker Philip Mi-
rowski die Formel zusammen, die unsere Welt regiert, „wird

so zu einem kleinen Agenten, und wir alle versuchen uns ge-
genseitig über den Tisch zu ziehen – und im Nash-Gleichge-
wicht legen wir die Regeln fest, wie wir das zu tun gedenken.“

Und heute?
„Sie lesen jetzt viel darüber“, schreibt das „Wall Street Jour-

nal“, als ginge es nicht um die Eurokrise des Jahres 2012, son-
dern um gegenseitige Abschreckung, „dass der Euro nicht zer-
brechen wird, weil das schlecht für jedermann sein wird – wes-
halb die Politiker am Ende gemeinsam handeln und vernünf-
tige Entscheidungen treffen werden. Glauben Sie das keinen
Augenblick. Ein katastrophales Ergebnis ist ziemlich wahr-
scheinlich. Die einzige rationale Haltung ist, sich auf das
Schlimmste vorzubereiten.“ Und weil die Zeitung von der hö-
heren Weisheit der Märkte überzeugt ist, empfiehlt sie ihren

Lesern sogleich den Film „A
Beautiful Mind“, den Heldenfilm
über den Spieltheoretiker John
Nash, der den Egoismus in For-
meln brachte, in den DVD-Player
zu stecken, um die Eurokrise zu
verstehen.

Die Krise, mit der wir heute zu
tun haben, ist keine, in der es nur
um Geld, Profit, die Pleite von
Lehman oder die Krise Europas
geht. Das ist, wenn man so will,
noch die einfache Seite des Sach-
verhalts, die am ehesten der Ana-
lyse zugänglich ist. Wer weiß, viel-
leicht wird sie gelöst und die Men-
schen gehen wieder zur Tagesord-
nung über.

Der Verlust an Souveränität be-
deutet in der Informationsökono-
mie viel mehr. Ein Irrtum, zu glau-
ben eine Krise die mit Gesetzes-
brüchen, Entdemokratisierung
und Souveränitätsverlusten ge-
spielt wird, sei nur eine gleichsam
„diplomatische“ Angelegenheit
von Staaten. Sie ist vielmehr Aus-
druck einer neuen Generalideolo-
gie „für alles und jedes“, die den
Unterschied zwischen Makro- und
Mikroökonomie aufhebt und im
Begriff ist, die Souveränität und
Autonomie des einzelnen Men-
schen aufzulösen.

„Menschen, die in einer Kultur des verdeckten Spielens auf-
wachsen, werden horrende psychische Probleme bekommen“,
hatte John W. Campbell bereits in den fünfziger Jahren mit
Blick auf die neuen Strategiespiele gewarnt. Gemeint war: das
Aufwachsen in einer Gesellschaft, in der nichts bedeutet, was
es bedeutet. Zu handeln, wie man nicht denkt, und zu denken,
was man nicht weiß, produziert enorme Widersprüche, die
man, wie bei einer Krankheit, an ihren Symptomen erkennt.

So lange man für den Misserfolg äußere Mächte verantwort-
lich machen konnte, entstanden aus Enttäuschung regelmäßig
Revolten und Revolutionen, in jedem Fall aber Alternativen.
Die neue Ökonomie der „Informationsmarktstaaten“ hat es
geschafft, die Verantwortung auf das Ich der Menschen abzu-
wälzen. So haben immer mehr Menschen das Gefühl, ein Leben
unterhalb ihrer Möglichkeiten zu leben, während der Apparat
zur Durchsetzung seiner Ansprüche behauptet, „wir“ hätten
„über unsere Verhältnisse“ gelebt. Das ist nur scheinbar ein
ökonomisches Argument. Die Frage „wer“ über seine Verhält-
nisse gelebt hat, beantwortet es nicht. Es ist ein rein moralisches
Argument und es ist auch religiös gemeint: Es funktioniert
nicht, weil ihr sündigt. �
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Euro-Krisen-Managerin Merkel

„Schon die Sprache, selbst die
 Körpersprache der 

Politiker erinnert an Eingesperrte.“ 
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„Alles ist ökonomisiert“
Autor Frank Schirrmacher über die 

„Kultur des verdeckten Spiels“ in Wirtschaft und Politik

Kultur



SPIEGEL: Herr Schirrmacher, wenn dieses
Gespräch ein Spiel wäre: Was müssten
wir tun, um gegen Sie zu gewinnen?
Schirrmacher: Sie müssten sich als Erstes
überlegen, was in diesem Interview mein
absolutes egoistisches Eigeninteresse ist.
Da ich dieses vor Ihnen zu verbergen su-
che, dürfen Sie nichts von dem, was ich
sage oder tue, als das nehmen, was es zu
sein scheint. Alles steht unter dem Vor-
behalt der Verstellung, angefangen von
der Mimik, die Sie in die Irre leiten soll.
Das wäre dann der spieltheoretische An-
satz für unser Gespräch.
SPIEGEL: Die Spieltheorie steht in Ihrem
Buch an zentraler Stelle. Wenn man im
Lexikon nachschlägt, dann erfährt man,
dass es dabei um mathematische Modelle
geht, mit deren Hilfe man zu rationalen
Entscheidungen in sozialen Konfliktsitua -
tionen kommt. Das wirkt nicht besonders
bedrohlich. 
Schirrmacher: Als reines Modell, das man
nicht mit dem Leben verwechselt, ist die
Spieltheorie überaus fruchtbar. Es gibt
auch kooperative Spiele, auf die man
 gern verweist, um die Sache zu entschär-
fen. Gerade ist ein Nobelpreis für die
 Verteilung von Organen bei Nierentrans -
plantationen vergeben worden. In den
 Finanzmärkten spielen diese Modelle
aber keine Rolle. Und auch dort, wo sie
ansonsten funktionieren, entsteht Ko -
operation fast immer nur aus Angst vor
 Strafe. An einer durchschnittlichen Tou-
ristenattraktion werden Sie vom Kellner
eher schlecht behandelt, weil die Wahr-
scheinlichkeit, dass Sie sich je wieder -
sehen, bei null ist. In Ihrem Stammlokal
sieht das anders aus. Hier gilt: Man be-
gegnet sich zweimal im Leben. Deshalb
können sich Mittelständler aus der Real-
wirtschaft auch nicht das Verhalten von
Finanzmarkt-Tycoons leisten. 
SPIEGEL: Vielleicht ist die Spieltheorie ein-
fach sehr nah am wirklichen Leben. 
Schirrmacher: Es ist ein großer Unter-
schied, ob Sie sagen, der Mensch ist
 egoistisch, oder ob Sie behaupten, es ist
 vernünftig, egoistisch zu sein. Das eine
ist deskriptiv, das andere eine Handlungs-
anweisung. Und das ist es, womit wir heu-
te zu tun haben. Sicher, auch ich will das
billigste Flugticket, und wenn es mir eine
Online-Auktion verschafft, in der kleine
Roboter für mich spieltheoretisch das
Beste aushandeln, umso besser. Etwas
 anderes ist es, wenn diese Modelle in Fi-
nanzmärkten aufeinandergehetzt werden
und sich gegenseitig auszutricksen ver-
suchen. Und bedrohlich wird es, wenn so
soziale Interaktionen modelliert werden. 
SPIEGEL: Die Finanzwirtschaft sieht in den
Algorithmen, mit denen sie operiert, ein
Instrument zum Geldverdienen. Sie se-
hen darin eine Ideologie. Ist das nicht
Feuilleton?
Schirrmacher: Der „ökonomische Imperia-
lismus“, wie das einige Renegaten unter

den Ökonomen nennen, hat alle Sozial-
wissenschaften und unser gesamtes
 Leben erobert. Alles ist ökonomisiert. In
einer solchen Lage zu behaupten, Öko-
nomie sei eine Angelegenheit für Spezia-
listen wie beispielsweise die Atomphysik,
ist sehr geschickt, denn es ist eine Ent-
mündigung. Tut mir leid, ich kann viel-
leicht den Motor nicht konstruieren, aber
die Betriebsanleitung unserer Gesell-
schaft würde ich schon gern verstehen. 
SPIEGEL: Naomi Klein hat in ihrem Buch
„Die Schock-Strategie“ einen Zusam-
menhang zwischen CIA, Chicago Boys
und Wall Street hergestellt. Bei Ihnen
nehmen jetzt die Quants, also die Atom-
physiker des Kalten Krieges, die Rolle
der Agenten des Bösen ein. Klingt ein
bisschen nach Verschwörungstheorie.
Schirrmacher: Die Quants sind nicht böse,
sie sind nur das technische Personal. Die
Frage ist doch umgekehrt: Wer ist eigent-
lich paranoid? Derjenige, der die Affekt-
mischung von Misstrauen und Verdacht
analysiert? Oder diejenigen, die perma-
nent in die Köpfe der Menschen eindrin-

gen wollen, um die nächsten Spielzüge
vorherzusagen? Da geht es nicht nur um
große Politik. Ich erzähle ja, wie heute
E-Mails analysiert werden, immer nach
der gleichen Mathematik: Was verbirgt
der Mensch? Was will er? Und am Ende,
so die Analysten, kennen wir den Men-
schen besser als er sich selbst. 
SPIEGEL: Am Ende geht es um Interessen,
wie wir spätestens seit Karl Marx wissen.
Wenn es nicht die CIA ist, die hinter al-
lem steckt, wer dann?
Schirrmacher: Sie werden keine bösen
Mächte finden, keinen Darth Vader, der
alles in die Wege leitet. Aus der Annahme
des rationalen Eigennutzes folgt im digi-
talen Zeitalter alles andere wie von
selbst. Es ist eher ein Denken, das über-
mächtig geworden ist, weil es auch wahn-
sinnig bequem ist. Wenn Sie überall
 Eigennutz am Werke sehen, können Sie
nicht nur Hochfrequenz-Handel in Licht-
geschwindigkeit treiben, sondern eine
ganze Gesellschaft in Computern simu-
lieren. In der politischen Ökonomie spre-
chen wir von Neoklassik oder Neolibe-
ralismus, aber ich bin mir nicht sicher, ob
diese Begriffe noch taugen. Sie sind für
das, was passiert, eigentlich zu harmlos.
SPIEGEL: Sie selber benutzen in Ihrem
Buch gern das Wort Monster. 
Schirrmacher: Ich habe es mir geborgt, und
zwar von den Ökonomen selbst. Sie wa-
ren es, Horst Köhler an der Spitze, die es

in Umlauf brachten. Ein Nobelpreisträger
spricht von den „frankensteinschen La-
bors“. Autoren des IWF ziehen eine Hor-
rorgeschichte von Faulkner zum Verständ-
nis der Krise heran. Ich nehme die Be-
grifflichkeit nur ernst und sage: Monster
entstehen immer dann, wenn zwischen
der Welt des Sozialen und der Natur eine
Kluft entstanden ist. In den Worten der
Branche: Wir sind in einen Zustand der
permanenten Instabilität eingetreten.
SPIEGEL: Der Kapitalismus ist dann aber
ein erstaunlich anpassungsfähiges Mons-
ter. Bislang hat er sich noch jedes Mal auf-
gerappelt, trotz aller Krisen und Crashs. 
Schirrmacher: Ich bin ja kein Wirtschafts-
informatiker, doch diejenigen, mit denen
ich geredet habe, bestätigen mir: Hier ist
etwas entfesselt, was wir nicht mehr be-
herrschen. Wir reden von der Lehman-
Krise wie von einer zurückliegenden Na-
turkatastrophe. Dabei gab es allein seit
2010 drei völlig unerklärliche Vorgänge
an den Hochfrequenz-Börsen, von denen
man heute annehmen kann, dass sie auf
Algorithmen zurückgehen, die spieltheo-
retisch programmiert sind und nun selb-
ständig agieren. Da ist eine Art rekombi-
nante DNA freigesetzt worden. 
SPIEGEL: Machen Sie die Finanzwissen-
schaften nicht dümmer, als sie sind? Dass
der Mensch lange nicht so rational agiert,
wie es die mathematischen Modelle an-
nehmen, ist eine Erkenntnis, die heute
eine eigene Disziplin beschäftigt.
Schirrmacher: Das höre ich ständig: Das
sei doch alles nur ein Modell. Das wird
mir auch jetzt entgegnet werden. Nein,
im digitalen Zeitalter sind Modelle Le-
ben. Als man den Nachweis führte, dass
künstliche Handelsagenten, die den
Hochfrequenz-Handel dominieren, von
Menschen nicht mehr zu unterscheiden
sind, hat man stolz verkündet: Sie haben
einen IQ von null, aber dafür die unein-
geschränkte Fähigkeit, ihren egoistischen
Nutzen zu maximieren. So viel zum Wert
der Dummheit. Der elektrische Funke,
der das Monster zum Leben erweckt, ist
übergesprungen. 
SPIEGEL: Sie gehen in Ihrem Buch noch
weiter: Frankenstein lebt nicht nur, wir
werden alle ein bisschen so wie er.
Schirrmacher: Alle sozialpsychologischen
Studien beweisen: Wenn sie eine Ideolo-
gie des rationalen Egoismus aufbauen,
werden Menschen zu dem, als was man
sie beschrieben hat. Ich habe vor kurzem
das Buch des Gründers der größten
 Stellenmarktplattform der Welt gelesen.
Wenn ich es richtig verstehe, hält er das
Festhalten an der eigenen Identität für
einen Karrierenachteil. Ist diese Identität
erst mal über die Klinge gesprungen, gibt
es natürlich auch keine kontinuierlichen
Berufswege mehr, feste Verträge oder
auch nur Loyalitäten. 
SPIEGEL: Möglicherweise ist der Mensch
viel widerspenstiger, als Sie vermuten. Die
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„Man kann in der Euro-
 Krise sehr gut sehen, wie
das Täuschen und Finas -
sieren überhandnimmt.“



meisten verzichten lieber auf
Geld, als einen Deal zu akzep-
tieren, den sie als unfair emp-
finden, wie die Experimental-
psychologie nachgewiesen hat.
Schirrmacher: Das ist ja genau
mein Punkt. Als John Nash in
den fünfziger Jahren seine Mo-
delle entwickelte, haben sie das
an den Sekretärinnen in der
Rand Corporation ausprobiert.
Dabei zeigte sich, dass diese
Frauen eben nicht egoistisch
handel ten wie angenommen,
sondern rational-altruistisch.
Nash ist fast durchgedreht, als
er das hörte, und sagte, die Se-
kretärinnen hätten das Spiel
nicht verstanden. 
SPIEGEL: Man könnte auch um-
gekehrt zu dem Schluss kom-
men, dass man mit den schö-
nen Modellen ziemlich schnell
auf Grund läuft, wenn man aus dem Bör-
sensaal in die normale Welt tritt.
Schirrmacher: Sie meinen eine Welt, in der
zum Beispiel Banken Facebook-Einträge
nach ebendiesen Modellen screenen oder
in der, weil das Misstrauen infektiös
 geworden ist, die kleinste Verabredung
mit dicken Verträgen abgesichert werden
muss? Die Zeiten dieser „wirklichen
Welt“ sind vorbei. Die Welten verschmel-
zen. Man kann in der Euro-Krise sehr gut
sehen, wie das Täuschen und Finassieren
überhandnimmt. Denken Sie nur daran,
wie Wolfgang Schäuble jetzt sagt, die
Euro-Krise sei vorüber. Wem sagt er das?
Den Märkten? Den Robotern? Können
wir ihm glauben? Und an wen ist der Satz
gerichtet? An uns, die Bürger, die es zu
beruhigen gilt, oder vielmehr an die
Märkte, die mit dem Euro spekulieren?
SPIEGEL: Diese Form des Bluffs ist das Prin-
zip von Diplomatie seit 5000 Jahren.
Schirrmacher: Bei der Diplomatie geht es
darum, mit einer anderen Macht zu Ran-
de zu kommen. Hier ist die feindliche
Macht plötzlich das eigene Volk. Ein
 Parlament muss wissen, worüber es ent-
scheidet. Jetzt erleben wir, dass unsere
Volksvertreter über die Konsequenzen
ihrer Entscheidung oft nicht nur völlig
ahnungslos sind, sondern im Entschei-
dungsprozess auch noch systematisch
aus geschaltet werden. Der Verdacht, dass
 Wahlen alles durcheinanderbringen kön-
nen, ist doch ein hochbedenkliches Zei-
chen.
SPIEGEL: Wenn man sich die Forderungen
aus Italien oder Frankreich in der Euro-
Krise ansieht, muss man sich möglicher-
weise wünschen, dass die Bundeskanz -
lerin etwas von Spieltheorie versteht. 
Schirrmacher: Die Physikerin Angela Mer-
kel halte ich für die oberste Spieltheo-

* Mit Redakteur Jan Fleischhauer im Berliner Büro der
„Frankfurter Allgemeinen“.

retikerin im Lande, in dieser Disziplin
braucht sie keine Beratung mehr. Angela
Merkel regiert in dieser kommunikations -
gedopten Moderne durch Schweigen,
durch Mimik und angeblich durch Klei-
dungscodes. Das ist dann wirklich die
„Kultur des verdeckten Spiels“ als Hand-
lungsmaxime. Es geht in diesem Fall doch
nicht um Deutschland versus Italien. Es
geht um Europa versus automatisierte
Märkte. Es geht, so ungern das auch ge-
hört wird, um das Wesen von Überwa-
chung und Kontrolle in der modernen
Gesellschaft. Tun wir nichts, werden wir
uns in unserem Leben immer häufiger in
der Duellsituation des Kalten Krieges
wiederfinden, in der es nur darum geht,
wer als Erster die Nerven verliert und
wer das bessere Pokerface hat. 
SPIEGEL: Zum Schluss Ihres Buchs heißt
es: „Vielleicht ist es ganz einfach: nicht
mitspielen.“ Ist es so einfach?
Schirrmacher: „There is an alternative“,
wäre mein Slogan. Ich glaube, wir haben
hier eine europäische Chance, uns gegen
das amerikanische Modell der marktkon-
formen Demokratie abzusetzen. Wir ha-
ben gerade in Deutschland eine Tradition
kooperativer Modelle, die uns stark ge-
macht hat und an die wir anknüpfen soll-
ten. Hier ist die Idee der sozialen Markt-
wirtschaft entstanden. Nicht mitspielen
heißt, das Spiel des interessengeleiteten

Eigennutzes zu durchkreuzen
und stattdessen Transparenz
zu schaffen. Transparenz ist
das Gegengift zur Welt des
 Paranoiden.
SPIEGEL: Man müsse wieder
das Primat der Politik gegen
das Primat des Ökonomi-
schen durchsetzen, heißt es
auf der Linken. Dabei hat uns
genau dieses Primat der Poli-
tik in die Euro-Krise geführt.
Es waren schließlich nicht ir-
gendwelche Hedgefonds-Ma-
nager, die den Euro ins Leben
gerufen haben, sondern wohl-
meinende Politiker, die glaub-
ten, dass sich die Dinge an-
schließend schon von selbst
regeln würden.
Schirrmacher: Ich bin weit ent-
fernt davon, ein Idealbild der
Politik zu zeichnen. Auch die

Lehman-Krise ist natürlich eine Folge po-
litischer Fehler. Wie beruhigt man Leute,
die keine realen Lohnsteigerungen mehr
zu erwarten haben? Man gibt ihnen billi-
ge Kredite. Und dennoch: Politik ist das,
was wir wählen, was wir wollen. Die Ver-
antwortung des Einzelnen im digitalen
Zeitalter bedeutet, sich dessen bewusst
zu werden. In dieser Hinsicht machen die
Piraten gewissermaßen stellvertretend für
die Gesellschaft gerade ein Echtzeitexpe-
riment. 
SPIEGEL: Die Kapitalismuskritik ist in
 diesen Tagen ein prosperierendes Genre.
Wo sehen Sie sich in diesem Feld?
Schirrmacher: Na ja, prosperierend ist eher
das Gegenteil: das Missionswerk der
schönen neuen Welt, das uns das Blaue
vom Himmel verspricht. Es sind doch die
Kräfte der Realwirtschaft, der berühmte
deutsche Mittelstand, Familienunterneh-
men, die in Generationen denken, die zu
den schärfsten Kritikern dieses Informa-
tionskapitalismus zählen. In dieser Welt
entscheidet, wie der Philosoph Evgeny
Morozov so richtig feststellt, nicht mehr
der Besitz über die Produktionsmittel
über gesellschaftliche Macht, sondern die
Verfügungsgewalt über Algorithmen und
Sensoren. Das ist die neue Macht, und
dafür haben wir noch völlig unzulässige
politische Werkzeuge. 
SPIEGEL: Würden Sie es als Beleidigung
empfinden, wenn man Sie heute als links
bezeichnet?
Schirrmacher: Beleidigung? Darauf käme
ich sowieso nicht. Ich finde auch nicht,
dass ich mich verändert habe. Ich bin wie
wir alle nur Zeuge eines Denkens, das
zwangsläufig in die Privatisierung von
Gewinnen und die Vergesellschaftung
von Schulden führte. Ich war es auch
nicht, der die Verstaatlichung von Banken
forderte. Das waren Banker.
SPIEGEL: Herr Schirrmacher, wir danken
Ihnen für dieses Gespräch.
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Schirrmacher beim SPIEGEL-Gespräch*

„Wer ist hier paranoid?“
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Finanzminister Schäuble: „Die Bürger beruhigen – oder die Märkte?“ 



Der Erneuerer der deutschen Spra-
che steht vor einem Gebraucht-
Handy-Laden im Frankfurter

Bahnhofsviertel. Umgeben von seiner
Entourage, einem knappen Dutzend
 junger Männer, die wissen, wie man
 eindrucksvoll auf dem Bürgersteig her -
umsteht. 

Haftbefehl, mit bürgerlichem Namen
Aykut Anhan, bestimmt zwei Meter groß,
die Haare kurzgeschoren, war früher ein-
mal Drogendealer und betrieb ein Wett-
büro. Heute gilt der 27-Jährige als erfolg-
reichster Gangsta-Rapper Deutschlands.
Er hat  einen ganz neuen Ton in den deut-
schen Rap eingeführt, eine neue Sprache
für dieses Genre erfunden und das
 polyglotte Durcheinanderquatschen zur
Kunstform gemacht. Sein neues Album
„Blockplatin“ steht derzeit auf Platz vier
der deutschen Verkaufscharts.

Es soll in ein Restaurant gehen. Anhan
verteilt seine Leute auf die diversen Au-
tos, drückt jemandem einen Geldschein
fürs Benzin in die Hand und lässt sich
noch schnell mit ein paar Fans fotogra-
fieren. Er selbst fährt einen großen Jeep,
das Gespräch im Auto dreht sich um den
Frankfurter Immobilienmarkt. Auf der
Anlage läuft sein neues Album. 

„Chabos wissen wer der Babo ist“
heißt der Hit der Platte, ein grandios
stumpfes Stück Gangsta-Rap. Chabo ist
ein Wort aus der mittelalterlichen Räu-
bersprache Rotwelsch, es bedeutet so et-
was wie Bauer auf dem Schachbrett des
Lebens. Babo ist türkisch und heißt Boss.  

„Hafti Abi ist der der im Lambo und
Ferrari sitzt / Saudi Arabi money rich /
Wissen wer der Babo ist / Attention mach
bloß keine Harakets / Bevor ich komm
und dir deine Nase brech’“ – so fängt der
Song an, „Haraket“ ist Haftbefehl-
Deutsch und bedeutet so viel wie „Fa-
xen“, es kommt von „Hakaret“, das ist
türkisch und heißt Beleidigung. Lambo
ist der Lamborghini. Verfremdet wird das
Ganze noch durch die arabisch klingende
Intonation: Das H wird wie Ch ausge-
sprochen, ein Wort wie „Hafti“, Anhans
Spitzname, kommt tief aus der Kehle und
klingt wie „Chafti“. 

Seit der Schriftsteller Feridun Zaimoglu
Mitte der Neunziger seinen Bestseller
„Kanak Sprak“ veröffentlichte, hat nie-
mand mehr mit ähnlicher Kraft die Spra-
che der multikulturellen Unterschicht in

Kunst verwandelt wie Haftbefehl. Der
Unterschied: Zaimoglu führte Interviews
und verwandelte in Literatur, was ihm
erzählt wurde. Aykut Anhan erzählt aus
seinem eigenen Leben. 

Aufgewachsen ist er in Offenbach, auf
der anderen Seite des Mains, als Sohn tür-
kischer Eltern. Der Vater nahm sich das
Leben, als Anhan 14 Jahre alt war, der
Junge begann zu kiffen und bald auch zu
dealen. Erst weiche Drogen, dann Kokain.
Mit 15 wurde er das erste Mal verurteilt,
wegen räuberischer Erpressung. Weitere
Delikte folgten, vor allem Körperverlet-
zung, und als ihm eine längere Gefängnis -
strafe drohte, floh er nach Istanbul. 

Als er 20 war, kam er zurück und ent-
ging der Gefängnisstrafe, weil er eine
Ausbildung begann. Aber als sein Bruder
vor Gericht stand, dealte er wieder, um
den Anwalt zu bezahlen. 

„Kann ich dem SPIEGEL erzählen, wie
viel Drogen ich verkauft habe?“, ruft er
seinem Manager zu. 

„Lieber nicht, man weiß nie, wer den
Artikel lesen wird“, sagt der Manager. 

„Okay, sagen wir so: Ich weiß, wovon
ich rappe.“ 

Heute lebt Aykut Anhan mit seinen
Brüdern bei seiner Mutter, in einer Klein-
stadt bei Darmstadt. Er sagt, dass er be-
reut, was er getan hat. So ganz genau
wird nicht klar, wie viel davon Selbst -
inszenierung eines Gangsta-Rappers ist.

Von dem Kokain-Geld sei, sagt er,
kaum etwas übrig geblieben, „habe ich
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Der Babo von
Frankfurt

Der deutsch-türkische Gangsta-
Rapper Haftbefehl 

macht  polyglottes Durcheinander -
quatschen zur Kunstform. 
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alles verprasst“. Und was übrig blieb, in-
vestierte er in ein Wettbüro in Offenbach,
das aber pleiteging. Dann lernte er seinen
Manager kennen. 

Es ist der gleiche Bildungsroman, den
auch die amerikanischen Rapper erzäh-
len: die Rettung des Verlorenen durch die
Kunst. Die Einsicht, dass es besser ist,
vom Verbrechen zu erzählen, als Verbre-
cher zu sein. Und sicherer.  

Anhan allerdings ist Geschäftsmann
geblieben. „Beim Drogenhandel lernt
man Kopfrechnen.“ Er hat ein Platten -
label, Azzlackz, auch so ein Kunstwort,
es steht für „asoziale Kanacken“, und er
verdient Geld mit HipHop-Klamotten,
ganz so wie die amerikanischen Rapper
P. Diddy und Jay-Z. 

Das hat vielleicht auch damit zu tun,
dass die Geld- und Macht-Phantasien des
amerikanischen HipHop sich so gut auf
Frankfurt am Main übertragen lassen.
Nirgendwo prallen die sozialen Wider-
sprüche so unvermittelt aufeinander wie
hier, nirgendwo sind Hochfinanz und
 Verbrechen, koksende Investmentbanker
und heroinspritzende Junkies so nah
 beieinander wie im Schatten der Ban -
kentürme. Nirgendwo lässt sich so gut
über dreckiges Geld rappen wie in Frank-
furt. „Du siehst die Türme“, sagt Anhan,
„du weißt, es geht rauf nach ganz oben,
und es geht auch runter, nach ganz
 unten.“

Seine Stücke leben nicht davon, dass
hier jemand der Welt Geschichten zu
 erzählen hätte. Bei Haftbefehl geht es
um Haltung, um Posen, um Macht. An-
han rappt, wie er mit seinen Kumpels
 redet. Sie sind Kinder von Einwanderer-
familien, die alle aus unterschiedlichen
Ecken der Welt kommen, jeder bringt
Worte von dort mit, es wird gestritten,
angegeben, sich übertrumpft. HipHop ist
die Kunst von jungen Männern, die viel
Zeit zum Reden haben, beim Essen und
an der Straßenecke, im Auto oder im
Knast. 

Längst schon hat diese neue Sprache
auch die Schulhöfe der besseren Stadt-
viertel erobert. Längst schon wird das
Deutsche nicht nur durch englische Vo-
kabeln  angereichert, sondern mit Wör-
tern aus dem Arabischen, Türkischen,
Kurdischen und Serbokroatischen. Und
Haftbefehl bringt dieses kreolische
Deutsch nun in die Charts. 

Sprache entwickelt sich, sie ist immer
auch ein Gradmesser für Integration. Die
Frage, ob das Wort „Neger“ aus deut-
schen Kinderbüchern gestrichen werden
soll, wirkt da ein wenig aus der Zeit ge-
fallen. 

TOBIAS RAPP
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So klingt „Haftbefehl“
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Er habe diesen Mann, sagt Dave Eg-
gers, schon seit Jahren in seinem
Kopf gehabt. Ein guter Amerikaner,

mittelalt, Babyboomer-Generation, der
irgendwann mal zur gehobenen Mittel-
schicht gehörte, erst vielleicht Vertreter,
später mittleres Management in der In-
dustrie. Er bewohnt ein Haus im Grünen,
großes Auto, ein, zwei Kinder. Eggers hat-
te über diesen Amerikaner jahrelang
nachgedacht, ihn sich ausgemalt, Notizen
gemacht. Er glaubte nämlich, dass es ihn
so nicht mehr gebe in Amerika, bloß noch
seine Überreste. Dann fiel Eg-
gers auf, dass der Untergang
dieses Typs Mann ein Unter-
gang war, der stellvertretend
für den Amerikas stand.

Nach einigen Jahren des
Nachdenkens hat Eggers die-
sen Amerikaner Alan Clay
genannt und einen Roman
über ihn geschrieben. Natür-
lich wurde es auch ein Ro-
man über die Misere Ameri-
kas. Er heißt „Ein Holo-
gramm für den König“, in
den USA ist er im Sommer
erschienen und sofort für den
National Book Award nomi-
niert worden, in Deutschland
erscheint er nächste Woche*.

Der Niedergang Amerikas
mal wieder: Um ihn ging es
häufig in den vergangenen
Jahren, in den Fernsehserien
von „The Wire“ bis „Brea-
king Bad“, in den Romanen
von Jonathan Franzen oder
Gary Shteyngart. Eigentlich
möchte man sie kaum noch
hören, die Geschichten vom
„American Decline“, der ja
schon dadurch evident ist,
dass die Amerikaner noch
nicht einmal mehr ihr Super-
Bowl-Endspiel ohne Strom-
ausfall hinbekommen. 

Andererseits hat Eggers als
Schriftsteller in den vergan-

* Dave Eggers: „Ein Hologramm für
den König“. Aus dem amerikanischen
 Englisch von Ulrike Wasel und Klaus
Timmermann. Verlag Kiepenheuer &
Witsch, Köln; 352 Seiten; 19,99 Euro.

genen zehn Jahren mit Büchern wie „Weit
Gegangen“ oder „Zeitoun“ das genaueste
zeitdiagnostische Werk hingelegt, das es
über die neuen USA, das Land nach dem
11. September 2001, zu lesen gibt.

„Ich wollte nie einer sein, der sich immer
nur beschwert“, sagt Eggers. Er zieht den
Fellkragen seiner Cordjacke vor den Mund
und hustet hinein. Aber sich mit den Zu-
ständen abfinden? Man könne immer etwas
tun, glaubt er. Man müsse es nur machen.

Also macht er und sitzt nun an einem
Montagnachmittag Ende Januar mit 20

Schülern, 16- und 18-jährigen Mädchen
und Jungen, darunter viele Immigranten,
in einem Halbkreis aus Sperrmüllsofas
im Keller seiner Wohltätigkeitszentrale
im Mission-Viertel von San Francisco. Er
ist blass, sein Bart ist schlecht rasiert, er
trägt labbrige Lederschuhe, die Hose hat
Flecken. Zum ersten Mal seit zwei Wo-
chen habe er heute aus dem Bett auf -
stehen können, sagt er.

„Es fühlte sich einfach nur an, als
 würde ich sterben.“ Eggers zieht die
Schultern hoch. Er ist erst 42 Jahre alt.

Die Ärzte haben nichts ge -
funden.

Vielleicht hätte ein Blick
in Eggers’ Zentrale genügt.
Dann hätten sie gesehen, was
er hier alles veranstaltet, und
hätten ihm einen Erschöp-
fungszustand bescheinigt.

Eggers wollte heute unbe-
dingt wieder hier sein, krank
oder nicht. Er kann seine Klas-
se nicht hängenlassen. Er un-
terrichtet sie jeden Montag-
abend und diskutiert mit
den Schülern neuerschienene
Kurzgeschichten, Gedichte
oder Reportagen. Am Ende
des Kurses suchen die Schüler
die besten aus, die Eggers
dann in der Anthologie „The
Best American Nonrequired
Reading“ veröffentlicht. Dass
Eggers und seine Schüler da-
bei oft richtigliegen, zeigt ein
Blick in den Band von 2012.
Darin findet sich eine Repor-
tage von John Jeremiah Sulli-
van, der kurze Zeit später in
den Feuilletons zum derzeit in-
teressantesten Essayisten aus-
gerufen wurde, oder die Kurz-
geschichte „Tenth of Decem-
ber“ von George Saunders,
über dessen neuen Erzähl-
band die „New York Times“
sagt, er sei das Beste, was man
dieses Jahr zu lesen bekomme. 

Eggers ist in den USA so
etwas wie ein Starschriftstel-
ler und in San Francisco eh
weltberühmt. Er könnte also
machen, was andere Schrift-

Kultur
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Er ist der Schriftsteller des Augenblicks und sein neuer Roman eine Parabel auf den 

Bedeutungsverlust Amerikas. Nebenbei betreibt Dave Eggers ein ganzes 
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steller tun, ein Haus an der Küste Maines
kaufen, depressiv werden, Vögel beob-
achten, auf Poolpartys in L.A. gehen. 

Stattdessen betreibt er „826 Valencia“
und „849 Valencia“. Benannt nach ihren
Straßenadressen sind diese Häuser eine
Mischung aus Hipster-, Nachbarschafts-
und Wohltätigkeitszentrum. An diesem
Montag läuft hier außer Eggers’ Klasse
noch die Beratung von ScholarMatch, die
Stipendien an Studenten vermittelt. In
 einem Raum dahinter hat Eggers die
 Redaktionen seiner Zeitschriften und den
Verlag untergebracht: die Literaturzeit-
schrift „McSweeney’s“ und den gleichna-
migen Buchverlag, das Hipsterblatt „The
Believer“, das DVD-Magazin „Wolphin“.
Und  in einem Flachbau auf der anderen
Straßenseite, im Hinterzimmer eines La-
dens, in dem Eggers allen Ernstes Pira-
tenbedarf (Seile, Haken, Flaschen) ver-
kauft, helfen Tutoren 60 oder 70 Grund-
schülern bei den Hausaufgaben.

All das wirkt sehr modern und gleich-
zeitig wie ein Amerika von vor 50 Jahren,
als Dinge noch selbst gemacht wurden
und jeder jedem half. Eine Zeit, in der es
das Wort outsourcen noch nicht gab und
Dinge nicht in China gefertigt wurden. 

Dieser Wunsch, zurückzukehren in eine
Zeit, in der Werte nicht als Kreditausfall-
versicherungen gehandelt wurden, ist seit
einigen Jahren von Williamsburg über San
Francisco bis Berlin eines der Hauptthe-
men der weltweiten Hipster-Bewegungen.
Das Gemüse soll vom Bauern vor der Stadt
kommen, das Fahrrad zwei Straßen weiter
zusammengebaut sein, und wer Hilfe
braucht, bekommt sie in der Nachbarschaft.

Darum geht es bei dem Eggers-Impe -
rium. Er führt damit fort, was hier in San
Francisco vor 60 Jahren ebenfalls ein paar
Schriftsteller, Allen Ginsberg oder Jack
Kerouac, begonnen haben, als sie begrün-
deten, was wir heute immer noch Gegen-
kultur nennen. 

Der Mann, den Eggers mit sich im Kopf
herumtrug, dieser Alan Clay, der alles
verliert und von dem sein neuer Roman
erzählt, hat natürlich mit alldem zu tun.
Es ist ein Roman geworden über die glo-
balisierte Arbeitswelt, in der die Ameri-
kaner ihre Jobs verlieren, die Hoffnung
in Saudi-Arabien liegt und die Chinesen
schlauer sind. Es geht um den Verlust des
amerikanischen Selbstbewusstseins. 

Alan Clay ist 54 Jahre alt, er hat mehr
als 20 Jahre für den Fahrradhersteller
Schwinn gearbeitet. Irgendwann in den
achtziger Jahren beschloss Schwinn unter
Clays Mitwirken, seine Räder nicht mehr
in Chicago zu bauen, sondern, für einen
Bruchteil der Kosten, in China. Die Chi-
nesen lernten rasch, bald stellten sie die
Fahrräder selbst her. Schwinn ging pleite.
Clay hatte sich, ohne es zu merken, selbst
wegrationalisiert. 

„Ich habe mit vielen solcher Clays ge-
sprochen“, sagt Eggers, „auf der Strecke

gebliebene Geschäftsleute. Mir ihre Ge-
schichte angehört, wie sie reden, denken.“

Einer, mit dem Eggers sprach und dessen
Geschichte im Roman am Rande eine Rolle
spielt, hat für einen Pittsburgher Glasher-
steller gearbeitet. Der Glashersteller glaub-
te, die explosionssicheren Scheiben für das
neue World Trade Center in New York lie-
fern zu können, jenen Wolkenkratzer am
Ground Zero, der Amerikas Wiederauf -
erstehung feiern soll. Doch überraschend
bekam ein unbekannter Konkurrent in Las
Vegas den Auftrag. Er konnte die gleichen
Scheiben billiger liefern. Na gut, so ist
 Kapitalismus, hatte der Manager gedacht.
Doch die Firma in Las Vegas stellte die
Scheiben gar nicht her. Sie hatte einen Sub-
unternehmer: Sanxin Facade, Sitz am süd-
chinesischen Meer. Das Glas für Amerikas
größtes Mahnmal kommt aus China.

„Und der Knaller ist“, sagt Eggers, „sie
benutzen dafür das Patent der Firma aus
Pittsburgh!“ Die Chinesen übrigens, das
erfährt man auch in dem Roman, lassen
selbst nicht mehr in China produzieren.
Sie lagern ihre Arbeit nach Nigeria aus. 

Der Pittsburgher Glasmanager zer-
bricht in Eggers’ Roman an dieser Erfah-
rung, und auch Clay, die Hauptfigur, er-

holt sich nicht vom Ende der Chicagoer
Fahrradmanufaktur.

Er versucht sich als Berater, aber zuletzt
beträgt sein Jahreseinkommen 22350 Dol-
lar. Seine Ehe ist geschieden, die Tochter
geht aufs College, das Clay nicht mehr
bezahlen kann. Er versucht, sein Haus zu
verkaufen. Helfen tut ihm niemand mehr,
er hat kaum noch Freunde, keine Frau. 

Eggers hat sich in seinen Geschichten
immer für Schmerz und Verlust interes-
siert. Zunächst ging es nur um seinen
 eigenen, später hat er seinen Fokus gewei-
tet. In seinem Debütwerk von 2000, „Ein
 herzzerreißendes Werk von umwerfender
 Genialität“, einer Art Memoiren, einem
preisgekrönten Weltbestseller, berichtet er
davon, wie er beide Eltern durch Krebs
verliert und 22-jährig seinen 8-jährigen
 Bruder großziehen muss. In „Weit Gegan-
gen“ (2006) erzählt er die wahre Geschich-
te des Sudanesen Valentino Achak Deng,
der sich zu Fuß in die USA aufmacht. „Zei -
toun“ (2009) handelt von dem syrischstäm-
migen Amerikaner Abdulrahman Zeitoun,
der während des Hurrikans in New Or-
leans zu Unrecht in das Raster der Terror-
fahnder gerät. Es waren dokumentarische,
journalistische Bücher. Das Buch über
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King Ab dul lah

 Economic City

(Computergrafik)

Autor Eggers 

mit Romanvorbild

Deng, Buchcover



Clay ist Eggers’ erster Roman seit zehn
Jahren, doch auch hier zeigt er, dass die
Wirklichkeit, wenn man sie findet so wie
Eggers, unsere stärkste Erzählung ist.

Der Schriftsteller Pico Iyer verglich
 Eggers mit Norman Mailer, dem großen
literarischen Wirklichkeitsverarbeiter.
Auch Truman Capote fiele einem ein.
Wirklichkeit als literarischer Stoff ist lang-
weilig, wenn sie ungefähr bleibt. Doch
Eggers’ Maß an Präzision, sein Blick für
Mickrigkeiten macht aus Wirklichkeit
 Literatur. Mailer und Capote haben das
auch so gemacht, doch sie wollten die
Wirklichkeit nur zum Funkeln bringen.
Eggers will die Wirklichkeit zum Funkeln
bringen, damit sie sich ändert.   

Clay bekommt eine letzte Chance.
Aber er muss dafür nach Saudi-Arabien
reisen. Während in den USA Städte wie
Baltimore oder Detroit immer weiter her -
unterkommen, lässt in Saudi-Arabien Kö-
nig Abdullah eine gigantische Stadt am
Roten Meer bauen, eine Art Dubai, nur
moderner. Clay soll dort im Auftrag eines
amerikanischen Telekommunikations -
giganten den König mit einer holografi-
schen Präsentation davon überzeugen,
dass der IT-Auftrag an die Amerikaner

geht. Natürlich wollen die Chinesen den
Auftrag auch. Können die USA sich hier
noch einmal durchsetzen?

Aber was heißt hier? Die Stadt, stellt
Clay fest, als er ankommt, gibt es gar
nicht. Das Versprechen einer neuen Welt,
wo die Uhren auf null stehen und ein Ge-
scheiterter noch einmal von vorn begin-
nen kann – es ist nicht mehr als ein Tor
mitten in der Wüste, ein Willkommens-
center aus zwei schwarzen Containern.
Niemand ist ansprechbar, niemand zu-
ständig, niemand interessiert sich für die
Amerikaner. Ob und wann der König
kommt: völlig unklar. 

„Uns braucht man nicht alle Tage“, die-
ses Zitat von Samuel Beckett hat Eggers
dem Roman vorangestellt. Clay ist der -
jenige, für den es keine Verwendung
mehr gibt. Nutzlos für seine jungen Kol-
legen, denen er nicht helfen kann, das
WLAN zum Laufen zu bringen; nutzlos
als Vater für seine Tochter, der er nachts
im Hotelzimmer verzweifelte Briefe
schreibt; nutzlos auch als Sohn für seinen
alten Gewerkschafter-Vater, den er mit
seiner Prinzipienlosigkeit enttäuscht hat;
nutzlos selbst für seine weiblichen Be-
kanntschaften, die er in der saudischen
Zwischenwelt macht, deren sexuelle Wün-
sche er nicht erfüllen kann. Also betrinkt
sich der Überflüssige in seinem Hilton-
Zimmer mit illegalem Alkohol und
schneidet sich mit einem stumpfen Mes-
ser einen Knoten am Nacken auf, von
dem er glaubt, dass er es ist, der ihm die
Kraft genommen hat für sein Leben.  

Natürlich gibt es dieses saudische Stadt-
projekt wirklich. Es heißt King Abdullah
Economic City, kurz KAEC, ausgespro-
chen wie englisch Cake. Der König will
dort die Zukunft bauen für die Zeit nach
dem Öl, in 30 oder 50 Jahren. 

Ein paar Wochen hat Eggers dort ver-
bracht. Er hat wie Clay in einem Hotel in
Dschidda gewohnt, ist jeden Morgen 90
Minuten nach KAEC gefahren. Sein
Schwager Scott hatte ihm von dieser Stadt
erzählt, er hatte dort für einen Kommuni-
kationskonzern zu tun. Es sei lächerlich,
erzählte der Schwager, wie dort die Ge-
schäftsleute aus aller Welt tagelang in der
Hitze auf den König warteten, der aber
fast nie komme. Diese Stadt sollte die letz-
te Bestimmung für einen wie Clay werden. 

Eggers ist in einem knappen Sprach-
rhythmus eine Untersuchung der Trostlo-
sigkeit moderner Arbeitswelten gelungen,
gleichzeitig erzählt er die viel größere Ge-
schichte eines strauchelnden Einzelnen.
Nur gelegentlich manövriert Eggers sich
in eine Pars-pro-Toto-Hölle – wenn seine
Schilderungen sich zu sehr in ihre eigene
Parabelhaftigkeit verlieben.

Am folgenden Tag steht Dave Eggers
in Downtown San Francisco vor einem
riesigen Gebäude aus dem 19. Jahrhun-
dert. Sein Husten ist nicht besser gewor-
den. Downtown ist hier wie in vielen

amerikanischen Städten keine gute Ge-
gend, leerstehende Gebäude, billige Pizza -
läden, Obdachlose, abends Drogen. 

In dem Gebäude, vor dem Eggers steht,
hat die Regierung früher Geldmünzen
prägen lassen, Jahrzehnte ist das her, heu-
te steht es hauptsächlich leer. Das ist na-
türlich wieder Eggers’ Thema: Die Indu -
strie ist verschwunden, was nun?

Eggers lässt sich von einem Mann von
der Stadt die alte Münze zeigen, im Keller
gibt es massive Tresorräume. Er hat Erik
Katz mitgebracht, er ist einer der Köpfe
des „Maker Movement“, dieser neuen
Hipster-Bewegung von Wollmütze und
Bart tragenden jungen Menschen, die Sa-
chen erfinden, sie selbst herstellen und
auf der inzwischen berühmten Maker Fai-
re, einer Art Messe, ausstellen.

Eggers hat noch keine genaue Idee, was
er mit diesen Örtlichkeiten anfangen will,
aber ein sinnvoller Zweck findet sich im-
mer in Eggers’ Universum. Vielleicht lässt
er Erik und seine „Maker“ hier erst mal
ihre Erfindungen zeigen, damit sie nicht
wie Clay irgendwann in KAEC landen. 

Man muss dieses Gutmenschentum
nicht mögen. Bret Easton Ellis, der zu ei-
ner völlig anderen Zeit, in den achtziger
und neunziger Jahren, mit seinen Roma-
nen über Leere, Kokain und exzessive
Gewalt das wurde, was Eggers heute ist,
nämlich der Schriftsteller einer Hipster-
Generation, verbreitete neulich auf Twit-
ter: „Ja, ich bin wütend – oder sagen wir
frustriert –, dass was immer David Foster
Wallace oder Dave Eggers gemacht ha-
ben, all das geschlagen hat, was ich und
meine Jungs gemacht haben: einen kal-
ten, morschen, ätzenden Blick auf die
Welt, pissed off about everything.“

In unsicheren Tagen wie diesen hat
 jemand wie Ellis mit seinem zynischen
Blick auf die Welt literarisch kaum eine
Chance mehr gegen die Empathie und
den Realismus von Eggers’ Werk. Mög -
licherweise ist das Eggers-Projekt der
Weltumarmung heute mutiger als die
 sinistren Twitter-Nachrichten, die Ellis
nachts aus West Hollywood versendet.

Nach dem Rundgang durch die Münze
sitzt Eggers noch einen Moment auf einer
Bank auf einem Plaza genannten, mo-
dern angelegten Platz. Obdach lose fragen
nach Zigaretten. Eggers sagt: „Vieles im
Kapitalismus ist ein Confidence Game.
Wenn du dein Selbstvertrauen verlierst,
was uns Amerikanern passiert ist, dann
wird es schwer. Die Geschäftsleute, mit
denen ich gesprochen habe, sagten: Es
war nicht immer die Überlegenheit unse-
res Produkts. Es ging nur darum, den An-
schein zu erwecken.“

Eggers’ Produkt, wenn man so will –
die Schreibkurse, die Hausaufgabenhilfe,
das Stipendiumprogramm, seine Zeit-
schriften, der Verlag und auch die Litera-
tur –, erweckt derzeit den Anschein gro-
ßer Überlegenheit. �
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SPIEGEL: Herr Barlach, an diesem Mitt-
woch soll am Frankfurter Landgericht
über die Zukunft der Suhrkamp-Ver -
lagsgruppe entschieden werden. Die Sieg-
fried und Ulla Unseld Familienstiftung
hat den Ausschluss Ihrer Medienholding
AG beantragt, die Medienholding hat
 daraufhin Widerklage erhoben auf Aus-
schluss der Familienstiftung und als letzte
Möglichkeit die Auflösung des Unterneh-
mens beantragt. Gibt es eine Chance,
dass dieses Urteil noch ausgesetzt wird?
Barlach: Nur dann, wenn die Geschäfts-
führung ausgewechselt wird.
SPIEGEL: Das wäre Ihre Bedingung?
Barlach: Dann wäre Raum für Gespräche,
ja, wir würden dann einer Aussetzung
des Prozesses zustimmen. Dann wären
wir ein ganzes Stück weiter. 
SPIEGEL: Sie könnten der Familienstiftung
aber auch Ihre Anteile von 39 Prozent ver-
kaufen. Haben Sie darüber verhandelt?
Gab es ein Angebot der Familienstiftung?
Barlach: Das wird immer behauptet, aber
wir haben kein konkretes Angebot erhal-
ten – wenn man von einem kürzlich vor-
gelegten juristischen Schriftsatz absieht,
in dem uns im Rahmen des Antrags auf
Ausschluss eine Bewertung der Familien-
stiftung zur Kenntnis gebracht wurde. So
etwas ist aber kein Angebot. 
SPIEGEL: Warum nicht?
Barlach: Wenn Sie bei einem Richter einen
Antrag auf Ausschluss stellen und vor-
schlagen, die andere Seite für eine ein-
stellige Millionensumme auszuschließen,
dann ist das für mich kein Angebot. 
SPIEGEL: Wie viel wollen Sie haben für
Ihre Anteile? 
Barlach: Wir haben der Familienstiftung
vor Monaten ein Angebot für ihre 61 Pro-
zent gemacht. Unsere Basis ist ein Un-
ternehmenswert von 75 Millionen Euro.
SPIEGEL: Das würde bedeuten, dass Ihre
Anteile rund 30 Millionen wert sind, was
ja fast dem Jahresumsatz entspricht. Viel
Geld. Trotzdem halten Sie das Unterneh-
men für schlecht geführt.
Barlach: Ich bin überzeugt davon, dass
man es besser führen kann. Wir haben
hier einen Verlag, wo der Mehrheits-

Das Gespräch führten die Redakteure Thomas Tuma
und Claudia Voigt.
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„Ein weißer Ritter“
Der Investor Hans Barlach, 57, über den Eigentümerstreit im Suhrkamp Verlag, 

seine Forderung nach dem Rücktritt der Verlegerin 
und den Vorschlag, die Mehrheit einem Dritten zu überlassen
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Suhrkamp-Gesellschafter Barlach: „Dieser Verlag gehört in gute Hände“



 gesellschafter seit fast zehn Jahren die
Geschäfte führt. Die Geschäftsführung
wurde in der Gesellschafterversammlung
vom 17. November 2011 abberufen. Ein
Urteil des Landgerichts Berlin hat das be-
stätigt. Dass es über die Frage, welche
Rendite ein Verlag wie Suhrkamp erzie-
len kann, eine öffentliche Diskussion gibt,
finde ich erstaunlich. Frau Unseld-Berké-
wicz hat in der „Zeit“ öffentlich erklärt,
dass zwei bis vier Prozent Umsatzrendite
im Normalfall möglich sind. Die Holtz-
brinck-Gruppe hat in ihren Buchverlagen
Umsatzrenditen von bis zu zehn Prozent.
Ich weiß nicht, wieso das bei Suhrkamp
nicht möglich sein soll. 
SPIEGEL: Wir kennen andere Zahlen. Mehr
als fünf Prozent sollen sogar bei Holtz-
brinck kaum möglich sein. Die Verlage
schwächeln fast alle. Gehört es nicht fast
zum Gencode von Suhrkamp, dass keine
verlässlichen Renditen erzielt werden?
Barlach: Wie kommen Sie darauf? Unter
Siegfried Unseld wurden verlässliche Ren-
diten erzielt.
SPIEGEL: Der Verlag fördert seine Autoren
über Jahre hinweg, unabhängig von den
Verkaufserfolgen. Das kostet Geld. Viel-
leicht war Suhrkamp einfach eine falsche
Investition für Sie?
Barlach: Noch mal: Wie kommen Sie dar -
auf? Suhrkamp unterliegt den gleichen
Gesetzen wie andere Verlage, und hat so-
gar eine berühmte Backlist, die einen er-
heblichen Teil des Umsatzes ausmacht.
Das würde sich jeder andere belletris -
tische Verlag wünschen. Suhrkamp hat
einen stabilen Umsatz und läuft so weit
praktisch von allein.
SPIEGEL: Haben Sie bei Suhrkamp mögli-
cherweise nur wegen der Backlist inves-
tiert? Zur Suhrkamp-Kultur gehört es
eben auch, Bücher mit kleinen Auflagen
mit sehr großem Aufwand zu lektorieren
und zu produzieren. Gerade das war im-
mer Teil des Markenkerns.
Barlach: Warum kämpfen Sie gegen be-
triebswirtschaftliche Vernunft? Ich gebe
Ihnen mal eine Benchmark: In vergleich-
baren Verlagen beträgt der Kopf-Euro-
Umsatz 500000 Euro. Wenn man diese
Benchmark auf die Zahl der Suhrkamp-
Mitarbeiter anwendet, müsste das einen
höheren Umsatz ergeben. Ich will nicht
immer sagen, schaut euch andere Verlage
an, aber Sie sagen billigend: Suhrkamp
darf kein Geld verdienen, das ist sein
Image. Da stimme ich Ihnen nicht zu. Es
geht um die Zukunftsfähigkeit dieses Ver-
lages, ohne Gewinne können Sie die von
Ihnen zu Recht gelobte, gute Arbeit nicht
leisten.
SPIEGEL: Die Frage ist, warum Sie als In-
vestor zu einem so komplizierten Verlag
gekommen sind? Es gibt Branchen, in de-
nen man leichter Geld verdienen kann. 
Barlach: Ich habe die Suhrkamp-Anteile
erworben, weil dieser Verlag einzigartig
ist und dort hervorragende Autoren und

Lektoren arbeiten. Dass nun erzählt wird,
der Barlach sei so einer, der keine Misch-
kalkulationen kenne und nur kommer-
zielle Erfolge wolle, ärgert mich. Ich habe
20 Jahre lang Galerien für moderne Kunst
betrieben, ich habe mich mit bekannten
und unbekannten Kreativen auseinander-
gesetzt und sie gefördert. 
SPIEGEL: Trotzdem bleibt die Frage, ob es
sinnvoll ist, aus Suhrkamp einen nach
Konzernvorbild funktionierenden Verlag
zu machen. Warum kämpfen Sie sich da
so fest?
Barlach: Dieser Verlag ist ein mittelstän-
disches Unternehmen, und er funktio-
niert auch so: Er hat Erfolgsautoren und
weniger bekannte Autoren, er hat Lekto-
ren …
SPIEGEL: … aber er hat zu viele Angestell-
te, wenn es nach Ihnen geht.
Barlach: Habe ich nicht gesagt. Ich habe
gesagt, dass es eine Benchmark in der
Branche gibt. Aber wenn Sie fragen, war -
um arbeite ich mich an diesem Verlag ab,
dann lautet meine Antwort: um den Ver-
lag zu retten. Sehen Sie: 2009 gab es von
Frau Unseld-Berkéwicz den Wunsch,
nach Berlin umzuziehen, der Verlag sollte
eine bessere Rendite erwirtschaften und
in Berlin frisch anfangen. Die Verlags-
struktur muss an die Gegenwart ange-
passt werden.
SPIEGEL: Wir fragen uns nur, ob Sie es
nicht viel leichter hätten, ihre zehn Pro-
zent Rendite anderswo zu machen.
Barlach: Sie reduzieren mich und schauen
zu einseitig auf die Medienholding AG
als Mitgesellschafter. Ich zitiere den Wil-
len Siegfried Unselds aus der Satzung der
Familienstiftung: „Zielsetzung“ sei es,
„die Kontinuität, den Ruf und den litera-
rischen Anspruch der Suhrkamp/Insel-
Gruppe zu wahren, zu fördern und unge-

schmälert zu erhalten, die Bildung von
Rücklagen für etwaige Kapitalerhöhun-
gen (Kapitalbedarf) bei den Beteiligungs-
gesellschaften …“ Wenn der Verlag also
keine Renditen erzielt, ist es der Stiftung
nur auf Zeit möglich, den Verlag zu un-
terstützen. Gleiches gilt für die Medien-
holding AG. Ich habe in diesem Zusam-
menhang nichts anderes gesagt, als dass
so ein Verlag einen Renditekorridor von
mittelfristig 5 bis 15  Prozent haben muss,
um zukunftsfähig zu sein.
SPIEGEL: Bei Ihren früheren Geschäften,
bei der „Hamburger Morgenpost“, bei
„TV Today“, haben sie offensichtlich ei-
nen Plan verfolgt. Bei Suhrkamp aber,
und das müssen Sie doch gewusst haben,
gibt es viele Empfindlichkeiten. Da ste-
hen Sie auf einer Bühne, und die halbe
Nation schaut zu. 
Barlach: Ich habe nie erklärt, die intellek-
tuelle Führung im Verlag übernehmen zu
wollen. Das heißt aber nicht, dass man
ständig die glorreiche Vegangenheit be-
schwört und einer nüchternen Analyse
der Gegenwart ausweicht.
SPIEGEL: Sprechen wir mal über das mit-
telständische Unternehmen Suhrkamp.
Was müsste, ganz nüchtern, passieren,
dass eine höhere Rendite ausgeschüttet
wird und das Unternehmen auf gesunden
Beinen steht? 
Barlach: Da müsste ich Ihnen ein Organi-
gramm vorlegen, wie der Verlag aufge-
baut ist, und Bilanzen zeigen, das darf
ich nicht. 
SPIEGEL: Müssen Stellen abgebaut wer-
den?
Barlach: Das habe ich nicht gesagt! 
SPIEGEL: Sie deuten es an. 
Barlach: Man weiß doch, wie ein Verlag
funktioniert, niemand ist so dumm, auch
ich nicht, und will sich von Autoren und
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Lektoren, dem Herzstück des Verlages,
trennen. Aber es gibt natürlich Bereiche
im Unternehmen, die man anders orga-
nisieren kann.
SPIEGEL: Sie sind als Investor bei anderen
Projekten mit Gewinn ausgestiegen. Wird
das bei Suhrkamp anders sein? 
Barlach: Eingestiegen, ausgestiegen. An
Ausstieg denke ich noch nicht. Es gab nur
ein sehr kurzfristiges Geschäft, bei „TV
Today“ war ich nur zwei oder drei Jahre
lang engagiert. Alle anderen Projekte hat-
ten Zeiteinheiten von sechs bis acht Jah-
ren. Bei Suhrkamp bin ich auch schon im
siebten Jahr. Ich kann mir gut vorstellen,
dass, wenn dieser Verlag eine ordentliche
Geschäftsführung hätte, die Dividenden
aus dem Verlag auch noch meine Kinder
erfreuen.
SPIEGEL: Wie sind Sie und der Suhrkamp
Verlag eigentlich zusammengekommen?
Barlach: Ich stamme aus einem Künstler-
haushalt, ich habe 30 Jahre lang das Copy-
right meines Großvaters Ernst Barlach
vertreten, dazu gehörte auch ein umfang-
reiches schriftstellerisches Werk, Dramen,
Prosa, Briefe. Ich war Mitte der neunziger
Jahre Kleist-Preis-Stifter, ich habe in die-
ser Zeit jedes Jahr die Stipendiaten der
Villa Massimo nach Hamburg eingeladen.
Ich habe durchaus eine Affinität zur Li-
teratur. 2006 bin ich von dem Hamburger
Geschäftsmann Claus Grossner angespro-
chen worden, ob ich Interesse hätte, mich
an Suhrkamp zu beteiligen. Wir haben
Siegfried Unselds Sohn Joachim in Ham-
burg getroffen, weil der Schweizer Unter-
nehmer Andreas Reinhart seine Beteili-
gung an Suhrkamp verkaufen wollte. Er
hatte die Beteiligung von seinem Vater
übernommen, und wollte aus diesem En-
gagement raus, weil es ihn sehr geärgert
hat, wie man mit ihm umgegangen ist.

Ich fand dieses Thema spannend, weil
mir Suhrkamp natürlich ein Begriff war.
SPIEGEL: Sie sollen sich heute mit Andreas
Reinhart in der Schweiz vor Gericht strei-
ten, weil Sie ihm angeblich noch Geld
schulden für die Suhrkamp-Anteile. 
Barlach: Wir führen einen Prozess, es geht
um Gewährleistungen. Mehr möchte ich
nicht sagen.
SPIEGEL: Was hat den Ausschlag gegeben,
dass Sie sich zum Kauf der Suhrkamp-
 Anteile entschieden haben?
Barlach: Die Lust, sich mit Literatur ausein -
anderzusetzen. Und die ganzen Eckwerte
schienen eine Herausforderung zu sein.
Ich bin nicht davon ausgegangen, dass ich
mich in einen riesigen Streit einkaufe. 
SPIEGEL: Würden Sie heute noch mal in-
vestieren?
Barlach: Nein. Diese Form von Streit ist
unkreativ. Was wir hier aufführen, das
ist eine Auseinandersetzung, die für den
Verlag untragbar ist und die ich auch nie
wollte. 
SPIEGEL: 2009, als der Verlag nach Berlin
umzog, schien eine Annäherung möglich.
Barlach: Im November schlossen wir eine
Gesellschaftervereinbarung. Ich hatte die
Hoffnung, von nun an würde es besser
laufen. Doch die zwischen den Gesell-
schaftern geschlossenen Verträge wurden,
anders als Frau Unseld-Berkéwicz in der
„Zeit“ behauptet, bis heute weitgehend
nicht erfüllt.
SPIEGEL: Was hat Ihnen Suhrkamp in den
Jahren gebracht? 
Barlach: Viel Ärger und hohe Kosten. Frau
Unseld-Berkéwicz sagt ja, ich hätte Mil-
lionen aus dem Verlag abgezogen, ich
kann Ihnen versichern, das ist nicht der
Fall. Es gab eine Ausschüttung in 2010,
da sind wir mit unseren 39 Prozent im
unteren sechsstelligen Bereich bedient

worden und die Familienstiftung mit ih-
ren 61 Prozent mit einer entsprechend
höheren Summe. 
SPIEGEL: In den vergangenen Jahren sind
das Suhrkamp-Archiv und das Frankfur-
ter Verlagshaus verkauft worden. Haben
Sie davon etwas bekommen?
Barlach: Wie gesagt, einen sechsstelligen
Betrag im unteren Bereich, das allermeis-
te ist bislang im Verlag verblieben. 
SPIEGEL: Muss es nicht auch Ihr Interesse
sein, eine gerichtliche Entscheidung am
13. Februar zu verhindern? Gut möglich,
dass Sie dann draufzahlen müssten. 
Barlach: Meines Erachtens schürt die Fa-
milienstiftung durch ihre Anwälte die
zum Teil geradezu abschätzige Bericht -
erstattung über die mit der Auseinander-
setzung befassten deutschen Gerichte.
Die in Interviews geäußerten Beurteilun-
gen halte ich für völlig unangemessen.
Die Gerichte sind sich ganz offenbar der
Tragweite ihrer Entscheidungen bewusst.
In der Öffentlichkeit sollte nicht der Ein-
druck entstehen, Suhrkamp bean spruche
eine Instanz oberhalb des Rechts. 
SPIEGEL: Nicht wenige Suhrkamp-Autoren
haben erklärt, dass sie gehen wollen,
wenn Ihnen der Verlag zufällt. Sind Sie
eigentlich diesen Autoren jemals be -
gegnet?
Barlach: Herrn Handke bin ich noch nie
begegnet, Rainald Goetz saß mal in
 einem Gerichtssaal und hat laut da -
zwischengerufen. 
SPIEGEL: Haben sie je überlegt, auf die
 Autoren zuzugehen?
Barlach: Das macht man nicht. Es ist Sache
der Geschäftsführung, die Kontakte zu
den Autoren zu pflegen, mit ihnen zu ar-
beiten.
SPIEGEL: Ist das finanzielle Risiko nicht
auch aus Ihrer Sicht zu groß, wenn es am
Mittwoch zu dem Gerichtstermin kommt?
Barlach: Für uns sind diese Prozesse reine
Notwehr. Wenn Sie sich gegen diese Kla-
gen nicht wehren, lassen Sie ja durch
Nichtstun alles endgültig werden. Der
Prozess geht zurück auf die Ausschluss-
klage der Familienstiftung. 
SPIEGEL: Sehen Sie irgendeine Lösung?
Barlach: Wir könnten uns auch vorstellen,
dass die Familienstiftung ihre Mehrheit
abgibt und dass auch wir unsere Anteile
so weit abgeben, um einem Dritten, ei-
nem sogenannten weißen Ritter, die
Mehrheit zu verschaffen. Sagen wir es so:
Dieser Verlag gehört in gute Hände. 
SPIEGEL: Wie meinen Sie das?
Barlach: Der Suhrkamp Verlag ist in der
Tat eine bedeutende literarische Institu-
tion der Bundesrepublik. Es ist deshalb
ein Unding, was hier passiert. Da nehme
ich uns nicht aus. 
SPIEGEL: Ziemlich spät für Selbstkritik. 
Barlach: Durch unseren Streit wird der
Verlag beispiellos destabilisiert. Frau Un-
seld-Berkéwicz sagt: Es geht uns prächtig.
Barlach sagt: Ich mache mir Sorgen. Die

Kultur
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Autoren reden zum Amüsement des
Feuilletons über die Gesellschafter. Und
jetzt geht es sogar so weit, dass die Lek-
toren bei den Autoren Solidaritätsadres-
sen für Frau Unseld-Berkéwicz einfor-
dern und über die Presseabteilung ver-
breiten. Das ist leider unglaublich. So ein
Verlag gehört wirklich in gute Hände. 
SPIEGEL: Wer könnte so ein weißer Ritter
sein?
Barlach: Das weiß ich nicht.
SPIEGEL: Vielleicht doch Sie selbst?
Barlach: In der jetzigen Situation ist eine
Antwort darauf verfrüht.
SPIEGEL: Haben Sie den Verlag sturmreif
geredet?
Barlach: Es wurde ja schon anlässlich
 unseres Anteilerwerbs im Jahr 2006 in
 Ihrem Magazin die Aussage von Frau
 Unseld-Berkéwicz zitiert: „Die Festung
Suhrkamp ist uneinnehmbar.“ Es ist
 heute durchaus eine Lage entstanden, die
die jetzige Struktur deutlich verändern
kann.
SPIEGEL: Womit rechnen Sie für kommen-
den Mittwoch?
Barlach: Es kann sein, dass der Richter
Dr. Höhne zu dem Verkündungstermin
ein Urteil fällt, in dem er die gegenseiti-
gen Ausschließungsklagen insgesamt ab-
lehnt. Es kann sein, dass Dr. Höhne sagt,
wir schließen die Medienholding aus. Es
kann sein, dass er sagt, wir schließen die
Familienstiftung aus. Und es kann sein,
dass er sagt: Weil ihr völlig zerrüttet seid,
löse ich die Kommanditgesellschaften
auf. Es kann aber auch sein, dass Herr
Dr. Höhne einen Termin zu einer neuen
mündlichen Verhandlung anberaumt
oder nur juris tische Hinweise gibt. Im
Zweifel war die Familienstiftung seit lan-
gem schlecht beraten. Unsere Erfolge mit
den bisherigen Urteilen gegen die Fami-
lienstiftung könnten darauf hinweisen,
dass all diese Tricks und juristischen Schi-
kanen der Familienstiftung auf die Füße
fallen könnten. 
SPIEGEL: Sie sind entschlossen, das durch-
zuziehen? Das ist doch Irrsinn.
Barlach: Ich bin mir meiner Verantwor-
tung durchaus bewusst. Lassen Sie mich
etwas an die Adresse der Autoren und
Mitarbeiter sagen, insbesondere an die
Autoren, die den Aufruf „Eigentum ver-
pflichtet!“ unterschrieben haben: Ich
habe Ihre Sorgen verstanden und kann
Ihnen versichern, dass ich alles dafür tun
werde, damit die gerichtlichen Ausein -
andersetzungen, die uns als Mitgesell-
schafter aufgezwungen wurden, am Ende
nicht den  Fortbestand des Verlages ge-
fährden. 
SPIEGEL: Die Autoren werden Ihre Aussa-
gen zynisch finden und sich davon kaum
beruhigen lassen. 
Barlach: Ich habe Vertrauen, dass die
 Autoren das richtig verstehen.
SPIEGEL: Herr Barlach, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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Kiepenheuer & Witsch; 19,99 Euro
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Das Schicksal ist ein mieser Verräter
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15 (12) Jussi Adler-Olsen

Verachtung
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16 (17) David Safier

Muh!
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17 (18) Suzanne Collins

Die Tribute von Panem –
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19 (19) Suzanne Collins
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1 (1) Florian Illies

1913 – Der Sommer des
Jahrhunderts  S. Fischer; 19,99 Euro
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8 (9) Peter Scholl-Latour

Die Welt aus den Fugen
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C. Bertelsmann; 19,99 Euro
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Die verfilmte Biografie ist ein tü-
ckisches Genre. Das Leben neigt
dazu, unübersichtlich und chao-

tisch zu sein und sich dramatischen Struk-
turen zu widersetzen. Wer seine Auto-
biografie verfilmt, wie jetzt der Regisseur
Oskar Roehler, hat noch ein weit größeres
Problem: Jeder Schnitt geht ins eigene
Fleisch.

Roehler, 54, Regisseur von Filmen wie
„Die Unberührbare“ und „Agnes und sei-
ne Brüder“ hat ein monumenta-
les Epos über sich selbst gedreht:
„Quellen des Lebens“. Der fast
drei Stunden lange Film durch-
misst rund 30 Jahre bundes -
 republikanischer Geschichte, von
1949 bis in die späten Siebziger.
Roehler macht daraus eine Fami -
liensaga und eine Sozialsatire.

„Quellen des Lebens“ beruht
auf Roehlers autobiografischem
Roman „Herkunft“ (SPIEGEL
38/2011). Man konnte ihn auch
lesen als Abrechnung mit der
Generation seiner Eltern, den
68ern. Seine Mutter, die Schrift-
stellerin Gisela Elsner, be-
schreibt er im Roman als patho-
logisch egoman. Sein Vater
Klaus Roehler, auch er Literat,
erscheint als larmoyanter Wei-
berheld.

Im Film reckt sich dem Zu-
schauer gleich in den ersten Se-
kunden ein nackter Arsch ent-
gegen: Es ist der des Großvaters
Erich (Jürgen Vogel), der gerade
aus dem Krieg heimgekehrt ist
und an Ruhr leidet. Seine Kinder
erkennen ihn kaum wieder, sei-
ne Frau (Meret Becker) hat in-
zwischen eine Affäre mit seiner Schwes-
ter (Sonja Kirchberger).

Roehler also nimmt einen langen An-
lauf, um zu sich selbst zu kommen, der
Film setzt genau zehn Jahre vor seiner
Geburt ein. Doch schon in einer der ers-
ten Szenen mischt sich der Regisseur im
Kostüm einer Trümmerfrau unter seine
Statisten: Vertut euch nicht, ich bin schon
mitten in der Geschichte drin, scheint er
dem Zuschauer zu sagen.

„Quellen des Lebens“ erzählt, wie
Großvater Erich im Unterfränkischen mit
dem Verkauf von Gartenzwergen zu
Wohlstand kommt und wie sich dessen
Sohn Klaus (als Jugendlicher von Kostja

Ullmann und als Erwachsener von Moritz
Bleibtreu gespielt) in die Millionärstoch-
ter Gisela verliebt, die seine literarischen
Ambitionen teilt.

Tatsächlich ist dieser Teil des Films am
besten gelungen, möglicherweise auch
deshalb, weil Roehler hier noch nichts
Selbsterlebtes in die Quere kommen
konnte. Er erfindet eine provinzielle Idyl-
le, die Geborgenheit bietet und zugleich
zur Rebellion herausfordert. Wenn Klaus

und Gisela das erste Mal Sex haben, wa-
ckeln die Gartenzwerge im Regal.

Neugierig bestaunt der Film die junge
Gisela, flirrend kapriziös von Lavinia
Wilson gespielt, ein nervtötend sprung-
haftes und doch betörendes Wesen. Eine
fröhliche Anarchie geht von ihr aus, ihr
Übermut, dem Wirtschaftswunderland
ganz ungehörig auf der Nase herumtan-
zen zu wollen, ist ansteckend.

Mit der Geburt des Sohnes von Gisela
und Klaus, also Roehlers Geburt, kommt
ein Bruch in den Film. Der Zuschauer
sieht als erstes Bild der neuen Familie,
wie das Baby mit vollgeschissener Windel
auf eine Tür zukrabbelt, hinter der eine

Schreibmaschine klappert. Weil Gisela in
Ruhe schreiben will, hat sie das Kind aus-
gesperrt. Es ist der Anfang eines Pan -
dämoniums.

Roehler inszeniert fortan die Chronik
einer schrecklichen Kindheit, Szene um
Szene zeigt er, wie lieb- und gewissenlos
die Eltern sind, wie der Junge vernach -
lässigt und gequält wird. Es hat etwas
 Manisches. Irgendwann fragt man sich:
Wenn Roehler unbedingt mit seinen Eltern

abrechnen will, warum zieht er
dann das Kinopublikum mit rein?

Der Film verliert an Tempo,
geht in die Breite, mal ist der
Junge, im Film Robert genannt,
bei den einen Großeltern, mal
bei den anderen. Roehler ent -
wickelt einen fatalen Hang zur
Vollständigkeit und verirrt sich
dabei auf seinem eigenen ver-
schlungenen Lebensweg. Er er-
zählt immer mehr über sich und
immer weniger über die Zeit.

Einige der Figuren überzeich-
net Roehler hysterisch-karika-
turhaft, andere verklärt er völlig.
Die Klischees, mit denen er
 jonglieren will, fallen ihm auf
die Füße. Wenn Schoßhündchen
als Sinnbilder großbürgerlicher
Spießigkeit herhalten müssen,
wirkt die Satire zahnlos. Die
Sicht des Films auf Westdeutsch-
land ist bisweilen etwas schlicht.

Im letzten Drittel des Films,
in dem Robert erwachsen wird,
gewinnt „Quellen des Lebens“
wieder an Fahrt, Tiefe und Emo-
tionalität, zum Beispiel wenn
Großvater Erich seiner todkran-
ken Frau eine Niere spendet.

Es sind inzwischen die siebziger Jahre,
Roehler versinkt in der Zeit, versonnen
spielt er ihre Schlager, immer und immer
wieder. 

Irgendwie scheint er sich selbst ganz
glücklich dabei zuzuschauen und kräftig
auf die Schulter zu klopfen, dass aus
ihm trotz dieser schlimmen Kindheit am
Ende dann doch kein richtiger Irrer ge-
worden ist.

LARS-OLAV BEIER
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Passt das Leben in einen Film?
KINOKRITIK: Regisseur Oskar Roehler hat mit „Quellen des Lebens“ 
ein Monumentalwerk über sich selbst gedreht.
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„Quellen des Lebens“-Szene, Regisseur Roehler

Video: Ausschnitte aus 

„Quellen des Lebens“
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www.spiegel.de – Schneller wissen, was wichtig ist

WIRTSCHAFT | Schweineleben

Beim Biobauern herrscht Idylle pur, der konventionelle Schweinemäster 
trimmt seine Tiere unbarmherzig auf Wachstum. Was ist dran an den Klischees
der Verbraucher? SPIEGEL ONLINE hat zwei Höfe besucht und macht
den Vergleich.

SCHULSPIEGEL | Abi an der Untergrundschule 

Sie schleichen zum Unterricht, jederzeit droht die Wut des weißrussischen
Diktators Lukaschenko: Oppositionelle betreiben in der Nähe von Minsk eine
konspirative Schule. Schüler lernen dort, was Freiheit bedeutet.

SPORT | Kleine Könige 

Wenn gut nicht gut genug ist: Borussia Dortmund hat mit dem Einzug ins
Achtelfinale der Champions League mehr erreicht als erwartet. 
Gegen Schachtjor Donezk soll die Europacup-Saison gekrönt werden.
SPIEGEL ONLINE berichtet live vom Hinspiel in der Ukraine.

| „Gestern total bedrückt“

Am Ende war sie ein Schatten ihrer selbst:
Vor 50 Jahren beging die Autorin Sylvia Plath
Selbstmord. Ihr Roman „Die Glasglocke“ 
wurde erst postum zum Klassiker, weitere
Werke zensierte ihre Familie wegen 
ihrer Drastik zum Teil jahrzehntelang.
einestages.de über die letzten Tage einer 
großen Schriftstellerin.

MONTAG, 11.2., 23.00 – 23.30 UHR | SAT.1

SPIEGEL TV REPORTAGE

Strafsache Polizei –

Wenn bayerische Beamte 

prügeln gehen

Seit Jahren ist Bayern stolz auf die
niedrigste Kriminalitätsrate Deutsch-
lands. Die Polizei des Bundeslandes
ist bekannt für effektives Durchgrei-
fen und erzielt eine hohe Aufklärungs -
quote. Die Kehrseite der Effek tivität:
2011 gab es mehr als 1700 Beschwer-
den von Bürgern gegen bayerische
Polizis ten und 279 Ermittlungsverfah-
ren  wegen Körperverletzung im Amt.
 Jedoch kam es nur dreimal zur An -
klage, ein einziger Polizist wurde
 verurteilt. Anhand von exklusiven
 Videoaufnahmen, Zeugenaussagen
und  Ermittlungsakten dokumentiert
 SPIEGEL-TV-Autorin Utta Seidenspin-
ner, wie oft die Justiz im Freistaat auf
einem Auge blind ist.

SONNTAG, 17. 2., 23.45 – 0.30 UHR | RTL

SPIEGEL TV MAGAZIN

Arm, aber verschwenderisch – Berlins
Nehmerqualitäten; Rückfall nach Haft-

entlassung – Der schwierige Umgang
mit Sexualstraftätern; Täglich grüßt das

Nagetier – Rattenplage in Hamburg.

MONTAG, 11. 2., 21.00 – 21.50 UHR | SKY

SPIEGEL GESCHICHTE

Die Synagoge von Kitzingen

Die ehemalige Synagoge von Kitzin-
gen ist eines der wenigen jüdischen
Gotteshäuser, das nach der Zerstö-
rung durch die Nazis 1938 nahezu im
Originalzustand wiederaufgebaut
 wurde. Doch eine aktive Gemeinde

gibt es hier heute nicht mehr. Die
meisten Kitzinger Juden wurden bis
1942 deportiert und im Holocaust er-
mordet. Einige engagierte Bürger der
unterfränkischen Stadt haben das
Schicksal der Kitzinger Juden nicht
vergessen. SPIEGEL GESCHICHTE
hat sie besucht und sich vor Ort mit
ihnen auf die Spuren des jüdischen
Lebens in der Stadt gemacht sowie
mit Überlebenden gesprochen. 

Brennende Kitzinger Synagoge 1938

THEMA DER WOCHE

Polterstunde

Jeden Tag. 24 Stunden.
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Wenige Monate vor der Bundestagswahl kommt den Parteien dieser
Termin gerade recht: Beim politischen Aschermittwoch darf
ungehemmt polemisiert werden. CSU-Chef Seehofer tritt in Passau
auf, in Dingolfing versucht FDP-Fraktionschef Brüderle, sein
Dirndl-Gate vergessen zu machen.



chen Gegner. Oviedo ging ins Exil nach
Argentinien, kehrte 2004 aber zurück und
verbüßte seine Strafe bis 2007. Bei den
Präsidentschaftswahlen im Jahr darauf
präsentierte sich der auch bei der Indio-
Bevölkerung populäre Ex-Militär mit ei-
ner eigenen Partei, der „Nationalen Uni-
on ethischer Bürger“. Damals wurde er
Dritter, jetzt kandidierte er erneut,  jedoch
mit nur geringen Erfolgschancen. Lino
Oviedo starb am 2. Februar auf dem
Rückflug von einer Wahlkampfveranstal-
tung bei einem Hubschrauberabsturz.

Reg Presley, 71. Er sang eines der besten
Stücke der Popgeschichte. Ein kurzes Gi-
tarrenjaulen, ein hartes Riff, dann hört
man die Stimme von Reginald Maurice
Ball – wie Reg Presley mit richtigem Na-
men hieß –, der den ewigen Rocktraum
des „Wild Thing“ beschwört. In der Mitte
spielt er noch ein Solo auf der Okarina.
Seine Band nannte sich The Troggs und
kam aus der südenglischen Provinz. Ein
Jahr lang – von 1966 bis 1967 – hatten die

Musiker einen großen
Lauf. Presley schrieb
ihnen die Hits, unter
anderem das bezau-
bernde „Love Is All
Around“. Danach
versuchte er sich
noch erfolglos an ei-
ner Solokarriere. Die
Troggs fanden zwar
wieder zusammen,
aber auch das lief

nicht, genauso wenig wie die Band The
Corporation, deren Mitglied Presley in
den Achtzigern wurde. Reg Presley starb
am 4. Februar in Andover an Krebs.

André Cassagnes, 86. Die Erleuchtung
kam dem französischen Elektriker Ende
der fünfziger Jahre, als er einen Licht-
schalter installierte und dessen Schutz -
folie abzog. Dabei bemerkte er, dass man
auf die von Aluminiumstaub verunrei-
nigte Folie schreiben konnte und die
Schrift auf der Rückseite sichtbar wurde.
Das war die Grundlage für seine Erfin-
dung: die Zaubertafel, ein Spielzeug, das
Generationen von Kindern und Erwach-
senen faszinieren sollte und sich bis heute
millionenfach verkauft hat. In den USA
wurde „Etch A Sketch“ bald zum be -
liebtesten Weihnachtsgeschenk und ward
zu einem Teil der Popkultur. Cassagnes
aber verdiente an dem Erfolg nicht viel;
für 10000 Dollar hatte er die US-Rechte
 verkauft. In den achtziger Jahren machte
der geniale Tüftler noch als Drachen -
bauer von sich reden und erfand das
 Teleguide-System, eine Technik, mit der
Modellautos geführt werden können.
 André Cassagnes starb am 16. Januar in
einem Vorort von Paris.
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Cecil Womack, 65. Zusammen mit seinen
vier Brüdern trat er schon in den fünf -
ziger Jahren in den USA mit Gospellie-
dern auf. Der Sänger Sam Cooke wurde
auf die Womack-Brothers aufmerksam,
nahm sie für sein
 Label unter Vertrag.
Cecils Bruder Bobby
machte als Soulmusi-
ker eine große Karrie-
re, während sich Ce-
cil zunächst aus dem
Rampenlicht zurück-
zog und Songs für an-
dere Künstler schrieb.
Erst in den achtziger
Jahren stand er wie-
der auf der Bühne. Mit zwei Liedern über
komplexe Beziehungen – „Love Wars“
und „Teardrops“ –, die er mit seiner Frau
Linda unter dem Bandnamen Womack
&Womack einspielte, wurde er selbst be-
rühmt. Cecil Womack, der später nach
Afrika ging, starb am 1. Februar.

Joachim Engel-Denis, 79. Direkt vom
Flur des Hessischen Rundfunks weg wur-
de der smarte Jungschauspieler für die
Rolle des Betriebs-Playboys Fred Lindner
in der beliebten Fernsehserie „Die Firma
Hesselbach“ engagiert. Anfang der sech-
ziger Jahre durfte er sich dann in mehr
als 40 Folgen hocharbeiten und wurde
schließlich zum Prokuristen und Vorzei-
ge- Schwiegersohn der Hesselbachs. Bis
in die Siebziger folgten weitere TV-Auf-
tritte des vielseitigen Künstlers, unter an-
derem die Rolle des Widerstandskämp-
fers Adam von Trott
zu Solz in dem TV-
Film „Operation Wal-
küre“. Danach arbei-
tete er vor allem als
Regisseur an verschie-
denen Stadttheatern
und als Sprecher für
Hörspiele. Joachim
Engel-Denis starb am
29. Januar in Mainz.

Lino Oviedo, 69. In seiner Heimat Para-
guay wurde er 1989 bekannt, als er mit ei-
ner Granate in der Hand half, den deutsch-
stämmigen Diktator Alfredo Stroessner
aus dem Amt zu jagen. Vier Jahre danach
wurde Oviedo von einem Nachfolger zum
Heereschef ernannt, gegen den er drei
Jahre später zu putschen versuchte. Als
der Politiker für die herrschende Colora-
do-Partei 1998 die Präsidentschaft in dem
lateinamerikanischen Land erobern woll-
te, wurde er wegen seiner Rebellion zu
zehn Jahren Haft verurteilt. Später be-
zichtigte man ihn obendrein der Beteili-
gung am Mord an seinem innerparteili-
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Mädchen mit Herzschmerz

Als Hannah Horvath in „Girls“ ist sie
immer wieder auch in sexuell ernie -
drigenden Situationen zu sehen. In
Hollywood wird Lena Dunham, 26,
trotzdem als neue feministische Ikone
gefeiert. Jetzt hat sich die Hauptdar-
stellerin und Erfinderin der TV-Serie
entschlossen, bewusster mit ihrer
 Vorbildfunktion als öffentliche Person
umzugehen – denn da seien „all die
17-jährigen Mädchen, die zu mir kom-
men und sagen, wie viel ihnen meine
Serie bedeutet“. In einem Radiointer-
view ließ Dunham außerdem wissen,
dass sie von der Popsängerin Rihanna
schwer enttäuscht sei. Die habe gegen-
über ihren Anhängern verantwor-
tungslos gehandelt, findet Dunham,
weil Rihanna wieder mit Chris Brown
zusammengekommen sei. Der Musiker

hatte die Sängerin vor
vier Jahren geschlagen,
die Bilder ihres verletz-
ten Gesichts gingen um
die Welt. Dass Rihanna
nun auch noch  Fotos von
sich mit ihm marihuana-
rauchend auf Instagram
poste, sei geradezu tra-
gisch. „Das bricht mir das
Herz“, sagte Dunham.
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OLIVIER MORIN / AFP

Elefanten vor Gericht

Ihre Eskapaden und Extravaganzen
sind beliebter Stoff für Berichterstatter
in aller Welt. Im vergangenen Novem-
ber war es der „Daily Telegraph“, der
das ehemalige Supermodel Naomi

Campbell, 42, ins Visier nahm. Für die
märchenhafte Luxusparty in Indien
zum Geburtstag ihres Geliebten, des
russischen Milliardärs Wladislaw
 Doronin, 50, habe Campbell ein Polo-
spiel mit Elefanten geplant, hieß es.
Dafür müssten die Tiere mehr als zehn

Stunden auf schlechten Straßen durch
 Rajasthan transportiert werden.
 Andere Blätter griffen den Bericht un-
geprüft auf, Campbell bekam böse
Post von Tierschützern. Die Britin ver-
klagte das Blatt wegen Verleumdung
und  bekam vergangene Woche recht:
Ein Londoner Gericht stellte fest, dass
Campbell nie vorgehabt habe, Elefan-
tenpolo zu  Ehren ihres Lebensgefähr-
ten spielen zu lassen. Die Höhe der
Schadensersatzzahlung blieb geheim,
die Klägerin nahm die Entschuldigung
der Zeitung an.

Brauttherapie

Seit der Scheidung von Brad Pitt im
Jahr 2005 war Jennifer Aniston, 43,
amerikanische Schauspielerin, in
 Begleitung diverser Männer zu beob-
achten, die sich verwirrend ähnlich sa-
hen. Im August vergangenen Jahres
verlobte sie sich mit dem Schauspieler
Justin Theroux. Damit diesmal alles
gutgeht, lässt die Kalifornierin nichts
unversucht: Gemeinsam mit ihrem
Bräutigam in spe checkte Aniston in
einer Spezialeinrichtung zur Vorberei-
tung auf die Ehe ein. Drei Tage Inten-
sivprogramm in Santa Monica sollten
die Psyche von
altem Ballast
 befreien. Die
Verlobten ließen
sich therapeu-
tisch beraten,
lernten Paarmas-
sage und mach-
ten eine Ur -
schreitherapie
mit. Der Hoch-
zeitstermin ist
noch nicht
 bekanntgegeben
worden. 
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Von Teheran nach Hollywood

Bislang befasste sie sich in ihren Werken vor
 allem mit ihrer Heimat. Ihr regimekritischer
 Comic „Persepolis“, in dem sie sich mit ihrer
Kindheit in Teheran auseinandersetzt, machte
sie weltberühmt – sehr zum Ärger des Mullah-
 Regimes. Jetzt will die iranische Zeichnerin und
Regisseurin Marjane Satrapi, 43, endgültig das
Thema wechseln. Sie überraschte vorige Woche
in Paris mit einer Krimi-Komödie. „Dieser Film
hat nichts mit Iran zu tun!“, verkündete Satrapi.
Das Roadmovie „La Bande des Jotas“ (etwa:
„Die J-Bande“) drehte die Künstlerin mit ein
paar Freunden auf einer Spanienreise und spielte
auch gleich selbst die Hauptrolle. Demnächst
wird Satrapi nach Hollywood aufbrechen. Sie
übernimmt die Regie für den Psychothriller „The
Voices“.

Abschied in Lack und Leder

Was ist das? Ein Ausflug in die Berli-
ner Lederszene? Ein Karnevalsumzug
einer Fetischgruppe? Es ist, und so
 etwas kann wohl nur in der Haupt-
stadt entstehen, ein Charity-Projekt.
Wladimir Malachow, 45, noch Chef des
Staatsballetts Berlin, posiert mit seiner
Compagnie für den Bildband „Meta-
morphose“ des Fotografen Enrico
Nawrath. Etwaige Erlöse sollen „Up-
date Your Life“, einer Initiative, die
auf die Fortschritte in der HIV-Thera-
pie hinweist, zugutekommen. Schirm-
herr des Ganzen ist Berlins Regieren-
der Bürgermeister Klaus Wowereit.
Als oberster Verantwortlicher für
 Kultur hat er Malachow übrigens ver-
gangene Woche mitteilen lassen, dass
dessen Tanz- und Choreografie-Künste
ab 2014 in Berlin – nach zwölf Jahren –
nicht mehr benötigt werden.

Cem Özdemir, 47, Vorsitzender der
Grünen, arbeitet an vertrauensbilden-
den Maßnahmen für den Fall einer
rot-grünen Regierungsübernahme. Am
Rande der Münchner Sicherheitskon-
ferenz sprach der Schwabe mit James
Townsend, einem hochrangigen Mit -
arbeiter des US-Verteidigungsministe-
riums. Der fragte Özdemir, was er
 davon halte, dass Deutschland Frank-
reich mit zwei Transallflugzeugen in
Mali unterstütze. Das sei zu wenig,
antwortete Özdemir: „Unter einem
grünen Außenminister hätte es so eine
blamable Hilfe nicht gegeben.“ Der
Parteichef offenbarte später seine per-
sönliche Sicht auf den amtierenden
Außenminister: „Der pazifistische
Westerwelle“, der sich bei internatio-
nalen Konflikten gern heraushalte, sei
„die späte Rache der FDP an der Frie-
densbewegung“, scherzte er.

Dimitrij Medwedew, 47, russischer
Ministerpräsident, hat der ehemaligen
finnischen Staatspräsidentin Tarja
Halonen eine Katze geschenkt. Ende
vorigen Jahres hatte er erfahren, dass
ihre beiden Hauskatzen gestorben
waren. Zum Trost versprach er ihr
eine blauäugige Neva Masquerade,
eine Art Sibirische Waldkatze. Mitte
Januar erfolgte die feierliche Über -
gabe des Vierbeiners in der russischen
Botschaft von Helsinki. Meggi war mit
dem Tolstoi-Zug in Begleitung eines
Beamten aus Moskau angereist. In der
Botschaft musste sie jedoch schnell in
einen Käfig gesetzt werden: Das fünf
Monate alte Tier war vom Blitzlicht
der Pressefotografen ganz verschreckt.
In ihrem Alter sei Meggi „noch unbe -
rechenbar“, so Halonen, aber aus ihr
werde noch „eine ganz normale Haus -
katze“. Medwedew ist übrigens selbst
Besitzer einer Sibirischen Waldkatze.

Muammer Güler, 63, neuer Innenminis-
ter der Türkei, erfreut sich in seinem
Wahlkreis maximaler Unterstützung,
wie sein Antrittsbesuch am vergange-
nen Montag beweist. Dabei kam es in
der Stadt Mardin zu einem leichten
Verkehrsunfall, an dem der Minister-
Konvoi beteiligt war. Um weiterer
 Unbill vorzubeugen und damit Gülers
neues Amt unter einem guten Stern
stehen möge, opferten Einwohner
nach muslimischem Brauch einen
Schafsbock. Der Minister und sein
 Gefolge fuhren dann zur 80 Kilometer
entfernten Stadt Midyat. Bei seiner
Ankunft erfuhr er, dass inzwischen
29 weitere Tiere zu seinen Ehren
 geschächtet worden waren – in sieben
verschiedenen Orten entlang der
 Reiseroute.

ENRICO NAWRATH

Personalien

Erste Hilfe auf Indisch

Sechs Wochen ist es her, dass eine 23-
jährige Studentin in Indien an den Fol-
gen einer Gruppenvergewaltigung starb.
Die Tat ist kein Einzelfall,
wie die Welt erfahren
musste. Tagelang gab es –
nicht immer friedliche –
Demonstrationen in Delhi
und anderen großen indi-
schen Städten, auf denen
Sicherheit und Respekt für
Frauen und Mädchen ge-
fordert wurden. Der
Schauspielerin Gul Panag,

34, genügte es nicht, auf
die Straße zu gehen. Die
Inderin rief eine Initiative

ins Leben, um ein landesweites Netz-
werk von Freiwilligen zu gründen; ge-
sucht werden Menschen, die Verge wal -
tigungsopfern und deren Angehörigen
erste Hilfe, Beratung und Beistand ge-

ben können. Ehrenamt -
liche Anwälte sollen die
Opfer zur Polizei beglei-
ten. Panag will vor allem
dafür sorgen, dass die
 Taten ernst genommen
und endlich angemessen
strafrechtlich verfolgt
werden. „Die Polizei“,
glaubt die Aktivistin,
„macht ihren Job nicht
richtig.“ In Indien wird
etwa alle 20 Minuten
eine Frau vergewaltigt.

D E R  S P I E G E L  7 / 2 0 1 3

G
E

T
T

Y
 I

M
A

G
E

S



Bildunterschrift aus der „Rheinischen
Post“: „HAT-Trainer Martin Leppich
schwört seine Mannschaft auf einen er-
folgreichen Abstiegskampf ein.“

Aus dem „Hamburger Abendblatt“ über
Milieuschutz: „Zweck der Regelung ist,
alteingesessene Bewohner aus begehrten
Wohnlagen zu verdrängen.“

Aus der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“: „Deshalb ist zu hoffen, dass die
Steuer letztlich doch da bleibt, wo Un-
tote hingehören: im Grab.“

Aus dem „Tagesspiegel“: „‚Etwa zu dieser
Zeit tauchte auch der Dingo in der Region
auf‘, sagt Irina Pugach. Damit dürfte die
Isolation Australiens bis zur Ankunft der
Europäer wohl endgültig vom Tisch sein.“

Aus der TV-Beilage „Prisma“: „Da das
Staatstier von Florida, der Panther (kor-
rekt: Leopard & Jaguar), auszusterben
drohte, wurden acht Puma-Damen aus
Texas importiert. Die Vermählung funk-
tionierte: In Floridas Wäldern brüllen
wieder viele starke Pantherchen.“

Aus der „Rhein-Zeitung“: „Aus Sicht des
Caritas-Präsidenten Peter Neher müssen
in katholischen Kliniken vergewaltigte
Frauen umfassend beraten werden.“

Zitate

Die „Welt“ zur SPIEGEL-Titelgeschichte
„Das Sorgenkind“ (Nr. 6/2013) über
Deutschlands gescheiterte Familien -
politik:

Die Luft über den Kinderbetten ist wieder
Kriegsgebiet. Vorbereitet wurde der Kon-
flikt durch das Sturmgeschütz der Demo-
kratie, den SPIEGEL. Der rechnete in ei-
ner zehnseitigen Titelgeschichte nicht nur
mit der schwarz-gelben Familienpolitik
ab, sondern redete (nicht sonderlich ver-
klausuliert) einer rot-grünen Familien -
politikwende das Wort. In der Kavallerie
reiten rote und grüne Wahlkämpfer, die
mit ihrem Kulturkampf um das Betreu-
ungsgeld in beispielloser Art und Weise
Würde und Ansehen jener Frauen (oder
Väter) beschädigt haben, die, aufopfe-
rungsvoll und wie von Pädagogen und
Psychologen empfohlen, für ihre Kinder
da sind, wenn diese sie am dringendsten
brauchen.

Die israelische Tageszeitung „Haaretz“
schreibt über den ehemaligen TV-Jour -
nalisten, Wahlgewinner und möglichen
neuen Außenminister Jair Lapid:

Während seiner gesamten Wahlkampa-
gne lehnte Lapid vehement eine Teilung
Jerusalems ab. In einem Interview, das
Lapid im Mai 2008 dem deutschen Maga-
zin DER SPIEGEL gab, vertrat er den
 gegenteiligen Standpunkt: „Die große
Tragödie des israelisch-palästinensischen
Konflikts ist, dass jeder weiß, wie er en-
den wird. Wir werden das Gebiet teilen,
Israel wird den Großteil des Westjordan-
landes zurückgeben, und auf den öffent-
lichen Gebäuden Ostjerusalems wird die
palästinensische Flagge wehen.“

Der SPIEGEL berichtete …

… in Nr. 4/2013 „Die Psycho-Falle“ über
neue diagnostische Kriterien, die dazu
führen, dass künftig deutlich mehr Pro-
bleme als psychische Erkrankungen ein-
gestuft werden.

Der „Arztreport 2013“, den die Barmer
GEK jetzt veröffentlichte, offenbart einen
starken Zuwachs der diagnostizierten
Aufmerksamkeits-/Hyperaktivitätsstörun-
gen (ADHS) bei Kindern und Jugend -
lichen bis 19 Jahre. Zwischen 2006 und
2011 wuchs deren Zahl von 2,92 auf
4,14 Prozent – eine Zunahme um 42 Pro-
zent. Rolf-Ulrich Schlenker, stellvertre-
tender Vorstandsvorsitzender der Kran-
kenkasse, sagte: „Dieser Anstieg erscheint
in fla tionär. Wir müssen aufpassen, dass
ADHS-Diagnostik nicht aus dem Ruder
läuft und wir eine ADHS-Generation
 fabrizieren.“

Hohlspiegel Rückspiegel
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Schild an einer öffentlichen Toilette in
Markranstädt in Sachsen

Aus dem Infoblatt „Der Süd -
finder Ostalb“

Aus der „Neuen Westfälischen“






